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I. Abſchnitt. 


Allgemeine Grundſähe des Deutfchen Staatsverfalungs- 
rechts in Bezug auf Religionsangelegenheiten. 


Ss. 1 
Ss. . 
1. Bon der unumjchränften gejeggebenden Gewalt des Reichs und der 
Einzelitaaten zur Bejtimmung der Rechte und Pflichten der Bürger in 
Bezug auf Religionsangelegenheiten. 


Die Träger der Deutjchen Neihsgewalt (Kaiſer, Bundesrath 
und Neichstag), jowie die Yandesitaatsgewalten (Fürſten oder 
Senate und Landtage) beanfpruchen und üben thatjächlich Das 
oberjte und ausschließliche Necht, innerhalb des ganzen Neichsgebiets 
oder des Landesgebiets die Nechte und Pflichten der Bürger in 
Deziehung auf Neligionsangelegenheiten zu bejtimmen. Sie ge- 
jtehen feinem Untertdan ein Mitenticheivungsrecht darüber zu, 
ebenjowenig auswärtigen Staaten oder auswärtigen Vereinen 
oder deren Vorjtänden. Sie geben hierbei von einem durch Die 
Geſchichte von Jahrtauſenden bejtätigten Erfahrungsſatze aus, daß, 
wenn der Staat jeinen höchſten Zwed, die Wohlfahrt aller einer 
Glieder zu jichern und zu befördern, erfüllen joll, die Staatsgewalt 
nothwendig die höchſte Gewalt im Staate fein und bleiben muß. 

Dieſe oberſte Gejetgebungsgewalt pflegt in der Yiteratur des 
Staatsrechts und des Kirchenrechts jeit längerer Zeit als „Kirchen— 
hoheit“, „Staats-Kivchengewalt”, „jus majestaticum eirca sacra“ 
bezeichnet zu werden ?). 


) Klüber, Deffentl. Recht, S. 506 (1840). Unpafjend erfcheint heutzutage 
die Bezeichnung „jus reformandi“, welche dem Staatsrecht des unterge- 
Thudichum, Kirchenrecht. 1 


24 Staatsfouveränetät in Kirchenſachen. 


Ueberblift man die verſchiedenen Richtungen, in welchen fich 
die ſtaatliche Gejetgebungsgewalt in Bezug auf Neligionsangelegen- 
heiten äußert und äußern muß, jo treten vorzugsweiſe folgende in 
den Vordergrund: 

1. Der Staatsgewalt füllt vor Allem die Aufgabe zu, Negeln 
darüber aufzuftellen, welchen Schuß die religiöfen Ueberzeugungen 
der Staatsangebörigen und aller Stantsbewohner genießen follen, 
und inwiefern religiöfe Ueberzeugungen von bürgerlichen Pflichten 
entbinden oder die Ausübung bürgerlicher Rechte bedingen follen. 

2. Sie bat weiter Darüber zu befinden, ob öffentlich auf- 
gejtellte Sitten» und Glaubenslehren oder öffentliche Aeligions- 
übungen, jet e8 Einzehter oder von Vereinen, mit der Sicher- 
heit und Wohlfahrt des Staates vereinbar ſeien oder nicht, und 
im leßteren Falle folche Xehren und Gebräuche zu verbieten. 

3. Die Staatsgewalt kann fic) aber nicht bloß abwehrend 
verhalten, fondern fie muß auch auf die Hebung wahrer Srömmig- 
fett und Gottesfurcht ausgehen, und, weil dieſe durch geläuterte 
religiöfe Ueberzeugumngen bedingt ind, auch die Ausbreitung leisterer 
befördern. Dieje Aufgabe löſt fie vorzugsweife auf dem Gebiete 
des Unterrichtswefens, mittelbar aber auch durch Unterſtützung von 
Heligionsvereinen und Einwirkung auf die Yeitung ihrer Angelegen- 
heiten. 

4. Sie bejtimmt ferner die Vorausjeßungen, unter welchen 
eine Mehrheit von Bürgern fich zum Zweck der äußern Bethätigung 
ihrer Neligionsanjchauungen, insbejondere zum Zwed der Gottes— 
verehrung und Belehrung, verfammeln und zu Vereinen zuſammen— 
thun dürfen, jchreibt jolchen Vereinen ihre Verfaſſung ganz oder 
theilweije vor, damit diefelbe mit der Staatswohlfahrt und den 
itaatlich gejchüßten Nechten der Bürger in Einflang bleibe, und 

5. beauftragt endlich die geeigneten ftaatlichen Behörden, Die 
itaatlihe Hülfe- zur Vollziehung der Staatsgejege und jtaatlich 
genehmigten Vereins-Satzungen (Kirchengejege) zu gewähren und 
Streitigkeiten über die Anwendung verjelben zu entjcheiden, indem 


gangenen Deutſchen Reichs angehört, fowohl vor als nah dem Weſt— 
fäliſchen Frieden in den einzelnen Deutfchen Ländern eine fehr ungleiche Ber 
deutung hatte, und im dem wenigften ein freies Gejetgebungsrecht über 
Neligionsangelegenheiten bedeutete. 


Staatsfouveränetät in Kirchenſachen. 5 


der Staat feinem Neligionsvereine die Ausübung diefer obrigfeit- 
lichen Nechte mehr zugeiteht. 

Die Eigenjchaft der Neichs- und Landesitaatsgewalt als einer 
höchjten (jouveränen) mit Niemand getheilten Gewalt ijt nicht bloß 
etwas Thatjächliches, fondern e8 haben das deutſche Volk und die 
deutſchen Fürſten in der Netchsverfaffung und in den Yandes- 
verfafjungen ihren übereinjtimmenden Willen ausdrücklich fund 
gethan, daß Dieß jo fein jolle, ven Grundſatz aljo als einen 
Nehtsgrundjak anerkannt. 

Die Neichsverfaffungsurfunde weiß von feiner Beſchränkung 
der Reichsſouveränetät gegenüber Neligionsvereinen, ermächtigt viel- 
mehr das Reich, auf dem Weg der Verfaffungsgejeßgebung Yandes- 
gejeße, welche etwa der orventlichen Geſetzgebung nachtheilige Feſſeln 
anlegen, zu befeitigen d). 

Die Preußiſche DVerfafjungsurfunde v. 31. Januar 1850 
janctionivt die Staatsjouveränetät durch folgende Vorſchriften: 
Art. 10: „Geſetze und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in 
der vom Geſetze vorgefchriebenen Form befannt gemacht worden 
find. — Die Prüfung der Nechtsgültigfeit gehörig verfündeter 
Königlicher Verordnungen fteht nicht den Behörden, ſondern nur 
den Kammern (den Häufern des Landtags) zu.” Art. 4: „Alle 
Preußen find vor dem Geſetze gleih.” Art. 12: „Den bürger- 
lichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten Darf durch die Ausübung der 
Neligionsfreiheit Fein Abbruch gejchehen” 2). Sie betätigt alſo Die 


1) Das Reichs-Militärſtrafgeſetzbuch v. 20. Suni 1872, 8. 48, Spricht 
den wichtigen Grundjag aus, daß „die Strafbarfeit einer Handlung oder 
Unterlaffung dadurch nicht ausgefchlofjen fei, daß der Thäter nach feinem Ge— 
wiffen oder den Borfehriften feiner Religion fein Verhalten für geboten erachtet 
habe.” (R.-&,-Bf. 182. Vgl. Kommiffionsbefhlüffe: Neichstag 1872, Aktenft. 
Nr. 90, ©. 374, 8. 50), Das außer Kraft gefetste Baieriſche Strafgeſetzbuch 
dv. 10. Novbr. 1861, Art. 70, enthielt eine auf alle Unterthanen gleich an— 
wendbare Vorſchrift folgenden Wortlauts: „Die Unwiſſenheit über das Be— 
jtehen eines Strafgejetges überhaupt, oder über Art und Größe der Strafe, 
die Meinung, al8 ob die Durch das Geſetz verbotene Handlung nad dem 
Gewiſſen oder der Religion erlaubt gewefen fein, — — ſchließen die Strafbarteit 
nicht aus.” 

2) Aehnlich beftimmten die Grundrechte des Deutſchen Volks 9. 27. Dechr. 
1848, Art. 5: Das religiöfe Befenntniß „Darf den ftaatsbürgerlihen Pflichten 
feinen Abbruch thun.“ Defterreichifheg Grundgefeß v. 21. Dechr. 1867 über 

15 
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Beitimmung des Preuß. Allgem. Landrechts v. 1794, Cinleitung. 
$. 22: „Die Geſetze des Staats verbinden alle Mitglieder des> 
ielben, ohne Unterjchted des Standes, Ranges und Gejchlehts“t). 

Die Berfaffungsurfunde von Bayern v. 26. Mai 1818, 
Tit. 2, 8. 1, jpricht den Grundſatz der Staatsjouveränetät in der 
Form aus, daß „der König das Oberhaupt des Staats ei, alle 
Rechte der Staatsgewalt in fich wereinige und diejelben unter den 
in der Verfaffungsurfunde feitgejetsten Beitimmungen ausübe“ 2). 
Die II. Beilage der Verfaffungsurfunde, das ſog. Religionsedikt, 
befagt in dem Schlußjat feines 8. 103: „Diejes allgemeine Staats- 
Grundgejeß bejtimmt, in Anfehung der Neligtionsverhältniffe der 
verſchiedenen Kirchengefellichaften, ihre Rechte und VBerbindlichkeiten 
gegen den Staat, die unveräußerlichen Majeftätsrechte des 
Negenten, und die jedem Unterthan zugeficherte Gewiljensfreiheit 
und Neligionsausübung.” Im Wejentlichen übereinjtimmend mit 
der erjterwähnten Verfügung der Bayerifchen Verfaſſungsurkunde 
lauten die Verfaſſungsurkunden des Königreichs Sachjen v. 4. Septbr. 
1831, $. 4, Württemberg v. 25. Septbr. 1819, Art. 4, Baden v. 
22. Aug. 1818, 8. 5, und für Elfaß-Lothringen verordnet das 
Reichsgeſetz v. 9. Juni 1871, daß dort „der Kaiſer die Staats- 
gewalt ausübe“s). Im Baden brachte das Geſetz v. 9. Detbr. 


die allgemeinen Nechte der Staatsbürger, Art. 14: „Den ftaatSbürgerlichen 
Pflichten darf durch das Religionsbekenntniß fein Abbruch gefhehen.” Schweize— 
rifche Bundesverfafjung v. 1874, $. 49: „Slaubensanfichten entbinden nicht 
von der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten.“ 

) Das Preußische Verfaſſungsgeſetz v. 5. April 1973 hatte dem Art. 15 
der Berfafjungsurfunde v. 1850 die Faffung gegeben: „Die evangelifhe und 
die römiſch-katholiſche Kirche, fowie jede andere Religionsgeſellſchaft ordnet 
und verwaltet ihre Angelegenheiten felbytändig, bleibt aber den Staat$- 
gejeßen und der gefeglih geordneten Auffiht des Staates 
unterworfen.” (Das Verfaſſungsgeſetz v. 18. Juni 1875 bat den Art. 15 
dann wöllig aufgehoben, um allen unpaffenden Folgerungen aus. der darin 
noch ausgeſprochenen „Selbftändigfeit‘ der Kirchen für immer ein Ende zu 
machen). Entſprechend Tauteten die Grundrechte des Deutfchen Volkes v. 
27. Dechr. 1848, Art. 5 (Neihswerf.-Entwurf 8. 147) und Yautet noch das 
Defterreichiiche Staatsgrundgef. v. 21. Dechr. 1867, Art. 15. 

*) Ueber diefe Auslegung vgl. namentlich R. Gneift, der Rechtsſtaat. 1872, 
©. 148. 

3) R.G.⸗Bl. 212. 
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1860, 8. 13, den Grundſatz noch deutlicher zum Ausorud: „In 
ihren bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Beziehungen bleiben die 
Kirchen, deren Anftalten und Diener den Staatsgeſetzen unter: 
worfen.“ „Keine Kirche kann aus ihrer Berfaffung oder ihren Ver— 
ordnungen Befugnifje ableiten, welche mit der Hoheit des Staats 
oder mit den Staatsgefegen im Widerſpruch jtehen‘t). Faſt 
wörtlich ebenſo lauter das Großherzogl. Heſſiſche Geſetz v. 23. April 
1875, Art. 42). 

Die meijten Verfaſſungen erkennen ihn ferner noch durch Die 
Borihrift an, daß alle Staatsangehörigen vor dem Geſetze gleich, 
alſo ihm auch in gleicher Weife unterworfen, zu gleichem Gehor— 
jam verpflichtet, und auch) verpflichtet jeten, denfelben eidlich zu ge- 
loben ?). 3. B. Berfaffungsurfunde des Großherzogthums Heffen 
v. 17. Dechr. 1820, Art. 22: „Der Vorwand der Gewifjensfreiheit 
darf nie ein Mittel werden, um fich irgend einer, nach den Ge— 
jegen obliegenden Verbindlichkeit zu entziehen.” (Haft wörtlich in 
der Kurheſſiſchen Verf.Urk. v. 1831, $. 30, wiederholt). Württen- 
bergiiche Verfaffungsurfunde v. 25. Septbr. 1819, Art. 21: „Alle 
Württemberger haben gleiche jtaatsbürgerliche Nechte, und ebenſo 
jind fie zu gleichen jtaatsbürgerlichen Pflichten und gleicher Theil- 
nahme an den Staatslajten verbunden, jo weit nicht Die Ver— 
faſſung eine ausvrüdliche Ausnahme enthält, auch haben fie 
gleihen verfaſſungs mäßigen Gehorſam zu leiſten.“ 


Se 
Arten und Nangordnung der jtaatlichen VBorjchriften über Neligions- 
angelegenheiten und Verhältniß der kirchlichen Beliebungen zu denſelben. 


Die Rangordnung der ftaatlichen Vorſchriften für die Beur- 
theilung der Pflichten und Nechte der Bürger in Bezug auf 
Religionsangelegenheiten ift die gleiche wie für alle übrigen bürger= 
lichen Verhältniſſe. Maßgebend find alfo: 

1. In erjter Linie die Verfafjungsgefege des Reichs; dann 
2. die einfachen Reichsgeſetze; 

9 Dove's Zeitſchr. 1, 159. Friedberg, Staat und Kirche in Baden 1874, 
©. 238. 

2) Neg.=Bl. 248. 

®) Hierüber ſ. unten. 
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3. die zur Ausführung derjelben erlajjenen Reichsverord— 
nungen (des Kaiſers oder des Bundesraths, oder von 
Reichsbehörden); 

4. die Landes-Verfaſſungsgeſetze; 

5. die einfachen Landesgeſetze, einſchließlich der Staatshaus— 
halts-Geſetze. Zu dieſer Klaſſe von Rechtsvorſchriften 
gehören auch die meiſten evangeliſchen Kirchenordnungen 
des 16.—18. Jahrhunderts; 

6. die landesherrlichen mit minijterieller Kontrafignatur er- 
lafjenen Berordnungen ; 

7. die Verordnungen von Staatsbehörden. 

Die Beliebungen der Kirhen- und Religions— 
vereine, neuerdings oft „Kirchengeſetze“ und „Kirchenverordnnungen‘ 
genannt, fommen für deren Mitglieder jowie für die Staats- und 
Gemeindebehörden erft in Betracht, injoweit ftaatliche VBorfchriften 
nicht vorhanden find, und die firchliche Beliebung fich innerhalb 
der jtantsgejeglichen Zuftändigfeit der Kirchen Hält. 

In den meijten Deutichen Staaten ijt zur Gültigfeit der 
firchlichen Beltebung außerdem erforderlich, daß fie vom Yandes- 
herrn oder den zuftändigen Staatsbehörden zugelajjen (mit Placet 
verjehen) oder fogar durch fie verkündigt fer; namentlich iſt dies 
überall Hinfichtlich der enangelifchen Kirche der Fall. 


Se 
2. Unveräußerlichfeit der Stantshoheitsrechte in Neligionsangelegen= 
heiten, Widerruflichfeit der hierüber bon Staatswegen mit Untertanen 
oder mit dem Römischen Bapjt geichlofienen Verträge (Stonfordate). 


1. Mit Staatsunterthanen Verträge über die Ausübung 
von Staatshoheitsrechten einzugehen, ift im 19. Sahrhundert nicht 
vielen Regierungen in den Sinn gefommen, und von den deutichen 
Landtagen hat fein einziger jemals einen folchen Vertrag gut- 
geheigen. In Preußen traf man auch ſchon vor 1850 manchmal 
mit den katholiſchen Yandesbifchöfen „Verabredungen“, vermied aber 
jorgfältig die Form des Vertrags (wie 3. B. bei der Verabredung 
mit dem Erzbiihof von Köln über die Befegung der Fatholifch- 
theologiichen Fakultät zu Bonn vom Jahre 1525, und über die ge- 
miſchten Ehen vom 19. Juni 1834; erſt ſeit 1850 wurde es üblich, in 
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Urkunden, die mehr oder weniger das Ausſehen von Verträgen 
haben, mit den Biſchöfen zu paftiren über die Ertheilung des 
Keligtonsunterrichts in öffentlichen Lehranftalten, über die Aus- 
ſcheidung der der Krone verbleibenden PBatronatrechte und andere 
wichtige Fragen. In einigen Hleineren Staaten ahmte man diejes 
Beilpiel nach ; in Baden wurden fogar noch nach dem Sturz der 
Konfordatsminifter in den Jahren 1861 und 1872 „Verein: 
barungen“ zwiſchen Regierung und Biſchof aufgefegt über Ver— 
waltung des Kirchenvermögens und über die Staatsprüfung der 
Aſpiranten der Theologie, welche allerdings ſchließlich nicht zur 
Natififation gelangten), Zum Abſchluß eines förmlichen Konkor— 
dates mit dem Yandesbiichof Fam es im Großherzogthum Heffen 
unter dem Diinifterium Dalwigk; Die fog. „vorläufige Uebereinkunft“ 
vom 25. Auguft 1854 fchliegt mit den Worten: „Zur Tejthaltung 
der vorjtehenden vorläufigen Uebereinfunft verpflichten ſich, 
Darmjtadt und Mainz, den 23. Auguft 1854: Namens der Großh. 
Negterung vermöge Allerhöchſter Entſchließung Sr. Königl. Hoheit 
(des Grofherzogs) der Präfident der Großh. Minifteriums des 
Innern, dv. Dalwigf, und: der Biſchof von Mainz, W. E. Freih. 
v. Retteler 2). 

Solchen VBerabredungen kann niemals die Cigenfchaft von 
Berträgen zufommen; fie find vielmehr, je nach ihrem Gegenftand 
und der Form ihrer Verkündigung, landesherrliche oder minifterielle 
Verordnungen oder bloße Berwaltungsverfügungen, welche nur in- 
joweit Geltung haben, als der Gegenftand auf diejem Wege über- 
haupt geregelt werden darf, und nur jo lange in Geltung bleiben, 
als nicht durch Verordnung, beziehungsweife Verfügung etwas 
Anderes angeordnet wird ?). 


1) E. Friedberg, der Staat und die fatholifhe Kirche im Großherzogthum 
Baden. 2. Aufl., 1874, ©. 441, 544, 553. 

2) Abgedr. in Dove's Zeitſchrift f. KeR., L 188—192. 

3) Ein im Uebrigen die Rechte des Staates vertheidigender Schriftiteller, 
5. v. Sybel (Gerichtsafjefjor), das Recht des Staates bei den Bifhofswahlen 
in Preußen (1873) ©. 4 meint: „Wenn der Staat mit einer in feinem 
Gebiete beftehenden Neligionsgefellihaft einen Staatsvertrag (??) abſchließt, 
fo erfennt er diefelbe thatſächlich (!) damit als ein zu folchen Akten befähigtes 
Subject an; er fei fhon nah den Grundfägen von Moral und Biligkeit 
zum SFefthalten an ſolchen vertragsmäßigen Normen verpflichtet.“ Hiermit 


8 Widerruflichkeit der Konkordate. 


II. Auch politifche Gemeinden fünnen ſich der ihnen durch 
Staatsgefet eingeräumten Rechte nicht Durch Verträge mit Religions» 
vereinen entäußern, da dieſe Nechte in jeder Hinficht zugleich 
Pflichten der Gemeinden find. Fälle, in welchen diefe Regel eine 
wichtige Bedeutung erlangte, find in der neueren Zeit in Preußen 
vorgefommen. Nach 1850 ſchloß der Rath der Stadt Neuß 
am Niederrhein mit dem Erzbiſchof von Köln einen Vertrag, 
worin er fich verpflichtete, zum Direktor” und zu Lehrern am 
ſtädtiſchen Gymnafium nur ſolche Perfonen zu wählen, welche der 
Erzbifchof als dazu geeignet anerkannt haben werde. Im Jahre 
1872 trat der Stadtrath einfeitig von diefem gänzlich unverbind- 
(then DVertrag wieder zurüd. Aber noch im Jahre 1875 unter- 
handelte der Magiftrat der Preußiſchen Stadt Frankfurt a. M. 
einen „Vertrag mit der Fatholifchen Kirchengemeinde daſelbſt über 
den an den ftädtifchen Lehranſtalten zu ertheilenden Unterricht in 
Religion und Geſchichte (I); derſelbe Hat jedoch die Genehmigung 
der Stadtverordnetenverfammlung nicht erhalten. 

II. Im 19. Jahrhundert haben die meijten Deutjchen Negie- 
rungen, welche fatholiiche Unterthanen haben, zu verſchiedenen Zeiten, 
theilsnach dem Beifpiele Napoleon's J., theil8 nach demjenigen Dejter- 
reich, mit dem Römiſchen Papſt Konfordate oder Konventionen, 
Dereinbarungen, Berabredungen, Gepflogenheiten eingegangen, 
welche einzelne, oft nur wenige Seiten der Einrichtungen der 
fatholiichen Landeskirchen berührten. Es geſchah dies entweder 


iſt aber ſchon zugeftanden, daß einer aus Staatsunterthanen beftehenden 
Religionsgejellfchaft die Fähigkeit, den Willen der Staatsgewalt durch Ver— 
trag zu befehränfen gerade nur fo lange zufommt, als die Staatsgemalt 
ihr diefe Fähigkeit zuerfennt, und feinen Augenblid länger. — Eine ähnliche 
Folgerung, wie F. dv. Sybel, zog ſchon dreißig Jahre vorher Laspeyres, im 
jeiner Geſchichte und heutigen Verf. der Fatholifhen Kirche Preußens, I, 871; 
er erblidte in dem Abflug der Konvention zwiſchen der Preußifhen Regie— 
rung und dem Erzbifhof von Köln über die gemifchten Ehen vom 19. Juni 
1834 das wichtige officielle Anerfenntniß: „daß die gegenwärtige Landſäſſigkeit 
der Kirchenoberen einer vergleih8- und vertragsmäßigen Negulirung der die 
Kirche und den Staat gleich nahe berührenden Angelegenheiten eben fo wenig 
entgegenftehe, al8 die Landesunterthänigfeit der weltlichen Stände einer Feſt— 
ftellung der politiſchen Verfaſſung durch Landesverträge.“ (Diefen Ausdrüden 
hört man deutlich genug an, wie unentwidelt damals noch die — 
lichen Zuſtände Preußens waren.) 
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noch zur Zeit der abjoluten Monarchie oder, wo bereits konſti— 
tutionelle Verfaſſungen bejtanden, einfeitig durch die Regierungen 
ohne Zuftimmung der Landesvertretung. Dieje Vereinbarungen 
jind num, wie jpäter noch genauer darzulegen ift, von den Regie— 
rungen wie auch von den Päpften niemals als wahre Verträge 
in dem Sinne, daß fein Theil ohne des andern Zuſtimmung daran 
zu ändern befugt wäre, angejehen und von den Volksvertretungen 
niemals als ſolche anerkannt worden. 

1. Bor dem Sabre 1855 hat außer der Baperifchen über- 
haupt feine Regierung ein in Vertragsform redigirtes Abkommen 
genehmigt und verfündigt, jondern landesherrliche Verordnungen 
verfündigten die verabredeten päpftlichen Bullen als vom Yandes- 
heren angenommene und betätigte kirchliche Satungen und zwar 
ſtets mit dem ausprüdlichen Vorbehalt aller Majejtätsrechte, aljo 
des Rechts der Staatsgewalt, diefe verfündigten Satungen jeder- 
zeit auch ohne Zuftimmung des Römiſchen Stuhls zu ändern. 
In Bayern Fam ein wahres Konfordat zur Verkündigung, aber 
unter Erklärung deſſelben zum „Staatsgeſetz“ und unter Ungültig- 
erflärung mehrerer wichtigen Beſtimmungen deſſelben. 

2. Hätten die Regierungen bet Annahme over Verkündigung 
der Bullen oder Vereinbarungen die Hoheitsrechte des Staats 
nicht vorbehalten oder ſogar ausdrücklich darauf Verzicht geleijtet, 
jo würde ein folcher Akt den Staat nicht binden, d. h. e8 würde 
feine moraliiche Pflicht für ihn bejtehen, in Ewigfeit daran feit- 
zubalten. Denn die zur Staatsgewalt nothiwendig gehörenden 
Nechte der Geſetzgebung über das ganze Staatsgebiet find unver— 
äußerlich, d. b. feine Generation kann die fommenden Generationen 
in unlösbare Feſſeln Schlagen, ihnen die Freiheit der Selbjtbeftim- 
mung vauben; es bejteht feine moralifche Pflicht einen ſchädlichen 
Zuftand nur aus dem Grunde beizubehalten, weil es die früher 
Lebenden jo gewollt haben; jede Generation tft ihr eigner Herr 
und fie thut recht, ihre Verhältniffe nach ihren Bebürfnijjen zu 
ordnen, wozu fie auch glücklicherweife immer die Macht hat. Es 
ijt fein ftichhaltiger Einwand biergegen, daß die Stantsgewalt Doch 
allgemein als befugt gelte, durch Verträge mit auswärtigen 
Staaten ihre Souverainetät in einer, auch die kommenden Ge— 
jchlechter bindenden Weiſe zu bejchränfen, und daß alle cwilifirten 
Bölfer einen einfeitigen Bruch ſolcher Verträge als unfittlich an- 


10 MWiderruflichfeit der Konkordate. 


fähen umd dem hierdurch verlegten Staat das Necht des Zwangs 
zur DVertragseinhaltung zugeftänden. Diefe Analogie paßt nicht 
aus folgenden Gründen: 

a) Die Vereinbarungen mit dem Papft find mit demjelben 
getroffen nicht in feiner Eigenſchaft als Oberhaupt des Italieni— 
ſchen Kirchenſtaats, was er zu jener Zeit noch war, ſondern als 
der Perſon, welche die Katholiken des betreffenden Deutſchen 
Staats als Oberhaupt ihres Religionsvereins betrachten. Die 
Vereinbarungen bezwecken lediglich die kirchlichen Verhältniſſe der— 
jenigen Katholiken zu regeln, welche Deutſche Staatsunterthanen 
ſind. Auch wurden ſie mit dem Papſt nicht darum abgeſchloſſen, 
weil derſelbe auch von Katholiken fremder Länder als Oberhaupt 
anerkannt wird, da die Anſichten fremder Völker nicht für das 
Verhalten der Deutſchen Staatsgewalt maßgebend ſein können. 
Wenn z. B. der Fall einträte, wie er ſchon theilweiſe früher ein— 
mal eingetreten war, daß ſich Frankreich, Oeſterreich, Italien vom 
Papſt losſagten, ſo würden Konkordate zwiſchen ihm und Deutſch— 
land immer noch ſo gut möglich ſein wie jetzt, — wenn auch aller— 
dings die Beweggründe, ihm dieſe Ehre zu erzeigen, an Kraft 
verlieren dürften. Es ſteht demnach jede ſolche Vereinbarung mit 
dem Römiſchen Stuhl ſtaatsrechtlich auf einer Linie mit Verein— 
barungen, welche die Staatsregierung mit einem Landesbiſchof, 
einer evangeliſchen Synode u. ſ. w. trifft. 

b) Wollte und müßte man aber auch zugeben, daß Konfordate 
in der That Staatsverträge oder etwas dem Analoges jeien, jo 
würde man der Staatsgemwalt nichtsdeſtoweniger das echt zuge- 
jtehen müfjen, fie zu fündigen, wenn die Wohlfahrt des Staates 
dies dringend erfordert; denn auch Staatsverträge, welche auf un— 
bejtimmte oder ewige Zeit eingegangen find, müſſen in folchen 
Fällen gekündigt werden und find, jo lange die Welt ſteht, gefün- 
digt worden. Namentlich aber würde, wenn man die Analogie der 
Staatsverträge anwendet, dem Staate das Necht der Kündigung 
unbedingt dann zuftehen, wenn der Papft die Staatsgewalt mit 
den zahlreichen ihm zu Gebot ftehenden Mitteln zu befriegen 
unternimmt, da jeder Krieg alle zwifchen den Kriegführenden be— 
jtehenden Verträge aufhebt. Nach diefer Negel hat denn auch) 
Dejterreich verfahren, als es unterm 30. Juli 1870 das Konkordat 
für „hinfällig“ erklärte. 
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3. Die Bolfsvertretungen der Großherzogthümer Baden 
und Heffen und des Königreichs Württemberg, wie auch des Kaiſer— 
reich8 Dejterreich haben fich denn auch zu dem Sat befannt, daß 
Konkordate, wenn fie überhaupt jemals Gültigfeit erlangt hätten, 
doch auf dem Weg der Gejetgebung abgeändert oder aufgehoben 
werden können, und haben folchen Gejegen mit großer Majorität 
ihre Zujtimmung ertheilt. 

Das Abgeordnetenhaus des öſterreichiſchen Reichsrathes be- 
ihloß am 5. Juni 1867 mit allen gegen zwei Elerifale Stimmen 
folgende Adrefje an den Kaiſer 9: 

„Wir müffen es als eine unabweisliche Nothwendigfeit be- 
zeichnen, daß im Wege der verfaffungsmäßigen Gejetgebung an 
die Revifion des Konkordats in jenen Beziehungen ge- 
fchritten werde, welche in ven Bereich der Staatsgefetgebung fallen. 
Wir ehren die Unabhängigkeit der Kirche und find weit entfernt, 
derjelben jemals nahe treten zu wollen. Wir find aber auch über- 
zeugt, daß weder ein Geſetz, noh ein Bertrag für alle 
Zukunft Nechte unwiderruflich aufgeben fünne, welche nach Der 
heutigen Entwiclung des ftaatlichen Lebens zu den mejentlichen 
Hoheitsrechten des Staats gehören. Wir halten e8 für unmög- 
lich, daß der Staat fich feiner Nechte in Bezug auf die Aus- 
übung der Juſtizgewalt und auf die Gefegebung in Sachen des 
Unterrichts zu Gunften einer von ihm völlig unabhängigen Macht 
habe entäußern oder fich des Nechtes habe begeben können, das 
notürlichite aller politifchen Rechte, das der Gleichheit aller Staats— 
bürger vor dem Geſetze, ohne Rüdficht auf die Konfeſſion welcher 
jie angehören, im volljten Umfange verwirklichen zu dürfen.“ 

4. Der päpftliche Stuhl ſelber gebt ſeinerſeits jeit Jahr— 
Hunderten von der Auffafjung aus, daß ein Konfordat nicht die 
Natur eines Vertrags habe, weil er fich als den ſouveränen Geſetz— 
geber über alle Gegenjtände, welche den Inhalt eines jolchen 
Konfordates bilden können, betrachtet und mit richtiger Konſequenz 
jih Das unveräußerliche echt beilegt, jederzeit einjeitig andere 
Anordnungen zu treffen. Mehrere Päpite haben biernach auch 
praftiich verfahren. Auch Pius IX. hat diefen Grundſatz durd) 
öffentliche Belobung von Schriften, welche ihn vertheidigten, ge— 


Schultheß, Gefhichtsfalender, 1867, ©. 271. 
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billigt und Durch feine offietöfen Blätter oftmals vertreten 
lajjen. 

; Allerdings behaupteten die Päpfte immer zugleich, daß ven 
Fürften oder Staaten, welche Konfordate eingingen, ein gleiches 
Recht des einfeitigen Rücktritts nicht gebühre, dieje vielmehr ver- 
pflichtet feien, ihre Zufagen zu halten, bis der Papſt fie davon 
entbinde. Diejen Lehrſatz hat auch Pius IX. wiederholt anf- 
gejtellt und die gegentheilige Anficht als verderblichen Irrthum 
verdammt). Es iſt dies wiederum nur ganz fonjequent von dem 
Standpunkte aus, daß der Papſt ver Gejetsgeber, die Staaten aber 
die zum Gehorjam Berpflichteten feien. 

Eine Stantsgewalt, welche fich für ſouverän hält und die 
Spuveränetät nicht mit dem Papſte theilen will, handelt demnach 
niemals Hug und konſequent, wenn fie fih in Berhandlungen 
mit dem Papſt einläßt oder gar formulirte Abreden trifft, ſei es 
in Form eines Vertrags oder blos in Form päpftlicher Bullen, 
mag dies auch mit nech fo vielen Vorbehalten gejchehen. Es kann 
ja nützlich fein, über die Geſetze, welche der Staat Hinfichtlich der 
fatholifchen Kirche zu erlaffen gevenft, die fatholifchen Staats— 
unterthanen, insbeſondere auch höhere Geiſtliche gutüchtlich zu hören, 
jo wie man auch Protejtanten, Israeliten in ähnlichem Falle 
hören wird; aber mit dem Papft überhaupt zu unterhandeln er- 
jheint immer als Fehler, da die Päpſte offen den Anſpruch er— 
heben, die wahren Gejetsgeber über alle Religions- und Kirchen— 
angelegenheiten zu jein. Es wird dadurch immer mehr oder 
weniger der Schein erwedt, als kämen innerhalb des Staats- 
gebietS dem Papſt Berfügungsrechte zu, welche nicht von der 
Staatsgewalt abgeleitet feiern. Wil man dann jpäter von der 
Staatshoheit Gebrauch machen, unabhängig von päpftlicher Zu- 
jtimmung, jo benugen die Gegner jene Abreden, um die Hand- 
lungen des Staates als Uebergriffe, als Bruch gegebener bindender 
Verſprechen binzuftellen. Den päpftlihen Grundfaß, niemals 


) Der Syllabus vom 8. December 1864 zählt als error Nr. 43 auf: 
„Laica potestas auctoritatem habet rescindendi, deeclarandi ac fa- 
ciendi irritas solemnes conventiones (vulgo Concordata) super usu 
iurium ad ecclesiasticam immunitatem pertinentium cum Sede Apo- 
stolica initas, sine huius consensu, immo et ea reclamante.“ 
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Principten Etwas zu vergeben, dürfen fich auch die Staaten em— 
pfohlen fein laſſen. 


8. 4. 


Angebliche Beſchränkung der Souveränetät der Deutſchen Staatsgewalt 
durch den Weſtfäliſchen Frieden von 1648 und durch das Beſtehen 
wohlerworbener Rechte. 


1. Die ſämmtlichen Deutſchen Erzbiſchöfe und Biſchöfe haben 
in ihrer aus Fulda vom 20. September 1872 datirten Denkſchrift 
„über die gegenmärtige Lage der Fatholiichen Kirche im Deutfchen 
Reiche“ die Behauptung aufgeftellt, daß die Souveränetät der 
Deutichen Staatsgewalt noch gegenwärtig eingefchränft jet Durch 
den Weftfälifhen Frieden von 1648. Gründe, über welche eine 
juriftiiche Diskuffion möglich wäre, haben fie hierfür nicht ange- 
führt; fie begnügen ſich mit der Behauptung, die evangelijche und 
fatholifche Kirche hätten durch jenen Frieden ein „unantajtbares 
wohlerworbenes Recht“ erlangt, das der Staat jchügen müſſe 
und das er nicht nach feinem Willen ändern könne. Welchen In— 
haltes dieſes Necht jet, wird ebenfalls faum angedeutet, jedoch mit 
Borficht zugegeben, daß es „urjprünglich nur innerhalb der Grenzen 
des Normaljahres gegeben‘, aber jpäter erweitert worden ſei (!) 
auch dieſe fpäteren Erweiterungen hätten „unantaftbare echte‘ 
jener beiden Kirchen begründet !). 

Betrachtet man den Wejtfäliichen Frieden als ein Staats— 
geje des ehemaligen Deutſchen Reichs, was er ja ebenfalls ge- 
wejen iſt, jo leuchtet ein, daß er wie jedes andere Geſetz durch 
neuere Staatsgejege gültig abgeändert werden fonnte und, joweit 
er bisher noch galt, auch gegenwärtig abgeändert werden kann. 
War er aber ein Staatsvertrag zwifchen dem Deutſchen Neich 
und Schweden, beziehungsweife zwifchen dem Deutjchen Neich und 
Srankreich, und gilt er als jolcher bis auf dem heutigen Tag fort, 
wie die Biſchöfe anzunehmen jcheinen, jo würde daraus folgen, 

2) Diefe Theorie ift Schon im I. 1860 vom Exrzbiſchof von Freiburg, 
dv. Bicari, im einer bei der badischen Negierung eingereichten Denkſchrift auf— 
geftellt und ganz neuerlih, Frühjahr 1875, vom Bilhof von Mainz, 
dv. Ketteler, in einer Slugfchrift weiter ausgeführt worden, welche den auf- 
wieglerifhen Titel führt: „Der Bruch des Keligionsfriedens und der einzig 
richtige Weg zu feiner Wiederherftellung.‘‘ 
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daß Schweden und Frankreich ein Recht hätten, von der Deutjchen 
Staatsgewalt die Aufrechterhaltung feiner Beftimmungen zu for= 
dern. Unter feinen Umftänden würden die Bijchöfe, welche Unter- 
thanen des Deutjchen Neichs find, als legitimirt erjcheinen, im 
Namen Schwedens und Frankreichs aufzutreten; noch weniger 
fönnen fie ſich im Ernfte Namens des Papjtes als Dberhaupts 
der fatholifchen Kirche auf den Weſtfäliſchen Frieden berufen, da 
der Papſt denfelben nicht mitgejchlofjen, ihn vielmehr allezeit als 
eine GSottlofigfeit verdammt und für ungültig erklärt hat. 


Uebrigens ift e8 den Bischöfen nicht unbekannt, daß der Weſt— 
fälifche Friede durch zahlreiche neuere Europätjche Staatsverträge 
und Deutjche Neichsgejege, namentlich den Ayswider Frieden von 
1697 Art. 4, den Luneviller "Frieden von 1801, den Reichsdepu— 
tationshauptichluß von 1803, den NRheinbundsvertrag von 1806 
Art. 2 u. |. w., die Akte des Wiener Congrefjes und die Deutjche 
Bundesakte von 1815 u. a. m. abgeändert worden ijt, da ja nach 
ihrer eignen Angabe die Rechte der Fatholiichen Kirche durch dieſe 
neueren Berträge und Gejete eine „Eweiterung” erfahren haben 
jollen. Wenn jte nichtspeftoweniger die durch Diefe neueren 
Staatsverträge und Staatsgefege am Weftfäliichen Frieden vor- 
genommenen Aenderungen als rechtswidrig, als „Bruch des Re— 
ligionsfriedens“ Hinftellen, jo iſt Dies nicht blos eine in hohem 
Grad auffallende Ineonfequenz, jondern zugleich eine Leugnung 
alles Deutſchen VBerfaffungsrechts, die offene Aeuferung revolu— 
tionärer Oefinnungen. Zur Beichönigung derjelben berufen fie 
ih zwar darauf, daß dieſe Meinung „von den berühmtejten 
Deutihen Yuriften aller Konfeffionen” und „bis in die neuejte 
Zeit” vertreten worden fet, und daß „erſt Die neuefte Zeit eine 
andere Doftrin gejchaffen babe”; allein auch diefes Anführen er- 
weit fich als umrichtig. Alle Iuriften, welche die jeit 1801 ge: 
ſchaffenen Deutjchen Staaten, den 1815 gejchaffenen Bund, das 
18606 und 1870 gejchaffene Deutſche Neich als rechtlich bejtehend 
anerkannten, welche alſo nicht auf dem Boden der Revolution 
verharrten, haben fich zu der Anficht befannt: es jeien diejenigen 
Deitimmungen des Weftfältichen Friedens und die alten Reichsgeſetze, 
welche überhaupt in Deutfchland oder einzelnen deutſchen Staaten 
noch auf Geltung Anfpruch zu machen hätten, lediglich als „Par— 


- 
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tikularrecht“ der betreffenden Einzelftaaten zu erachten und der 
Abänderung Durch neuere Deutjche Staatsgeſetze jederzeit fähig. 

2. Zur Rechtfertigung ihrer Leugnung der Verbindlichkeit 
der neueren Staatsgejege über Neligionsangelegenheiten berufen 
ih die Biſchöfe ferner auf die in manchen Lehrbüchern des 
Staatsrecht8 vertretene Theorie, dag Staatsunterthanen, und zwar 
Einzelne wie Storporationen, Rechte haben fönnten, über welche 
ſich die Geſetzgebungsgewalt des Staates nicht erjtrede; dies jet 
nämlich der Fall bei allen „wohlerworbenen” Nechten, jura 
„quaesita“, 

Hiergegen ift zunächit zu erwidern, daß unfere geltenden Ver— 
fafjungsgejege von einem folchen Nechtsjat jo wenig wiljen, wie 
von der anderen ähnlichen Theorie der Franzöſiſchen Revolution, 
daß e8 „natürliche” oder „Menſchen-Rechte“ gebe, Hinfichtlich deren 
der Unterthan nicht mehr der Staatsgewalt unterworfen ſei und 
zu deren Wahrung jeder Einzelne zur Selbjthülfe, zur Nevolution 
zu jehreiten befugt erjcheine. Bei einigen der Schriftiteller, vie 
ihn vertreten, erklärt er fich Daraus, daß fie die Nechtsbeftändig- 
feit des heutigen Staatenſyſtems wie die Bijchöfe leugnen; bei 
anderen iſt er ein ganz nebelbafter Begriff, da fein Verſuch ge- 
macht wird anzugeben, welche Nechte denn zur Klaſſe jolcher 
„wohlerivorbener” echte zu zählen feten; bei anderen endlich erklärt 
er jih aus bloßem Nachichreiben von jtaatsrechtlichen Werfen aus 
der Zeit des alten Deutfchen Reichs. Dazumal nämlich drückte der 
Sat in vielen Fällen aus, daß die Staatsgewalt nicht dem Yandes- 
herren allein gebühre, jondern die Yandjtinde einen bejtimmten An— 
theil daran hätten, daß ihre Rechte alſo ebenjo ſtark jeien, wie 
die des Yandesherrn, durch Vertrag mit demfelben oder durch Ver- 
leihung vom Neich, alfo Durch gute Nechtstitel für jie erworben. 
In anderen Fällen wurde fie von einzelnen privilegirten Klaſſen 
zu dem Zwede aufgejtellt, um Reformen im Staat, welche zur 
Befeitigung von Privilegien führen mußten, bejjeren Widerjtand 
entgegenjegen zu können. Mit jolchen für einen untergegangenen 
Zujtand berechneten Ausprüden heutigen Tages gegen den Haren 
Buchjtaben unjerer VBerfafjungsurfunden argumentiren zu wollen, 
iſt ein völlig ohnmächtiges Beginnen. 

Den Biſchöfen gegenüber darf übrigens noch angeführt wer— 
den, daß der Papft nicht weniger wie der weltliche Gejetsgeber das 
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Recht in Anfprudh nimmt, wohlerworbene Rechte aufzuheben ; 
3. B. verfügte er in der Bulle für die Oberrheiniſche Kirchen- 
provinz vom 11. April 1827 „Ad dominiei gregis custodiam“, 
daß die apoftolifche Kanzleiregel, wonach ein „jus quaesitum“ 
nicht aufzuheben jet, der Gültigkeit der Bulle nicht entgegen: 
gehalten werden jolle. 


= Sind: 
3. Bon der Anerfennung der Pfliht der Treue und des Gehorſams 
gegen Die Stantsgejege und geſetzmäßigen Obrigfeiten durd) feierliche 
Erklärung oder Eid (Berfaifungseid, Treneid). 


Nach allen deutichen Yandesverfaffungen hat der Yandesherr, 
fowie der Neichsverwejer bei Antritt der Regierung die ausdrück— 
liche, meiſt eidliche Erklärung zu geben, daß er die Gejete des 
Staates als für fich verbindlich anerfenne und hiernach zu han— 
deln gemwillt ſei. Ebenſo verjprechen alle Reichs- und Landes— 
beamten, meift auch die Kommunalbeamten, ferner die Mitglieder 
der Yandtage, in vielen Staaten fogar alle Bürger eidlih Treue 
und Yeiltung des in den Gejeten geforderten Gehorſams. 

Bon allen anderen Einwirkungen auf das Gewiffen abgejehen 
gewähren ſolche Zujagen den Nuten, daß dem, der fie abgegeben 
hat, bei jpäterer Nichterfüllung die Ausflucht abgejchnitten wird, 
zu ſolchem Gehorſam gegen die Gefege nicht verpflichtet zu fein. 
Verweigert eine obrigfeitliche Berfon oder ein Unterthan die Er- 
Härung und Zufage, jo bringt dies fofort eine heilfame Klärung 
über feine Gefinnung hervor, und läßt erfennen, welche Mittel 
zu ergreifen jein werden, um die Geltung der Gefete gegen ihre 
Verletzung zu ſchützen. 

Wo alle Bürger auf die Verfaſſung beeidigt werden, haben 
natürlich auch die Geiſtlichen aller Religionsvereine in ihrer Eigen— 
ſchaft als Unterthanen den Eid zu leiſten. Desgleichen verſteht 
ſich von ſelbſt, daß diejenigen Geiſtlichen der perſchiedenen Reli— 
gionsvereine, welche wirkliche Reichs- oder Landesbeamte ſind, ihn 
zu leiſten haben; ſo die Militärgeiſtlichen des Reichsheeres und 
der Kriegsmarine Y, in den meisten Staaten (Preußen ausgenont- 
men) die Mitglieder der evangelifhen Konfiftorien, katholiſchen 


M Reichsgefe vom 31. März 1873, betreffend die Nechtswerhältnifie der 
Reichsbeamten, SS. 1. 3. 10. 157 (R.-6.-Bl. ©. 61-90). 
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Kirchenräthe, tjraelitiihen Konfiftorien u. ſ. w. Berner tft der 
Eid zu leiften won allen Geiftlichen der verfchievdenen Neligions- 
vereine, welchen die Bejorgung von Staatsgefchäften, wie 3. D. 
Aufjiht über öffentliche Schulen, aufgetragen wird. Geiſtliche, 
die in einen Yandtag eintreten, haben felbjtwerftändlich den ge- 
wöhnlichen Ständeeid abzulegen, wodurch fie Aufrechterhaltung der 
Staatsverfaffung, alſo mittelbar auch Gehorſam gegen alle ver- 
faffungsmäßigen Geſetze und Verfügungen geloben !). 

In den meiſten Deutjchen Staaten wird von den Geiftlichen 
aller Neligionsvereine eine bejondere Zuſage der Treue und Des 
Gehorſams gegen die Staatsgejege gefordert; und diefe Vor— 
ihriften bedürfen einer genaueren Darlegung aus dem Grunde, 
weil ein Theil des Fatholiichen Klerus von Neuem fich gegen die- 
jelben aufzulehnen verjucht oder auch Neigung trägt, der aus 
Zwecmäßigfeitsgründen geleifteten Zuſage nachträglich eine ein- 
ichränfende Auslegung zu geben. 

I. Preußen. Zu einem einheitlichen, für alle Religions— 
vereine gleichen echt Hinfichtlich der Beeidigung der Geiſtlichen 
hat e8 die Preußiſche Gejetsgebung bis jett nicht gebracht, jondern 
nur im neuerer Zeit einige der bedenklichſten Lücken ausgefüllt. 

1. Die evangelifchen Geiftlihen der alten Provinzen leijten 
vor ihrer Einjegung dem König einen Treu- und Gehorjamsetd, 
in welchem auf den Gehorjam gegen die „Staatsgeſetze“ nicht 
weiter Bezug genorimen wird, weil die Formel aus der abjoluten 
Monarchie herjtammt 2). 


2) Im einigen Ländern wird im Ständeeid ausdrücklich auch „Gehorſam 
gegen die Gefete‘ gelobt. 

2) Die Eidesformel lautet nach der Verfügung des Minifters des Innern 
vom 24. April 1815: „Ih. . . Ihwöre einen Eid zu Gott, dem Allwiſſen— 
den und Heiligen, daß nachdem ich zum evangelifchen Prediger bei der Ge— 
meinde N. berufen worden bin, in diefem und in jedem andern geift- 
lichen Amte, zu welchem ich fünftig berufen werden möchte, ib, fo wie es 
einem Diener der hriftlichen Kirche [und des Staats] geziemt, Sr. Königl 
Majeftät von Preußen (N. N.) meinem allergnädigften Herrn und dem 
Königlihen Haufe treu und gehorfam fein, das Wohl des Landes im dem 
mir angewiefenen oder noch anzumweilenden Wirkungskreife, fo viel in meinen 
Kräften fteht, befördern, die mir mwohlbefannten Pflichten de8 mir anver- 
trauten Amtes mit Gewifjenhaftigfeit erfüllen, und in meiner Gemeine als 
ein treuer Seelforger mit allem Ernſt und Eifer bemüht fein will, durch 
Lehre und Wandel das Neich Gottes und meine Herın und Meifters 

Thudichum, Kirchenrecht. 2 
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Die Beitimmung des Allgemeinen Landrechts non 1794, 2, 
11, 8. 19, daß die Geiftlichen „mittelbare Staatsdiener“ jeten, 
erklärte die Regierung fett 1850 für weggefallen, weil die Ver- 
faffungsurfumde die Kirchen für jelbjtändig erkläre, und gab daher 
auch der Vorſchrift der Verfafjungsurfunde, Art. 108 über Die 
Beeivigung aller Staatsdiener auf die Verfaſſung feine An: 
wendung auf die Geiftlichen. Ja dieß gejchah nicht einmal be- 
züglich der Mitglieder des evangeliſchen Oberkirchenraths, der 
Konfiftorien und der Generalfuperintendenten, denen man mit 
ichwerverftändlicher Logik die Eigenjchaft ftaatlicher Behörden nun 
abſprach D). | 

2. Die Biſchöfe (Erzbiſchof, Fürſtbiſchöfe) der Fatholifchen 
(und altkatholifchen) Kirche haben vor ihrer ftaatlichen Anerkennung 
und Einſetzung in die Hände des Königs den durch Königl. Ver— 
ordnung bom 6. December 1873 vorgejchriebenen Eid zu leiſten ?), der 


Jeſu Chrifti zu bauen.” — Laut einer Königl. Verfügung vom 8. April 1850 
bleiben die Worte „und des Staats” weg. (Metenftüde aus der Verwal— 
tung der Abtheilung ꝛc. 1850, S. 53—56. Jacobſon, evandel. 8.-R. 122, 
Anm. und 392—394, auch Hermens, Handbud 4, 1117). 

1) Actenſtücke aus der Berwallung der Abtheilung 2c., 1850, 1, 12—17. 
In den 1866 neu erworbenen Provinzen war die Beeidigung auf die Ver— 
fafiung meiftens vorgefchrieben gewefen. 3. B. im Herzogtfum Naſſau 
ſchwuren die Evangeliſchen Geifilihen laut Herzogl. Edikt vom 5/6. Januar 
1816, $. 19: „dem Herzog treu zu fein — — und fi) überhaupt nad) den 
Gefeten und der — — Berfafjung des Herzogthums zu richten“. (Dito, 
Handbud des KR. in Naffau. 1828. ©. 194). 

2) „IHN. N. ſchwöre einen Eid zu Gott, dem Allmächtigen und All- 
wifjenden, und auf das heilige Evangelium, daß, nachdem ich zu der Würde 
eines katholiſchen Biſchofs (Erzbiſchofs, Fürftbifhofs) erhoben worden bin, 
ih Seiner Königlihen Majeftit von Preußen N. und Allerhöchftdefien recht- 
mäßigem Nachfolger in der Regierung, als meinem Allergnädigften Könige 
und Landesheren, unterthänig, treu, gehorfam und ergeben fein, Allerhöchjit- 
dero Beites nad) meinem Vermögen befördern, Schaden und Nachtheil aber 
verhüten, die Geſetze des Staates gewiffenhaft beobachten und 
befonders dahin ftreben wil, daß in den Gemüthern der meiner bifhöflichen 
Leitung amvertrauten Geiftlichen und Gemeinden die Gefinnungen der Ehr- 
furcht und Treue gegen den König, die Liebe zum Baterlande, der Gehorfam 
gegen die Geſetze und alle jene Tugenden, die in dem Chriften den guten 
Unterthan bezeichnen, mit Sorgfalt gepflegt werden, und bag ich nicht dul— 
den will, daß von der mir umntergebenen Geiftlichfeit im entgegengefesten 
Sinne gelehrt und gehandelt werde. Insbeſondere gelobe ich, daß ich feine 
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ji von der früher angewendeten Formel dadurch unterjcheivet, daß 
die Zuſage eingejchaltet ijt „die Geſetze des Staates gewilienhaft 
beobachten“ zu wollen, und daß der Schlußſatz der früheren For: 
mel nun wegbleibt ?). 

In einem Fatholiichen Bisthum, deſſen Stuhl erledigt ift, 
dürfen die mit dem bifchöflichen Amte verbundenen Rechte und 
geiftlichen Verrichtungen, ſoweit fie nicht die Güterverwaltung be- 
treffen, nur von Solchen vorgenommen werden, welche vor dem 
Dberpräfidenten der betreffenden Provinz oder vor einem Kom- 
miſſarius dejjelben fich eidlich verpflichtet haben „dem Könige treu 
und gehorfam zu fein und Die Geſetze des Staates zu befolgen.’ 
Dies gilt ſowohl von dem Bisthumsverwefer (Kapitelvifar) als 
auch von perjönlichen Vertretern oder Beauftragten des ehemaligen 
Biſchofs (Generalvikar, Official u. f. w.). Die Ausübung bijchöf- 
ficher Nechte vor diefer Elvesleiftung zieht Gefängniß von 6 Mo- 
naten bis zu 2 Jahren nach fich 2). 

Das Gefeß nom 22. April 18753) hat die Yeiftungen, welche 
aus Staatsmitteln oder ftaatlich verwalteten Fonds für die fatho- 
liſchen Bisthümer, die zu denjelben gehörigen Inftitute und die 
Geiſtlichen bis dahin entrichtet wurden, ſowie die admintjtrative 
Beitreibung fonjtiger Bezüge derſelben für jo lange eingeftellt, bis 
der im Amte befindliche Biſchof oder gültig bereits beftellte Bis— 
thbumsverwefer fihb durch ſchriftliche Erklärung gegenüber 
der Staatsregierung verpflichtet, die Gejete des Staates zu be— 
folgen, beziehungsweife bis die Beitellung eines Bisthumsver- 


:Gemeinfchaft oder Verbindung, fei e8 innerhalb oder außerhalb des Landes, 
unterhalten will, welche der öffentlichen Sicherheit gefährlich fein könnte; auch 
will ich, wenn ich erfahren follte, daß irgendwo Anfchläge gemacht werben, 
die zum Nachtheile des Staats gereichen könnten, hiervon Seiner Majeftät 
Anzeige machen. Alles diefes ſchwöre ich, jo wahr mir Gott helfe und fein 
heiliges Evangelium. Amen!” (©. ©. 479 und Dove's Zeitfehr. 12, 239). 

1) Diefer lautete: „Ich verfpreche diefes Alles um fo unverbrüchlicher 
zu halten, als ich gewiß bin, daß ih mich durch den Eid, welchen id St. 
päpftlichen Heiligkeit und der Kirche geleiftet habe, zu Nichts verpflichte, was 
dem Eide der Treue und Unterthänigfeit gegen Se. Königlihe Majeftät ent— 
gegen fein kann. (Bgl. Dove's Zeitſchr. 5, 368 und 6, 362—366). 

2) Gefeß vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erledigter fathol. 
Bisthümer 8. 1—4 (6. ©. 135, 136). 

3) ©. ©. 194—196. 

2% 
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weſers oder die Einfegung eines neuen Biſchofs in gejeßmäßtger 
Weife (unter Yeiftung des vorgejchriebenen Eides) jtattgefunden 
bat. Jeder einzelne Geiftliche kann durch Unterwerfung unter die 
Stantögefege die Wiederaufnahme der Yeiftungen u. |. w. zu feinen 
Gunften bewirfen, Das Nähere über den Inhalt des Geſetzes iſt 
in dem Abjchnitt von der Temporalienjperre und der Amtsent- 
ſetzung der Geiftlihen durch die ftaatlichen Gerichte anzugeben. 

Im Uebrigen wird auch jet noch von der niederen Fatholi- 
ichen Geiftlichfeit und den Mitgliedern der Domkapitel ein eidliches 
oder nichtetdliches Verfprechen, den Staatsgejegen zu gehorchen, ja 
jelbft ein Verjprechen der Treue und des Gehorjams gegen den 
König nicht verlangt. 

Bis zum 10. März 1850 hatten alle fatholiichen Geijtlichen 
einen „Homagialeid“ zu leijten, dejjen Formel durch Reſkript des 
uftizminifters vom 14. Mat 1812 mit Genehmigung des Königs 
feitgefegt worden war). Im der Nheinprovinz blieb e8 bei dem 
Eid, wie ihn die Franzöfifchen Organiſchen Artikel von 1802 vor— 

1) ‚IH N. N. ſchwöre einen Eid zu Gott — —, daß ih Sr. Königli- 
hen Majeftät — — unterthänig, treu und ergeben fein, Sr. Königl. Majeftät 
Beftes nach Kräften befördern und Nachtheile abwenden, auch meine Unter- 
gebenen dazu anhalten, und nie in meinem Leben eine Handlung begehen 
will, wodurch der höchſten Perfon Sr. Majeftät, dem Königlichen Haufe, 
dem Lande, der Armee und dem Königlihen Dienft irgend ein Nachtheil zu= 
gefügt werben fünnte. Desgleihen ſchwöre und gelobe ih, die mir anzuver— 
trauende chriftliche Gemeine und alle meine Beichtfinder bei gegebener Ver— 
anlafjung zu gleiher, unverfälfghter Treue und Ergebenbeit 
gegen Se. Maj. den König und das ganze Königlide Haus 
aufzufordern und zu ermahnen, felbft mit gutem Beijpiel 
voranzugehen, und überhaupt mich fo zu betragen, wie es einem recht- 
Ichaffenen Geiftlihen und treuen Unterthan gebührt. Alles jo wahr mir 
Gott helfe durch Jeſum Chriftum unfern Heren und fein heiliges Evange- 
lium um der Fürbitte willen feiner lieben Heiligen.” (Mitgetheilt in Hart— 
mann's Zeitihrift f. ©. u. öffentl. A. 2, 63. 1876). 

Nach einem Reſkript des geiftlichen Minifteriums vom 17. Juli 1815 an 
die Regierung zu Königsberg, follten in Zufunft die angehenden Geiftlichen der 
Didcefe Ermland den. Homagialeid vor dem Empfang der Weihen 
leiften, und zwar zu Braunsberg (dem Sit des Priefterfeminars) vor einem 
Commissarius regius und in Beifein des Bürgermeiſters, des Erzpriefters, 
des Vorſtehers des Seminars und des Gymnafial-Direktors. 

(Sacobfon, Geſchichte der Quellen des katholiſchen Kirchenrechts Der 
Prov. Preußen und Poſen. 1837. Beil. Nr. 103, ©. 308). 


t 
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ihrieben ). Seit 1850 fielen alle diefe Eide weg. Durch ein 
Circular⸗Reſkript vom 14. März 1850 benachrichtigte der Kultus— 
minijter von Ladenberg die Oberpräfidenten, daß „wegen ver 
wejentlich veränderten Verhältniſſe des Staates zu den Religions- 
geſellſchaften“ von der Forderung des Eides Abjtand zu nehmen 
fei, daß es ſich aber wor ſelbſt verſtehe, daß die Fatholifchen Geiſt— 
lichen des Wegfalls dieſer befonderen Vereidigung ungeachtet, in 
ihrer Eigenjchaft als Staatsbürger den allgemeinen Unter- 
thanenpflichten, wie ſolche in den Geſetzen vorgefehen find, unter- 
worfen bleiben 2). 

Hinfichtlich der Geiftlichen der übrigen Religionsvereine fehlen 
big jet neuere. Bejtimmungen ?). 

H. Bayern. Die Verfaffungsurfunde vom 26. Mat 1818, 
Tit. 10, 8. 3 veroronet, daß alle Staatsbürger bei der Anfäffig- 
machung und bei der allgemeinen Yandeshuldigung, jowie alle 
Staatsdiener bei ihrer Anjtellung den Verfaſſungseid zu leiften 
haben, deſſen Formel lautet: „Ich ſchwöre Treue dem Könige, 
Gehorſam dem Geſetze umd Beobachtung der Staatsverfaffung.‘, 
Diefen Eid haben in ihrer Eigenjchaft als Staatsdiener alle Mit- 
lieder des protejtantiichen Dberkonfiftoriums und der drei Pro— 
pinzialfonfiitorien zu leiften, und ebenſo laut Tit. 7, 8. 25 in 
ihrer Eigenfchaft als Mitglieder der Ständeverfammlung der in 
der Reichsrathskammer fiende Präfivent des Oberkonſiſtoriums, 
die beiden Erzbifchöfe und der vom König zum Mitglied dieſer 
Kammer ernannte Biichof, jowie die in die Abgeoronetenfammer 
eintretenden Geiſtlichen. Der Dienfteiv der proteftantifchen und 


!) Hermens Handbuch 1, 473 und 474. Anm. (1833). 

2) Bol. Vering's Archiv für katholiſches Kirchenrecht 26, 250. 318 bis 
334. 1871: Ueber die Vereidigung der Staatsbeamten, welche katholiſche 
Geiftlihe find, auf die Preußiſche Staatsverfaffung vom 31. Januar 1850 
mit Aktenftiicen aus dem Jahr 1850, und die anonyme Schrift: Der Con- 
fliet der Preußiſchen Regierung mit den fatholifhen Biſchöfen in Betreff des 
Berfafiungseides. Leipzig 1850. 

3) In Holftein find nad dem Gefet vom 14. Juli 1863 betr. die Ver— 
hältniffe der Suden, $. 11, die ißraelitifchen Geiftlichen „auf die Beobahtung 
‚ der allgemeinen Landesgeſetze“ zu verpflichten. (Abgedr. in Dove's Zeitichr. 
4, 470). 
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fatholifchen Geiftlichen !), ſowie der israelitiſchen Nabbinen ?) ent- 
hält ebenfalls diejelbe Zufage. 

Der Art. 15 des Konkordats vom 5. Juni (24. October) 
1817 enthält Hinfichtlich der Beeidigung der Biſchöfe eine ab- 
weichende Borjehrift ?). Diefelbe ift aber zu denjenigen Theilen 
des Konfordats zu zählen, welche Angefichts der Vorſchriften der 
Berfaffungsurfunde nicht als in gefetliche Kraft getreten betrachtet 
werden fönnen; und e8 muß hiernach von den Bijchöfen derſelbe 
Eid verlangt werden, wie von allen übrigen Geiftlichen und Unter: 
thanen. Ein Theil der Fatholifhen Geijtlichfeitt und auch ver 
fatholifchen Schriftfteller Bayerns huldigt übrigens feit Jahr— 
zehnden der Anjchauung, daß der Sinn des Verfaſſungseides eine 


1) „Ich ſchwöre Treue dem Könige, Gehorfam dem Geſetze und Beobach— 
tung der Staatsverfaffung. Ich ſchwöre, meine Amtspflichten nad) der mir 
ertheilten Inftruction und der beftehenden Kirchenordnung getreu und mit 
gewiffenhafter Genanigfeit, fopiel nur immer im meinen Kräften fteht, zu 
erfüllen. Ich ſchwöre, daß id; feinem Vereine, deffen Bildung dem Staate 
nicht angezeigt ift, angehöre, noch je angehören werde, dann daß ich im feinen 
Berbande mit einem Vereine verbleiben werde, deſſen Schließung von ber 
zuftandigen Bolizeiftelle oder Behörde verfügt worden ift, oder an melden 
mir die Theilnahme in Gemäßheit der jeweils beitehenden Disciplinarvor- 
Ihriften unterfagt werden wird. Ebenſo verſpreche ich, feine Kommunication 
zu pflegen, an feinem Rathſchlage Theil zu nehmen und feine verbächtige 
Berbindung weder im Inlande noch auswärts zu unterhalten, welche ber 
öffentlihen Ruhe Shädlich fein könnte, und wenn ih von einem Anfchlage 
zum Nachtheile des Staates, fei e8 in meinem Pfarrbezirke oder fonft 
irgendwo, Kenntniß erhalten follte, ſolches der Negierung anzuzergen.“ 
(Minifterial-Erlaß vom 21. Mai 1851. Ein Abdruck bei Silbernagel, 
©. 60, Anm. Bol. auch Geſetz vom 26. Februar 1850 die Berfammlungen 
und Vereine betr., Art. 28, und Pözl's Kommentar dazu in Dollmann's 
„Geſetzgebung“ 4, 512-514. 1863). Die Eidesformel ift im Wefentlihen 
feit 50 Jahren unverändert geblieben, (Dillinger, Samml. 8, 673—683). 

2) Edikt vom 10. Juni 1813, 8. 28 (Neg.=-Bl. 930). 

8) Die Erzbifhöfe und Biſchöfe werden in die Hände Seiner Königlichen 
Majeſtät den Eid der Treue in folgenden Worten ablegen: „Sch ſchwöre 
und gelobe auf Gottes heilige Evangelien Gehorſam und Treue Seiner 
Majeftät dem Könige, Ebenfo verfpreche ich, feine Kommunication zu pflegen, 
an feinem Rathſchlage (consilio) Theil zu nehmen und feine verbächtige 
DBerbindung weder im Inlande noch auswärts zu unterhalten, welche ber 
öffentlichen Ruhe ſchädlich fein könnte, und wenn ich von einem Anfchlage 
zum Nachtheife des Staates, fei es im meiner Diöcefe oder fonft irgendwo 
Kenntniß erhalten ſollte, folches Seiner Majeftät anzuzeigen.” 
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rechtswerbindliche einjchränfende Auslegung erfahren habe durch 
die Zegernjee’er Erklärung des Königs Maximilian cn vom 
15. September 1821. 

III. Sachſen. Die Verfafjungsurfunde vom 4. September 
1831, $. 139 verfügt: Der Unterthaneneid und der Eid der Civil— 
Staatsdiener und der Geiftlihen aller chriftliben Kon» 
feſſionen ijt, nächjt dem Verſprechen ver Treue und des Ge— 
horſams gegen den König und die Gefege des Yandes, auch anf 
die Beobachtung der Landesverfaſſung zu richten !).” Die fatho: 
liſchen Geiftlichen leiften den Eid in lateinifcher Sprache und zwar 
in folgender Formel: „Ego, N. N. per Deum juro atque pro- 
mitto, quod Augustissimo Principi ete. nee non legibus pa- 
triis regni Saxoniae debitam et promissam obedientiam atque 
fidelitatem, eonstitutioni quoque Regni Saxoniae, striete 
praestabo per Deum et sanctum Evangelium ?)“. 

IV. Württemberg. Nach allgemeiner Vorſchrift des 
Art. 20 der Verfaffungsurfunde vom 25. September 1819 bat 
jeder geborene Württemberger nach zurücigelegtem 16. Jahre, und 
jeder neun Aufgenommene bei der Aufnahme den Huldigungseid 
abzulegen. Hieraus ergibt jich, dar auch alle zu Kirchenämtern 
Gelangenden, da hierzu die Württembergifche Staatsangehörigfeit 
vorausgeſetzt wird, den Verfaſſungseid geleiftet haben müſſen. 
Freilich wird die Verfaſſungsvorſchrift in vielen Theilen des Landes 
thatſächlich nicht zur Ausführung gebracht. Die von Amtswegen in 
der Abgeordnetenkammer ſitzenden ſechs evangeliſchen Generalſuper— 
intendenten (Prälaten), der katholiſche Landesbiſchof, älteſte katho— 
liſche Dekan und der Abgeordnete des Domkapitels ſchwören beim 
Eintritt in die Ständeverſammlung, „die Verfaſſung heilig zu 
halten.“ Alle Mitglieder des evangeliſchen Konſiſtoriums, die ſechs 
Generalſuperintendenten, die Mitglieder des katholiſchen Kirchen— 
rathes und der Israelitiſchen Oberkirchenbehörde ſind Staatsdiener 
und deshalb laut Artikel 45 der Verfaſſungsurkunde auf die Ver— 
fafjung zu beeidigen. Alle evangelifchen Geiftlichen werden durch 


12) Bol. C. ©. v. Weber, ſyſt. Darftellung d. i. 8. ©. g. Kirchenr. 2, 
1, 279 (1845). Gefeß v. 23. Aug. 1876, 8. 17 (©. u. V.Bl. 338). 

2) Königl. Rejolution vom 26. März 1836. Ueber einen vordem zuge- 
fügt geweſenen einfchränfenden Vorbehalt |. Kobder 534. Dort auch die For- 
mel des Eides der evanaeliichen Geiftlichen. 
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Handtreue an Eibesftatt dahin verpflichtet: „Sr. Königl. Maje— 
jtät — — treu und gehorſam zu fein, und alle ihrer Stelle in 
der Kirche, Schule und Seelforge nach Vorſchrift der Geſetze und 
Berpronungen, namentlich) der doppelten Amtsinjtruftion für vie 
evangelische Geiftlichfeit, jo wie nach den Weiſungen ihrer Vor— 
gejetten, mit Eifer, Fleiß und Genauigkeit zu erfüllen.‘ 

Die auf Vereinbarung der zur Oberrheinifchen Kirchenpropinz 
gehörigen Negierungen berubende Königliche Verordnung vom 
30. Sanuar 1830, 8. 16 bejtimmt, daß der zum Biſchof Gewählte 
und vom Papſt Bejtätigte „vor der Conjefration in der Eigen- 
ſchaft als Biichof den Eid der Treue und des Gehorfams in Die 
Hände des Landesherrn abzulegen habe.” Dieje Vorſchrift ift 
noch jetst in Geltung. Die Formel des Eides dagegen iſt weder 
durch Gejet noch auch jelbjt durch Königliche Verordnung feitge- 
ſtellt. Biſchof Hefele wurde am 20. December 1869 nach fol- 
gender neuen, nur im Staatsanzeiger mitgetheilten, Tormel vom 
König beeidigt: „Ich ſchwöre und gelobe auf Gottes heiliges 
Evangelium, Eurer Königlihen Majeſtät und Allerhöchit Ihren 
Nachfolgern Gehorfam und Treue. Ingleichen ſchwöre und ge- 
lobe ich, an feinem Verkehr oder Anjchlage, welcher die öffentliche 
Ruhe gefährdet, Theil zu nehmen und weder inner» noch aufßer- 
halb der Grenzen des Königreich8 irgend eine verdächtige Verbin- 
dung zu unterhalten, — jollte ich aber in Erfahrung bringen, 
daß dem Staate irgend eine Gefahr drohe, zur Abwendung der- 
jelben nichts zu unterlaffen 2).” 


1) Früher war eine andere Formel üblich. Diefelbe lautete vermöge Kon— 
fiftorial-Erlaß vom 20. Februar 1827 bei Reyſcher, Sammlung 9, 722 big 
725, vgl. auh Konf.-Erl. vom 9. November 1819, dafeldft S. 499: — — 
„Dem Könige getreu und Hold zu fein — — , jeden zu ihrer Wifjenfchaft 
fommenden Schaden abzuwenden, oder anzuzeigen, insbeſondere die Landes— 
verfafjung gemwifienhaft zu wahren, und alles dasjenige pünktlich zu befolgen, 
wozu fie die ihmen übergebene Amtsinftruftion und die ihnen hiernach zu= 
fommenden Befehle Sr. Königl. Majeftät oder der vorgefetten Behörden an— 
weiſen.“ 

2) Früher lautete die Formel anders. — Am 1. October 1812 leiſtete 
der Generaloifar der in der Bildung begriffenen Diöcefe Rottenburg zu 
Stuttgart den feierlihen Eid: „Sr. Majeftät, meinem allergnädigften König 
und Herrn gehorfam und treu zu bfeiben, nichts zu unternehmen, noch zu 
geitatten, mas dem Wohle Sr. Königl. Majeftät, dem Intereſſe des Staates 
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Die Fatholifchen Defane, Pfarrer u. |. w. werden vor der 
Einführung in ihr Amt nach Formularen verpflichtet, welche im 
3. 1858 vom Minifterium feftgeftellt und vom Fatholifchen Kirchen= 
rath den Defanaten unterm 26. März 1858 mitgetheilt worden 
find. Diejelben lauten in ihren eriten beiden Abjäten wie der 
jegige Biichofseid, worauf als dritter Abſatz folgt: „Ferner gelobe 
ich, bei Ausübung der mit meinem Amte verbundenen ftaatlichen 
Funktionen, insbefondere was die mir nbliegende Aufficht über die 
Volksſchule und die mir zugewiejene Betheiligung bet der Ver— 
waltung von bürgerlichen Angelegenheiten der Gemeinde betrifft, 
mich genau nach den Gejesen und Verordnungen des Staats zu 
achten 9.“ Der Bifchof Lipp hielt fich in jener Konkordatszeit für 


und den beftehenden Geſetzen zumiber wäre”, u. f. w. (v. Longner, Beiträge 
zur Gefhichte der Oberrh. Kirhenprovinz 1863, ©. 366). Das Königliche 
Fundations-Infrument vom 14. Mat 1828 beftimmte, der neugemwählte 
Biſchof habe dor der Conſekration dem König folgenden Eid zu Teiften: „Ich 
ſchwöre und verfpreche bei dem heiligen Evangelium Gottes, Seiner König- 
lihen Majeftät von Württemberg, und Allerhöchftvero Thronfolgern, ſowie 
den Württembergifhen Staatsgeſetzen Gehorfam und Treue. 
Ih verſpreche Fein Einverftändniß zu unterhalten, an feiner Berath- 
Ihlagung Theilzu nehmen und weder im In- noh im Auslande 
Verbindungen einzugehen, welche bie öffentliche Ruhe gefährden; vielmehr, 
wenn ic von irgend „einem Anfchlage zum Nactheile des Staates, ſei e8 
in meiner Diöcefe oder anderswo, Kunde erhalten follte, ſolches Seiner 
Königlichen Majeftät zu eröffnen.” (Neyfher, Samml. 10, 1071). Diefes 
Inſtrument ift allerdings fein Geſetz, nicht einmal eine Königliche Verord- 
nung, ſond ern eine nicht publicirte, blos dem Bifchof mitgetheilte Verwal— 
tungs-Berfügung. Die von ihm vorgefchriebene Eidesformel wollte das 
Konkordat vom 8. April 1857, Art. 2 durch eine andere (wörtlich dem Art. 
20 des Defterreichiihen Konkordats nachgebildete) erfegen, worin nicht mehr 
die Rede iſt von Nichttheilnahme an Berathichlagungen und Anzeige beim 
König, noch weniger von Gehorfam gegen die Staatsgefege, und deren 
Eingang Tautete: „Ih ſchwöre und gelobe, wie e8 einem Bifchofe ge— 
ziemt, Gehorfam und Treue gegen die Königlihe Majeftät und ihre 
Nachfolger.“ (Ego juro et promitto ad Sancta Dei Evangelia, si- 
eut decet Episcopum, obedientiam, et fidelitatem Regiae Ma- 
jestati) (Reg.-Bl. 115). Alfo mit der Beſchränkung, wie fie die Vorſchriften 
de8 Kanonifhen Rechts und der Gehorfam gegen den Papft für einen Bi— 
[hof mit fih bringen, wird Gehorfam gegen das Staatsoberhaupt ver- 
fproden (!). Diefe Formel verlor mit Wiederaufhebung des Konfordats 
ihre Gültigkeit und wurde durch die oben mitgetheilte erfetst, welche wenig— 
ſtens das „sicut decet episcopum“ nicht mehr enthält. 

1) 9. Bogt, Ad., Sammlung firhliher und ftaatliher Verordnungen für 
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berechtigt, in Auftrag des Papjtes feinem Diöcefenklerus eine 
Kundmachung zufommen zu laffen, wie diefe Stelle.des Eides zu 
verjtehen umd nicht zu verſtehen ſei, und die Regierung ſchwieg !). 

Hinfichtlih der Nabbinen endlich bejtimmt das Geſetz vom 
25. April 1828 in Betreff. der öffentlichen Verhältniſſe der Iſrae— 
litiſchen Glaubensgenoffen Art. 52, „daß jeder Nabbine nach) 
feiner Ernennung auf den Gehorfam gegen die Staatsgejee, und 
daß er im Widerjpruche mit biefen nichts lehren oder zulaffen 
wolle, verpflichtet werden jolle 2). 

V. Baden Nah dem Geſetz vom 7. Juni 1848 haben 
alle Staatsbürger, wenn fie das 21. Lebensjahr zurückgelegt Haben 
und alle öffentlichen Diener mit dem Dienjteive den Verfaffungs- 
eid abzulegen, und zwar die öffentlichen Diener, zu welchen bie 
Geiftlichen gehören, nach der Bormel: „Sch ſchwöre Treue dent 
Großherzog und der Verfaſſung; Gehorſam dem Geſetze; des 
Fürſten wie des Vaterlandes Wohl nad Kräften zu befördern und 
überhaupt alle Pflichten des mir übertragenen Amtes gewifjenhaft 
zu erfüllen, fo wahr mir Gott helfe?).‘ Die Eidesleiftung findet 
vor dem Großherzogl. Bezirksamt ftatt 9. 

VI. Großherzogthum Heſſen. Der Geiftliche, welchem 
ein Kirchenamt übertragen wird, tft verbunden, vor Uebernehmen dej- 
jelben ven Verfaſſungseid abzulegen, jsfern er dieß noch 
das Bistum Nottenburg, 1876, S. 707—709, Bis 1849 enthielt Die 
Formel aud die Zufage, „die Grumbverfaflung des Königreich gewiſſenhaft 
zu wahren“, „über bie pünktlihe Beobachtung und Vollftredung der Staats- 
gefetse und höchſten Verfügungen zu wachen, auch Ehrfurdt und Gehorſam 
gegen bdiefelben allgemein zu verbreiten“ u. f. w. Die Pfarrer mußten noch 
geloben „gegen andere Religionsverwandte chriſtliche Duldung zu zeigen und 
zu lehren.” (Decret des K. kathol. Kirchenrathes vom 3. December 1816 
in Reyſchers Sammlung 10, 497-500). Nachdem ſchon 1849 Einiges ge— 
ändert worden war, famen nad Abſchluß des Konfordats die jebigen For- 
mein in Gebraud und behaupteten ſich auch troß der Aufhebung des Kon— 
fordats darin. 

1) Abgedrudt bei v. Vogt, 710. 

2) Reg. Bl. 317. 

°) Neg.-Bl. ©. 167-168. Spohn, Bad. Staatskirchenrecht. 1868. 
©. 185. | 

) Großh. Verordnung vom 5. März 1863. Spohn ©. 186 und defien 
Ev. KR. 2, 226. 

°) Sefe vom 23. April 1875, betr. die Vorbildung und Anftellung der 
Geiftligen, Art. 1. (Reg.-Bl. 256). 
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nicht gethan hat’). Dieſe Vorſchrift bezieht fich auf alle evange— 
liſchen und katholiſchen Geiftlichen, auch auf Bilchöfe und Dom- 
capitulare. 

VII. Elſaß-Lothringen. Der weltliche Präſident des 
lutheriſchen Direktoriums, der Biſchof, ſowie alle katholiſchen und 
evangeliſchen Geiſtlichen haben vor Antritt des Amtes dem deut— 
ſchen Kaiſer als Landesherrn Gehorſam und Treue zu ſchwören 
und zu verſprechen, keinerlei Einverſtändniß pflegen, keinen Anſchlag 
unterſtützen, keine Verbindung unterhalten zu wollen, ſei es inner— 
halb oder außerhalb Landes, welche der öffentlichen Ruhe zuwider 
wäre; und, wenn fie erfahren, daß in ihrer Diöceſe oder anderswo 
Etwas zum Nachtheil des Staates angejponnen wird, e8 der Re— 
gierung zu wiſſen zu tun). Seit 1872 müſſen auch die an den 
Civilgefängniſſen angeftellten Geiftlichen dieſen Eid leijten 2). 


I) Organ. Artikel für den fatholifhen Kultus vom 8. April 1802 
Art. 18 u. 27; für den proteftantiichen Kultus, Art. 26 u. 41. Konkordat 
von 1801, Art. 6. Es ift dieß der Eid, welcher vor der Nevolution in 
Frankreich üblich war und welchen Napoleon I. an die Stelle des feit 1790 
vorgeihriebenen Berfafjungseides ſetzte. 

2) Unter Napoleon III. waren diefe unbeeidigt geblieben, ja e8 hatte ein 
Cirfularichreiben des Minifters des Innern vom 30. Suni 1852 den Prä- 
fecten verboten, den Eid zu fordern (!). 


nm. Abjgnitt. 


Von dem flantsgefehlihen Schuhe der religiöfen Ueber— 
zengungen aller Staatsbewohner und der Freiheit der 
Wahl der Religion. (Gewiffeng- und Neligionsfreiheit.) 


3:00. 


Allgemeine Grundfüße, 


Wilda, über Gewiffensfreiheit (in der Zeitfchrift für Deutſches Recht, 11, 
161—253 und 266—291. 1847). 


Durch die Gejete des Deutihen Reichs ſowohl als der 
Deutſchen Einzelftaaten ift nunmehr im ganzen Neich der Grund— 
jat der Gewiffens- und Neligionsfreiheit durchgeführt und aus— 
geiprochen, daß alle Deutjchen gleiche jtaatsbürgerliche und bürger- 
liche Pflichten und Rechte haben, ohne Rückſicht auf ihre Glaubens— 
anfichten und ihre Zugehörigkeit zu einem Neligionsverein. Inner» 
halb des ganzen Neichs gibt e8 aljo nirgends mehr eine „Staats— 
religion” oder eine „Staatsfirche”, welche von der Staatsgewalt 
allein zugelaffen oder wefentlich bevorzugt wäre, ſondern die religiöfen 
Anſchauungen jedes einzelnen Bürgers genießen gleichen Schuß 
und alle Keligionsvereine grundfätlich gleiche Nechte, ſoweit Dieß 
ihre Verfaſſung und ihre Bejtrebungen zulaffen. Das Reich tft 
entfirchlicht , Feinesiwegs aber, wie Unduldſame behaupten,” „ent- 
chriſtlicht“, jondern im Gegentheil zu den Lehren des Stifters der 
hrijtlichen Religion zurückgefehrt. 

Die Verwirklichung diefer Grundſätze beruht auf zahlreichen 
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aus verſchiedenen Zeiten ſtammenden Staatsgeſetzen, welche unten 
anzuführen ſind; die Landesverfaſſungen enthalten aber auch 
mancherlei allgemeine Ausſprüche darüber, welche theils für die 
ordentliche Geſetzgebung Schranken aufſtellen, theils ſofort wirklich 
anwendbares Recht ſchaffen ſollen. So beſagt die Preußiſche Ver— 
faſſungsurkunde vom 31. Januar 1850, Art. 12: „Die Freiheit 
des religiöſen Bekenntniſſes, der Vereinigung zu Religionsgeſell— 
ſchaften und der gemeinſamen häuslichen und öffentlichen Religions— 
übung wird gewährleiſtet“; ſie beſtätigt damit die genaueren und 
daher zweckmäßigeren Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts von 
1794, 2, 11, 8. 1: „Die Begriffe der Einwohner des Staats 
von Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und der innere 
Gottesdienſt können fein Gegenſtand von Zwangsgeſetzen ſein.“ 
8. 2: „Jedem Einwohner im Staat muß eine vollkommene Glau— 
bens⸗ und Gewiſſensfreiheit geſtattet werden.“ 8. 3: „Niemand. 
iſt ſchuldig, über ſeine Privatmeinungen in Religionsſachen Vor— 
ſchriften vom Staat anzunehmen.“ 8. 4: „Niemand ſoll wegen 
ſeiner Religionsmeinungen beunruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, 
verſpottet oder gar verfolgt werden.“ 

Nach dem Vorbilde des Preußiſchen Landrechts enthält auch 
noch die Bayeriſche Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818, 
Tit. 4, 8. 9 und die II. Beilage derſelben (das Religionsedikt) 
8. 1—5 genauere Beſtimmungen, während die Verfaſſungen der 
übrigen Staaten nur mit allgemeinen Ausdrücden „Gewiſſens— 
freiheit”. gewährleiften. Sachen, 4. September 1851, 8. 32. 
Württemberg, 25. September 1819, Art. 24: „Der Staat fichert 
jedem Bürger — — Gewifjens- und Denkfreiheit” und Art. 27: 
„Jeder, ohne Unterjchied der Neligion, genießt im Königreiche un— 
geftörte Gewiffensfreiheit.” Baden, 22. Auguft 1818, S. 18. 
Großherzogthum Hefjen, 17. December 1820, $. 22 und Geſetz 
vom 6. Augujt 1848. 

Hervorzuheben iſt hierbei, daß Diefe Rechte auch jedem inner— 
halb des Staatsgebiets weilenden Fremden zugefichert find, in- 
dent die Gejete allgemein von den „Einwohnern“ reden oder den 
Ausdruck gebrauchen, daß „Niemand“ gezwungen oder gejtraft 
werden dürfe. 

Die Bedeutung und Begränzung diefer Nechte iſt nunmehr 
an der Hand der Gejete im Einzelnen zu unterjuchen. 
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1. Unzuläſſigkeit der Nöthigung von Staatseinwohnern zur Offenbarung 
ihrer religiöſen Ueberzeugungen. 


1. Kein Staats- oder Gemeindebeamter iſt berechtigt an 
einen untergebenen Beamten oder einen Bürger oder ſonſtigen 
Einwohner das Verlangen zu richten, daß er über ſeine religiöſen 
Ueberzeugungen Auskunft gebe und noch weniger zu dieſem Zweck 
einen Zwang auszuüben, Strafen zu erkennen oder mit ſolchen zu 
drohen !). Dagegen find Fragen darüber, welchem Religionsvereine 
Jemand angehöre, den obrigfeitlichen Behörden nicht verboten, ſon— 
dern fogar gejetlich geftattet oder gar vorgeichrieben. Es gejchieht 
dieß namentlich regelmäßig bei Vernehmung von Angeklagten oder 
von Zeugen wor Gericht, bei Volfszählungen und anderen Gelegen- 
heiten. Aber jever Zwang zur Beantwortung und jede Beitrafung 
wegen Weigerung der Antwort ift ebenfalls unzuläſſig. 

Die Kegel erleidet jedoch folgende Einſchränkungen: 

a) Rechte, welche von der Zugehörigkeit zu einem bejtimmten 
Neligionsverein abhängen, kann nur Derjenige aniprechen, welcher 
diefe Zugehörigfeit bejaht und fich nöthigenfalls noch darüber aus— 
weist; ſo 3. B. das Vorrecht an Eidesftatt ein bloßes Handgelübde 
leisten zu dürfen, Wahlrechte zu Eonfejfionellen Gemeindebehörben 
(Eonfejfionellen Schulvorftänden, Stiftungsräthen) auszuüben oder 
in einer Eonfejfionellen Staatsbehörde ein Amt zu übernehmen 2). 
Darüber, ob vor der Beeivigung Tragen über Glauben an Gott, 
an ewige Strafen u. |. w. gejtellt werden können, und mit welcher 
Wirkung, iſt unten in der Yehre vom Eid zu antworten. 


1) Die Grundrechte des Deutfhen Volks vom 27. December 1848, Art. 5, 
$. 14, enthielten die Beftimmung: „Niemand ift verpflichtet, feine religiöfe 
Meberzeugung zu offenbaren.” 

*) Preußifches Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 5: „Auch der Staat kann 
von einem einzelnen Unterthan die Angabe: zu welcher Neligionspartei ſich 
derjelbe befenne, nur alsdann fordern, wenn die Kraft und Gültigkeit ge= 
wifjer bürgerlicher Handlungen davon abhängt.” 8. 6: „Aber ſelbſt im diefem 
Galle können mit dem Geftinpniffe abweichender Meinungen nur diejenigen 
nachtheiligen Folgen fir ven Geftehenden verbunden werden, welche aus feiner 
dadurch vermöge der Geſetze begründeten Unfähigkeit zu gewiffen bürgerlichen 
Handlungen oder Rechten von feldft fließen.“ 
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b) Bon den Vorjtänden der Neligionsvereine kann der Staat 
Angaben darüber begehren, welche Staatsangehörigen zu feinen 
Mitgliedern zählen; denn diefe Kenntniß ijt, wie bei politijchen 
Vereinen, unter Umftänden für die Wahrung der Staatsinterejjen 
erforderlich. 

2. Neligtonsvereinen ift e8 nicht verwehrt von Denjenigen, 
die in den Verein aufgenommen fein wollen, die Ablegung eines 
Slaubensbefenntnifjfes zu begehren. 

Dagegen ſteht es mit der jtaatlich garantirten Gewiſſens— 
freiheit im Widerſpruch, wenn Diejenigen, welche bereits Mitglieder 
des Neligions vereines find, Laien oder Geijtlihe, von Vorſtänden 
oder Oberen unter Androhung von Strafen oder anderen Nach- 
teilen angehalten werden, fich darüber zu Außern, ob jie einen 
einzelnen Eirchlichen Yehrjat oder ein ganzes Lehrgebäude für wahr 
halten oder nicht glauben und warum je ihm nicht glauben. 
Glauben oder Fürwahrbalten fett genaue Prüfung und wolle 
Kenntnig voraus; Niemand aber wird jo leicht zu einer auch nur 
annähernd forgfältigen Prüfung gelangen, und fein Ehrlicher jagen 
fünnen, daß ihm nicht noch Dumnfelheiten und Zweifel blieben, und 
daß er nicht von weiteren. Forfchungen und Erfahrungen weitere 
Erfenntniß erhoffen müſſe Yy. Glaubens - Inquifitionen innerhalb 
einer Kirche werden regelmäßig der Ausfluß hierarchiicher und un— 
duldſamer Bejtrebungen jein, gegen welche der Staat insbejondere 
die Geiftlichen in Schub nehmen muß. Mar braucht fich nur der 
Berfolgungen zu erinnern, die in Deutichland aus der Nöthigung 
der protejtantijchen Geiftlichen, die Konkordienformel zu unters 
ſchreiben, entjtanden find, 

Feder Neligionsverein. muß fich an der Erklärung feiner Mit— 
glieder genügen laffen, daß fie das Statut des Bereines als ver- 
bindlich für fich anerkennen und ſich darnach richten wollen. Bon 
den Deutjchen Staatsgefeßgebungen erfennt Dies das Preußtiche 
Landrecht von 1794 ausdrücklich an, indem es verbietet, ein Mit— 
glied (auch einen Geijtlichen) wegen abweichender Glaubensanfichten 
zur beitrafen, zu beunruhigen oder auszufchließen ?), woraus von 


1) Ich babe das fchon in den Preußiſchen Jahrbüchern, Aprilheft 1875, 
©. 377 und 378, ausgeführt. 
2 1L,, 8, 455,74, 
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ſelbſt folgt, daß auch fein Mitglied beitraft oder ausgejchlofjen 
werden darf, weil es fich weigert, über feine Ölaubensanfichten 
Auskunft zu geben. In anderen Deutjchen Staaten können Laien 
und Geijtliche gegen etwaige Inquiſitionen dieſer Art wenigſtens 
recursus ab abusu an die Staatsregierung ergreifen, ein Schuß, 
der freilich minder ausreicht als ein im Staatsgejeß ausgeſpro— 
chenes Verbot. Die Nothwenpigfeit, daß der Staat die Mit- 
glieder der Neligionsvereine in dieſer Hinficht in Schu nehmen 
muß, bat fich gerade wieder in neueſter Zeit gelegentlich der Ver— 
fündigung des Dogmas von der unbefledten Empfängniß und 
namentlich desjenigen von der päpftlichen Unfehlbarfeit gezeigt- 
Die Biihöfe haben die Pfarrer und Lehrer, die Pfarrer die Laien 
darauf inquivirt, ob fie das Unfehlbarfeitspogma glaubten, und 
find mit Strafen vorgegangen auch gegen die, welche jchwiegen. 
Einige Bilchöfe pflegen neuerdings die ihnen untergebenen Pfarrer 
auch auf Ummegen, nämlich unter der Torm von Aufgaben zur 
Beſprechung in Paftoralkonferenzen, über ihre Anfichten auszu— 
forjchen, namentlich darüber, ob fie ſich für berechtigt und ver- 
pflichtet halten, den Staatsgejegen Gehorſam zu leijten oder den 
Papſt als ihren Gefetsgeber erfennen. Auch biergegen muß Der 
Staat ſchützend eintreten, wenn er Gehorjam verlangen und er— 
warten will. 


SB, 
2, Unzuläffigfeit der Bejtrafung und Des Zwangs wegen Befennung 
oder Leugnung von Neligionsanjichten. 


Wegen des Bekenntniſſes oder der Yeugnung von Glaubens: 
anjichten darf von Staatswegen gegen Niemanden eine Strafe ver- 
hängt oder Zwang geübt werden). Demgemäß fennt das Deutjche 
Keichsftrafgefetbuch fein Verbrechen oder Vergehen des Abfalls 
vom chriftlichen Glauben durch Lebertritt zum Judenthum, Moham— 
medanismus, Heidenthum (Apoftafie) 2), oder der Leugnung einzelner 


Preußiſches Landrecht 2, 11, 8. 3 u. 4 (f. oben ©. 29). Bayeriſches 
Religionsedict vom 26. Mai 1818, $. 2. Schweizerifhe Bundesverfafjung 
vom 29. Mat 1874, Art. 9: — — ‚Niemand darf wegen — — Glaubens- 
anfichten mit Strafen irgend welcher Art belegt werben. 

?) Vgl. auch Defterreihifches Gefets vom 25. Mai 1868, Art. 7: „Die 
Beſtimmung bes $. 768, lit. a des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, ver— 
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oder aller Dogmen der Römiſchen Kirche (Ketzerei) oder der Nicht- 
anerfennung der oberjten Gerichtsbarkeit des Römiſchen Papftes 
(Schisma); und ebenjowenig ift das Leugnen von Lehrſätzen an— 
derer chrijtlichen Neligionsvereine mit Strafe bedroht; insbeſondere 
bleibt da8 Bekenntniß des Atheismus oder Pantheismus ftraflog. 
Auch die Yandesgejege dürfen feine Strafen für die Aeußerung 
jolcher Ueberzeugungen androhen. Uebrigens befteht natürlich feine 
Freiheit, Glaubensanfichten welche der gejeglichen Staatsordnung 
zuwiderlaufen, öffentlich zu äußern und zu verbreiten !). 

Der Staat gejtattet auch den Keligionsvereinen nicht, wegen 
befannter oder geleugneter Glaubensanſichten Strafen zu verhängen 
oder Zwang auszuüben. Denn unfreiwillige, nur durch die Be- 
drohung ſchwerer äußerer Nachtheile erreichte Anerkennung einer 
behaupteten Wahrheit wird in den meiften Fällen eine geheuchelte 
Anerkennung fein; und einen Zwang zu jolcher Heuchelei, d. h. 
Berleugnung bejjerer Weberzeugung, darf der Staat nicht üben 
laſſen 2). 

Auch die Geiftlihen muß der Staat gegen ſolchen Zwang, 
mag er direkt oder indireft geübt werden, in feinen Schuß nehmen. 
Insbeſondere kann es den Keligionsvereinen oder ihren Oberen 
auch nicht gejtattet fein, Mitglieder wegen abweichender Glaubens— 


möge welcher der Abfall vom Chriſtenthum als Grund der Enterbung erflärt 
wird, danı der Verfügungen bes 8. 122 lit. c und d des Ötrafgefees, wo— 
mit derjenige welder einen Chriften zum Abfalle vom Chriftenthum zu ver— 
leiten oder eine der chriftlihen Religion widerftrebende Irrlehre auszuftreuen 
fucht, eines Verbrechens ſchuldig erklärt find, wird aufgehoben. (Dove’8 Zeit- 
ſchrift 8, 147). 

1) Die ehemalige Kurheffiihe Verfafiungsurfunde vom 5. Januar 1831, 
8. 39, beftimmte: „Niemand fann wegen der freien Aeußerung bloßer Mei- 
nungen zur Verantwortung gezogen werben, ben Fall eines Vergehens 
oder einer Rechtsverletzung ausgenommen.” Franzöfifhe Konftitution 
vom 3. (14.) September 1791, Deflaration der Rechte des Menſchen umd 
de8 Bürgers, Art. 10: „Nul ne doit Etre inquiete pour ses opinions, 
mäme religieuses, pourvu que leur manifestation ne trouble pas l’ordre 
publie etabli par la loi.“ 

2) Preußiſches Allg. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 45: „Keine Kirchen- 
geſellſchaft iſt befugt, ihren Mitgliedern Glaubensgeſetze wider ihre Ueber: 
zeugung aufzubrängen.” Bairiſches Neligiongebitt vom 26. Mai 1818 
(II. Beilage zur B.-U.) 8. 42: „Keine Kirchengewalt ift befugt, Glaubens— 
geſetze gegen ihre Mitglieder mit äußerem Zwange geltend zu machen.“ 

Thudichum, Kirchenrecht. 3 
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anſichten aus dem Verein auszuſchließen, ihnen alſo den Zutritt 
zu den Verſammlungen u. ſ, w. zu verwehren als auch anderer 
Mitgliedſchaftsrechte, wie des Stimmrechts, des Rechts der Be— 
ſtattung auf den Begräbnißplatz des Vereins, des Beſuchs ſeiner 
Schulen, des Genuſſes ſeiner Stiftungen zu berauben. Eine ſolche 
Ausſchließung würde in Wahrheit eine ſehr empfindliche Strafe, 
und folglich die Androhung und Anwendung derjelben einen unzus 
fäjfigen Zwang enthalten. In dem Abjchnitt von der Ausichliegung 
aus Neligionsvereinen ijt hierauf noch genauer zurüdzufonmen. 


— 


3. Unzuläſſigkeit der Nöthigung zur Theilnahme an religiöſen Hand— 
lungen oder am Religionsunterricht fremder Religionsvereine und zur 
Bornahme religiöſer Handlungen zu Gunſten Andersglaubender. 


1. Niemand darf genöthigt werden, an gottesdienſtlichen Ge— 
bräuchen einer Religionspartei, welcher er nicht angehört, Theil zu 
nehmen oder Gegenſtänden oder Perſonen Verehrung zu bezeugen, 
welche eine fremde Religionspartei für verehrungswürdig hält. 
Das Preußiſche Allgemeine Landrecht von 1794 beſtätigt dieſen 
Grundſatz durch ſeine Vorſchriften über Religions- und Gewiſſens— 
freiheit, Thl. 2, 11, 8. 1—8, und ſpricht ihn auch in ſpecieller 
Anwendung aus, indem es verordnet, daß zwar jeder Hausvater 
ſeinen häuslichen Gottesdienſt nach Gutbefinden anordnen könne, 
aber Familienglieder und Hausgenoſſen, die einer anderen Religions— 
partei zugethan ſeien, nicht wider ihren Willen zur Theilnahme 
anhalten dürfe ($. 7 und 8). Das Preußiſche Strafgeſetzbuch 
von 1851, 8. 136, hatte eine beſondere Strafbeſtimmung des In— 
halts: „Wer durch Thätlichkeiten oder Drohungen eine oder mehrere 
Perſonen zwingt oder hindert, den Gottesdienſt einer im Staat 
beſtehenden Religionsgeſellſchaft auszuüben — — ſoll mit Ge— 
fängniß von 1 Monat bis zu 3 Jahren beſtraft werden.“ Dieſe 
Beſtimmung iſt in das Neichsitrafgefeßbuch nicht aufgenommen 
worden, weil angeblich ein Bedürfniß dazu nicht vorliege. Baie— 
riſches Neligiongedift vom 26. Mat 1818, 8. 82: „Keine Kirchen- 
geſellſchaft kann verbindlich gemacht werden an dem äußern Gottes- 
dienft der andern Antheil zu nehmen.“ 

Die Bedeutung diefes Grundfages iſt in bejonders helles 
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Licht getreten bei der ehemals in Bayern den proteſtantiſchen 
Militärperſonen anbefohlenen Kniebeugung 9. 

2. Niemand kann genöthigt werden, ſich in der Religion 
eines Religionsvereins, dem er nicht angehört, unterrichten zu 
laſſen oder feine Kinder zu ſolchem Unterricht zu ſenden ?). 

3. Geiſtliche fönnen von Staats- oder Gemeindebehörden 
nicht genöthigt werden, religiöſe Feierlichkeiten, wie 3. B. Taufen, 
Weihungen, Einjegnungen, zu Gunſten von Nichtwereingmitglievern 
vorzunehmen). 


S710: 
4, Unzuläſſigkeit Der Nöthigung von Mitgliedern eines Neligionsdereins 
zur Theilnahme an deſſen gottesdienjtlihen Gebräuchen oder Religions— 
unterricht, und Geltung dieſes Grundſatzes auch für öffentlihe Beamte 
und Militärperjonen. 


Bon Seiten des Staates findet auch fein Zwang ftatt, um 
Mitglieder eines Religionsvereins zu nöthigen, am Gottesdienſt 
oder Neligionsunterricht ihres eignen Vereins Theil zu nehmen 
oder gottesdienftlihe Gebräuche ihres Vereins zu verrichten, oder 
ſolche Gebräuche an ihren Kindern verrichten zu laſſen. 

In früheren Jahrhunderten war folcher Zwang nicht blos 
in den katholiſchen Staaten, ſondern auch in proteftantijchen jehr 
herfömmlich, hing aber mit dem Vorhandenjein einer Staatskirche 
zujammten. 

Unfere Staatsgejege bringen obigen Grundjaß in vielen ein- 
zelnen Anwendungen zur Geltung, jprechen ihn aber nicht in Der 


2) Hauptfhrift: „Die Kniebeugung der Proteftanten vor dem Sanctiffi- 
mum der Fathofifchen Kirche in dem bayerifchen Heere und in der Landwehr. 
Materialien u. ſ. w., mit 12 Beilagen.“ Ulm 1841. Der ungenannte Ber- 
faffer war der Graf. F. C. von Giech, Negierungspräftdent von Franken. 
Die Schrift wurde von der bayerifhen Regierung verboten, obwohl fie Nichts 
als Thatſachen und rechtlihe Ausführungen enthielt. — Wenig Neues bietet: 
Sacobfon, 9. F., das Verbot der Guftan-Ndolfs-Stiftung und die Knie— 
beugung der Proteftanten in Bayern. 1844. 

2) Das Nähere über die „Erziehungsreligion' der Kinder” ſ. unten. 

3) Baierifches Religionsedikt vom 26. Mai 1818, 8. 101: „Kein Geift- 
licher kann gezwungen werden, das Begräbniß eines fremden Religionsver— 
wandten nad den Feierlichkeiten feiner Kirche zu verrichten.‘ 

3* 
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nothwendigen Allgemeinheit aus!) und nehmen namentlich feine 
genügend feſte Stellung gegenüber der Trage, ob den Religions— 
vereinen gejtattet jein dürfe, Bußen gegen Vereinsgliever zu ver- 
hängen, weil diefe die Theilnahme an Gebräuchen des Vereins 
unterlaffen. Wir müffen in dem Abjchnitt über die Kirchenzucht 
hierauf zurückkommen. 

Einer befonderen Erwähnung bebürfen folgende einzelne Fälle. 

1. Im weitaus größten Theil von Deutſchland bejteht fein 
Zwang chrijtlicher Eltern mehr, ihre Kinder innerhalb bejtimmter 
Friſt taufen zur laſſen. 

Das Preußische Yandrecht von 1794 wußte ſchon nichts mehr 
von einem jolhen Zwang; erjt durch eine Königliche Drdre vom 
23. Tebruar 1802 wurde wieder vorgejchrieben, daß bei Strafe 
die Taufe längjtens ſechs Wochen nach) der Geburt jtattfinden 
müffe, und jo jtand die Bejtimmung jeitvem als Anhang 8. 131 
im Landrecht 2, 11, 8. 446. Obwohl mit der Verfaſſungsurkunde 
von 1850, Artikel 12, unvereinbar, betrachteten die Verwaltungs— 
und Gerichtsbehörden ihn als fortdauernd gültig, bis das Gejet 
vom 9. März 1874 über die Beurfundung des Perjonenjtandes, 
8. 56, für die ganze Monarchie „alle Bejtimmungen — — welche 
eine jtaatliche Einwirkung auf die VBollziehung der Taufe anoronen,” 
aufhob?). Auf dem ganzen linfen Rheinufer hörte der Zwang 
bereit8 jeit der Uebertragung der Führung der Civil-Standsregifter 
an bürgerliche Beamte auf’). Im andern deutjchen Staaten find 


I) Zutreffender beftimmten ehemals die Grundrechte des Deutſchen Volks 
vom 27. December 1848, Art. 5, $. 18: „Niemand foll zu einer kirchlichen 
Handlung oder Feierlichfeit gezwungen werben.‘ Aehnlich jet das Defter- 
reihifhe Staatsgrundgefeg vom 21. December 1867 über die allgemeinen 
Nechte der Staatsbürger, Art. 14: „Niemand fanır zu einer kirchlichen Hand— 
lung oder zur Theilnahme an einer Ticchlichen eierlichkeit gezwungen werden, 
infofern er nicht der nad) dem Geſetze hiezu berechtigten Gewalt eines An— 
deren unterſteht“ (mworunter wohl Perfonen unter 14 Jahren gemeint find). 
Schmweizerifhe Bunbesverfafjung von 1874, Art. 49: „Niemand barf zur 
Theilnahme an einer Religionsgenofjenfhaft oder zur Vornahme einer reli- 
giöfen Handlung gezwungen — — — werben. Ueber die religiöfe Erziehung 
der Kinder bis zum erfüllten 16. Altersjaht verfügt im Sinne vorftehender 
Grundſätze der Inhaber der väterlichen oder vormundfchaftlichen Gewalt.’ 

2) Sef.-Samml. 108 und Dove's und Friedberg's Zeitfehrift 8. 12, 239. 

?) Das Geſetz vom 20. September 1792 auf Tit. 6, Art. 8 (Duvergier 
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die alten Strafbeſtimmungen entweder wegen ihrer Unvereinbarkeit 
mit der gewährten Gewiſſensfreiheit als hinfällig betrachtet worden 
oder allmählich außer Gebrauch gekommen. Dies konnte darum 
leichter geſchehen, weil die evangeliſchen Geiſtlichen angewieſen 
waren, über Verzögerungen der Taufe an das Konſiſtorium zu 
berichten und nicht ſelbſt Anträge auf Beſtrafung an die weltlichen 
Behörden ſtellen durften‘). 

Jüdiſche Eltern hat der Staat nie gezwungen, ihre Kinder 
beſchneiden zu laſſen. 

Auf einer Linie mit dem Taufzwang ſteht der Zwang zu 
einer religiöſen Feierlichkeit bei der Eheſchließung, namentlich zum 
Empfang des Segens durch Prediger, Prieſter, Nabbinen ?). Auch 
er ijt nunmehr im ganzen Neich weggefallen. 

Niemand endlich braucht den Beſuch von Geiftlichen und Vor— 
träge derjelben anzunehmen 3), am wenigjten Kranke in öffent— 
lichen Kranfenanftalten. Zupringlichfeit von Anſtalts-Geiſtlichen 
würde auf ihrer Seite ein Dienftvergehen enthalten. Andere 
Regeln gelten jelbjtverjtändlich bei Strafgefangenen. 

2. Die angeführten Grundfäge müffen auch auf öffentliche Be— 
amte und Militärperfonen Anwendung finden. Diejelben können 
aljo von ihren Vorgeſetzten nicht angehalten werden, einer Feier 
ihres eigenen Religionsvereins beizumohnen; jede Beftrafung, auch 
ihon jeder Verweis gegen einen Beamten oder Militär, welcher 
ſich fern hält, würde die Gemwiljensfreiheit dejjelben im ungefeßlicher 
Weiſe beeinträchtigen. Die Weiſung an öffentliche Beamte, ſogar in 
ihrer Amtstracht bei Gottesdienften oder öffentlichen Aufzügen 
ihres Neligionsvereins zu ericheinen, wideripricht außerdem einem 
anderen Orundjat unjres Staatsrechts, nämlich dem, daß der Staat als 


4, 488) bejagt ausprüdlih: „L’Assemblee nationale, apres avoir deter- 
mine le mode de constater desormais l’etat civil des eitoyens, deelare 
qu’elle n’entend ni innover ni nuire à la liberte qu’ils ont tous de 
consacrer les naissances, mariages et deces par les eer&monies du culte 
auquel ils sont attaches, et par l’entrevention des ministres de ce 
eulte.“ 

!) Ueber Württemberg vgl. Gaupp 2, 2, 70 und 72. Großherzogtum 
Heſſen: Köhler 2, 502. 

2) Bol. Wilda in der Zeitſchrift für Deutfches Recht 11, 203—206, 1847. 

3) Preußiſches Allgemeines Landrecht von 1794, 2, 11, $. 92. 
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iolcher Feine Staatsreligion fennt, jondern alle Religionsvereine 
gleichberechtigt find. Denn ſobald Staatsbeamte in ihrer Amts— 
tracht auftreten, find fie nicht bloße Privatperfonen, jondern Reprä— 
jentanten des Amts und Jedermann wird mit Recht folgern, daß 
fie an den Feiern in amtlicher Eigenschaft Theil nehmen und fie 
verherrlichen helfen. Am wenigſten aber erjcheint dies zuläſſig 
bei gewiſſen öffentlichen Aufzügen, Prozejfionen, welche gegenwärtig 
noch mehr als früher den Charakter von Demonftrationen an fich 
tragen. In fast allen Deutfchen Staaten ift denn auch von jolchen 
Weiſungen nicht mehr die Rede. 


Sue 
d. Freiheit des Hausgottespdienjtes 


In feinem eignen Haufe ift Jedermann berechtigt mit jeinen 
Familienangehörigen fich durch Gebet, Neben, Geſang und fonjtige 
Uebungen beliebig zu erbauen, joweit dabei die Staatsgejete nicht 
verlett werden. Auch durch die Theilnahme einzelner Nicht 
Tamilienangehöriger Hört ein folcher Gottesdienſt noch nicht auf 
ein Hausgottespienit zu jein!). Genauere gefetliche Bejtimmungen 
hierüber beftehen in Preußen und Bayern, nämlich: Preußiſche 
Berfafjungsurfunde von 1850, Art. 12 — Preußifches Allgemeines 
Yandrecht von 1794, 2, 11, 8. 7: „Jeder Hausvater kann feinen 
häuslichen Gottesdienſt nach Gutbefinden anordnen.” 8. 8: „Er kann 
aber Mitglieder, die einer anderen Religionspartet zugethan find, zur 
Beimohnung dejjelben wider ihren Willen nicht anhalten.” 8. 9: 
„Heimliche Zujammenkünfte, welche der Ordnung und Sicherheit 
des Staats gefährlich werden könnten, follen, auch unter dem Vor— 
wande des häuslichen Gottesdienſtes, nicht geduldet werben.‘ 
Baieriſches Neligionsedift (Beilage IT zur Berfaffungsurfunde vom 
26. Mat 1818) 8. 2: „— Auch darf Niemandem, zu welcher 
Keligion er fich befennen mag, die einfache Hausandacht unterjagt 
werden.“ 8. 4: „Alle heimlichen Zufammenfünfte unter dem 
Vorwande des häuslichen Gottesdienftes find verboten.“ 

1) Meber die im alten Recht gemachte Unterfcheidung zwifchen „Haus— 
gottesbienft” und „Privatgottesdienft‘‘ oder ‚nicht öffentlichem‘ Gottesdienft 
der nur unvollfommen gebildeten Religionsvereime ift am einem anderen 
Ort zu handeln. 
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In den übrigen Deutichen Staaten, wo neuere ausdrückliche 
Beitimmungen fehlen, ift derjelbe Grundſatz nichtsdejtoweniger als 
nothwendige Konſequenz der Gewifjensfreiheit ebenfalls in Geltung ?). 


s. 12. 


6. Freiheit der Wahl des Neligionspereins; Alter für die Selbit- 
beitimmung hierüber, Form und Wirfung des Austritts aus einen 
Neligionsverein und des Beitritis zu einem jolden. 


I. Da der Staat feine Konfeffion für die beſte hält und 
auch Feine Pflicht anerfennt, ſich in diefer Hinficht der Anficht 
eines oder einiger Neligionsvereine zu unterwerfen, jo folgt mit 
Nothwendigfeit, daß er jedem Staatsangehörigen das Necht der 
Selbjtbeftimmung darüber laſſen muß, ob er einem Neligionsverein 
beitreten will, und welchem Verein; desgleichen die Freiheit, jeder— 
zeit aus einem Verein wieder auszutreten. Dieſes Necht folgt 
nicht blos aus dem Necht der Gemwifjensfreiheit, fondern auch aus 
der Gleichheit aller jtaatsbürgerlichen und bürgerlichen Rechte. 

Der frühere Grundfas des öffentlichen Nechts, daß Jeder— 
mann nothwendig einem zugelafjenen Neligionsverein angehören 
müjje, und daß es daher einen Austritt nur zum Zweck des 
Uebertrittes geben fünne, ijt aufgegeben ?). 

In Preußen bat das Gefeß vom 28. Juli 1876 ?) jedem Juden auch 
das bis dahin fehlende Necht gegeben, aus derjenigen jüdijchen Syna— 
gogengemeinde (iraelitiichen Religionsgemeinde u. ſ. w.), welcher 
er auf Grund eines Gefetes, eines Gewohnheitsrechts oder einer 
Berwaltungsporjehrift angehört, auszutreten, auch wenn er nach 
wie vor der jüdiſchen Neligionsgemeinjchaft (dem Judenthum) zu— 
gethan bleiben will. Er muß jedoch dabei verfichern, daß dieſer 
Austritt „auf religiöfen Bedenken beruhe”. 


) Dal. Schon die Beftimmungen des Weftfälifhen Friedens von 1648, 
Art. 5, 8.34. Ferner das Oefterreichifche Grundgefeß vom 21. Dec. 1867, Art. 16. 

2) Königl. Preufifche Verordnung vom 30. März 1847 $. 16 (Gefeß- 
fammlung 128). Königl. Sächſiſches Gefeß vom 20. Juni 1870 8. 20: „Der 
Austritt aus einer vom Staate anerkannten [aufgenommenen] Neligions- 
geſellſchaft iſt, auch wenn er ohne gleichzeitigen Uebertritt zu einer anderen 
ſolchen Aeligionsgefellichaft erfolgt, einem jeden Staatsangehörigen, welcher 
das 21. Lebensjahr überfhritten hat, geftattet” (Dove, Zeitichrift 9, 465). 

9) Geſetzſammlung 353. 
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Der Staat kann auch Niemanden nöthigen, ſich in einer be— 
ftimmten Religion, jet e8 durch Staats- oder Gemeinde-Beamte 
oder durch Lehrer von Neligionsvereinen unterrichten oder belehren 
zu laſſen !). 

II. Das Alter, mit welchem männliche und weibliche Ber- 
fonen berechtigt werben, jelber fret zu mählen, welchem Neligions- 
verein fie angehören wollen, iſt im größeren Theil von Deutſch— 
Yand das vollendete 14. Lebensjahr. Mit diefem Alter hört die 
Schulpflicht auf und erfolgt in der evangelijchen Kirche auch meift 
die Aufnahme durch Konfirmation. 

Auch im 18. und 17. Jahrhundert fchon war dieſer Termin 
in Deutfchland der gewöhnliche. 

In mehreren Staaten wird jedoch ein höheres Alter erfor- 
dert: in Baden das vollendete 16. Lebensjahr, im Königreich 
Bayern das Volljährigkeitsalter (21 Jahre). Auch im Königreich 
Sachſen muß Jedermannn regelmäßig bis zum vollendeten 21. 
Lebensjahr bei dem Neligionsverein bleiben, in deſſen Religion er 
bi8 zum vollendeten 14. Lebensjahr unterrichtet worden ift. Nur 
wenn beide Eltern austreten, kann auch der Vierzehnjährige aus— 
treten, hat aber auch das Recht, in feiner bisherigen Kirche zu 
bleiben ?). 


2) In Baden ift anerkannt, daß gegen diejenigen evangelifchen Staats- 
angehörigen, welche das 16. Lebensjahr zurüdgelegt und damit das Gelbit- 
beftimmungsalter erreicht haben, ein ftaatliher Zwang zum Beſuch der 
evangelifhen Chriftenlehre gefetslih nicht mehr zuläffig fei. Vgl. Erlaß des 
evangelifchen Oberfirhenratht vom 26. März 1861, bei Spohn, 2, 261. 

2) Preußiſches Allgemeines Landrecht von 1794, 2, 11, $ 40: „eben 
Bürger des Staats, welchen die Geſetze fähig erkennen, für fich ſelbſt zu ur— 
theilen, joll die Wahl der Religionspartei, zu welcher er fid) halten will, 
frei ſtehen“ und Thl. 2, 2, 84 beftimmt den Zeitpunkt ber eintretenden 
Fähigkeit: „Nach zurücgelegtem 14. Jahre hingegen fteht e8 Lediglich in der 
Wahl der Kinder, zu welcher Keligionspartei fie ſich befennen wollen.‘ 
$. 85: „Auch wenn das Kind eine andere, als die Religion beider Eltern 
wählt, wird dadurch im den Rechten und Pflichten der Eltern, wegen der Er— 
ztehung, Verpflegung und Verforgung nichts geändert." — Bis zum Jahre 
1848 wurde in Preußen übrigens in Folge Abänderung des Landrechts Der 
Uebertritt zum Judenthum nicht erlaubt (Kabinetsordre vom 19. November 
1814. Minifterialenticeidung vom 18. März 1818. Kabinetsordre vom 21., 
vom 28. December 1834. — Jacobſon, Evangelifches Kirchenrecht des Preufi- 
hen Staats, 2, 491 und in Dove's Zeitfchrift 1, 410—412). Erft die 
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II. Nur ein in voller Freiheit gefaßter und öffentlich be- 
fundeter Entſchluß über die Wahl einer bejtimmten Religion kann 
rechtliche Geltung beanjpruchen. Sobald Zwang, Betrug, Irrthum 


Gefesgebung des Jahres 1848, namentlich die „Gewährleiftung der Freiheit 
des religidfen Bekenntniſſes“ in der Verfaſſungsurkunde Art. 11 (jett 12) 
befeitigte diefe Beſchränkung wieder. — 

Der Termin des vollendeten 14. Lebensjahres gilt auch in Hannover 
Yaut der allgemeinen Landesverordnung vom 31. Juli 1826 88. 7 und 9, 
Geſetzſammlung Abth. I, 174, und in Naſſau laut Verordnung vom 22./26. 
März 1808; in Schleswig-Holftein ift herkömmlich das Konfirmationsalter, 
nämlich für Knaben das zurüdgelegte 16., für Mädchen das zuriidgelegte 
15. Lebensjahr maßgebend (Fald, Handbuch 4, 164. Eallifen, Abriß, ©. 116). 
Das Kurheffiihe Gefe vom 23. October 1848 $. 4 fetst das vollendete 18. 
Lebensjahr feſt (Gefeßfammlung 133. Büff 142). 

Baierifhes Neligionsedift vom 26. Mai 1818 $. 5: „Die Wahl 
des Glaubens-Befenntnifjes ift jedem Staats-Einwohner nach feiner eignen 
freien Ueberzeugung überlaſſen.“ 8. 6: „Derfelbe muß jedoch das hiezu er— 
forderliche Unterfheidungs- Alter, welches für beide Gefchlehter auf Die ge= 
felihe Volljährigkeit beftimmt wird, erreicht haben.‘ — 

Königlich Sächſiſches Mandat vom 20. Februar 1827 8. 1: „Der 
Uebertritt von einer riftlichen Konfeffion zu einer andern kann nicht gehin— 
dert werden, wenn nur der Uebertretende das 21. Jahr feines Alters erfüllt 
bat. — — 68 foll jedoch minderjährigen Perfonen in articulo mortis der 
Uebertritt zu einer andern Konfeffion unter den in $. 8 erfolgenden Beſtim— 
mungen geftattet fein.” (Im Fall der Genefung nämlih muß der Ueber- 
tritt in den gewöhnlichen Formen und Friften wiederholt werden.) Koder 
1864 ©. 288. 291. Geſetz vom 20. Juni 1870 8 20: „Der Austritt aus 
einer vom Staate anerfannten Neligionsgefellfchaft ift, auch wenn er ohne 
gleichzeitigen Uebertritt zu einer anderen ſolchen Religionsgeſellſchaft erfolgt, 
einem jeden Staatsangehörigen, welcher das 21. Lebensjahr überfchritten 
bat, geftattet.” — — „Vom vollendeten 14. Lebensjahre an fteht e8 bei 
einem Religionswechſel der Eltern den Kindern frei, ob fie dieſen 
folgen oder ihre zeitherige Neligion beibehalten wollen”. (Dove, Zeit- 
ſchrift 9, 465.) 

Das Württembergifche Neligionsedift vom 15. October 1806 
Ziffer VI beftimmte: „Nach erreichten Unterfcheidungsjahren jteht es den 
aus foldhen (gemifchten) Ehen erzeugten Kindern frei, fih nach eigner Wahl 
zu einer oder der andern criftlichen Kirche zu befennen.” (Reyſcher, Samm: 
lung 9, 71.) Dies erfuhr durch die Berfaffungsurfunde von 1819, welche 
Gewifjensfreiheit gewährte, eine Aenderung dahin, daß ein Chrift aus jeder 
Kirhengemeinfchaft ausfcheiden und auch zum Judenthum übertreten durfte 
(Gaupp 1, 45). Mit welchem Lebensalter die Unterfheidungsjahre als er- 
reicht anzufehen feien, darüber find bisher niemals ausdrückliche gefetsliche 
Beitimmungen ergangen. Die Praris nahm aber mit Rüdficht darauf, daß 
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mitgejptelt haben oder überhaupt die betreffende Perjon jich in 
einem Getjtes- oder Gemüthszuftand befindet, welcher eine freie 
Ueberlegung ausjchließt, jo iſt die Neligtonswahl von der zu- 
jtändigen Obrigfeit für ungültig zu erklären ). 

Diefe Beitimmung ift von Wichtigkeit auch gegenüber dem 
Treiben mancher Sekten, welche fih darauf verlegen, mitteljt lang- 
dauernder und wiederholter religtöfer Uebungen und Andachten 
‘die natürliche Beurtheilungskraft abzuftumpfen und jo neue An- 
hänger zu erjchleichen. 


die Konfirmation in der evangeliſchen Kirche und die Firmung in der katho— 
liſchen regelmäßig im 14. Lebensjahr erfolgten und die Schulpflicht nicht 
länger danere, ferner mit Nücficht auf den Beſchluß des Corpus Evangeli- 
corum vom 14. April 1752 an, daß mit vollendetem 14. Lebensjahr die 
Wahl ver Religion freiftehe. (Erlaß des Minijteriumd des Kirchen- und 
Schulweſens an das Konfiftorium vom 14. September 1826 bei Reyſcher 
9, 709. Gaupp, das beitehende Recht, 1, 42. Sauber 2, 180. Nenfcher, 
MWitrttembergifches Privatrecht, 1, 304, Anm. 5 $. 178, 1846.) Der fath. 
Kirchenrath ſprach fih jedoch unterm 16. November 1831 dahin aus, daß 
mit Antritt des 14. Yebensjohres das Unterfcheidungsalter erreicht jei (Rey— 
fcher, Sammlung 10, 1029). 

Badifhes Gefet vom 9. October 1860, betreffend die Ausübung der 
Erziehungsrehte in Bezug auf die Keligion der Kinder 8. 5: „Jedem, der 
das 16. Lebensjahr zurücgelegt hat, fteht die Wahl der Neligion frei“ 
(Bol. Friedberg, Staat und Kirche, 239). Diefer Termin fteht ſchon feit 
dem Jahre 1808 in Geltung. VI. Konftitutiongediet vom 4. Juni 1808 
8. 27 und Verordnung vom 12. März 1812. Bal. Spohn, Badiſches 
Staatskirchenrecht, 1868, ©. 113). 

Großherzoglich Heſſiſches Gefeg vom 2. Auguft 1848 Art. 1: „Sedem 
Einwohner des Großherzogthums fteht die freie und öffentliche Ausübung 
feines religiöſen Kultus zu.” Der Ausspruch eines Minifterialreftripts vom 
21. März 1833, welches übrigens jeder gefetlichen Grundlage entbehrte, „daß 
der Uebertritt einer Chriftin zur jüdiſchen Religion nicht geftattet werben 
könne“ (Köhler 1, 192), wurde damit auch formell hinfällig. Geſetzliche Be— 
ftimmungen über das Unterfcheidungsalter fehlen; die Praris nimmt in 
Uebereinftimmung mit einem Minifterialreffript vom 26. Januar 1832 das 
vollendete 14. Jahr al8 maßgebend an. 

Ebenſo das Oeſterreichiſche Geſetz vom 25. =: 1868 Art. 4 (Dove's 
Zeitſchrift 8, 147). 

) Baierifches Religionsedift vom 26. Mai 1818 $. 7. Königlich Säch— 
fifches Mandat vom 20. Februar 1827 $. 1. Defterreichifches Geſetz vom 
25. Mai 1868 $. 4 und Vollzugsverordnung vom 18. Januar 1869 $. 4 
(in Dove's Zeitihrift 8, 147. 344). 
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Um für ruhige Ueberlegung Raum zu gönnen, fordern auch 
verſchiedene Geſetzgebungen eine in bejtimmtem Zeitraume wieder- 
holte Austrittserflärung. 

IV. Kein Religionsverein darf Perfonen, welche noch nicht 
das Untericheivungsalter erreicht haben, zu wirklichen Mitgliedern 
aufnehmen oder zur Ablegung des bei ihm vorgejchriebenen 
Glaubensbekenntniſſes zulaffen !). Ein jolcher Akt würde jedenfalls 
wirkungslos fein; er würde aber auch eine Verlegung jtaatlicher 
Vorſchriften enthalten, welcher von Staatswegen mit Strafen ent» 
gegengetreten werden Sollte. 

Ueberall, wo die Aufnahme in einen anderen NReligionsverein 
die vorgängige Erklärung des AustrittS aus dem bisherigen 
Keligionsverein vorausjest ?), it die Aufnahme von nicht zu den 
Untericheidungsjahren Gefommenen unmöglich, weil diejelben ben 
Austritt nicht gültig erklären Fünnen. 

V. Form und Wirfung des Austritt aus einem Neligions- 
verein und des Beitritts zu einem jolchen. 

Die hierüber gegenwärtig in Deutjchland geltenden Staats— 
gejetze erheifchen wegen ihrer großen Verſchiedenheit eine nach 
Ländern gejonderte Betrachtung. — Die befonderen Beitimmungen 
über die Bildung von altfatholifchen Gemeinden find für die Dar» 
jtellung der Nechtsverhältnijje der Altfatholtfen worzubehalten. 

A. Preußen Das Gejet vom 14. Mat 1873, betreffend 
den Austritt aus der Kirche?), regelt für die ganze Monarchie 
einheitlich Form und Wirkung des AustrittsS aus der evangeliichen 
und katholiſchen Kirche, ſowie aus allen Religionsvereinen, welche 
Korporationsrechte geniefen; auch den Austritt aus dem Juden— 
thum. Im einer Richtung jedoch find die Älteren Particularrechte 
daneben aufrecht erhalten. Für den Austritt aus den jüdiſchen 
Synagogengemeinden tft das bejondere Gejeß vom 28. Jult 1876 
maßgebend und für den Austritt aus Neligionsvereinen ohne Kor— 


2) Vebereinftimmend äußert ſich Jacobſon, Evangeliſches Kirchenrecht 2, 
487. Eine hierher einfchlagende Beftimmung enthält das Preußifche Kandrecht 
von 1794, 2, 2, 8. 83. 

2) Bgl. unter V. 

3) Gefeßfammlung 207. Hinſchius, Kommentar, 1873, ©. 167—194. 
Allgemeine Verfügung des Juftizminifters vom 13. Juni 1873 bei Hinſchius 
193 und Dove, Zeitfhrift 12, 240—242. 
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porationgrecht die verjchiedenen älteren Provinzial: und Orts— 
geſetze. 

1. Der Austritt aus einer Kirche oder einem als Korpo— 
ration anerkannten Religionsverein mit der Wirkung, daß der 
Austretende von allen Laſten ſeines bisherigen Verbandes be— 
freit wird, iſt nur möglich in den vom Geſetz vom 14. Mai 1873 
vorgeſchriebenen Formen. 

a. Wer die Abſicht hat auszutreten, muß dieſelbe bei dem 
Richter ſeines Wohnorts perſönlich oder auch ſchriftlich anmelden, 
und ſodann nach Ablauf von 4 Wochen, ſpäteſtens innerhalb 
6 Wochen, perſönlich vor dem Richter erſcheinen und die definitive 
Austrittserklärung zu Protokoll nehmen laſſen. Dieſe mehr— 
wöchentliche Friſt hat den Zweck, Uebereilungen zu verhüten und 
den bisherigen Glaubensgenoſſen Gelegenheit zu laſſen, etwaige 
Mißverſtändniſſe aufzuklären). Deshalb iſt dem Richter auch 
vom Geſetz die Verpflichtung auferlegt worden, von der eriten 
vorläufigen Austrittsanzeige dem Vorſtand der Kirchengemeinde 
(Gemeinde - Kirchenrath, Presbyterium, Kirchenvorſtand u. |. w.) 
ohne Verzug Nachricht zu geben. Wird innerhalb Der jechs 
Wochen der Antrag auf gerichtliche Protofolfirung nicht gejtelt, 
fo wird der Antrag hinfällig. Erfolgt diefelbe aber, jo ift dem 
Borjtande der Stirchengemeinde eine Abjchrift des Protokolls zu- 
zuftellen und es kann auch der Ausgetretene eine Bejcheinigung 
des AustrittS verlangen. 

b. Die Wirkung tft Befreiung von den Yeiftungen, welche 
auf der perjänlichen Kirchen- oder Kirchen-Gemeinde-Angehörigfeit 
beruhen, vom Schluß des folgenden Kalenderjahres an, oder in 
gewiſſen Fällen vom Schluß des zweitfolgenden Kalenderjahres 
an); ferner fofortige Befreiung von der Pflicht zur Zahlung von 
Stolgebühren ?). 


ı) Vgl. hierüber Hinſchius, Kommentar 175. 176. 

2) $. 3. Das Nähere hierüber fpäter in dem Abjchnitt von den Kirchen- 
ſteuern. 

®) F. 5. Zur Zeit der Erlaſſung des Geſetzes vom 14. Mai 1873 
äußerte in einem großen Theil der Monarchie die Zugehörigkeit zu einer 
Kirhe und alfo auch der Austritt aus derſelben noch wichtige Wirfungen in 
Bezug auf Form der Ehefchliegung, Eheſcheidung und Beurkundung von Ge- 
burts⸗ und GSterbefällen. 
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Ferner aber tritt auch Verluft aller Rechte ein. Dies er- 
gibt ſich ſchon aus allgemeinen Grundjägen, für die acht älteren 
Provinzen der Monarchie insbefondere aus dem Königl. Patent 
vom 30. März 1847, die Bildung neuer Religionsgefelichaften 
betreffend, welches bejtimmt, daß die Austretenden einen „Antheil 
an den verfafjungsmäßigen Nechten der Kirche, aus welcher fie 
ausgetreten find, nicht mehr in Anjpruch nehmen fünnen“ H. 

2. Der Austritt aus einer Kirche oder einem als Korporas 
tion anerkannten Neligionsverein ift auch noch in anderer Form 
möglich, nämlich in der Form des „Uebertritts” zu einer andern 
Kirche oder einem als Korporation anerfannten Berein. Diefer 
fann auch jetzt noch in den Formen geſchehen, welche das ältere 
provincielle und lokale Recht dafür aufſtellt?). Die Wirkung iſt 
aber eine unmvollfommene. Der Uebertretende büßt zwar alle 
Rechte in der verlaffenen Kirche ein, wird auch von der Pflicht 
zur Entrihtung von Stolgebühren frei®), bleibt dagegen den 
Yajten jeines bisherigen Kirchenverbandes unterworfen. 

a) Im Geltungsgebiet des Allgemeinen Preußiichen Land— 
rehts von 1794 kann der Uebertritt jowohl ausdrücklich, als 
durch concludente Handlungen erklärt werden. Es bejtimmt näm— 
ih 2, 11, 8. 41: ‚Der Uebergang von einer Religionspartei zu 
einer anderen gejchieht in der Regel durch ausprüdliche Erklärung.” 
8.42: „Die Theilnahme an folchen Religtonshandlungen, wodurd) 
eine Partei ſich von der anderen mwejentlich unterjcheidet, hat Die 
Kraft einer ausdrüdlichen Erklärung, wenn nicht das Gegentheil 
aus den Umftänden deutlich erhellet (8. 39.” Bor went die aus— 
drüdliche Beitrittserflärung abgegeben werden könne, iſt im Geſetz— 
buch nirgends ausgeiprochen. Selbſtverſtändlich ift ihre Abgabe 
vor dem Pfarrer oder SKirchenvorjtand over höheren firchlichen 
Behörden gültig, aber auch eine Erklärung vor obrigfeitlichen 
Perjonen oder vor Zeugen oder durch jchriftliche Urkunde genügt. - 
Borausjegung ift auch nicht die vorgängige Erklärung des Aus- 


1) G. ©. 121. Ebenso Kurheffiiches Gefeg vom 23. Oct. 1848. 8. 5. 

2) 8. 1, Abi. 2: „NRüdfichtlih des Uebertritte® von einer Kirche zur 
anderen .verbleibt e8 bei dem beftehenden Hecht”; ferner 8. 8. Ueber bie 
Gründe der Beibehaltung dieſes älteren, freilih ſehr verfchiedenen Nechts, 
vol. Hinſchius, Kommentar, ©. 172. 

3) 8. 5 und Hinſchius ©. 185. 
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trittS bei dem Vorſtand des bisherigen Neligionsvereing; vielmehr 
erjeßt eine Beitrittserflärung der in $. 41 oder 42 angegebenen 
Art in gewiffen Umfang die Austrittserflärung ). Der Hebertritt 
von einer Kirche zu einem Neligionsverein ohne Korporationsrecht 
fann in allen acht alten Provinzen nur nach den VBorjchriften des 
Patents vom 30. März 1847 gejchehen 2). 

b) In anderen Preußiſchen Provinzen gelten andere Regeln, 
namentlich die Vorjchrift, daß zur Gültigkeit einer Beitrittserflä- 
rung und einer Aufnahme der Nachweis gehört, daß der Ueber— 
tretende vorher fürmlich jeinen Austritt aus dem bisherigen Ver— 
ein erklärt habe. In Kurheſſen it Austrittsanzeige bei dem 
Pfarrer oder jonftigen geiftlichen Beamten des bisherigen Befennt- 
nifjes nothwendig ?), und Aehnliches ift für Hannover anzunehmen 9. 

3. Der Austritt aus einer Shnagogengemeinde (Siraelitiichen 
Neligionsgemeinde) erfolgt in den nämlichen Formen wie der Aus- 
tritt aus dem Judentum, nur daß der Austretende bei der Er- 
Härung des AustrittS vor dem Nichter die Verficherung hinzu— 
fügen muß, daß der Austritt auf religiöfen Bedenken beruhe. 
Die Forderung diefer Verficherung hat den Zweck, denjenigen den 
Austritt zu erfchweren, welche dadurch lediglich von den ijraeliti- 
jchen Gemeindelaſten freizufommen trachten könnten. Die Bei- 
tragspflicht der aus der Synagogengemeinde Austretenden zu Ge— 
meindelaften Dauert auch unter Umftänden länger, als diejenige 
von jolchen Juden, die ganz aus dem Judenthum austreten >). 


!) Die Borfhrift in Thl. 2, 6, $. 183, wonad die Erklärung des Aus: 
tritt8 aus einer Korporation bei dem Borfteher der Gefellfchaft zu gefchehen 
bat, findet nach der Rechtsſprechung des Obertribunals auf den Austritt aus 
Neligions-Bereinen feine Anwendung. Erkenntniß des D.-Tr. vom 19. April 
1861. (Striethorft, Archiv 41, 201. Altmann, Praris 768. Bal. befonders 
noch Jacobſon, Evang. R.-R. 2, 492, Anm. 10.) 

2) Jacobjon 2, 493 und Hinſchius S. 187. üchter (Dove) 1874 
©. 869, Anm. 

8) Geſetz vom 23. October 1848, 8. 4. 

*) Kirchner in der Zeitichrift für Hannöverſches Recht 2, 150. 161 
(1870). Lohmann, Kirchengelege 1, 252 (1871). Hinſchius, Kommentar 
©. 174. Die Beftimmung des Preußiſchen Gefeges vom 29. September 
1867. 8. 8 über die bürgerliche Ehefchliegung (G. S. 1686) hatte nur eine 


beſchränkte Bedeutung und ift nunmehr al8 aufgehoben anzufehen. Hin— 
ſchius 191. 


5) Geſetz vom 28. Juli 1876. 88. 6—9. 
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4. Der Austritt aus Neligionsvereinen ohne Korporationg- 
rechte und der Beitritt zu ſolchen erfolgt nach den gewöhnlichen 
privatrechtlichen Negeln über ven Gejellichaftsvertrag. 

B. Das Baieriſche Neligionsedift vom 26. Mat 1818 
bejtimmt 8. 10: „Der Uebergang von einer Kirche zu einer 
andern muß allezeitt bei dem einjchlägigen Pfarrer oder getjt- 
lihen Vorſtande fowohl der neu gewählten, als der verlaffenen 
Kirche perjönlich erklärt werden.” — 8. 11: „Durd die Re— 
igionsänderung gehen alle firchlichen Geſellſchaftsrechte verloren.“ 
Durch Minifterial- Entichliegungen ift dies folgendermaßen näher 
bejtimmt worden: Die Entgegennahme der Beitrittserflärung und 
beziehungsweije die Aufnahme darf erſt erfolgen, nachdem zuvor 
die Erklärung des Austritts ftattgefunden hat. Der Austretende 
fann daher verlangen, daß von dem Pfarrer ein fürmlihes Pro- 
tofoll über den Akt der Austrittserflärung aufgenommen und ihm 
eine Abjchrift oder ein amtliches Zeugniß hierüber ausgefertigt 
werde. Im Fall der Weigerung oder -Zögerung kann die Erflä- 
rung vor Zeugen abgegeben und bet ven Staatsbehörden Beſchwerde 
gegen den Pfarrer erhoben werden. Eine Aufnahme ohne jtatt- 
gefundenen Austritt iſt ungültig und kann gegen den Pfarrer, der 
fie vornimmt, Strafen nach fich ziehen. Cine Ausnahme gilt 
bhinfichtlich folcher Perjonen, die in Gefahr des Todes jchweber. 
Diefelben fünnen den nächiten Pfarrer ihrer bisherigen Konfeſſion 
zu ſich rufen laffen und wenn derſelbe nicht erjcheint oder Die 
Zeit zu kurz ift, in Gegenwart von zwei Zeugen, die wo möglich 
der bisherigen Kirchengejellichaft angehören, ihren Entichluß des 
Vebertritts erklären, ein von beiden Zeugen unterichriebenes Pro- 
toeoll aufnehmen laffen und folches dem Pfarrer der verlafjenen 
Kirche in Driginal oder beglaubigter Abſchrift mittheilen laffen 9. 

C. Königreich Sachſen. 1. Der Austritt aus einer 
vom Staate anerfannten (aufgenommenen) Neligionsgejellichaft, 
ohne gleichzeitigen Uebertritt zu einer anderen folchen anerfannten 
Religionsgeſellſchaft, erfolgt durch perjönliche Erklärung vor dem 
ordentlichen Nichter, welcher darüber ein Protokoll aufzunehnten 
bat. Der Austretende muß hierbei zugleich glaubhaft nachweiſen, 


1) Silbernagel, Berf. 1870, ©. 13—15. — 9. Dobened, Syſtematiſche 
Zufammenftellung. 1844. ©. 4—6. 
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daß er dem Pfarrer feines Wohnorts vier Wochen vorher die Ab- 
ficht auszutreten zu erkennen gegeben hat. Solange diefe Formen 
nicht gewahrt find, wird der Austretende al8 Mitglied feiner zeit 
herigen firchlichen Gemeinde betrachtet !). 

2. Wer von einer anerkannten chriftlichen Konfeffion zu einer 
anderen anerkannten übertreten will, hat 

a) jein Vorhaben bei dem Drtspfarrer feiner bisherigen 
Konfeifion yperjfönlich anzuzeigen. Der Pfarrer hat ihm alsdann 
über die Wichtigfeit des UebertrittS zu belehren und ihn zu er= 
mahnen, ſich die Angelegenheit nochmals veiflich zu überlegen. 
Beharrt der Angemeldete nad) Ablauf einer Bedenkzeit von vier 
Wochen bei feinem Borhaben, jo ijt ihm von dem Geijtlichen ein 
ichriftliches Zeugniß über die gefchehene Anzeige und die Entlafjung 
aus feiner bisherigen Kirchengemeinde auszuftellen 2). Den Getit- 
lihen ijt e8 keineswegs gejtattet, während der vier Wochen die 
Uebertretenvden zu fortgejestem Unterricht zu laden; fie fungiren 
hierbei vielmehr lediglich al8 Drgane des Staats?). Ein in 
articulo mortis erfolgter Uebertritt ift für deſſen Perſon gültig; 
jedoch muß derjelbe im Falle der Genefung feine Betätigung durch 
die gewöhnliche Erklärung vor dem Pfarrer der bisherigen Con- 
fejfion erhalten 9. 

b) Kein Geijtlicher darf einen anderen chriftlichen Glaubens— 
verwandten in feine Kirche aufnehmen, bevor derfelbe ein Zeugniß über 
den Austritt aus feinem bisherigen Neligionsverband beigebracht hat 
und bevor er den Uebertretenden geprüft und vorbereitet bat. 
Zuwiderhandlungen werden mit Geldftrafe von 50 Thalern — —, 
und im Wiederholungsfalle mit Suspenfion, nach Befinden mit 
Remotion vom Amte beitraft?). 

c) Von dem Tage des erfolgten Uebertrittes an hört der Ueber— 


2) Geſetz vom 20. Juni 1870 über die Einführung der Eivilftandsregifter 
f. Berfonen, welche feiner im Königr. Sachſen anerkannten Reigionsgeſellſchaft 
angehören. 8. 1 und 20 (Dove's Zeitfehrift 9, 461, 465). 

2) Königl. Mandat vom 20. Februar 1827, 8. 2 und 4 (Gef.-Samml. 30, 
Koder 1864, ©. 288— 292). Vgl. Weber 2, 8-10. 1845. 

?) Verordnung des Kultusminifters vom 23. Mai 1839 und 22. November 
1847. Koder 563. 

9 g. 8. 

— 
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getretene auf, unter dem Geſetze und der geiftlichen Behörde der 
verlafjenen Kirche zu ſtehen, verliert die Nechte der Mitglieder 
derjelben und wird aller echte und Verbindlichkeiten der andern 
Kirche theilhaft, ohne daß jedoch eine rüchwirfende Kraft des Ueber— 
trittS jtattfinden kann !), 

d) Ein geheimer Webertritt zieht, jobald er befannt ge- 
worden tjt, nicht nur eben jo, wie ein öffentlicher, den Verluſt des 
an eine bejtimimte, von dem Uebertretenden verlaſſene Konfefjion 
gebundenen Amtes oder Familienrechts, ſondern noch überdieß im 
eriten Fall (bei Beamten), injofern ein geleijteter Religionseid 
verlegt worden, eine bejondere angemefjene Bejtrafung, und in 
beiden Fällen die Reftitution der jeit dem MUebertritte zur Un— 
gebühr gezogenen Nutungen nach ſich. — Sollte ein Getftlicher 
ein Individuum in jeine Kirche, mit dem Vorbehalte, fich deſſen 
ungeachtet äußerlich zu feiner bisherigen Kirche halten zu Dürfen, 
aufnehmen, jo iſt er mit Remotion vom Amte zu beftrafen 2). 

In Württemberg regelt eine Königliche Verfügung vom 
30. Zult 1819, welche vor Verkündigung der Verfaffungsurkunde 
erlajjen tft, den wichtigjten Fall). Wer nämlich aus einer chrift- 
lichen Kirche ausjcheiden will, um zu einer andern überzutreten, 
muß feinen Entjehluß jenem bisherigen Seeljorger anzeigen, und 
darüber, daß dies gejchehen, ein Zeugniß dejjelben begehren. Erit 
auf Vorlage dieſes Zeugnijjes darf die Aufnahme in die andere 
Kirche erfolgen. Da perjünliche Anzeige nicht ausdrüdlich vor- 
gejchrieben ift, jo hat die Praxis mit Hecht auch eine Anzeige vor 
dem Dberamt oder Schultheigenamt für ausreichend erklärt, durch 
welches dann dem Seeljorger Abjchrift des Protokolls mitzutheilen 
und die Bejcheinigung zu begehren ift. 

Dejterreih. Das Geſetz vom 25. Mai 1868 bejtimmt, 
Art. 6: „Damit jedoch der Austritt aus einer Kirche oder Religions 
genojjenjchaft jeine gejetlihe Wirkung habe, muß der Austretende 
denjelben der politiſchen Behörde melden, welche dem Vorſteher 


28.10. 

2) 8.6und 7. Zu den hier gemeinten „Familienrechten“ gehört namentlich 
auch der Genuß von Stiftungen, die an eine Konfefjion gebunden find. 
Bol. Weber 2, 739, Anm. 1845. 

3, Abgedrucdt in Reyſcher's Sammlung 9, 474. Gaupp 1, 43—45. 

Thudichum, Kirchenrecht. 4 
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oder Seelforger der verlaffenen Kirche over Neligionsgenofjenichaft 
die Anzeige übermittelt. — Den Eintritt in die neugewählte Kirche 
oder Religionsgenoſſenſchaft muß der Eintretende dem betreffenden 
Borfteher oder Seelforger perjönlich erflären. Art. 5: „Durch 
die Neligionsveränderung gehen alle genojjenjchaftlichen Nechte der 
verlafjenen Kirche oder Neligionsgenofjenjchaft an den Ausgetvetenen 
ebenfo wie die Anfprüche diefes am jene verloren” 1). — Bis zum 
Fahre 1849 mußten Katholiken, welche zur evangeliſchen Kirche 
übertreten wollten, ſechs Wochen lang beim Fatholifchen Pfarrer 
Unterricht nehmen und durften während dieſer Zeit mit Evange— 
liſchen Feinerlei Verkehr haben. Beſtanden fie dann noch auf ihrem 
Vorhaben, jo erhielten fie ein pfarramtliches Zeugniß über den 
jtattgefundenen Unterricht und auf Grund dejjelben eine obrigfeit- 
liche Entlafjung. Erjt ein Deinifterialerlaß vom 30. Januar 1849 
hat dieß geändert ?). 

VI Die Satungen der einzelnen Neligionsvereine bezüglich 
der Aufnahme find Hauptjächlich folgende; 

1.a) In allen deutſchen evangeliſchen Kirchen erfordert 
die Aufnahme von folchen, welche bereit8 die chrijtliche Taufe er- 
hielten: ein freies Begehren des Aufzunehmenden, eine vor der 
Gemeinde oder dem Gemeindevorſtand erfolgende Prüfung, ob er 
über die Lehren der Kirche genügend unterrichtet jei, und eine be> 
jahende Entſcheidung hierüber, jodann Ablegung des vorgefchriebenen 
Glaubensbekenntniſſes ?), und endlich fürmliche Aufnahme-Erflärung 
durch Die firchliche Behörde. 

Bei noch Ungetauften muß die Vollziehung der Taufe hinzu- 
fommen ?). 

Bon dem Erforverniß der Deffentlichfeit diefer Afte — 
übrigens unter Umſtänden dispenſirt werden. 


1) Dove's Zeitſchrift 8, 147. 

2) R.= Geſetzbl. Nr. 107. Porubszky in Dove's Zeitſchrift 9, 14. 16. 
17. 80—89. 1869. 

?) Dal. 3. B. das unterm 17. Auguft und 21. September 1854 für bie 
Weſtfäliſche Kirche genehmigte Verpflichtungs= Formular bei der Aufnahme 
jo'her ‘Perfonen, welche aus der römiſch-katholiſchen zur evangelifchen Kirche 
übertreten (Müller, Kirchenordnung 1873, ©. 179 und Anlage XII, ©. 151). 

VBgl. z. B. für Württemberg den Konftftorialerlaß vom 15. September 
1821; v. Hauber, Recht und Braud) 1, 118. 
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Die Taufe bildet zwar eine Vorbedingung der Konfirmation; 
fie macht zum Chriften, aber fie begründet nicht die Mitgliedſchaft 
zur evangeliichen Kirche. Die Nechte, auf welche Getaufte aber 
noch nicht Konfirmirte in der evangelifchen Kirche Anfpruch machen 
fönnen, haben jie nur als Tamilienangehörige won wirklichen Mit- 
gliedern ?). 

Uebrigens braucht die Taufe feineswegs nothiwendig von einem 
evangeliſchen Prediger vollzogen zu fein; fie ift auch gültig, wenn 
jie ein katholiſcher Priefter, in Nothfällen auch ein bloßer Laie 
vornahm. 

b) Ueber die Aufnahme von Konfirmanden entfcheidet in den 
ſechs öftlichen Provinzen Preußens Pfarrer und Gemeinde-Kirchen— 
vath, worbehältlich des Rekurſes Sowohl des Zurückgewieſenen, wie 
auch des Pfarrers an die Kreisſynode, und, jofern dieſe nicht ver- 
fammelt ift, an den Kreis-Synodalvoritand 2). Ebenjo in Nhein- 
land-Wejtfalen, nur daß bier über Rekurſe der Superintendent 
allein entſcheidet ?). 

Zur Aufnahme von Mitgliedern fremder chriftlicher Neligiong- 
vereine und von Nichtchrilten bedarf es feiner Genehmigung des 
Konſiſtoriums ). 

In Württemberg entſcheiden über die Zulaſſung zur Konfir— 
mation das Pfarramt, ohne Mitwirkung des Pfarr-Gemeinderaths, 
und im Beſchwerdefall die höheren kirchlichen Behörden. Die 


) Bol. Puchta, ©. F., Einleitung in das Recht der Kirche 1840, ©. 
785 Büff, Kurheſſ. KR. 1861, ©. 141; Jacobfon, Ev. K.-R. des 
Preuß. Staats 2, 491. So lange die lutheriſchen Kirchen die Konfirmation 
nicht fannten und von Staatswegen Religionsfreiheit nicht gewährt war, ver— 
ſuchten fie wohl noch an dem fatholifhen Grundſatz von der Wirkung der 
Taufe feftzuhalten, obwohl mit wenig Konfequenz. Einen Reſt davon ver- 
theidigt auch für das heutige Recht z.B. noch v. Scheurl, Sammlung firdhen- 
rehtliher Abhandlungen 1, 89. 90. 1872. 

2) 10. September 1373, $. 14 und 53 Nr. 4 und Landesagende 2, 
7—11. 

3) 5. März 1835, $. 14 und 110. 111. Beſchlüſſe der Weftfälifchen 
Pr.-S. von 1835, ©. 37. Th. Müller, 8.0. 1873, ©. 177. 

9Y R. vom 2. Februar 1827 in v. Kampg, Ann. 11, 108. Jacobſon, 


Er. RR. 2, 478. Note 16. , 
4* 
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Aufnahme eines Katholifen, jowie anderer Religionsverwandten 
erfordert vorher eingeholte Genehmigung des Konfijtoriums ). 

In Baden entfcheivet das Pfarramt über die Zulaſſung zum 
Konfirmandenunterricht, worbehältlich der Beſchwerde beim Dekan. 
Ein hiernach bereits zugelafjener Konftrmand kann von der Konfir= 
mation nur auf Antrag des Kirchen-Gemeinderaths durch den 
Dekan zurücgewiefen werden?). Die Aufnahme von Solchen, 
welche zur evangelifchen Kirche übertreten wollen, verfügt auf An— 
trag des Kirchen - Gemeinderaths der Dekan). Heffiihe Kirchen- 
verfaffung vom 6. Sanuar 1874, 8. 47, Wr. 7: „Dem Kirchen: 
vorſtande kommt insbejondere zu: 7. Die Aufnahme von folchen, die 
zur evangeliichen Kirche übertreten wollen.“ 

2. Ratholijche Kirche. 

Der Begriff der Mitgliedſchaft der Kirche, wie ihn Die heutige 
Staatsgejetgebung kennt, iſt dem kanoniſchen Necht unbekannt, und 
folglich auch eine eigentliche Aufnahme in die Mitgliedfchaft. Nach 
fatholischer Lehre gibt es nur eine wahre, allein jeligmachende und 
berechtigte Kirche, zur welcher Alle gehören, die irgendwann und 
bon irgendwem, freiwillig oder unfreiwillig, in vechter Form die 
Zaufe erhalten haben. Jeder Getaufte unterliegt unwiderruflich 
der Gerichtsbarkeit des Papjtes und der Bifchöfe. Die Firmung 
durch den Biſchof ift Saframent, aber fein Akt der Aufnahme. 
Diefe Grundſätze von der Wirkung der Taufe, welche noch Papſt 
Pius IX. fich nicht gefcheut hat dem Deutjchen Kaifer Wilhelm I. 
gegenüber laut geltend zu machen, find in Deutjchland nicht an— 
erfannt, vielmehr ift als Mitglied ver fatholiihen Kirche laut 
unjerer Staatsgejege nur derjenige anzufehen, welcher durch aus— 
prüdliche Erklärung oder konkludente Handlungen feine Mitglied- 
ſchaft jelbit erklärt hat. 


) Berfügung vom 15. October 1850. Allg. Kirchenblatt 3, 262. 

2) 5. September 1861, $. 37 Ziffer 4, $. 106 Ziffer 5. Konfirmations- 
ordnung vom 29. September 1871 (Spohn, KR. der Vereinigten Kirche 
1, 199 und 229 und 2, 257). 

?) 5. September 1861, 8. 37 Ziffer 4, 8. 106 Ziffer 5. Verordnung 
des ed. O-K. vom 23. December 1862 bei Spohn 2, 332. Früher war 
Genehmigung des Ober-Kirchenraths nothwendig. j 


Religiöſe Erziehung der Kinder. 53 


Diie Taufe von Juden oder Heiden darf regelmäßig nur mit 
Erlaubniß des Biſchofs gejchehen?!). 


Salz 
7. Das elterlihe Entiheidungsreht über Die religisje Erziehung der 
Kinder, 


I. Die gejetgebenden Gewalten aller Deutſchen Staaten 
gehen bis jett von der Anſchauung aus, daß das Staatswohl es 
unabweislich erfordere, daß die Jugend auch veligiöfen Unterricht 
erhalte, und nicht ohne dieſen wichtigen Faktor der fittlichen Bil- 
dung aufwachle. Religion gehört zu den Yehrgegenftänden, auf 
welche fich die Schulpflicht (dev Unterrichtszwang) erjtredt. 

Die Erreichung des Alters, mit dem die Schulpflicht erlifcht 
meistens das zurücgelegte 14. Lebensjahr, endigt auch Die ftaat- 
lihe Nöthigung zu Unterrichtnahme in Neligion. 

U. Bon den verjchievenen Religionen oder Konfeffionen, 
zu welchen ſich die Staatsunterthanen befennen, betrachtet der 
- Staat heutzutage nicht mehr eine einzige als vie beite, kann da- 
ber auch feine mehr als jtaatliche Schulreligion vorfehreiben. 
Ebenſo wenig hält er es für zuläffig oder bis jett ausführbar, 
den Neligionsunterricht zur bloßen Sittenlehre abzujchwächen oder 
das, was gemeinjamer Inhalt der meijten Religionen tft, als Schul- 
religion aufzuftellen. 

Die Wahrung des Grundſatzes der Gewiſſens- und Neligiong- 
freiheit nöthigt vielmehr eine andere Auskunft zu juchen, und zwar 
wird das Nichtige gefunden werben, wenn die Staatsgeſetzgebung 
ausgeht von dem Grundſatz der gleichen Behandlung aller 
Neligionsvereine, der Vermeidung der Begünftigung einzelner 
derjelben, und der Verhütung von Umtrieben, wodurch fich einzelne 
Keligionsvereine thatfächlich eine Begünftigung erfchleichen fünnten. 

Der Staat läßt daher in den öffentlichen Schulen den Reli— 
gronsunterricht nach Konfejfionen getrennt ertheilen, und zwar den 
Kindern jeder Konfeſſion durch Lehrer dieſer Konfeſſion oder durch 
©eiftliche derjelben. 


1) Richter - Dove 1867, ©. 667. 679. Schulte, Lehrbuch des fathol. 
K=R. 1873, ©. 423 Anm. 
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Im Uebrigen räumt er das Entfcheidungsrecht den Eltern ein. 

Da diefes elterliche Necht fich nicht auf die Frage miterjtrect, 
ob die Kinder überhaupt einen Neligionsunterricht erhalten jollen, 
dies vielmehr durch die Schulgefee feit fteht, jo kann bei ſolchen 
Perjonen, welhe ſich zu gar feiner Neligion befennen (fich für 
Atheiften erflären), das elterliche Entſcheidungsrecht nicht weiter 
gehen, als daß denjelben freigejtellt wird, irgend eine der vom Staat 
zugelaffenen Religionen für ihre Kinder zu wählen). Ueberhaupt 
muß dem Staate das lebte Urtheil darüber verbleiben, welche 
Religion in Hinficht auf Sugendunterricht eine jtaatlich zuläffige 
jet, und welche Neligionen oder Lehrſätze wegen ihrer Unfittlichfeit 
und Staatsgefährlichkeit nicht Unterrichtsgegenftand fein dürfen 
(3. B. der Islam, das Mormonenthum, das Unfehlbarfeitspogma). 

Der Staat gejteht ferner weder dem Vater noch beiden Eltern 
die Defugniß zu, auf ihr Erziehungsrecht zu Gunften der Kirchen- 
oberen oder Geiftlichen oder dritter Privatperjonen zu verzichten. 
Ale Verträge diefer Art jind, gerade wie vertragsmäßige Ver— 
zichte auf das Necht des Neligionswechjels, nichtig und ihre Be— 
jtärfung durch Konventionalftrafen ungültig. Namentlich find auch) 
Verträge des Überlebenden Ehegatten mit einem zweiten Ehegatten 
über die Erziehung der Vorkinder unmöglich. Alle deutjchen Ge— 
jeßgebungen, welche Ehegatten oder Verlobten nicht geftatten, über 
die religiöfe Erziehung der Kinder fich gegenjeitig vertragsmäßig 
zu binden, verbieten natürlich damit noch viel mehr ſolche Verträge 
mit Dritten. Aber auch die übrigen Gefetsgebungen verbieten fie, 


) Sp auch Ahrens, H., Naturreht 2, 490 (1871): „Dagegen hat der 
Staat die Pflicht, auch den Kindern gottleugnender Eltern das Recht auf 
irgend eine religiöfe Erziehung zu wahren, weil er die Religion als einen 
Grundbeftandtheil jedes menſchlichen elementaren Unterrichts anerkennen 
muß.” — Demgemäß beftimmt das Sächſiſche Geſetz vom 26. April 1873 
über das Volksſchulweſen, 8. 6: „Kinder folher Diffiventen, welche feiner 
Religionsgefellihaft angehören ($. 21 des Gefetes vom 20. Juni 1870), haben 
an dem Religionsunterrichte einer anerkannten oder beftätigten Religions— 
gefellfhaft Theil zu nehmen. Die Wahl der betreffenden Religionsgeſellſchaft 
fteht den Erziehungspflichtigen frei, und ift von dieſen die bezügliche Erflärung 
hierüber bei Anmeldung des Kindes zur Schule abzugeben.” (Bei der Aus- 
drudsmeife dieſer Beftimmung ift zu beachten, daß in Sachſen alle Volks— 
ſchulen Konfeffionelle find). (®.- u. B.-Bl. 353.) 
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welche Verträge unter den Eltern zulaffen 9, und e8 iſt dies überhaupt 
als allgemein gültiger Nechtsfat zu betrachten. 

Ueber Strafbejtimmungen gegen Geiftliche, welche fich jolche 
Berjprechen geben laffen, iſt im folgenden Paragraphen noch be= 
jonders zu handeln. Die Yeiltung eines außergerichtlichen eid— 
lichen Verſprechens, bezüglich der religiöſen Erziehung der Kin— 
der, hat nicht mehr Kraft als jedes nichteidliche DVerjprechen. 
Aeltere Yandesgejege ſetzten auf eine jolche umfittlihe Handlung 
mit Recht Strafen ſowohl gegen den Schwörenden felbjt wie gegen 
Denjenigen, der ſich den Privateid leiſten läßt ?). 

Ill. Ueber die Ausübung des Erziehungsrechts in Bezug auf 
die Religion der Kinder fehlt es bis jet an einheitlichen reichs— 
gejeglichen Bejtimmungen und die Landesgeſetze, welche größten 
theil8 aus den erſten Jahrzehnten des neunzehnten Jahrhunderts 
herrühren, befolgen die abweichenditen Grundſätze. Viele derjelben 
leiden an Umvolljtändigfeit und Unklarheit und beruhen außerdem 
auf der Orundanjchauung, daß es im Staat nur eine oder einige 
wenige herrſchende Neligionen gebe, welche von Staatswegen zu be- 
günftigen jeien. Durch die feit 1848 ergangenen Yandesgejetze ſo— 
wie namentlich durch das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 hat aber 
diefe VBorausjegung ihren rechtlichen Boden verloren, was ent= 
jcheivend wird für die Beantivortung der Frage, welche Religionen 
als ſtaatlich zuläffige Erziehungsreligton anzufehen jeien und wie 


) Erlaß des Württembergifhen Miniſteriums des Kirhen- und Schul— 
wejens vom 14. Juli 1831 (Reyſcher 9, 869): „Es wäre jedoch ganz unan— 
gemejjen, wenn der überlebende Gatte die Erziehungsreligion feiner Kinder 
erfter Ehe zum Gegenftand des Vertrags mit feiner zweiten Gattin machen 
würde, weil bie den Eltern zufommende Feſtſetzung der Erziehungsreligion 
ihrer Kinder als perfönlihes Recht im engften Sinn unver— 
außerlih ift, und die gejetliche Vertragsfreiheit über die Erziehungse 
religion ſich auf die beiden Eltern beſchränkt.“ — Die Praris hat auch bi8- 
ber immer Berträge mit Geiftlichen als ungültig betrachtet, v. Hauber, Recht 
und Brauch 2, 176. 1856. — Defterreihiiches Gefeß vom 25. Mai 1868, 
Art. 1: „Neverfe an Vorſteher oder Diener einer Kirche, oder Keligions- 
genofienihaft oder an andere Perfonen über das Religionsbekenntniß, im 
welchen Kinder erzogen und unterrichtet werden follen, find wirkungslos.“ 
(Dove, Zeitihrift 8, 146). 

2) So die Hannoverfhe Verordnung vom 28. Dec. 1821. (©. d. ©. 
1822, ©. 44. Armeebefehl König Friedrich Wilhelm's IV, v. 7. Juni 1853). 
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weit die Erziehung in einer von mehreren Religionen von Staat$- 
wegen (auch ohne Antrag eines Elterntheils) erzwungen werden 
dürfe. Im Uebrigen zerfallen die Yandesgejege im zwei Haupt- 
gruppen: jolche, welche Verträge unter den Ehegatten oder unter 
den Verlobten über die Erziehungsreligion für verbindlich erklären 
und folche, welche derartigen Verträgen jede Wirkfamfeit abfprechen. 

1. Die Gebiete, in welchen derartige Verträge feine Gültig- 
feit haben, find: die acht älteren Provinzen der Preußijchen 
Monarchie!), die Provinz Hannover 2), Holjtein?), Kurhejjen t), 
Kaffau?), Baden), Braunjchweig ”), Sachjen- Weimar 8), Eljaß- 
Lothringen ?). 

Auch in der ganzen Schweiz find vermöge Bundesgejeges vom 
3. Shriftmonat 1850, Art. 6, Verträge unwirkſam 1%). 

2. Zugelaſſen und als verbindlich anerfannt find dagegen 
ſolche Verträge noch jett in Schleswig, ganz Bayern, Sadjen, 
Württemberg, Großherzogthum Hefjen, Meclenburg-Schwerin und 
Defterreich, und zwar nach folgenden Kegeln: 

a) In Schleswig, Bayern, Sachſen und Defterreich fönnen 
die Verträge ſowohl vor der Ehejchliegung von den Brautleuten 
als auch während der Che gejchloffen und jederzeit auch wieder 


!) Preußiſche Deklaration vom 21. Nov. 1803, auf die weitlichen Pro— 
vinzen ausgedehnt durch Kabinetsordre vom 17. Aug. 1825. (G.-©. 221. 
Bogt 1, 82; Hermens, Handbuch 2, 777—779). 

2) Hannöverfhe Verordnung vom 31. Juli 1826, 8. 2 (Samml. db, 
Gef. 175). 

3) Holjteinifhes Gefeg vom 4. Juli 1863, 8. 6 und 10 (Dove's Zeit- 
ſchrift 4, 267. 268). 

*) Kurheffiihe Verordnung vom 13. April 1853. Büff 133, Anm. 8. 

5) Naufjauifche Vdg. dv. 22./26. März 1808. Otto, Naff. Kirchenr. 12. 

6) Badiſches Geſetz vom 9. Oct. 1560, betr. die rechtliche Stellung der 
Kirchen und kirchl. Bereine, $. 5 und Geſetz v. 9. Det. 1860, betr. die Aus— 
übung der Erziehungsrechte in Bezug auf die Religion der Kinder, $. 1 und 6. 
(Spohn, Bad. Staatskirchenrecht 1868, S. 12 und 108. 115). 

?) Braunfchweigifche8 Gefeb vom 10. Mai 1867, $. 5. (Doves Zeit- 
forift 11, 121). 

3) Sachſen-Weimariſches Edift vom 7. Oct. 1823, $. 51. 

°) Code eivil, Art. 1388. Bgl. Gönner in feinem Archiv 3, 187—189. 
197. 1810. Zachariä-Puchelt, Handbuch 3, 189. 430, Anm. 5. 1875. Berrot 
in Hermens Handb. 4, 64. 1852. 

10) Dove's Zeitſchrift 6, 141. 
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aufgehoben oder verändert werden). In Sachſen hat jedoch auf 
die religiöje Erziehung derjenigen Kinder, welche das ſechſte Jahr 
(in Defterreich das fiebente) bereits erfüllt haben, der Abſchluß, 
die Aufhebung oder Veränderung ſolcher Vereinigungen feinen 
Einfluß?). In Württemberg dürfen nur Eheleute, nicht Verlobte, 
einen jolchen Bertrag jchliegen 3), in Heſſen umgefehrt nur Ver— 
Yobte und nur in einem nach den bürgerlichen Geſetzen gültigen 
Ehevertrag, womit die Unabänderlichfeit ver von Brautleuten ge— 
ichloffenen Verträge ausgefprochen tjt*). 

b) Der Vertrag muß in Sachen, Württemberg und Hefjen 
por dem Gericht des Wohnortes des Mannes (Bräutigams). von 
beiden Theilen perjünlich zu Protofoll erklärt werden; in Sachen 
ift die Gegenwart von Geiftlichen dabet verboten). Das Baye— 
riſche Neligionsedift vom 26. Mai 1818, 8. 13 und 14, drückt 
fi unbejtimmt aus; die Praxis fordert feine bejondere Form ®). 

e) Der Vertrag gibt jedem Ehegatten ein Recht, auf Beob— 
achtung dejjelben Seitens des andern zu klagen. Ein Recht obrig- 
feitlichev Perjonen oder von ©eiftlichen bet Yebzeiten beider 


) In Bayern werden auch Verträge zwiſchen der unehelihen Mutter und 
dem außerehelichen Bater als verbindlich anerkannt. Minifierialerlaß vom 
14. Sunt 1835 und 17. Sunt 1838. Gilbernagel 17. 

2) Sächſiſches Geſetz vom 20. Juni 1870, $. 20 (bei Dove 9, 465) und 
Gefe vom 1. November 1836, 8. 6. Oeſterreichiſches Gejeg vom 25. Mai 
1868, Art. 1 und 2. Für Schleswig beftimmte eine Berfügung ber üfter- 
reichiſch-preußiſchen prov. Regierung unterm 23. April 1864, daß die Rege— 
Yung der Erziehung der Kinder „dem freien Uebereinfommen der Eheleute‘ 
überlafien bleibe. (Dove's Zeitfehriit 6, 146). Dem Zufammenhang nad 
find aber Verträge unter Brautleuten ebenjo zuläffig. 

3) Das Keligionsedift vom 15. Oct. 1806, $. 6, Spricht Lediglich won 
Derträgen der „Ehegatten“ und Erklärung berfelben vor der Obrigfeit des 
„Gatten“. 

Verordnung vom 18. Juli 1825 (Reg.Bl. 350), 27. Februar 1826 
(Reg.Bl. 69) und 6. December 1842 (Neg.=Bl. 548). — Das nämliche 
Prinzip galt in Baden bis zu dem Gejegen vom 9. Dctober 1860 und in 
Braunſchweig bis 1867. \ 

5) Sächſiſches Gefeg vom 1. Nov. 1836, 8. 7. Das Wiürttembergifche 
Neligiongedift vom 15. Oct. 1806, 8. 6, fordert Abſchluß „vor der Obrigfeit 
des Gatten‘; die Praris verftcht dieß von den Gerichten. Erlaß des Kult- 
minifteriumg vom 14. Sept. 1826. Reyſcher, Samml. 9, 709. 

6) Silbernagel, Verf. und Berw. 1870, ©. 15. 
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Ehegatten jelbjtitändig auf Beobachtung des Vertrags zu bringen, 
läßt fich von der Grundlage des heutigen öffentlichen Nechts aus 
nicht mehr rechtfertigen und tjt daher zu leugnen. Im Bayerifchen 
und Sächfiichen Necht, bis 1860 auch im Badischen, war es freilich 
anerkannt. 

d) Der Tod eines Ehegatten ändert an der Verbindlichkeit 
des Vertrages Nichts, und e8 haben auch die Vormundjchaft, die 
Staatsbehörden und die Kirchen ein Necht, über der Befolgung 
deſſelben zu wachen. 

e) Hinfihtlich des Einfluſſes eines Religionswechſels eines 
Ehegatten find befondere Vorjchriften nothwendig und daher auch 
in Bayern und Sachen dahin gegeben, daß dieſer Wechjel regel: 
mäßig dem früheren Vertrag Nichts an jeiner Wirkjamfeit benimmt, 
außer wenn die Ehe aufgehört hat eine gemijchte zu ſein )y. In 
Dejterreich dagegen macht Neligionswechjel eines Elterntheils die 
Verträge hinfihtlich aller Kinder unter fieben Jahren hinfällig 2). 

IV. Im Folgenden”find nunmehr die Grundſätze derjenigen 
Geſetzgebungen darzulegen, welche feine vertragsmäßigen Beſchrän— 
kungen des Erziehungsrechts anerkennen, jowie die Kegeln, welche 
nach den übrigen Gefeßgebungen eintreten, wenn von dem Ver— 
tragsrecht fein Gebrauch gemacht worden tft. 

Die Anwendung verjelben pflegte übrigens in manchen Staaten 
vermöge eined vom Landesherrn angejprochenen Dispenjationg- 
rechts in einzelnen Fällen ausgejchlojfen zu werben. 

Was die deutſchen Berfafjungsurfunden und fürjtlichen Haus- 
gejege über die Erziehungsreligion dev Mitglieder der regierenden 
Häuſer bejtimmen, ſoll hier außer Betrachtung bleiben. 

A. Zunächſt iſt der Hauptfall in's Auge zu fafjen, daß beide 
Ehegatten am Yeben find oder der Vater der Ueberlebende von 
beiden ift. 

1. In ganz Deutjchland, mit Ausnahme von Bayern und 
Mecklenburg, iſt jeder Vater berechtigt, alle jeine ehelichen Kinder 
in der Religion erziehen zu laſſen, zu welcher er fich ſelber befennt. 


1) Bayer. R.-E. v. 26. Mai 1818, $. 18. Sächſ. ©. v. 1. Nov. 1836, 
SE127013: 

2) Sp nimmt die Praxis aud in Württemberg an. Erlaß des Kultus- 
minifteriums v. 14. Sept. 1826. Reyſcher, Samml. 9, 709. 
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Die Mutter, welche einer andern Konfeffion zugehört, hat Fein 
Widerfpruchsrecht !). In Bayern und Mecklenburg hat die Mutter 
dagegen ein gefetzliches Necht darauf, daß Die Töchter in ihrer 
Neligion erzogen werben. Auf diefes Necht kann fie durch Ver— 
trag verzichten und in die Erziehung aller Kinder in der Religion 
des Mannes eimwilligen; aber nicht ganz klar ijt, ob fie Dieß nur 
unter Beobachtung befonderer Formen thun kann, und ob, wenn 
dieſe Formen nicht eingehalten find, Vorſtände der Kirche, zu welcher 
fie gehört, bei Lebzeiten der Fran und gegen deren Willen das 
Hecht der Frau ausfechten dürfen, oder ob gar die ftantlichen Be— 
hörden hierzu verpflichtet erjcheinen, mit anderen Worten, ob die 
gejetlich worgejchriebene Theilung der Kinder nach dem Gejchlecht 
ſtaatliche Zwangspflicht iſt. Unzweifelhaft bejteht eine ſolche Zwangs— 
pflicht des Vaters dann, wenn die Mutter verjtorben tjt, ohne 
durch fürmlichen Vertrag auf ihr Necht verzichtet zu haben ?). 

Aehnlich wie in Bayern ift auch das neuejte Oeſterreichiſche 
Recht bejchaffen ?). 

2. Der Bater ift weiter berechtigt, alle Kinder in der Religion 
der Mutter erziehen zu laſſen. Außer allem Zweifel jteht dieſe 
Regel in der Provinz Hannover, in Holftein, Kurhefjen, im König: 
reich Sachjen, Baden, desgleichen in: Elfaß-Lothringen *). 

Die Negel gilt auch für die acht alten Provinzen Preußens >). 
Denn obwohl die Königliche Deklaration vom 21. November 1803 


1) Die Geſetze fiehe unten bei Ziffer 2. 

2) Bayer. Rel.⸗Edikt v. 26. Mai 1818, 8. 14. Medlenburgiihe V. v. 
30. März 1821. 

3) Geſetz v. 25. März 1868, Art. 1 und 2. Dove, Zeitfhr. 8, 146. 

+) Hanndverifche Verordnung v. 31. Juli 1826, $. 1: „Dem Chemanne, 
als dem Haupte der ehelichen Geſellſchaft, fol die uneingeſchränkte Befugniß 
verbleiben, blos nach eigener Neberzeugung zu beitimmen, in welchem Glaubens— 
befenntnifie feine ehelichen Kinder zu erziehen find, und niemand foll das 
Recht haben, in diefe Familien- und Erziehungsangelegenheit auf irgeud eine 
Weife fih zu mifchen.” (Sammlung d. Geſ. 175). Holfteiniihes Geſetz vom 
4. Juli 1863, $. 10 (Dove, Zeitſchr. 4, 268). Kurheſſiſche Verordnung vom 
13. April 1853. Sächſiſches Gefet vom 20. Juni 1870, 8. 20: „Ueber die 
religiöfe Erziehung der Kinder bis zum 14. Lebensjahre entfcheidet im Mangel 
einer Vereinbarung der Eltern der Vater.“ (Dove’8 Zeitſchr. 9, 465.) Badiſche 
Geſetze vom 9. Oct. 1860. 

5) So auch Richter-Dove 1874, ©. 863. 
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feitfeßst, „daß eheliche Kinder jedesmal in der Religion des Vaters 
unterrichtet werden ſollen“, jo hält fie doch ausdrücklich die Be— 
jtimmung des Allgemeinen Yandrechts 2, 2, 73 aufrecht, nach 
welcher „Niemand ein Necht bat, den Eltern zu widerfprechen, jo 
Yange jelbige über den ihren Kindern zu ertheilenden Religions— 
unterricht einig find.” Die Zuftimmung der Frau iſt aber aus 
ihrem Nichtwiderfprechen um fo ficherer zu folgern, als ein jolcher 
Entſchluß des Ehemanns meiltens nur auf Wünfche der Frau 
zurüdzuführen fein wird, Der Tod der Frau verringert das Necht 
des Mannes nicht, da in Diefem Fall vorausgeſetzt werben darf, 
daß fie zuftimmen würde, falls jte noch am Xeben wäre). Das 
Braunfchweigifche Geſetz vom 10. Mat 1867, 8. 5, bejchränft das 
Berfügungsrecht des Vaters infofern, als erjt nach der Geburt des 
eriten Kindes und nur vor der Taufe dejjelben der Vater be- 
jtimmen kann, daß die Kinder nicht in feiner Religion, jondern 
allefammt in der Neligion der Mutter erzogen werden jollen ?). 

Das Württembergiiche Neligionsedift vom 15. Detober 1806, 
Ziffer VI, bejtimmte: „die Kinder aus. dieſen (gemijchten) Chen 
werden in der Regel bis zu den Unterjheidungsjahren in der 
Neligion des Vaters erzogen. Es ift jedoch den Eheleuten erlaubt, 
durch Verträge eine nach dem Gefchlecht der Kinder getheilte Er- 
ztehung oder jede andere Beſtimmung dießfalls feitzujegen; nur 
müſſen, wenn der Vater der evangeliſchen Neligion zugethan tft, 
die Söhne nothwendig auch in dieſer Neligion erzogen werben; 
jene Verträge find aber nur dann gültig, wenn fie vor der 
Dbrigfeit des Gatten abgejchloffen worden‘ ?). Die Vor— 
ſchrift hinfichtlich der Söhne evangelifcher Väter bezivedte, dern be- 
fannten Einwirkungen der fatholifchen Geiftlichfeit auf die katho— 
liche Mutter im Intereſſe des ehelichen Friedens einen Niegel 
vorzuſchieben. Eine Verordnung vom 14. März 1817 bob fie 
jedoch als „die Bertragsfreiheit der Eltern beſchränkend“ wieder 
auf). Weitere gejegliche Vorjchriften fehlen. Die Praxis, an der 


ı) So nehmen auch die Schulbehörden an. Vgl. Stiehl's Centralblatt 
1867, ©. 487. 

2) Dove's Zeitfehr. 11, 121. 

3) Reyſcher 9, 70 und 71. 

*) Reg.Bl. 131. Reyſcher 9, 371. 
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Hand mintjterieller Anleitungen, Tpricht dem Vater das Recht zu, 
auch ohne förmlichen Bertrag alle Kinder in der Neligion der 
Mutter erziehen zu laffen!). Für Bayern und Mecdlenburg bleibt 
es dagegen fraglich, ob der Vater, der nicht durch fürmlichen Ver— 
trag auf jein Hecht, die Söhne in feiner Neligion erziehen zu 
Dürfen, verzichtet hat, und dies zu thun fich geradezu weigert, für 
befugt zu erachten jei, die Söhne in der Neligion der Mutter 
erziehen zu lafjen, und ob nicht vielmehr die Vorjtände feiner Kirche 
oder gar die Obrigfeit von Amtswegen ihn daran hindern dürfen?). 

3. Im Zweifel ift der Vater auch berechtigt, eine getheilte 
Erziehung der Kinder anzuordnen, Söhne in feiner eignen Neligion, 
Töchter in derjenigen der Mutter erziehen zu laffen oder ums 
gefehrt. Ein Verbot iſt nur da anzunehmen, wo es ausdrücklich 
ausgejprochen ift?). Im denjenigen Staaten, wo die Theilung 
nach dem Gejchlecht früher vorgefchrieben war und durch neuere 
Geſetze aufgehoben wurde, geihah Dieß doch nur in dem Sin, 
daß es ungerechtfertigt jet, die Theilung von Staatswegen zu ge: 
bieten. Ein Verbot war nicht beabfichtigt. 

4. Wechjelt der Vater feine Religion, jo kann er auch in 
dem bereitS begonnenen Unterricht der Kinder oder einiger der— 
jelben einen Wechſel eintreten laſſen. 

5. In den von ihm getroffenen Anoronungen fann der Vater 
allezeit auch dann wieder Aenderungen vornehmen, wenn weder er 
jelbjt noch die Ehefrau zu einer andern Konfeffion übergetreten 
find. Der Tod der Ehefrau ändert an diefem Necht Nichts, er— 
weitert vielmehr die Nechte des überlebenden Ehemanns in allen 
denjenigen Staaten, welche der Ehefrau Widerjpruchsrechte ein- 
raumen, indem jest der Widerfpruchsberechtigte weggefallen ift. 

2) Erlaſſe des Kultminifteriums an das Konfiftorium und den fathol. 
Kirchenrath v. 14. Sept. 1826 und 14. Juli 1831 (Nevicher 9, 710 und 869). 
Erlaß des Fathol. Kirchenrath8 v. 16. Nov. 1831 (Reyſcher 10, 1029—1062). 

2), Für Bayern bejahte eine Minifterial- Entiheidung v. 9. Mai 1844 
die Befugnig des Mannes. Silbernagel, ©. 16. Für Sachfen war ehemals 
zweifellos, daß der Ehemann, wenn fein fürmlicher Vertrag vorlag, nad) dem 
Tode der Frau die Kinder nicht in der Religion der Frau erziehen laſſen 
durfte. Vgl. Koder 1864, ©. 526, Note 7. 

3) Auf dieſem Standpunkt fcheint das Braunfchweigifche Gefet v. 10. Mat 
1867, 8. 5, zu ftehen. Ueber Hannover f. Braun in d. Zeitfehr. f. Hannov. 
N. 3, 294. 
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In den acht alten Provinzen Preußens z. B. kann der Bater, 
der bei Lebzeiten der Frau die Kinder in deren Religion hatte 
erziehen lajjen, nach dem Tod der Frau anoronen, daß Die Kinder 
fortan in feiner Religion erzogen werden. Wo den Ehegatten ge- 
ftattet ift, über die Kindererziehung Verträge zu ſchließen und die— 
felben nachträglich auch wieder abzuändern, ſteht ebenfalls bei Leb— 
zeiten der Frau einem Wechſel in der Erziehungsreligion fein 
Hindernig im Wege. Im Sachen und Dejterreich iſt die Ab— 
änderung dagegen nur geftattet Hinfichtlich derjenigen Kinder, welche 
das ſechſte bezw. fiebente Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
(vgl. oben ©. 57). Bet unehelichen Kindern, Brautfindern, Adoptiv- 
findern u. ſ. w. iſt ein Wechſel bis zum vollendeten 10. Lebens— 
jahr möglich, nicht nachher. 

6. Im Zweifel ift der Vater auch für berechtigt zu erachten, 
alle Kinder in einer Neligion unterrichten zu lajjen, welche weder 
jeine eigene noch die der Mutter iſt; denn es widerjpricht dem 
Geiſt des Neichsgefeges vom 3. Juli 1869, das bürgerliche Recht 
der Erziehung aus fonfejfionellen Rüdfichten von Staatswegen 
zu bejchränfen. 

Schon früher geftatteten die Staatsgejege der Länder, welche 
nur eine Yandesreligion anerfannten, Jedermann die Taufe und 
Erziehung der Kinder in diefer Landesreligion, namentlich auch 
den Juden, wenn gleich die Eltern felbjt nicht übertraten; ja viele 
dieſer Staatsgejete nöthigten die Eltern zu diefer Erziehung der 
Kinder bei Strafe der Landesverweifung. Nachdem dann zwei oder 
drei Landesreligionen mit gleichen echten neben einander traten, 
jtellte man den Eltern die Wahl unter dieſen frei, gejtattete außer- 
dem Juden und chriftlichen Seftivern, ihre Kinder in einer ber 
Landesreligionen taufen und erziehen zu lafjen, verbot Dagegen 
Erziehung getaufter Kinder im Judenthum und Erziehung in der 
Keligion von Sekten, welchen legteren die ftaatliche Anerkennung- 
größtentheils fehlte. In den acht alten Provinzen Preußens konnte 
Ichon fett 1794 die Erziehung der Kinder auch im einer andern 
Religion als derjenigen der beiden Eltern erfolgen, wenn die Ehe- 
frau nicht widerfprach !). Von den neueren Yandesgejegen hat 


9) Preuß. Allgem. Landrecht v. 1794, 2, 2, $. 78: „So lange jedoch die 
Eltern über den ihren Kindern zu ertheilenden Neligionsunterricht einig find, 
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das Badiiche vom 9. Dftober 1860 die Freiheit des Vaters un— 
bedingt anerkannt). Das Braunſchweigiſche Gefek vom 10. Mai 
1867, 8. 8, thut dies wenigjtens Hinfichtlich Fatholifcher (I) Kinder, 
indem es verfügt: „Den fatholifh zu erziehenden Kindern bleibt 
der Beſuch evangelifcher Schulen geftattet. Beſuchen katholiſch zu 
erziehende Kinder evangeliihe Schulen, fo find diejelben auf Ver— 
langen des Vaters oder Vormundes von dem Bejuche der Neligiong- 
ftunden zu dispenfiren, jobald nachgewiejen wird, daß fie anderweit 
einen ihren Bedürfniſſen entjprechenden Religionsunterricht er— 
halten” 2). Im Königreich Sachjen können die Eltern ihre Kinder 
bis zum 12. Yebensjahre auch an dem Neltgtons unterricht einer 
anderen Konfeſſion, als worin die Kinder zu erziehen find, Theil 
nehmen laſſen, wenn an dem Drte feine Schule ihrer Konfeifion 
bejteht 3). In Oeſterreich, wo proteſtantiſche und jüdifche Eltern 
früher volle Freiheit hatten, ihre Kinder katholiſch zu erziehen, 
hat das Gejeß vom 25. Mat 1868, Art. 1, Diefelbe nunmehr ver- 
neint ©). 

B. Nach des Vaters Tod geht das Net, über Die religiöfe 
Erziehung der Kinder zu entjcheiden, nicht auf den Bormund oder 
die VBormundjchaftsbehörde und ebenjowentg auf Die überlebende 
Mutter über, fondern e8 treten andere Regeln ein. 

1. Zuerſt betrachten wir zweckmäßigerweiſe den Tall, wenn 
die Mutter bereits vor dem Vater geftorben tft, indem die Geſetze 
hier ziemlich übereinftimmenven Negeln folgen. 

a) Hat der Vater eine Beitimmung über die religiöfe Er— 
ztehung der Kinder nicht getroffen, jo find nach den meijten Ge— 


bat fein Dritter ein Recht, ihnen darin zu wiberfprechen.” Deklaration v. 
21. Nov. 1803; KabinetSordre v. 17. Aug. 1825. Die frühere Beſchränkung, 
daß chriftliche Eltern ihre Kinder nicht im Judenthum erziehen durften, 
welche mit dem Verbot des Uebertritt8 zum Judenthum zufammenhing, ift 
mit Wegfall jenes Verbots ebenfalls weggefallen. — Vgl. aud noch Allg. 
Zanpr, 2, 12, 8.11. 

1) Bol. auch Entſcheidung des Bad. evang. Oberkirchenraths v. 13. Sunt 
1865, Nr. 4543. Spohn, Bad. Staatskirchenrecht 1868, ©. 108. 

2) Dove's Zeitihrift 11, 122. 

®) Gefets über das Volksſchulweſen v. 26. April 1873, 8. 6, Abf. 3 
(8. u. B.-Bl. 353). 

) Porubszki in Dove's Zeitfehr. 9, 24, namentlih 74—79. 1870. 
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ſetzen alke Kinder in jeiner Religion zu erziehen‘). Eine andere 
Regel gilt in Bayern, Mecklenburg, Dejterreich, indem bier nur 
die Söhne der Religion Des Vaters folgen. 

Diefe gejetlichen Borfchriften beruhen offenbar auf ver Prä— 
fumtion, daß der Bater, wenn eramXebengeblieben 
wäre, die Erziehung der Kinder in feiner Religion 
angeordnet haben würde?), und fie bezwesen ferner, Durch 
Anftellung einer feiten, für alle Konfeſſionen gleichen Regel, nach- 
theiligen Verſuchen von Projelytenmacheret entgegenzutreten. Vor— 
mund und Vormundfchaftsbehörde find berufen, über Die Beobach- 
tung diejer Vorſchriften zu wachen. 

Als Religion des Vaters gilt die Neligion derjenigen Stirche, 
welcher er vor jeinem Tode zulett als Mitglied angehört hat). 
Für das Geltungsgebiet des Preuß. Allg. Landrechts iſt hierbei zu 
beachten, daß der Beitritt zu einem Neligionsverein gültig auch 
durch Fonfludente Handlungen, nämlich durch Theilnahme an den 
eigenthümlichen Neligtonsgebräuchen eines Religionsvereing gejchehen 
fann %). Sodann verfügt das Preuß. Landrecht von 1794, 2, 2, 
8. 81: „Auf eine in der letzten Krankheit erſt erfolgte Religions— 
veränderung wird dabei keine Rückſicht genommen“, ſondern es 
bleibt die Religion maßgebend, zu welcher ſich der Vater vor dieſer 
letzten Krankheit bekannte. Ebenſo Hannover. Vdg. vom 31. Juli 
1826, 8. 4. Sächſiſches Mandat vom 20. Febr. 1827, 8. 8 
(Koder 291). Mit Recht geht der Geſetzgeber davon aus, daß 
einem Schwerkranken die ungetrübte Beurtheilungskraft, die ein 
Religionswechſel erfordert, weijtens fehlen werde, und ſich ſchwer 
konſtatiren laſſe, ob er ſeine Entſcheidung in der nöthigen Freiheit 


1) Preuß. Deklaration v. 21. Nov. 1803. Hannov. Vdg. v. 31. Juli 
18261 8. 4. Holſtein. Vdg. v. 4. Juli 1863, 8. 10. Ueber Schleswig vgl. 
Falk, Handb. 5, 9. 1848. Sächſiſches Geſetz v. 1. Nov. 1836. $. 30. 
Württemberg. Rel.“Ed. v. 15. Oft. 1806. VI. u. Vog. v. 14. März 1817. 
Badifches Gef. v. 9. Oft. 1860, $. 1. Großherz. Heſſiſche Vdg. v. 27. Febr. 
1826, Art. 1. Braunfchweig. Gef. v. 10. Mai 1867, 8. 5. 

2) So auch R. v. Mohl, Politik 1, 258. 1862. Ausdrücklich ſpricht dieſe 
geſetzliche Präſumtion die Hannöv. Vdg. v. 31. Juli 1826, 8. 4, aus. 

3) Hannov. Vdg. v. 31. Juli 1826, 8. 4: Diejenige Religion, wozu fi) 
der Vater „in der neueſten Zeit öffentlich bekannt hat“. 


— 


*) Vgl. oben ©. 45 und Hinſchius, Kommentar 1873, ©. 173. 


Religiöſe Erziehung der Kinder. 65 


faßte, da fremde Einwirkungen auf einen Kranken leichter aus- 
zuüben, aber jchwerer zu konſtatiren ſeien, als bei Geſunden, end- 
lich Kranke jelbit gegen alle Zumuthungen der Getftlichfeit gerade 
dadurch geſchützt werden müfjen, daß das Geſetz den Neligions- 
wechjel für wirkungslos erklärt. — In Bayern ift Dagegen der 
Neligionswechjel in der Letten Krankheit für die Erziehung der 
Kinder maßgebend, wenn dem Pfarrer der verlaffenen Kirche 
perjönlich der Austritt erklärt wurde; erfolgte der Uebertritt bloß 
vor Zeugen, jo gilt er in Hinficht auf die Kinder für nicht ge- 
ſchehen 9. 

b) Hat der Vater eine Beſtimmung über die religibſe Er— 
ziehung der Kinder getroffen, ſo bleibt dieſe auch nach ſeinem 
Tode maßgebend. Die Frage, in welcher Form eine ſolche Ver— 
fügung getroffen ſein müſſe, damit ihr auch nach dem Tode des 
Vaters Geltung zukomme, iſt in den wenigſten Landesgeſetzen klar 
beantwortet und daher eine vielfach beſtrittene. Als zweifellos 
läßt fich behaupten, daß es nach der Lage der heutigen Staats- 
Geſetzgebung nicht darauf ankommen kann, von welchen Geiftlichen 
und nach welchem Nitus der Vater das Kind hat taufen Yafjen, 
da die Taufe allein feine Zugehörigfett des Kindes zu einer be— 
ſtimmten Konfeſſion begründet ?), und die Schlußfolgerung, daß 
der Vater die Erziehung in der Religion des Geiftlichen, der die 
Zaufe verrichtete, gewollt habe, unzutreffend iſt, ſchon deshalb, 
weil die Taufe fein blos Einer Konfejfion eigner Gebrauch ijt?). 

In Baden genügt jede außergerichtliche jchriftliche oder blos 
mündliche Erklärung und auch die Thatjache, daß der Vater die 
Kinder oder (unter Umständen) eines derjelben in einen bejtimmten 
Neligionsunterricht gejendet hat). Eine gültige Beitimmung kann 


ı) Minifterial-Entfohl. v. 17. Oft. 1840 u. 7. Sept. 1842. Silbernagel 
Sr las, 1ER 
2) Bol. oben ©. 51. 
>) Ausdrücklich ift die Zuläffigfeit einer folhen Schlußfolgerung verneint 
in der Hannöv. Verordnung v. 31. Juli 1826 $. 5, dem Braunfchweigifchen 
Gef. v. 10. Mat 1867 $. 5 u. Bayerifchen Minifterialerlaß v. 14. Febr. 1836, 
Silbernagel 17. Dieſe Anficht vertreten auch Puchta, Einl. in d. Recht der 
Kirche, 1840, ©. 78. Nichter-Dove, 1874, ©. 859. Chemald war die ent- 
gegengejeste Vorſchrift in Defterreih ausdrücklich anerkannt. Verf. dv. 22. 
März 1834. Porubszki in Dove's Zeitſchrift 9, 80. 
+) Spohn, Bad. St.=K.-R., 1868, 109. 
ThHudihum, Kirchenrecht. 


or 
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der Vater auch ſchon treffen, wenn Die Kinder noch nicht das 
Alter der Schulpflicht erreicht Haben. Strengere Regeln gelten 
für die Provinz Hannover !). ' 

Beſonders zweifelhaft iſt das Recht der acht älteren Preußi- 
ichen Provinzen, infolge der ungenauen Faſſung der Deklaration 
vom 21. Nov. 1803. Das Allgemeine, Landreht hatte die Er- 
ztehung der Söhne in der Neligton des Vaters, der Töchter in der 
Keligton der Mutter vorgejchrieben, jede andere Anordnung Des 
Vaters beim Nichtwiderfprechen der Mutter zugelaffen und für 
iolche abweichende Anordnungen feinerlei Form verlangt. Sodann 
hatte e8 angeordnet, daß der Konfejfionswechjel des Vaters oder 
der Mutter in der legten Krankheit nicht in Betracht fomme, und 
fuhr dann fort: 8. 22: „Hat aber ver verjtorbene Ehegatte ein 
zu feinem Gefchlechte gehöriges Kind, wenigſtens das ganze lebte 

1) Hannöverfche Verordn. v. 31. Juli 1826 8. 3: „Nach des Vaters 
Tode muß die religiöfe Erziehung der Kinder fo eingeleitet, oder fortgeſetzt 
und vollendet werden, wie e8 dem vom Bater ernftlich und fortwährend ge— 
hegten Willen gemäß iſt.“ 8. 4: „Sm diefer Hinficht wird geſetzlich vermuthet, 
daß der verftorbene Bater feine ſämmtlichen ehelichen Kinder, die Söhne wie 
die Töchter, im feiner eigenen Religion habe wollen erziehen laſſen.“ — — 8.53 
„Bon obiger gefeglihen Vermuthung (8. 4), als Kegel, darf lediglich. aus 
einem ber beiden nachftehenden Gründe abgewichen werden: a) wenn ber 
Bater dem einzigen oder den mehreren bereits fehulfähigen Kindern bis an 
feinen Tod den Haupt-Unterricht in der Neligion, mit Inbegriff der unter- 
ſcheidenden Glaubenslehren, immer nur durch Geiftliche der anderen Kirche 
bat ertheilen Yafjen, nicht etwa abwechſelnd auch durch Geiftliche feiner eigenen 
Kirche. Blos der Umftand, daß das Kind von einem Geiftlichen der an— 
deren Kirche getauft oder einem dieſer angehörigen Schullehrer behuf des 
allgemeinen Elementar= Unterricht zugefandt worden ift, genügt noch nicht, 
die Ausnahme zu begründen. Und b) für die Fälle, wo jener Haupt— 
Unterricht in der Neligion noch bei feinem der Kinder begonnen hat, mithin 
die unter a) bemerkte Thatfache nicht entfcheidet: wenn ber Bater bei feinem 
zuftändigen perſönlichen Gerichte zu Protofoll erklärt hat, „daß er feine 
Kinder in der Religion ihrer Mutter erzogen wiſſen wolle,” auch diefe Er- 
färung von ihm nachmals weder ausdrücklich noch durch die That wider- 
rufen worden if. Doch darf diefe Erklärung, wenn fie wirffam fein fol, 
nicht während der letzten Krankheit erfolgen.” (Ueber die nicht unſchwierige 
Auslegung diefer Beitimmungen vgl. Grefe, Hannoverfches Recht 2, 72. 
Stegemann im N. Magazin f. Hannov. N. 1, 57. 1860. Braun in d. 
Zeitſchr. fF. Hannovy. R. 3, 281—313. 1871. Entſcheidungen des Ober- 
appellationsgericht8 zu Celle v. 24. März 1851 u. 4. Juli 1859 im Magazin ' 
f. 9. R. 1, 386 u. Neues Magaz. f. 9. N. 1, 70.) 
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Jahr vor feinem Tode, in dem Olaubensbefenntniffe des anderen 
Ehegatten unterrichten laſſen, jo muß diefer Unterricht in eben der 
Art, auch nach feinem Tode, bis zum vollendeten 14. Jahre des 
Kindes, fortgejet werden.” Dieſe Bejtimmung bezog fich ſowohl 
auf den Vater, als auf die Mutter (die ja ein gejeliches Necht 
auf Erziehung der Töchter in ihrer Religion hatte) und befagte, daß 
ein jolches fortgejetstes Verfahren die Kraft einer ausdrüclichen 
Willenserklärung haben jolle, und zwar in allen Fällen, nicht bloß 
dann, wenn der betreffende Ehegatte etwa noch jelbjt in Der leßten 
Krankheit zur Konfeffion des andern Ehegatten übergetreten fet. 
Denn der 8. 82 bildet nicht bloß eine Einſchränkung des 8. 81, 
fondern einen Gegenfat zu der allgemeinen Negel des S. 80. Die 
Deklaration vom 21. Nov. 1803 ordnete die Erziehung aller 
Kinder in der Neligion des Vaters an, belie dem Vater aber 
das Recht im Einverſtändniß feiner Ehefrau auch andere Ver— 
fügungen zu treffen. Für diefe Verfügungen ift zwar eine be- 
jondere Form nicht vorgefchrieben, aber jie müſſen regelmäßig in 
der ausprüdlichen Erklärung bejtehen, daß die Kinder in einer 
anderen Religion al8 der des Vaters erzogen werden follen. Der 
Umjtand, daß der Vater Kinder in einer andern als jeiner eignen 
Konfeſſion unterrichten ließ, fteht nur dann der ausdrücklichen 
Erklärung gleich, wenn diefer Unterricht während des ganzen leisten 
Sahres vor dem Tod des Vaters ftattgefunden bat!). 

2. MUeberlebt die Mutter den Vater, jo verjagen ihr die 
meijten Yandesgejete die Befugniß, an dem ausgejprochenen oder 
vermutheten Willen des Vaters zu ändern. Es thun dieß alle 
Landesgefeße, welche auch eine vertragsmäßige Beſchränkung der 


2) Bei einer neuen Redaktion müßte der 8. 82 Yauten: „Hat aber 
der verftorbene Bater fein Kind wenigftens u. f. w.“ Eine von ber obigen 
völlig abweichende Auslegung hat ein Erlaß des Juftizminifters v. J. 1859 
aufgeftellt. Hiernach wäre der Fall des Allgem. Landrechts 2, 2, 82 über— 
haupt der einzige, in welchem nad dem Tod des Vaters die Bormundichafts- 
behörde die Erziehung der Kinder im einer anderen, als der Neligion des 
Vaters geftatten dürfe und müßten nicht bloß alle anderen ftillihweigend 
erfolgten , Sondern auch alle ausprüdlihen Willengerffärungen unbeachtet 
bleiben. (Vgl. Ergänzungen und Erläut. d. Preuß. Rechtsbücher, 5. Ausg. 
2, 169.) Diefer Anfiht folgen: Sacobfon 2, 571 (1866), NRichter- Dove 
1874, 864. Th. Meier, Preuß. K.-R., 1868, ©. 28. Andere Schriftteller 
dgl. Ergänzungen 2, 169. 
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päterlichen Erziehungsrechte zu Gunften der Frau verbieten 9), 
oder wenigſtens beim Nichtvorhandenjein eines Vertrags dem 
Bater das Entſcheidungsrecht lafjen ?). 

Theilweife andere Regeln gelten in Holjtein und Baden. In 
Holftein entfcheidet der Wille der Mutter dann, wenn der Vater 
geftorben ift, ohne jeinen Willen über die religiöſe Erziehung der 
Kinder erklärt zu haben, oder wenn er unfähig geworden tft, feinen 
Willen zu erklären, ohne daß jeine Abfichten in diefer Beziehung 
nachzuweiſen find 3). Das Badiſche Geſetz vom 9. Dft. 1860 8.3 
verfügt: „Eine Aenderung in der religiöfen Erziehung der ehelichen 
Kinder fteht der Mutter zu, wern auf fie das Necht der Erziehung 
übergegangen ift; jedoch kann fie diefe Aenderung nur mit Ge: 
nehmigung der Staatsbehörde und nach erhobenem Gutachten der 
nächiten beiverfeitigen Verwandten, des Drtsvorgejetten und 
Waijenrichters vornehmen.“ 

3. Dem VBormund und der Vormundfchaftsbehörde kommt 
in feinem all, weder bei Lebzeiten der Mutter noch nach deren 
Tod ein Recht zu, über die Erziehungsreligion felbftändige Ver- 
fügungen zu treffen. Eine Ausnahme läßt das Badiſche Geſetz 
vom 9. Dft. 1860 $. 4 zu, indem es bejagt: „Bei Waifen darf 
eine Veränderung der Neligion nur aus bejonders erheblichen 
Gründen mit Genehmigung der höheren Staatsbehörde und nach 
eingeholtem Gutachten der nächiten beiverjeitigen Verwandten, 
des Ortsvorgeſetzten und Waifenrichters eintreten.” 

C. Dem Falle des Todes des Vaters tft es gleich zu achten, 
wenn der Vater zur Ausübung feiner Erziehungsrechte thatjäch- 
lich oder rechtlich unfähig wird, nämlich wenn er verjchollen oder 
entmündigt ift oder wegen Mißbrauchs Die Erziehungsrechte verliert ?). 


1) Die Preußische Vormundſchaftsordnung v. 5. Suli 1875 8.28, welche 
der Mutter des Mündels die Erziehung unter der Aufficht de8 Vormundes 
zufpricht, beläßt e8 in Bezug auf die religidfe Erziehung der Kinder bei dem 
bisherigen Recht (G.©. 437). 

2) Auch für Württemberg nimmt dies die Praris an. Vgl. Erlaß des 
Kultusminifteriums v. 14. Juli 1831. Reyſcher, Samml. 9, 869. 

8) Gefeß v. 4. Juli 1863 $. 10. 

) Preuß. VBormundfhaftsordnung v. 5. Juli 1875 8. 11 (G.-©. 433). 
Entſch. d. Minift. d. Suftiz u. d. Kultus v. 6. März 1860. Aktenſt. d. w. 
Oberkirchenraths 5, 152. Württemb. Gef. v. 27. Dez. 1871 Art. 12 (Reg.Bl. 
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Ueber die Wirkung der Eheſcheidung auf das religiöfe Er- 
ztehungsrecht fehlt e8 bis jett meiltentheils an klaren und dem 
heutigen Necht angepaßten Vorjchriften U) 

D. Einige befondere Fälle bedürfen hier noch nachträglicher 
Beiprehung: 

1. Hinfihtlih der religtöfen Erziehung unehelich Geborener 
macht das geltende Necht folgende Unterjicheidungen: 

a) Uneheliche, welche durch nachfolgende Ehe der Eltern legi- 
timirt worden find, find auch in Rückſicht auf religiöfe Erziehung 
den ehelichen gleich zu achten. Dies verfteht fich überall, wo 
nicht das Gegentheil ausprüdlih ausgeſprochen iſt, von jelbit 2). 

b) Yegitimation durch Tandesherrliches Nefkript hat nach 
manchen Gefegen die gleiche Wirkung 3), während in andern Staaten 
Dies nicht der Fall ift. 

ce) Im Allgemeinen verjchafft die bloße Anerkennung der 
Baterfchaft Seitens eines unehelichen Vaters dieſem noch fein 
Entjceheidungsrecht, da ihm jene Anerkennung auch feine Erziehungs- 
rechte verleiht *). — Dagegen erlangt in Hannover der uneheliche 
Bater das Entſcheidungsrecht über Diejenigen unehelichen Kinder, 
welche er anerkannt hat und in feinem Haufe, oder doch auf ſeine 
alleinigen Kojten, ohne alles Zuthun der Mutter erziehen läßt >). 
Ganz allgemein verfügt dagegen das Baieriſche Religions-Edikt 
vom 26. Dat 1818 S. 21, dar natürliche Kinder, wenn fie von 
einem Vater anerkannt find, in Anjehung der Neligions-Erziehung 
wie die ehelichen behandelt werben follen ©). 

d) Ueber die religiöfe Erziehung der übrigen unehelich ge— 


395). Ueber die eigenthümliche Hegel des Holfteinifchen und Badischen Rechts 
j. oben ©. 68. 

2) Baier. Nel.-Ed. v. 26. Mai 1818 $. 17. Sädf. Gef. v. 1. Nov. 
1836 8. 14 

2) Hannov. Verordn. dv. 31. Juli 1826 $. 6. Baier. Nel.-Ed. v. 26. 
Mai 1818 8. 20. Sächſ. Gef. v. 1. Nov. 1836 $. 11. Ueber Baden vgl. 
Spohn, Staatskirhenr. 109. 

2) Hannover. Vgl. v. 31. Juli 1826 $. 6. 

) Sädf. Gel. v. 1. Nov. 1836 $. 10 u. 11. Bad. Gef. v. 9. Oft. 
1860 8. 1. 

5) Berordn. v. 31. Suli 1826 $. 6. 

6) Streitfragen über die Auslegung dieſer Beftimmung ſ. bei Silber⸗ 
nagel 17, Anm. 14. 
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borenen entjcheidet die unehelihe Mutter, und dies ijt in ganz 
Deutihland gleichmäßig anerkannter Rechtsſatz !). 

2. Sind die Eltern umnbefannt oder haben fie ihre Kinder 
verlaffen, jo entſcheidet in erjter Yinte der Erzieher über die reli— 
gidfe Erziehung der Kinder. 

3. In Bezug auf die Wirkung einer Annahme an Kindes- 
jtatt folgen die Landesgejege verjchtevenen Syſtemen: Die einen 
perneinen ein Beitimmungsrecht ver Adoptiveltern, ſodaß die Kinder 
in der Neligion zu erziehen find, welche nach den gewöhnlichen 
Grundſätzen ihre Erziehungs Religion iſt?). Das Sich. Geſetz 
vom 1. Nov. 1836 S. 16 gibt den Aboptiveltern das Beſtimmungs— 
recht in dem Ball, wenn die leiblichen Eltern todt find und nicht 
vor ihrem Tod einen Vertrag über die. veligiöje Erziehung un. 
Kinder gejchloffen hatten. 

E. 1. Die Entjfcheidung über Klagen und Beichwerden ge- 
bührt im Zweifel denjenigen Staatsbehörden, welche über Fragen 
des Familienrecht überhaupt zu entjcheiven haben. Dies find 
regelmäßig die ordentlichen Givilgerichte oder die Vormundſchafts— 
behörde . Die Schulbehörden fünnen über die Einfchulung nur 
vorläufige, bis zur Entjcheivung der VBorfrage gültige Verfügungen 
treffen ). In Bayern enticheiden zunächſt die Diſtriktspolizei— 
behörden, in höherer Inftanz die Kreisregierung, das Minijterium 
des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten, und zulett der 
Stantsrath 9). 

2. Vormünder und Vormundfchaftsbehörden find verpflichtet 


ı) Die Beftimmung des Preuß. Landrechts v. 1794 2, 2, 8. 643, daß 
das umeheliche Kind einer Nichtchriſtin immer dann in der chriftlichen Religion 
erzogen werben müffe, wenn der umehelihe Bater Chrift fei, wurde durch 
Gefe vom 14. März 1871 aufgehoben (G.-©. 157). 

2) Preuß. Allg. Landrecht 2, 2, $. 753. 754 und Anhang $. 104. 
Baier. Nel.-Ed. v. 26. Mai 1818 8. 22. Hannöv. Verordn. v. 31. Juli 
1826 $. 8. Bad. Gef. v. 9. Oft. 1860 $. 2. Defterreich. Gef. v. 25. Mai 
1868 Art. 1. Schweizer. Bundesgefeß v. 3. Chriftmonat 1850 Art. 6. 

8) Baier. Rel.-Ed. v. 26. Mat 1818 $. 19. 

4) Braum in d. Zeitfehr. f. Hannov. R. 3, 282. 305, 1871. Sächſ. Gef. 
v. 1. Nov. 1836 $. 19. 

5) Berf. d. Preuß. Kultusminiſters v. 6. März 1860 in dem Aftenft. vn 
ev. Oberfirchenraths 5, 153. 

6) Rel.«Ed. v. 26. Mai 1818 $. 9. Silbernagel 18. 
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von Amtsiwegen über die Einhaltung der gejeglichen Vorſchriften 
zu wachen. Andere öffentliche Behörden (Polizeibehörvden, Staat$- 
anmwälte, Schulbehörden), ſowie Geiſtliche und SKirchenvorftände 
fönnen fih an die Vormundjchaftsbehörde wenden, um fie auf 
bejchwerende Umstände aufmerffam zu machen; zur felbjtändigen 
Klage, namentlich vor den ordentlichen Gerichten erjcheinen fie da— 
gegen im Zweifel nicht als legitimirt N). 

Wegen der erwähnten Aufgabe der VBormünder und anderer 
Gründe enthalten mehrere Deutjche Landesgeſetze die Vorſchrift, 
daß bei der Auswahl der Vormünder das religtöje Bekenntniß zu 
berücfichtigen jei, in welchem das Kind laut Vorſchrift des Ge- 
ſetzes erzogen werden ſoll 2). 


8. 14. 
8. Bon der öffentlichen und diszipfinären Beſtrafung gemifjer Ver— 
letzungen der Gewiſſens- und Neligionsfreiheit, namentlich der 
Proſelytenmacherei. 


Die Staatsregierung „kann und muß“ — jagt Klüber — 
„Maßregeln wider kirchliche Bekehrungsſucht oder Proſelyten— 
macherei (Seelenfiſcherei) ergreifen, damit kirchliche Obere und 
Mitglieder ſich nicht Verführungskünſten und einem unnatürlichen, 
mit der ſittlichen Würde des Menſchen und der Religion unverein— 
baren Streben nach (von der weltregierenden Weisheit ſelbſt ver— 
Ihmähter) Olaubenseinheit hingeben“ >). In der älteren Deutjchen 
Gejetgebung fehlte es auch nicht an ſchützenden Vorfchriften, welche 
erit die neuejte Zeit theilweife fallen ließ, weil fie fich nicht die 
Mühe nahm, das berechtigte Streben zur Ausbreitung von reli— 
giöjen Ueberzeugungen zu unterſcheiden von jolhen Handlungen, 
die Eingriffe in die vom Staat zu ſchützenden perjönlichen und 
Familienrechte enthalten. Wir theilen im Folgenden einige der 
wichtigeren Gejetesbeftimmungen mit, welche jedenfalls infofern 


2) Baier. Nel.-Ed. v. 26. Mai 1818 $. 23. Sächſ. Gef. v. 1. Nov. 
1836 $. 19. Spohn, Babifches St.-R.-R. 12. Braun i. d. Zeitihr. f. _ 
Hann. R. 3, 308. ö 

2) Preuß. Vormundſchaftsordnung v. 5. Juli 1875 $. 19 (6.-©. 435). 
Beier. Minifterialerlaß v. 3. Febr. 1844 (Silbernagel 16). Badiſches Land— 
recht v. 3. Febr. 1809 $. 4208. 

3) Oeffentliches Recht 1840 8. 519. 
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noch in Geltung ftehen, als fie ftaatliche Vorfchriften über Die 
Pflichten der Geiftlichen darjtellen, deren Mißachtung visziplinäre 
Ahndung Seitens der Firchlichen Behörden, je nah Lage Des 
Landesrechts auch Seitens ftaatlicher Behörden nach fich ziehen kann. 

1. Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8. 43: „Keine Nelt- 
gtonspartei ſoll die Mitglieder der anderen durch Zwang ober 
fiftige Ueberredungen zum Uebergange zu verleiten fih anmaßen.‘ 
8. 44: „Unter dem Vorwande des Neligionsetifers darf Niemand 
den Hausfrievden türen, oder Bamilienrehte Fränfen.“ 
2, 20, 8. 228: „Wer aus übel verftandenem Neligiongeifer zwi— 
ſchen Eheleuten oder Eltern und Kindern verjchiedener Neligion 
Mißtrauen und Uneinigfeit anvichtet, der ſoll nach fruchtlos vorher— 
gegangener gerichtlicher Abmahnung, aus dem Orte, wo er fi 
folchergeftalt in die Familien eingefchlichen hat, verwieſen werden.” 
(Dieje öffentliche Strafe iſt längſt weggefallen). — Baterifches 
Neligionsedift vom 26. Mat 1818 8. 8: „Keine Partei darf die 
Mitglieder der andern durch Zwang oder Liſt zum Uebergang ver- 
leiten.” Strafen jet das Edikt nicht feſt. Königl. Sächſiſches 
Mandat vom 20. Febr. 1827 8. 9: „Alle VBerleitung zum Ueber— 
tritte durch Verſprechungen, Drohungen oder Herabmwürdigung 
der andern Konfejfion wird von der fompetenten Obrigfeit dejien, 
der ſich ihrer jchuldig macht, mit 50 Thalern — — Gelobuße, 
und im Wieverholungsfalle noch Härter, bei Geiſthichen irgend 
einer Konfejfion aber mit Dienftentlafjung beſtraft“ N). 
Hierher einfchlagende Beftimmungen enthält auch die Hannoverifche 
Verordnung vom 28. Dez. 1821, welche das Abnehmen und Leiſten 
außergerichtlicher Cide oder eidlicher Gelöbnifje unter öffentliche 
Strafe jtellte (S. d. ©. v. 1822 ©. 44). Defterreichiiches Geſetz 
vom 25. Mat 1868 Art. 7: „Es iſt jedoch jeder Neligionspartet 
unterjagt, die. Öenofjen einer anderen durch Zwang oder Lit zum 
Uebergang zu bejtimmen. Die näheren Beitimmungen des gejeß- 
lichen Schutes hingegen, ſoweit er nicht durch die Strafgejege 
gegeben tjt, bleiben einem bejonderen Gejete vorbehalten.‘ 

2. Die Aufnahme von noch nicht zu ihrem Unterfcheidungs- 
alter gefommenen Kindern in einen fremden Neligionsverein er- 


1) Koder des im 8. ©. gelt. Kirchen- u. Schulrehts, 1864, S. 292. 
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Hären die Landesgejege, wie oben gezeigt wurde (©. 40), überall 
für ungültig. Einige ſetzen aber auch Strafen darauf ?). 

3. Die Erreichung eines Alters von 14 Jahren follte Kinder 
aber noch feineswegs zu freien Objekten der Seelenfticheret machen, 
jondern ihre umd ihrer Erzieher Rechte bis zur Volljährigkeit ge- 
ſchützt ſein. Zu dieſem Zweck hätte das Geſetz jede ohne voraus— 
gehende Benachrichtigung des Vaters oder Vormundes und Ablauf 
einer mehrwöchentlichen Friſt erfolgte Aufnahme eines Minder— 
jährigen für ungültig zu erklären und die Aufnahme, ſowie auch 
jeden dem Vater oder Vormund verheimlichten Verſuch, einen 
Minderjährigen zum Uebertritt zu bewegen unter öffentliche Strafe 
zu ſtellen 2). 

4. Eine Spezielle Anwendung des Grundſatzes iſt noch Die 
Beitrafung derjenigen Geiftlichen, welche Eheleuten Verjprechungen 
Hinfichtlich der religiöfen Erziehung der Kinder abnehmen >). 


ı) Hannoverſche Verordnung v. 31. Juli 1826 8. 9: „Bei namhafter 
nach den Umftänden zu ermäßigender Strafe darf fein Geiftliher ein Kind, 
welches jein 14. Jahr noch nicht vollendet hat, zur Annahme oder zum 
öffentlihen Bekenntniſſe einer anderen Religion zulaſſen, als worin dafjelbe 
den worftehenden gefeslichen Beftimmungen gemäß bis dahin zu erziehen ge— 
wejen ift.” (©. d. ©. 176.) Braun in d. Zeitfhr. f. Hannov. R. 3, 302 
hält diefe Strafprohung für eine öffentliche, nicht auch zugleich Disziplinäre. 
Sn Braunſchweig verfällt jeder Geiftliche, welcher ein Kind, das in einer an— 
dern Religion zu erziehen ift, vor wollendetem 14. Lebensjahr an Neligions- 
handlungen Theil nehmen Yaßt, Durch welche fich eine Neligionsgemeinfchaft 
wejentlih von einer andern unterfceidet, in eine.Geldbuße von 20 Thaler. 
Gefeß vom 10. Mai 1867 8. 13 (Dove's Zeitfehrift 11, 124). 

2) So auch fhon Eihhorn, Kirchenrecht 2, 230. 1833. 

3, Königl. Preußiſche Kab.- Ordre v. 17. Aug. 1825: Von Verlobten 
verſchiedener Konfeffion das Verſprechen zu fordern, die aus der Ehe zu er= 
wartenden Kinder, ohne Unterfchied des Gefchlehts, in der Fatholifchen 
(bezw. evangelifchen) Keligion zu erziehen — — „fanı jo wenig der katho— 
liſchen, als im umgefehrten Falle der evangelifchen Geiftlichfeit , geftattet 
werden.” (G.S. 221.) Königl. Sächſ. Mandat v. 19. Febr. 1827 8. 53; 
„Unter feinem Vorwande iſt Berfonen verfchiedener Konfeffion, die fih zu 
ehelichen gefonnen find, ein Angelöbniß wegen der Tünftigen religiöfen 
Erziehung der im ihrer Ehe zu erzeugenden Kinder abzufordern.‘ $. 54: 
„Unregelmäßigfeiten, welche, vorftehenden Vorſchriften zuwider — — die 
Geiſtlichen fih zu Schulden bringen, find ernſtlich zu ahnden.“ (Koder 1864, 
©. 286.) Eine Verordnung des Kultusminifteriums v. 10. Sunt 1845 zur 
Ausführung des Mandats droht Geiftlichen, welche Berlobte in geſetzwidriger 
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5. Endlich gehört die Veranſtaltung öffentlicher Freuden— 
bezeugungen und Dankgebete Seitens einer Kirche, um dadurch 
den Uebertritt eines bisher der Kirche nicht Angehörigen zu ver— 
herrlichen, zu denjenigen Anmaßungen, gegen welche ſtaatliche 
Hülfe gegeben ſein ſollte. Denn es enthält dies eine Beleidigung 
der ganzen Kirche, welcher der Ausgetretene angehörte. Mindeſtens 
iſt den Hirtenbriefen, worin ſolche Ungebühren vorkommen, das 
königliche Placet vorzuenthalten . Im der evangeliſchen Kirche des 
Königreichs Sachſen beſtehen ſeit 1824 Verbote ſolcher Dankfeiern 2). 


Seo, 


9. Ungültigkeit von vertragsmäßigen VBerzichten auf Gewiſſensfreiheit 
und bon jolchen Nebenbedingungen bei Bermögenszumendungen, welche 
die Gemifjensfreiheit gefährden. 


1. Das vertragsmäßige Verjprechen, Die Neligion zu wech- 
ſeln oder nicht zu wechjeln, mag es einer Privatperfon oder einem 


Weiſe Hinfichtlih der fünftigen fonfeffionellen Kindererziehung zur beftimmen 
verfuchen, das erfte Mal 20 Thlr. Gelvftrafe, im Wiederholungsfall höhere 
Geldbuße oder nach Befinden Suspenfion oder Remotion vom Amt. (Koder 
651.) Schwerere Fälle hatte das Gefeg v. 1. Nov. 1836 $. 20 unter dffent- 
liche Strafe geftellt, und verfügt: $. 20: „Wer einen in gemifchter Ehe 
lebenden Ehegatten durch Berfprehungen, Drohungen oder Herabwürdigung 
der einen Konfeffion zum Abſchluß einer Uebereinkunft mit dem andern Ehe- 
gatten über die ihren Kindern zu gebende Erziehung in einer andern Kons 
feffion verleitet, wird von feiner competenten Obrigkeit das erſte Mal mit 
50 Thaler Geldbuße oder 3 Monaten Gefüngniß, und im Wieberholungs- 
falle noch härter, ein Geiftlicher aber, der fi deſſen ſchuldig macht, mit 
Dienftentfegung beſtraft.“ (G.- u. B.-Bl. 299. Koder 530.) Holſteini— 
ches Geſetz v. 4. Suli 1863 8. 6: „Den Geiftlihen aller Konfelfionen wird 
unterfagt, den Brautfeuten gemifchter Konfeffion vor der Kopulation ein 
mündliches oder fehriftliche8 Berfprechen abzunehmen, daß fie ihre Kinder im 
einer beſtimmten Konfeffion erziehen Yaffen wollen. Verſprechen biefer Art 
find ohne alle Gültigkeit. Geiftliche, welche jenem Berbote zuwiderhandeln, 
werden mit Amtsentſetzung, refp. Entziehung der Erlaubniß, im 
Herzogthum Holftein zu fungiren, beftraft.” (Dove's Zeitihr. 4, 267.) 
Verfügung d. Großherzogl. Heſſiſchen Minift. d. S. u. d. Juſt. v. 7. April 
1825 (Reg.Bl. 297). 

) Wir erinnern bier an ben höchſt anftößigen Hirtenbrief des Erz— 
biſchofs von München-Freiſing v. 12. Oft. 1874 zur Feier des Uebertritts 
der Königin von Baiern. 

?) Verordnung des Königl. Kirchenrathes vom 30. April 1824. v. Weber, 
Kirchent. 2, 1, 10. 1845. 
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Berein gegenüber geleijtet jein, ift vechtlich nichtig, weil der Staat 
feinem Bürger gejtattet, auf das wichtige Necht der Gewiſſens— 
und Neligionsfveiheit zu verzichten Y). Aus diefem Grund tjt auch 
das Verſprechen einer Konventionalftrafe zur Beftärkung jener 
Berjprechen ungültig. Wenn man die Motive unterjucht, aus 
welchen ſich Jemand dazu herbeilaffen mag, eine derartige Kon⸗ 
ventionalſtrafe zu verſprechen, jo ergibt fich als Nefultat, daß in 
den meiſten Fällen zudringliche Ueberredung, Drohung, Täuſchung 
dazır befttinmen werden, over daß derjenige, welcher das Verfprechen 
gibt, zur Zeit deſſelben entjchloffen iſt, feine Religion zu wechjeln, 
beziehungsweiſe es nicht für wahrjcheinfich hält, daß er Tpäter 
einmal Neigung tragen werde, fie zur wechjeln, das Berfallen der 
Konventionalftrafe alfo für höchſt unwahrfcheinlich Hält. Er ver- 
Ipricht in der Vorausfegung, nie zahlen zu müſſen, alſo aus Kurz 
ſichtigkeit und leichtſinniger Geringſchätzung feiner Gewiffensfreiheit. 
Auf Seiten desjenigen, der fich das Verſprechen geben läßt, find 
immer umfittliche Motive vorhanden. Durch die jtete Drohung 
mit Einforderung der Konventionalftrafe will er den Andern ab» 
ſchrecken, feiner veligiöfen Ueberzeugung frei zu folgen, ihn daher 
entweder zur Heuchelet veranlafjen, oder wenn die Abjchredung 
erfolglos blieb, d. h. wenn der Verjprechende dennoch feiner Ueber- 
zeugung folgt, durch Einklagung der Strafe Rache an ihm neh- 
men. Weder das Erfte noch das Zweite kann dadurch zur fitt- 
lichen Handlung werden, daß Jemand nur in Einer Kirche, in 
Einer Neligion das Heil erblicdt und alle Andersglaubenden für 
Berlorene Hält; denn diefe Anficht, welche die Wurzel aller veli- 
giöſen Unduldſamkeit bildet, muß überall vom Staate zurückgewieſen 
werden, jobald fie über den Bereich der freundlichen Belehrung 
hinausgreift und äußere Mittel aufgeboten werden, fie Andern 
gegen ihre wahre Ueberzeugung aufzudrängen. Auf jeden Fall 
hat der Staat das höchſte Intereife, zu verhindern, daß auf dieſem 
Wege die Heuchelet befördert und der freien Entfaltung religiöjer 
Meberzeugungen Feffeln angelegt werden. Denn fobald e8 geftattet 
wäre, von dieſem Mittel der Komventionalftrafen ausgedehnten 


1) Preußifches Allg. Landrecht v. 1794 1, 4, 8. 9: „Gewiffensfreiheit 
kann durch feine Willenserklärung eingefchränft werben.‘ Konſequenzen zieht 
das Landredht in 2, 11, $. 55 u. 74. 


76 Gelübde. 


Gebrauch zu machen, müßte der große Grundſatz der Gewiſſens— 
freiheit unfehlbar bald in Gefahr gerathen. 

Am wenigſten zuläſſig erſcheint die Abforderung und Leiſtung 
eidlicher und eidesähnlicher Gelübde, dahin gehend, beſtimmte reli— 
giöſe Ueberzeugungen in alle Zukunft feſthalten und bekennen, 
oder auch einem beſtimmten Religionsverein ſtets als Mitglied 
angehören zu wollen‘). Die Abforderung ſolcher Gelübde ſollte 
ſogar vom Staat unter öffentliche Strafe geſtellt werden, weil 
hierdurch noch mehr als durch alle anderen Mittel den Gewiſſen 
unerträglicher, erſt nachträglich zum Vorſchein kommender Zwang 
auferlegt wird. 

Anders ſind Verpflichtungen zu beurtheilen, durch welche 
Geiſtliche zuſagen, in ihren amtlichen Vorträgen gewiſſe von ihrem 
Religionsverein angenommene Lehrſätze lehren und denſelben Zu— 
widerlaufendes nicht lehren zu wollen. Die Geiſtlichen verſprechen 
damit nur, dieſe Lehrſätze als Lehren des Vereins, nicht als 
von ihnen Geglaubtes vorzutragen. Abweichende Glaubensanſichten 
zu haben bleibt ihnen frei, ja ſogar die Freiheit, dieſelben außer— 
amtlich zu äußern 2). 

2. Genau aus den nämlichen Gründen kann der Staat 
nicht geftatten, daß derjenige, der einem Anderen eine Vermögens- 
zuwendung macht (durch Schenkung, Vermächtniß, Erbeinjegung), 
dabet zur Bedingung ftelle, daß er zuvor zu einer anderen Neli- 
gton übertrete. Dies heit nichts Anderes, als durch die Lockſpeiſe 
eines VBermögensportheiles Jemanden zur Heuchelei verführen. 
Eine weitere Bedingung, daß er der Vermögenszumendung wieder 
verluftig gehen folle, ſobald er von der gewählten Religion wieder 
zurüdtrete, würde in ihren Motiven und Wirkungen auf einer 
Linie mit der Vereinbarung einer Konventtonalftrafe für den Tall 
der Religionsänderung ftehen. Grundſätzlich iſt endlich hiervon 
gar nicht verfchieven der weitere Fall, daß Jemand einer bejtimmten 
lebenden Perjon, die ein gewiffes Glaubensbefenntnig bereits ab- 


) Ganz mit Unrecht wird dies von Manden als „Glaubenstreue“ be- 
zeichnet. Im wahren und guten Sinn bebeutet diefe etwas Anderes, näm— 
lich: Ueberzeugungen, die man wirffic hat, nicht aus Furcht oder um Vor— 
theils willen verleugnen. 

2) VBgl. hierüber unten: Lehrverpflichtung der Geiſtlichen und Disziplin 
über die Geiſtlichen. 
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gelegt hat, ein Geſchenk macht unter der Bedingung, daß das Ge— 
ſchenk zurüczugeben jei, wenn der Beſchenkte die Religion Ändere ; 
oder der Fall einer lettwilligen Verfügung, wonach der Erbe oder 
Vermächtnißnehmer die Erbichaft oder das Vermächtniß nicht er- 
halten folle, wenn er fich zur Zeit des Erbanfalls nicht zu einer 
bejtimmten Religion befenne; oder, daß er fie wieder herausgeben 
müfje, wenn er jpäter von einer bejtimmten Neligion zurüctrete. 

In allen diefen Fällen ift übrigens nicht die Vermögeng- 
zuwendung jelbjt ungültig, jondern nur die beigefügte Bedingung. 
Denn e8 ift davon auszugehen, daß die Hauptabficht des Schenfers 
oder Erblaffers darauf ging, der betreffenden Perſon eine Zuwendung 
zu machen, und nur noch gelegentlich derjelben den Nebenzweck zu 
erreichen, etwas für die Beförderung eines ihn werthen Glaubens 
zu thun. Diejem Nebenzweck allein jtellt fich der Staat hindernd 
entgegen. Würde ein Erblaffer einem pflichttheilsberechtig- 
ten Erben in einem diejem Erben befannt gewordenen lebten 
Willen Bejchränfung auf den Pflichttheil drohen, falls er zur 
Zeit des Erbanfalls nicht eine benannte Neligion angenommen 
haben werde, jo daß es aljo von dem Verhalten des Erben ab— 
hängen foll, ob er das ganze Erbtheil oder nur den Pflichttheil 
erhalten fol, jo würde auch dieſe ewentuelle Beichränfung auf den 
Pflichttheil vom Nechte als ungültig zu behandeln und dem Erben 
die ganze Portion zuzufprechen jein, da der Erbe in erjter Linie 
aufs Ganze eingejest ift. 

Unbedingt wirkende letstwillige Verfügungen zu treffen, ſteht 
Sedermann frei, und dabei auch Motive anzugeben, welche das 
Keligionsbefenntnig betreffen; 3. B. kann Jemand jeinen Sohn 
im Tejtament unabänderlic auf den Pflichttheil jegen und Dabei 
bemerken, daß der Grund dazu fein Religionsbekenntniß oder fein 
Mangel an Glauben u. |. w. jet). 


ı) Die neuere Deutfche Gefeßgebung enthält über die Frage folgende 
ausdrüdliche Beftimmungen: Preuß. Allgem. Landrecht v. 1794 1, 4, 8. 136: 
„Was ſelbſt fein Gegenftand einer Willenserklärung fein kann ($. 6—14), 
das kann auch Niemanden al8 eine Bedingung aufgelegt werben. Es ift 
bierin ausdrüdiih au auf den 8. 9 defjelben Titels Bezug genommen, 
wonach „Gewifjensfreiheit duch feine Willenserklärung eingefchränft werben 
kann“. — Großherzoglich Heſſiſche Verordnung v. 23. April 1809: „So oft 
durch Ramilienverträge, Fideikommiſſe, ZTeftamente oder Dispofitionen ber 


* 
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3. Diefelben Regeln find bei Fideikommiſſen anzuwenden, 
da bier alle vorher geltend gemachten Verbotsgründe vollfommen 
ebenfo zutreffen. Wo für Yamilienfiveifommißitiftungen ftaatliche 
Beftätigung vorgeſchrieben ift, muß dieſelbe für alle Klauſeln ver» 
jagt werben, wonach nur DBefenner eines bejtimmten Glaubens 
zum Genuß des Fideifommiffes berufen fein follen und nur im 
Genuß bleiben jollen, jo lange fie diefen Glauben befennen. Sit 


Befit von Gütern, Kapitalien oder Eigenthum jeder Art, an die Bedingung 
gebunden worden ift, oder noch gebunden wird, daß der Beſitzer ſich nur 
mit einer Berfon von ritterbürtigem, oder adelihem Stande, oder von 
diefer oder jener beftimmten Religion vermählen dürfe, 
follen diefe Bebingumgen jederzeit als nicht gefchrieben angefehen werben. 
Diefemnah darf jeder gegenwärtige und künftige Befiter von Gütern, deren 
Befit bisher an die genannten Bedingungen gebunden war, in Zukunft auch 
eine Berfon von nicht ritterbürtigem und nicht adelichem Stande, jo wie 
von einer andern, als der vorgefchriebenen Neligion ehelichen, ohne deshalb 
im mindeften im vechtlihen Befite jener Güter beeinträchtigt, oder in Er- 
werbung derfelben behindert werben zu können.“ — Nach einer höchften Orts 
erfolgten Erflärung v. 14. Dft. 1814 geht dieſe Verordnung, ſoviel den 
Stand der zur Ehegattin zu wählenden Berfon betrifft, nicht auf die zum 
hohen Adel gehörigen Standesherren, fondern blos auf den niedern Adel. — 
Hiermit ift aber zugleich anerkannt, daß die Verordnung bezüglih der Re— 
ligion der Ehefrau auf den hoben Adel allerdings geht. — (Eigenbrodt, 
Sandbud 3, 431.) — Sächſiſches Geſetzbuch v. 1863. $. 879: „Ein Ber- 
Sprechen unter der Bedingung, wenn eine der vertragfchließenden Perjonen 
oder ein Dritter die Religion oder Konfeffion Ändern oder nicht ändern 
werde, ift nichtig.” — $. 2137: „Die Bedingung, wenn der Bedachte ober 
der Beſchwerte oder ein Dritter Die Religion oder Konfeffion ändern oder 
nicht ändern werde, ift als nicht beigefügt zu betrachten. Anwartihaften 
zu Gunften von Samiliengliedern, fofern fie einer gewiſſen Konfeffion ange- 
bören, find zuläſſig.“ — Der Vergleihung wegen möge bier auch noch an 
ein wichtiges Älteres Franzöſiſches Gefe erinnert fein: „Deeret relatif aux 
clauses imperatives ou prohibitives inserees dans les testamens, do- 
nations et autres actes, du 5—12 Sept. 1791: „Toute clause impera- 
tive ou prohibitive qui serait contraire aux lois ou aux bonnes moeurs, 
qui porterait atteinte à la liberté religieuse du donataire, 
heritier ou legataire, qui generait la liberte qu'il a, soit de se marier 
me&me avec telle personne, soit d’embrasser tel etat, emploi ou pro- 
fession, ou qui tendrait à le detourner de remplir les devoirs impos6s 
et d’exercer les fonetions deferees par la constitution aux eitoyens 
actifs et eligibles, est reputde non écrite.“ (Bormann u. v. Daniels, 
Handb. d. Geſetze 2,64. Lepee, Bulletin annot& des lois 2, 417. Her— 
mens, Handb. 4, 23. 24.) 
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ftaatlihe Genehmigung nicht erforderlich und eine ſolche Klauſel 
aufgenommen worden, jo hat jie der Nichter für nicht gejchrieben 
zu erachten). Daſſelbe ift zu jagen binfichtlich won Fideikommiß— 
Stiftungsbriefen, welche aus älterer Zeit ſtammen, in welcher 
der Grundja der Gewiffensfreiheit überhaupt noch nicht aner- 
fannt oder die Unveräußerlichfeit dieſes Nechtes noch nicht erfannt war. 

Schon zu Zeiten des ehemaligen Deutjchen Neiches durfte 
das Necht zur Negierungsnachfolge in weltliche Neichsländer nicht 
durch Hausgeſetze an das Bekenntniß einer von den beiden veichs- 
rechtlich zuläffigen Neligionen geknüpft werden, und bildete der 
Keligionswechjel feinen Nechtsgrund zum Verluſt der Negierung. 

4. Andere Familien - Stiftungen, wonach nur Verwandte 
einer bejtimmten Konfeffion zum Genuß berufen werden, find dann 
für zuläffig zu erachten, wenn fie feine Gefahr für die Gewiſſens— 
freiheit enthalten; 3. B. wenn der Werth des Genufjes gering- 
fügig tft, 3. B. ein Heines, nur wenige Jahre zu genteßendes 
Studien-Stipendium; wenn Das Einrücden in den Genuß von Zus 
fälligfeiten abhängt, ſodaß ſchon deshalb Niemand leicht fich be- 
wogen fühlen kann, fein Glaubensbekenntniß nach den Forderungen 
des Stiftungsgründers einzurichten oder feine Kinder deshalb in 
dem vorgefchriebenen Befenntniß erziehen zu laſſen. Ebenſo Stif- 
tungen zur Unterftüßung folcher, welche fich für den geiftlichen 
Stand bei einem beftimmten Neligionsverein ausbilden wollen, da 
hier von Gefährdung der Gewifjensfreiheit nicht Die Rede ſein 
kann. MUebrigens fommen bier die befonderen Vorjchriften über 
Zuwendungen an die todte Hand in Betracht. 


1) Den umgekehrten Grundfaß billigt noch das Sächſiſche Geſetzbuch von 
1863 $. 2137, indem e8 Solche Klaufeln für zuläffig erklärt. 


II. Abſchnitt. 


Von der Unabhängigkeit der fantsbürgerlihen und bür- 
gerlichen Pflichten und Rechte vom Religionsbekenntniß. 


8.4161 
I. Bon der Gleichheit Der ſtaatsbürgerlichen und bürgerlichen Pflichten. 


Daß alle Reichsangehörigen in gleicher Weiſe zum Gehorſam 
gegen die Reichs- und Landesgeſetze und die geſetzlichen Obrig— 
keiten verpflichtet ſeien und von dieſer Pflicht keinerlei Ausnahmen 
möglich ſind, wurde ſchon oben S. 3 und 16 ausgeführt. Die 
neueſte Reichs- und Landesgeſetzgebung verwirklicht den Grundſatz 
der Gleichheit der Pflichten auch nach allen übrigen Richtungen 
mit voller Folgerichtigkeit, ohne Rückſicht darauf, ob ſie dabei mit 
den religiöſen Ueberzeugungen Einzelner, oder einzelner Klaſſen, 
namentlich eines Theils des römiſch-katholiſchen Klerus in Konflikt 
geräth . Die beinahe einzige wahre Ausnahme, die noch jetzt 
beiteht, it das Privileg einiger Tauſend Perſonen anjtatt fürm- 
lichen Eides ein bloßes Handgelöbniß an Eidesſtatt ableiften zu 
bürfen 2). 

1. Bon höchſter principieller und praftiicher Wichtigkeit iſt 
die ftrenge Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht und die 
Nichtberückſichtigung von Gewiſſensbedenken gegen die Erfüllung 
diejer oberſten Bürgerpflicht. 


) Zu den Staatisrechtsfehrern, welche diefen Grundſatz ſchon frühe mit 
größter Unerſchrockenheit vertreten haben, gehört Robert von Mohl, Staats- 
recht des Königreih8 Württemberg, 1, 320. 321. 1840. 

*) Vgl. unten: Gleichheit der Eidesformel. 
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a) Die Jüdiſchen Soldaten müfjen, wenn es nicht anders 
geht, in der Kaferne und im Feld mit Koſt worlieb nehmen, die 
fie fonft als unrein vermeiden, der Katholif am Sreitag auch 
anderes Fleiſch als Fijche genießen. Die Juden bejaßen früher 
in einem großen Theile von Deutjchland Freiheit von der Wehr 
pflicht, theils aus Nücficht auf ihre religiöfen Anfichten von 
reinen oder unreinen Speijen, theil® weil fie überhaupt nicht als 
vollberechtigte Staatsbürger anerlannt waren. In Preußen er- 
flärte fie die Kabinetsordre vom 31. December 1345 allgemein 
für militärpflichtig ); in den übrigen Staaten kam e8 zu ihrer 
Einreihung meiſtens erſt ſeit Aufhebung der Stellvertretung. 

b) Das Bundesgeſetz vom 9. November 1867 über die Ver— 
pflichtung zum Kriegsdienſt unterwarf auch die Mennoniten 
(Quäker, Separatiſten) allgemein der Wehrpflicht, und beſeitigte 
die Privilegien, welche ihnen bis dahin noch in Preußen zufamen 2). 
Denjenigen Mennoniten, welche aus Gewiſſensbedenken vorziehen, 
jich als Kranfenwärter, Kranfenträger, Schreiber, Defonomiehand- 
werfer, Trainfahrer u. ſ. w. verwenden zu lafjen, wird die Kriegs— 
verwaltung nach Möglichkeit willfahren und fie für diefe Dienfte 
auch im Frieden einüben lafjen ?); fie bleiben aber auch zum Dienft 
mit der Waffe jederzeit verpflichtet. Schon vor dem Jahr 1830 
hatten fich die meijten mennonittjchen Samilienhäupter in ven Pro- 
pinzen Rheinland und Wejtfalen freiwillig zur Uebernahme ver 
Wehrpflicht bereit erklärt; denjenigen, welche fich weigerten, ge— 
jtand die Königliche Kabinetsordre vom 16. Mat 1830 „zur Scho- 
nung der Ölaubensmeinungen und des Gewiſſens“ ausdrücklich 
- Freiheit vom Militärdienſt zu, jchloß fie aber dafür von der Be— 
fugniß aus, weitere Grundſtücke zu erwerben, und zu Staats— 
ämtern zu gelangen, legte ihnen auch eine Einfommenfteuer von 


1) ©.-©. Jahrgang 1846, ©. 22. 

2) Der vom Bundesrath vorgelegte Gefeentwurf 8. 1, Ziffer c. wollte 
diefe Privilegien aufrecht erhalten; der Reichstag lehnte Dies aber ab. 
(Reichstag 1867, ©. 457, 466-468, 471, 472 und Akt. Nr. 18, ©. 53 
und 55. Vgl. aud Neichstagsbefhluß vom 2. Suni 1869, ©. 1231—1237). 
Bal. Thudichum, Verfaſſungsrecht des Norddeutfchen Bundes 1870. ©. 444 
bi8 448. 

3) Königlihe KabinetSordre vom 3. März 1868 und Reſkript des Kriegs= ' 
minifter8 vom 27. Januar 1869. 

Thudichum, Kirchenrecht. 6 
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3 Procent auf). Aehnlihen Beihränkungen blieben auch Die 
Mennoniten in Wejtpreußen unterworfen; denn eine Vermeh— 
rung folcher Unterthanen, die die wichtigfte Unterthanenpflicht 
ablehnten, hätte zu einer Staatsgefahr werden können. Bei 
den übrigen Einwohnern erregte das Privilegium ſtets großen 
Anftoß, und feine Fortdauer unterlag Angefichts der Beſtimmungen 
der Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850, Art. 4 erheblichen 
rechtlichen Zweifeln. 

c) In Bezug auf Perjonen, welche ein geiftliches Amt in einer 
mit Korporationsrechten innerhalb des Bundesgebiets bejtehenden 
Religionsgeſellſchaft befleiven, gelten folgende Grundjäte 2): 

aa) Gehören diejelben „noch zu den aftiven Militärperjonen, 
io werden fie im Fall einer Mobilmahung oder nothwendigen 
Berjtärkung des Heeres unbedingt zum Dienjte herangezogen und 
zwar, je nach Bedürfniß, auch mit. der Waffe. 

bb) Gehören fie bereit8 der Nejerve oder Yandwehr an, jo 
iſt e8 den Erſatzbehörden gejtattet, jie für den Fall einer Mobil— 
machung oder nothwendigen Verſtärkung des Heeres hinter ven 
ältejten Jahrgang ver Yandwehr zurücdzuftellen, wenn ihre Stellen 
jelbft vorübergehend nicht offen gelafjen werden fünnen und eine 
geeignete Vertretung nicht zu ermöglichen iſt. Dieje Befugniß 
haben die Erfag-Behörden auch Hinfichtlich der Reichs-, Staats-, 
und Kommunalbeamten und der Angejtellten der Eijenbahnen. 

Auf feinen Tall aber können folche dem Beurlaubtenjtand, 
wie auch der Erjat-Nejerve ?) angehörige Geiftliche zum Dienſt 
mit der Waffe herangezogen werden, jonvdern nur zu andern 
milttärifchen Dienftleiftungen, wie als Feldgeiftliche, Krankenwärter 
u. ſ. w. Dieje Vorzüge fommen nur den Geiftlichen der mit 
Korporationsrechten ausgejtatteten Neligionsvereine zu, wozu übri— 
geng auch die Iſraeliten gehören, deren Rabbinatsämter als „geilt- 
liche Aemter” im Sinne dieſes Gejetes gelten 9. Vorausfegung 

1) &.-©. 82. 83. 

2) Reihsmilitärgefeg vom 2. Mai 1874, 8. 65. (R.-G.-Bl. 62). 

3) Reichstag, 17. April 1874, ©. 909—912. 

*) Die Kommiffion des Reichstags hatte vorgefchlagen, den zweiten 
Abſatz des S. 65 zu faffen: „Perfonen des Beurlaubtenftandes, welche ein 


geiftlihes oder feelforgerifhes Amt — — — befleiden u. f. w.“, um | 
auch die Nabbinatsämter ausdrüdlih einzufchließen (Akt. Nr. 106, ©. 350). 
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ijt die Bekleidung eines geiftlichen Amts; alſo die Ausübung geift- 
licher Funktionen vermöge Beauftragung mit einem bejtimmten 
Kirchenamt, fer dafjelbe in proviforifcher oder definitiver Weife 
übertragen !). Dagegen giebt die Priejterweihe, oder gar die 
Diafonats- oder —— in der katholiſchen Kirche dieſes 
Vorrecht nicht?) 

d) Diejenigen, welche ein geiftfiches Amt noch nicht befleiden, 
jondern ſich darauf erſt vorbereiten, wie Studirende der Theologie, 
Zöglinge von Seminarien, Kandidaten, geweihte Priefter u. |. w. 
genießen keinerlei gejeßliche Befreiung von der Wehrpfliht. Es 
findet auf fie lediglich der 8. 20, Ziffer 6 des Reichsmilitär— 
gejeßes vom 2. Mai 1874 Anwendung, welcher bejtimmt: „Auf 
ein bis zwei Jahre können zurüdgeitellt und — falls fie nicht 
nach ihrer Loosnummer zu den Veberzähligen ihres Jahrganges 
gehören — für das nächſte Jahr vorgemerkt werden: — — Mi— 
litärpflichtige, welche in der Vorbereitung zu einem Yebensberufe 
oder in der Erlernung einer Kunjt oder eines Gewerbes begriffen 
find und durch eine Unterbrechung bedeutenden Nachtheil erleiden 


Die Worte „oder feelforgerifche8" wurden aber dann vom Reichstag auf den 
Antrag des Abgeordneten Wehrenpfennig weggelafjen, weil das Nabbinatamt 
ebenfalls zur dem geiftlichen Aemtern gerechnet werden dürfe, die angeführten 
Worte aber den Sinn des Geſetzes in bevenfliher Weiſe zu erweitern 
drohten. Denn von jedem, der die Priefterweihe empfangen hat, hätte man 
vielleiht dann fagen können, daß er ein „feelforgerifches Amt“ bekleide. 
(Berh. vom 17. April 1874, ©. 908—913). 

2) Abg. Wehrenpfennig im Neihstag, 17. April 1874, ©. 909. 910: 
„Ob im Uebrigen Jemand das Amt definitiv hat oder proviſoriſch, dariiber 
entfcheiden wir nicht, wie auch die Negierungsvorlage darüber nicht ent— 
ſcheidet; wir verlangen nicht eine definitive Anftellung zum Pfarramt, um 
Semand der Wohlthat diefer Beftimmung. theilhaftig werden zu laſſen.“ 

2) Der Antrag des Abg. Haud und Gen, daß dieſe Beitimmungen 
gelten follten für alle Perfonen des Beurlaubtenftandes, „welche im der pro— 
teftantifhen Kirche die Ordination, im der fatholifchen Kirche die PBriefter- 
weihe, bei den Iſraeliten ein Nabbinat erlangt haben,” (Aktenft. Nr. 156, 
©. 449), welcher ſchon von der Kommiffion abgelehnt worden war, wurde 
zurüdgezogen und fam deßhalb im Plenum nicht zur Abftimmung. Der Be- 
rihterftatter der Kommiffion, Abg. Dr. Meyer (Thorn) conftatirte aber aus: 
drücklich, daß die Kommiffion diejenigen Kleriker, welche Die Weihe empfangen 
haben, nicht zu den Perjonen gerechnet babe, welche ein geiftlihes Amt be= 
Heiden (17. April 1874, ©. 912). 

6* 
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würden. In ausnahmsweijen Verhältnijjen kann die Zurüditel- 
fung bis zu einer Geſammtdauer von vier Jahren erfolgen 9.“ 
Ausdrüclich beftimmt vorjorglich der 8. 22, daß „die Zurüditel- 
Yung oder Befreiung ganzer Berufsklaſſen“ auf Grund der in 
$. 22 enthaltenen Ermächtigung zur Dispenjation unzuläſſig ſei, 
um einer Befreiung diefer Klafjen, wie fie bis dahin ftattfand, 
vorzubeugen 2). ine bejonders werthvolfe Bedeutung hat die 
Heranztehung der. Studirenden der katholiſchen Theologie zur Ein- 
übung in denjenigen deutſchen Kindern, wo die fünftigen Klerifer von 
Jugend auf mehr oder weniger in Abgejchloffenheit vom übrigen 
Bolf, in Knabenſeminaren oder Konvikten, erzogen werben. 

In Preußen wurden bei, Einführung der allgemeinen Wehr- 
pflicht im Sahre 1813 alle wirklich angejtellten Geiftlichen vom 
Dienft in der Landwehr und in der Reſerve befreit. Veicht angejtellte 
Geiftliche und Studirende der Theologie genojjen gejetlich niemals 
Treiheit). Erjt im Jahre 1835 wurde eine Praxis eingeführt, 
welche den Studirenvden der katholiſchen Theologie thatfächlic Be— 
freiung gewährte. Bon 5 zu 5 Jahren verfügte das Staatsmini- 
jterium, daß die fatholiichen Theologen bis zum 27. Jahr zurüd- 
gejtellt werden jollten; und wenn fie dann die Subviafonats= oder 
die Priefterweihe erhalten Hatten, ließ man fie ganz frei. Es ge- 
ſchah dieß übrigens vorzugsweile, um dem Mangel an fatholischen 
Priejtern .abzuhelfen. Die evangelijhen Theologen mußten 
bis zum Jahr 1855 dienen, und erhielten num thatjächlich Frei- 
heit, ebenfall® mit Nüdjicht auf den Theologenmangel*). Zu 
welchen Mißbräuchen dieſer Befreiungsgrund führen kann, lehrt 
die Thatjache, daß die Bilchöfe von Trier und Köln im Jahre 
1870, kurz vor Ausbruch des Kriegs niit Frankreich, jchnell noch 
73 jungen Yeuten die Diafonatsweihe ertheilten, und fie dadurch 
vom Militärdienit befreiten?). Das Bundes-Gejeß nom 9. No— 
vember 1867, $. 1 hatte eigentlich alle Befreiungen ſchon abge- 


) R-6.-Bl. 50. Der Antrag, Theologie Studirenden meitere Vorzüge 
zu gewähren, wurde vom'Reichſstag am 16. April 1874 abgelehnt (S. 860). 
2) R.«G.«Bl. 51. Reichstag, 16. April 1874, ©. 853. 854. 861. 

®) Mittheilung des Bundesfommifjärs, Major Blume, im Reichstag 
16. April 1874, ©. 858. Erſatz-Inſtruktion von 1817. 

9 Abg. Wehrenpfennig im Reichstag 16. April 1874, ©. 856. 

5) Reichstag, 16. April 1874, ©. 856 und 859. 
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Ihafft; allein die alte Praxis blieb bis 1874, obwohl der Bundes- 
fanzler Graf Bismare unterm 31. Dezember 1869 ihre Befeiti- 
gung verfügte und die Meilitärverwaltung ſelbſt dagegen an— 
kämpfte’). ) 

2. Schon viel länger als die Wehrpflicht ift von der Staats— 
gejetgebung die DVBerpflichtung zur Zeugnißabgabe in Civil» und 
Strafjachen durchgeführt, und namentlich den mittelalterlichen 
Satsungen der römifchen Päpſte, welche verbieten, gegen Klerifer 
zu zeugen, die Geltung abgejprochen worden ?). 

Auch Die Berufung auf den Mangel an Gottesglauben be- 
wirft feinerlei Befreiung von der Ablegung des Zeugeneides. 


N, 


II. Gleichheit der. jtaatsbürgerlichen und bürgerlichen Rechte ohne 
Rückſicht auf das Neligionsbefenntnin. 


Das Neichsgefeß vom 3. Juli 1869, betreffend die Gleich— 
berechtigung der Konfeflionen in bürgerlicher und jtaatsbürgerlicher 
Beziehung, verfügt: „Alle noch beftehenden aus der Verſchiedenheit 
des religiöjen Bekenntniſſes Hergeleiteten Bejchränfungen der bürger- 
lihen und ftaatsbürgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. 
Insbeſondere joll die Befähigung zur Iheilnahme an der Ge— 
meinde- und Xandesvertretung und zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter vom religiöfen Bekenntniß unabhängig fein ?).“ 

Schon das Gefeß vom 1. November 1867 über die Frei— 
zügigfeit enthält in 8. 1 die Beitimmung: „Seinem Bundesan— 
gehörigen darf um des Olaubensbefenntnifjes willen oder wegen 
fehlender Yandes- oder Gemeindeangehörigfeit der Aufenthalt, die 


1) II. Reichstag 1871, 20. Novbr., S. 377. 378 und 16. April 1874, 
©. 856 und 858. 

2) Ueber das ftaatsgefetlihe Hecht der Geiftlihen aller Konfeffionen, in 
Bezug auf das ihnen in der Seeljorge Anvertraute das Zeugniß zu ver- 
weigern, vgl. unten: Staatsgeſetzliche Pflichten und Nechte der Geiftlichen. 

%) B.-6.:8[. 292. Vgl. Neihstag 1869, ©. 31. 783. 1246 u. 1247. 
1298. Aftenftüde Nr. 221, S. 690. Bol. auch: Berfafiunggebend. Reichs— 
tag 1867, ©. 267; Reichstag 1867, ©. 595—597; Reichstag 1868, ©. 65. 
92—94. 139. 494—499, wo eine Ueberficht über dem damaligen Stand der 
Landesgefegebung gegeben ift. Aftenftiide Nr. 58, ©. 193, Nr. 136, ©. 464. 
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Niederlaſſung, der Gewerbebetrieb oder der Erwerb von Grund— 
eigenthum verweigert werben 1).* 

Im Folgenden ift zu betrachten, wie dieſer Grundſatz in Be— 
zug auf ftaatsbürgerliche Rechte, ſowie ferner in Bezug auf Be- 
urfundung des Perjonenjtandes, Ehe, Begräbniß, Benutung der 
Glocken, Eid, Kalender, Feiertage, Armen-, Kranfen- und Waijen- 


pflege durchgeführt ift. 


S1o, 
1. Allgemeine Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter. 


Der Grundſatz der gleichen Zugänglichkeit der öffentlichen 
Aemter ift in feiner Bedeutung folgendermaßen genauer zu be= 
jtimmen: 

1. Unter „öffentlichen Aemtern“ find zu 'veritehen: Staats- 
ämter, Kommunalämter, Rechtsanwaltichaft, Notariat, Gejchwornen- 
und Schöffendienft; überhaupt alle anderen nur vorübergehenden 
BDBeauftragungen mit öffentlichen Yunktionen, z. B. mit der Ab- 
gabe von Gutachten für öffentliche Behörden. 

2. Jedermann, ohne Rückſicht auf fein Neligionsbefenntniß, 
iſt berechtigt alle ftaatlichen oder fommunalen Yehranftalten zu bes 
juchen, von deren Bejuch die Zulafjung zu öffentlichen Aemtern 
abhängt, fich den Prüfungen zu unterwerfen und Die vorgejchriebene 
praftiiche Vorbereitung bei öffentlichen Behörden mitzumachen. 

3. Obwohl Niemand, der ſich die Befähigung zu einent 
Staatsamt oder Gemeindeamt erworben hat, ein Recht auf Ueber— 
tragung eines jolchen Amtes befitt, jo würde doch eine grundjäß- 
liche Nichtanjtellung oder Nichtbeförderung gewiſſer Religions— 
befenner dem Geift des Neichsgejeges widerjprechen. Dies gilt 
auch von der Uebertragung von Gemeindeämtern. Cbenjo, un- 
zweifelhaft Tann der Wahl zu Gemeindeämtern von der Negierung 
niemals die Beftätigung verfagt werden blos aus Rückſichten auf 
das Neligionsbefenntnig des von der Gemeinde oder der Gemeinde- 
Dertretung Gewählten. Allerdings kann aber die Regierung, ſo— 
weit fie das Necht freier Auswahl befitt, auf Aeligion Rückſicht 
nehmen, ja fie wird es in einem gewiſſen Umfang zu thun für 


1) 8.6.31. 55. 
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nothwendig erkennen. In fatholifchen Provinzen wird fie unter 
Umjtänden Katholiken vorziehen und umgekehrt. 

‚ 4 Vorausjegung ift natürlich, daß der Bewerber bereit fet, 
alle mit dem Amt verbundenen Verpflichtungen zu erfüllen. Is— 
raeliten daher, welche an ihrem Sabbath feine Amtsgejchäfte be- 
jorgen wollen, fönnen auf die meiſten Staatsämter feinen Anſpruch 
machen, da diefe Gejchäfte ihnen zu Liebe nicht zwei Tage der 
Woche ausgejet werden fünnen. 

5. Eine jelbjtverjtändliche Ausnahme von der Kegel machen 
diejenigen Staats- oder Gemeindeämter, welche zugleich die Natur 
von Kirchenämtern haben, wie die Stellen in den evangelifchen 
Dberkirchenräthen oder Konfijtorien, dem katholiſchen Kirchenrathe 
MWürttembergs, den Eonfefjionellen ©emeinde-Vertretungen zur Wahr: 
nehmung firchlicher Intereffen. Auch die Yehrämter an konfeſſio— 
nellen Glementarjchulen gehören hierher, weil diefen Lehrern zu— 
gleich die Ertheilung von NReligionsunterricht aufgetragen ift. Da— 
gegen ijt jeder Deutjche für fähig zu erachten, Lehrämter an allen 
höheren Lehranſtalten zu erlangen und das Amt eines Schulauf- 
jehers über jede Art von Schule zu befleiden. 


8.19. 


2. Bon der Beurkundung des Perſonenſtandes und den Standes- 
regiſtern 9. 


1. Die Beurkundung der Geburten und Sterbefälle, ſowie 
der Eheſchließungen erfolgt ausſchließlich durch die vom Staate 
beſtellten Standesbeamten mittels Eintragung in die dazu be— 
ſtimmten Regiſter (Standesregiſter)). Den ſeither in einem 
Theile Deutſchlands damit beauftragt geweſenen Geiſtlichen der 
verſchiedenen Kirchen ſind dieſelben abgenommen und Beurkun— 
dungen durch dieſelben haben fortan keine Gültigkeit und Beweis— 
kraft mehr. Die bisher geführten ſogenannten Kirchenbücher ſind 
den Kirchen als Eigenthum belaſſen worden. Den Pfarrämtern 
verbleibt aber die Verpflichtung und Berechtigung, über die 


1) Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875, betr. die Beurkundung des Per— 
fonenftandes und die Eheſchließung. (R.-G.-Bl. 23—40). Ausführungs- 
Berordnung des Bundesraths vom 22. Juni 1875. 

2) Keichsgefe vom 6. Februar 1875, 8. 1. 
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bis zum Inkrafttreten diefes Geſetzes eingetragenen Geburten, Hei- 
rathen und Sterbefälle Zeugniſſe zu ertheilen). Geiftlihen und 
andern Neligionsdienern iſt die Einficht der von den Standes- 
beamten geführten Negifter koſtenfrei zu gejtatten?). Für den 
Berluft der bisher bezogenen Gebühren tjt in mehreren Staaten 
den Geiſtlichen aus der Staatsfaffe Entſchädigung bewilligt worden ?). 

2. Es werden drei Standesregijter: geführt: das Geburts- 
regifter, Sterberegijter umd Heirathsregiſter. In die Geburts- 
vegifter werden auch eingetragen: Anerfennung der Baterjchaft 
eines unehelichen Kindes, vichterliche Entjcheidungen über Abſtam— 
mung, Yegitimationen, Annahme an Kindesitatt, und dergleichen 9. 
In die Cheregifter: die Auflöfung, Ungültig= oder Nichtigerklärung 
einer Ehe). 5 

3. Mit der Führung der Negifter ift kraft Gejetes regel- 
mäßig der erjte Ortsoorfteher (Bürgerneifter, Schultheiß u. |. w.) 
beauftragt; jofern nicht durch die höhere Verwaltungsbehörde oder 
mit ihrer Genehmigung ein bejonderer Beamter dafür beſtellt 
iſt 5). Geiftlichen und anderen Neligionsdienern 3. B. Nabbinen, 
darf das Amt eines Standesbeamten oder die Stellvertretung 
eines folchen nicht übertragen werden”). 

Die Aufjicht über die Amtsführung der Standesbeamten wird 
von der unteren Verwaltungsbehörde, in höherer Injtanz von Der 
höheren DVerwaltungsbehörde geübt, injoweit Die Yandesgejete 
nicht andere Aufſichtsbehörden bejtimmen 8). 

4. Innerhalb des Gebietes des deutſchen Keiches kann eine 
Ehe rvechtsgiltig nur vor dem Standesbeamten gejchlofjen werden ?). 
Ein Geiftlicher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den reli— 
giöfen Feierlichkeiten einer Chejchliegung jchreitet, bevor ihm nach— 

)) 8. 73. Bol. den Kommentar von Völk zu $. 73 und von Hinfchius 
zu 8. 53 des Preuß. Gefetes vom 9. März 1874. 

?) Ausführungsverordnung des Bundesrathes v. 22. Juni 1875, $. 11. 
3) Bgl. unten: Gebühren der Geiftlichen. 
*) 88. 2 26. 
%) 
’) 


S- 
8: 
$. J 

In Preußen iſt ber Kreisausſchuß und in II. Inftanz das 
— Aufſichtsbehörde, in anderen Staaten die Gerichte. 

9 8. 41. 
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gewieſen worden tjt, daß die Che vor dem Standesbeamten ge- 
ichloffen jei, wird mit Geldftrafe bis zu 300 Mark oder mit Ge— 
fängniß bis zu 3 Monaten beitraft '). 

Die Führung der Standesregifter ift ihrer Natur nach eine 
rein ſtaatliche Angelegenheit, und iſt als jolche in Deutfchland 
jtet8 angejehen worden. Wenn auch bis zum 19. Sahrhundert 
und im 19. Jahrhundert die Geiftlichen der anerkannten Kirchen 
dieſe Negijter (Kirhenbücher) geführt haben, jo geſchah dies doch 
überall in Auftrag und unter Ueberwachung des Staats; e8 war 
nicht freier Wille, weder der Kirchen noch der einzelnen Geiſt— 
lichen 2). Dieſes ältere Syſtem ftammte aus einer Zeit, in 
welcher e8 im Staat nur eine Staatsreligion oder zwei Staats. 
religionen gab, und war nur ausführbar, folange Die Kirchen 
unter der Yeitung des Staates ftanden, die Anordnungen der 
Staatsgewalt durch fie willigen Gehorſam fanden. Es blieb 
immer unvollfommen, weil gar manchen Geijtlichen die nöthige 
Geſchäftsgenauigkeit abging, die fich auch ſchwer erzwingen ließ. 
Seitdem die Einheit der Religion nicht blos in den Städten, 
jondern auch in den Yandgemeinden ſchwand, feitvem der Grund— 
ja der Neligionsfreiheit zur Anerkennung fam und neue Reli: 
gionsvereine entitanden, wurde das Syſtem in jteigender Weiſe 
unzweckmäßig und ungerecht. In einer und derjelben Gemeinde 
mußten num zwei, drei umd mehr Regiſter geführt werden: für 
Protejtanten, Katholiken, und durch die Gerichte für Diffiventen, 
Suden u. f. w. Es fehlte den Gemeindebehörden die einheitliche 
und zugängliche Grundlage für die jonftigen von ihnen zu führen- 
den Regiſter oder Liſten, wie der Bürgerliften, Wählerliften, der 
Stammrollen über die Militärpflichtigen; und noch empfindlicher 
wurde dieſer Mangel ſeit Einführung der Freizügigkeit und der 
Veränderung der Geſetze über die Armenpflege (durch das Reichs— 
gejeß über den Unterjtügungswohnfiß). 

ı) 8. 67. Der $. 337 des Strafgefetsbuches ift hierdurch erſetzt. 

2) Nahmeifung der in dem einzelnen Bundesftaaten über die Feſt— 
ftellung des Perfonenftandes geltenden Vorſchriften, nebft Nachtrag über 
Württemberg (vom NeichSfanzler dem Neihstag mitgetheilt. Berhandlungen 
des Reichstag 1872, Aktenftüde Nr. 103 und 148, Seite 469—481 und 
622—625. Auch in Dove's Zeitfhrift für Kirchenreht 11, 311—333). 
Meiten in von Holtendorff’8 Jahrbuch des deutfchen Reichs 1, 550—552. 
1871. — 
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Nach dem Grundſatz der Neligionsfreiheit kann der Staat 
aber auch feinen Bürger nöthigen, fich in jo vein bürgerlichen 
Dingen an die Geijtlichen der verjchievenen Konfefjionen zu 
wenden, vor ihnen zu erjcheinen, und zwar jogar in ihrer Privat- 
wohnung, nicht in einem amtlichen Yofal; von ihnen Auszüge zu 
fordern u. ſ. w. 

Am früheften wurde in Frankreich‘ die Führung der Perjonen- 
jtandsregifter allgemein an bürgerliche Beamte übertragen, nämlich 
durch das Geje vom 20, September 1792, deſſen Grundjäge 
dann im Oode civil Art. 34—101 eine genauere Beltimmung 
erfuhren ). Auf dem ganzen linken Nheinufer blieben dieſe Vor- 
ihriften auch nach Befeitigung der Tranzöfiihen Herrſchaft in 
Kraft, wurden auf dem rechten Nheinufer im Jahr 1869 im 
Großherzogthum Baden ?), im Jahr 1874 in ganz Preußen, end» 
ih 1875 fürs ganze Reich adoptirt 3). 


$. 20. 


3. Negelung des ganzen Eherechts durch Staatsgejege und Hand- 
habung Diefer Staatsgeſetze durch Stants= und Gemeinde-Behörden‘). 


Durch das Neichsgefeß vom 6. Februar 1875 über die Be— 
urfundung des Perjonenftandes und die Eheſchließung hat vie 
Keichsgewalt das Necht der Geſetzgebung und Gerichtsbarfeit über 
die Ehe im ganzen Reichsgebiet an fich genommen, und allen Re— 
ligtonsvereinen ihre VBerfügungsrechte darüber entzogen. 

1. Erjchöpfende Beitimmungen gibt das Neichsgejeg über Die 
Form und Beurkundung der Ehejchliefung, indem es vorjchreibt, 
daß innerhalb des Gebietes des deutjchen Reiches eine Ehe rechts— 


K. ©. Zachariä, Handbuch des Franzöfifhen Civilrechts (herausg. 
von Puchelt) 1, 173 (1875). Dieſer Theil des Code civil wurde am 11. 
bis 21. März 1803 publieirt. 

2) Geſetz v. 21. Dez. 1869 (G.- und B.-Dl. 587 und bei Dove, Zeit- 
ſchrift 10, 113—128). 

8) Geſetz v. 9. März 1874 (G.⸗“S. 95—110). Hier nöthigte die Auf— 
lehnung der Biſchöfe gegen die Staatsgeſetze zum ungeſäumten Verlaſſen des 
alten Syſtems. 

NR. v. Mohl, Politik 1, 246—254. 1862. Ed. Zeller, Staat und 
Kirche 202—226. 1873. | 
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giltig nur vor dem Standesbeamten gejchloffen werden kann Y, 
der Eheſchließung ein Aufgebot durch die Standesbeamten voraus— 
gehen muß, und die Dispenjation von dem Aufgebot nur dem 
Staate zufteht 2). 

2. Das Neichsgefet ftellt ferner die Erforderniffe der Ehe— 
ſchließung und beziehungsweile die Eheverbote feit?) und hebt alle 
früheren Vorſchriften, welche das Recht zur Eheſchließung weiter 
befehränfen, auf 9, womit zugleich die Einführung neuer Ehebe— 
Ihränfungen durch Landesgejege, Hausgejete, Kirchengejege aus— 
geichloffen wird. 

Die Befugniß, von Ehehinderniffen zu dispenfiren, behält es 
allein dem Staate vor ?). 

Unvollſtändig find feine Beſtimmungen noch hinjichtlich der Zu— 
läffigfeit der Eheſcheidung, indem in diefer Hinficht nur eine vor— 
läufige Verfügung getroffen ift 9). 

3. In ftreitigen Che: und Verlöbnißſachen find die bürger- 
lichen Gerichte ausschließlich zuftändig. Eine geiftliche oder eine 
durch die Zugehörigkeit zu einem Glaubensbefenntniß bedingte Ge— 
richtsbarkeit findet nicht Statt ”). 

4. Der frühere Zwang der Chegatten, vor Anftellung der 
Scheidungsklage fi vor ihrem Seelforger zu geftellen, damit der- 
jelbe eine Wiederverſöhnung verjuchen könne 8), iſt weggefallen ?). 

Durch Die eben gefchilderten Beitimmungen verwirklicht bie 
Neichsgejekgebung auf dem Gebiete des Eherechts den ſchon durch 


6) 8. 77 und 79, 

DES. u76, 

8) In Preußen war er erft durch die Verordnung vom 28. Juni 1844, 
8. 10—15 (6. ©. 185— 189) wieder eingeführt und im Geſetz vom 1. März 
1869, 8. 10—13 beibehalten worden. 

9) Reichscivilprozeßordn. Der 8.549 d. Vorl. v. Reichstag abgel. Vgl. Ent- 
wurf v. 29. Oct. 1874, $. 546—550. Motive ©. 541—542. Bol. auch fhon 
Code eivil v. 1803, art. 238. 239. Badiſches Landrecht v. 1809, $. 1034, 
1036. Württemb. Geſetz vom 8. Auguft 1875, Art. 15—18. Reg.“Bl. 466. 
Defterreih. Gefe v. 31. Dez. 1868. R.-G.-Bl. v. 1869, Stüd 3, auch in 
Dove's Zeitfehr. 8, 342. 
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das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 verkündeten Grundſatz, daß 
der Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte unab— 
hängig vom Religionsbekenntniß ſein ſolle; ſie ſchafft für alle 
Staatsangehörigen ein gleiches Recht und gleichen Schuß. Die 
Gründe dieſes Verfahrens find in Kürze hauptjächlich folgende: 
Der Staat fann nicht jedem Neligionsverein das Necht zugeftehen, 
für feine Mitglieder ein eignes Eherecht feitzuftellen und zu hand» 
haben; denn die Ehe ift das wichtigite Nechtsverhältnig des Men- 
Ichen, deſſen Regelung und Schuß nothwendig der Staat fich vor- 
behalten muß, weil feine Wohlfahrt hierbei wejentlich mitbetheiligt 
erſcheint. Die Ehe tft die Grundlage der Familie, alfo der ganzen 
gejellichaftlichen und ftaatlihen Ordnung. Sobald man einem 
Neligionsverein Gejetgebung und Gerichtsbarkeit über die Che 
einräumt, gibt man ihm auch die Entjcheidung über die Rechte 
und Pflichten der Ehegatten unter einander, das eheliche Güter- 
vet, die Blutsverwandichaft und Schwägerichaft, das Erbrecht, 
und man macht auch die Strafen für Bigamie, Blutſchande und 
Ehebruch abhängig von dem Befinden des Neligionsvereind. Re— 
ligionsvereine find ihrer Beſchaffenheit und Drganifation nach 
gar nicht geeignet, jo wichtige Bunftionen der Staatsgewalt aus- 
zuüben und jodann führt e8 zu Verwirrung und Nechtsunficher- 
‚heit, wenn zahlloſe verjchtedene, und natürlich mangelhafte, dem 
Bolf unbekannte Sabungen darüber gelten, und unlösbar bleibt 
die Frage, welches Recht entſcheiden fol, und welches Gericht ur- 
theilen joll, wenn Mitglieder verſchiedener Neligionsvereine eine 
Ehe mit einander eingehn. Kirchliche Ehegejeßgebung und Ehe— 
gerichtSbarkeit ift in einem Staat, wo auch nur zwei Religionen 
eingeführt find, nicht ausreichend, in jedem Staat, wo es viele 
Neligionsvereine gibt und Gewiſſensfreiheit anerkannt iſt, unzu— 
läſſig und unmöglich. 


——— 
4, Das Begräübnißweſen insbeſondere die Rechtsverhältniſſe der 
Friedhöfe. 


J. In ganz Deutſchland iſt ſeit Anfang dieſes Jahrhunderts 
aus geſundheitspolizeilichen Rückſichten angeordnet worden, daß 
Begräbnißplätze ſich nicht innerhalb bevölkerter Orte (Städte und 
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Flecken) oder in zu großer Nähe derſelben befinden dürfen; daß 
dieſelben daher wo möglich an andere entfernte Orte zu verlegen 
ſeien, jedenfalls jede Erweiterung zu unterbleiben habe. Dieſe 
Verlegung iſt auch ziemlich überall erfolgt). 

Die Vorſchrift des päpſtlichen Rechts, daß die Begräbniß— 
plätze um die Kirche liegen, „Kirchhöfe“ ſein ſollen, iſt damit für 
unanwendbar erklärt. 

In den Dörfern iſt es vielfach bei den alten Zuſtänden ge— 
blieben. 

II. Die Beerdigung in Kirchen oder anderen zu Verſamm— 
lungen beſtimmten Gebäuden iſt in den meiſten Ländern verboten 
und daher auch ehemals etwa eingerichtete Familiengrüfte außer 
Gebrauch geſetzt. Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 184: 
„In den Kirchen ſollen keine Leichen beerdigt werden.“ Die Vor— 
ſchrift iſt vieler Orten jedoch nicht befolgt und unterm 22. No— 
vember 1832 vom Kultusminiſterium ſeltſamerweiſe dahin ausge— 
legt worden, daß das Beiſetzen von Leichen in Gewölben der 
Kirchen, die mit dem Kirchenraum in keiner Verbindung ſtehen, 
nicht als verboten zu betrachten ſei?). Kaiſerl. Franzöſiſches De— 
fret vom 12. Januar 1804 (23 Prairial an XII) über die Be— 
gräbniffe, Art. 1: „In den Kirchen, Tempeln, Synagogen, Spi- 
tälern, öffentlichen Kapellen und überhaupt in geichloffenen Ge— 
bäuden, wo ſich die Bürger zur Abhaltung ihres Gottesdienjtes 
verfammeln, ſowie innerhalb des Umfreifes der Städte und Flecken 
jollen Beerdigungen nicht Statt finden.” Für die Aheinprovinz 
änderte die8 eine Königl. Preuß. Kabinetsordre vom 3. April 
1834 dahin ab, daß der jevesmalige Erzbiichof von Köln entweder 


1) Hofdekret Kaifer” Joſephs II. vom 23. Auguft 1784. Preuß. Lands 
recht von 1794, 2, 11, $. 184: „In bewohnten Gegenden der Städte follen 
feine Leichen beerdigt werden.” Eine Verlegung der Begräbnißpläte in Dör— 
fern läßt fih auf Grund?des $. 184 nicht erzwingen (R. d. Minift. d. J. 
vom 18. Juni 1819. v. Kamps, Ann. 3, 415. Vogt, 1, 226). Kaiferlich 
Franzöſ. Dekret vom 12. Junt 1804 (23 Prairial XII) Art. 1: „Aucune 
inhumation n’aura lieu — — dans lenceinte des villes et bourges.“ 
Erft das franzöfiiche Gefes vom 6. Dezember 1843, Art. 1 hat das Verbot 
aud auf die Dörfer ausgedehnt (Durſy, Staatskirchenrecht in E.-L. 1, 366). 
Hefjen-Darmft. V. v. 20. April 1786 und 16. September 1804 {bei Köhler 
2, 758). 

2) v. Kamptz, Ann. 16, 927. Vogt, 1, 226. 1857. 
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in der Domkirche daſelbſt, oder in einer andern von ihm gewählten 
Kirche feiner Didces beigefegt werden dürfe). Die Franzöfiiche 
Regierung hat fich vor 1830 für ermächtigt gehalten, die Beitat- 
tung von Bifchöfen in den Kirchen im Wege der Dispenfation 
zu geftatten; ein Circular vom 14. Dezember 1831 ſprach aber 
aus, daß die Beerdigung in Familiengrüften der Kirchen und im 
Kirchen oder Kapellen von Kongregationen nicht geduldet werben 
fönnte2). In Baiern wurde 1803 die Beerdigung von Leichen 
in Kirchen oder deren Grüften, ſowie in Ordenskapellen, Schloß- 
fapellen, Klöſtern verboten und Die Beerdigung von Jedermann 
ohne Anfehen von Rang und Stand auf den allgemeinen Fried- 
höfen angeoronet ?). 

Eine Verordnung König Ludwigs I. vom’ 3. Dftober 1826 
gejtattete aber wieder, die Erzbifchöfe und Suffragan-Bifchöfe in 
ihren Kathedralen zu beerdigen*, und eine Verordnung vom 
14. Dftober 1862 jchwächt das Berbot noch weiter ab’). Das 
Königl. Sächſiſche Geſetz vom 20. Juli 1850, $. 6 verfügt in 
einer Beftimmtheit, welche jede abſchwächende Deutung ausſchließt: 
„Die Leichenbejtattung in ‘den Kirchen ift unterfagt 9." In Würt- 
temberg fteht das Verbot bereits feit dem Jahre 1700 in Geltung ), 


1) Hermens 3, 226. Hinfichtlich proteftantifcher Generalfuperintendenten 
oder Oberfirchenräthe ift eine folhe Ausnahme nicht bewilligt. In manchen 
Gegenden Deutichlands, z. B. im Kurfürſtenthum Hannover, genofjen ehe— 
mals außer dem Kirchenpatron auch der Superintendent, zumeilen der Orts— 
pfarrer das Vorrecht auf Begräbniß in der Kirche (Schlegel, Churhannöver— 
sches Kirchenreht 4, 147. 1804). 

2) Durſy, Staatskirchenrecht in Elſaß-Lothringen 1, 374. 1876. 

3) Verordnungen vom 28. Januar, 8. und 10. Februar, 30. April 1803. 
Vgl. auch Kurfürftl. Würzburgiſche Verordn. v. 17. Sunt 1805 (bei Döllinger 
8, 11665 1172—1175). Ausdrücklich Heißt e8 hier: . „Alle Leihen, ohne Aus— 
nahme, die Verftorbenen mögen won Adel, geiftlihen Standes, aus Klöftern 
oder ehemaligen Stiften fein, ohne Unterfhieb des Ranges und Anfehens 
find auf die allgemeinen Kirchhöfe unter freiem Himmel zu begraben.“ 

*) Auf bloße Weihbifhöfe oder Bifchöfe in partibus infidelium ift dieſes 
nicht auszubehnen. Minift.-Exrlaß vom 23. Novbr. 1826 (Silbernagel 39 
und 234). 

5) Silbernagel 234. Allgemeines Kirchenblatt 21, 202. 

°) Koder 711. Bol. Schon Mandat vom 11. Februar 1792. 

?) Spezial-Xeffript vom 5. Februar 1700 bei Reyiher, Sammlung 13, 
719; 8, 513; Hartmann, Kirchen-Gef. 1, 418. 
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in Baden laut Verordnung vom 13. Januar 1811; im Groß— 
herzogthum Hefjen jeit 20. April 1785, und zwar ohne jeve Aus— 
nahme). Auch die Austellung von Leihen in der Kirche ift fait 
überall verboten 2). 

Ill. In einem Theile von Deutjchland hat Jedermann ein 
gejetliches Necht, fich auf feinem Grundeigenthum außerhalb be- 
wohnter Drte beerdigen zu laffen?). Im andern Ländern ift dazu 
obrigfeitliche Genehmigung erforderlich %), in wieder anderen kann 
eine jolche Genehmigung gar nicht ertheilt werben. 

IV. Die Einräumung von Theilen des Friedhofs an Privat- 
perjonen zum Zweck von Familien-Begräbniſſen oder Erb-Begräb- 
nijjen iſt faſt allerwärts zuläffig ?). 

1. Die Bewilligung folcher hängt meiftens von den welt- 
lichen over firchlichen Behörden ab, welchen das Hecht der Ver— 


De stuhler 2, 1514 

2) 3. B. Baierifhe Verordnungen vom 8. Febr. und 30. April 1803 
(Dillinger 8, 1173, 1175). 

3) Kaiſerlich Franzöfiihes Dekret vom 12. Juni 1804, Art. 14: „Jeder— 
manı kann auf feinem Eigenthum begraben werden, wenn dieſes Eigenthum 
außerhalb des Umfangs der Städie und Fleden und in der vorgefchriebenen 
Entfernung davon gelegen ift.” — Damit ift aber die Anlage von Privat- 
firhhöfen von Kongregationen nicht geftattet worden. (Cirfularverfügungen 
des Franzi. Minift. von 1859 und 1864. Durfy, 1, 371). 

+) Preuß. Landrecht v. 1794, 2, 11, 8. 186: „Ohne Anzeige bei bei 
geiftlihen Oberen follen Leihen anderswo, als auf einem öffentlichen Kirch— 
hofe nicht begraben werden.” Nach den fpäteren Beränderungen in der Or— 
ganifation und Zuftändigfeit der Behörden ift die Erlaubniß bei den Bezirks— 
regierungen, und zwar deren Abtheilungen für Kirchen- und Schulweſen, 
einzuholen. (Th. Meier, Preuß. Kirchenrecht S. 141. 1868). Hinfichtlic) 
todtgeborener oder vor der Taufe geftorbener Kinder beſtimmt 2, 11, $. 472, 
daß folhe „ohne Vorwiſſen des Pfarrers nicht außerhalb des öffentlichen 
Kirchhofes begraben werben dürfen.” Ueber die Privatbegräbniffe in Pom— 
mern, Preußen u. |. w. |. Sacobfon 2, 510. 

5) Sranzdf. Dekret v. 12. Juni 1804, Art. 10 und 11, gültig auf dem 
ganzen linken Aheinufer. Franzöſiſche Ordonnanz vom 6. Dezember 1843. 
gültig für Elfaß-Lothringen (Durfy 1, 366). Oldenburgiſches Kirchengeſetz 
v. 16. Dezbr. 1864 (in Dove's Zeitfhrift 5, 361). Ueber Sachſen vgl. v. 
Weber 2, 2, 680 und Koder 82 und 715. Aeltere Literatur citirt Nichter- 
Dove 1874, ©. 1148, Anm. 3. Heffen-Darmftädt. DB. v. 16. Septbr. 1804, 
8. 5: „Eigenthümlihe Begräbniſſe auf Kirhhöfen können nur durch Dispen- 
fation ftattfinden.” (Köhler 2, 758). 


96 Begräbnißweſen. 


waltung des Friedhofes gebührt (vgl. unten). Ein geſetzliches Recht 
auf Ueberlaſſung von Familien- oder Erbbegräbniſſen beſteht mei— 
ſtens nicht; nur muß jede Willkür im einzelnen Fall ausgeſchloſſen 
bleiben und nicht etwa dem Einen ein Familienbegräbniß ge— 
währt und einem andern verweigert werden wollen. Auch die da— 
für zu erhebenden Gebühren müſſen für Jedermann die gleichen ſein. 

2. Die Einräumung kann auf beſtimmte Zeit oder für ewige 
Zeiten erfolgen!). Im Zweifel gilt die Einräumung als für jo 
lange Zeit extheilt, als erbberechtigte Familienglieder am Leben 
find 2). In manchen Gegenden wird ein vechtlicher Unterjchied 
dahin gemacht, daß Erbbegräbnifje nicht blos auf Blutsverwandte, 
fondern auch auf andere Erben, alſo Zejtaments- und Vertrags- 
Erben übergehen. Die Erbbegräbnijje bleiben Theil des Friedhofs 
und theilen deſſen Natur, gehen alſo, ähnlich wie Kirchenſtühle, 
nicht in Privateigenthum der Einzelnen über’). Das Ddingliche 
Recht auf Benützung des Plates zu Beerdigungen fann aber, ſo— 
fern nicht gejchriebene oder herfömmliche Verbote eriftiren, an An— 
dere umentgeltlih oder auch gegen Bezahlung überlaffen, ‘Dritten 
auch die Mitbenützung gejtattet werben *). 

3. Bei einer Verlegung des Kirchhofs müſſen fich im Zweifel 
auch die Befizer von Erbbegräbniffen die Schliegung derſelben 
und Anweiſung eines neuen Erbbegräbnijfes auf dem neuen Fried— 
hofe gefallen lajjen. Sp ift es in Eljaß-Lothringen?) und Olden— 
burg 6) Nechtens. In Preußen dagegen bleibt bei Schliefung 


) In Elfaß-Lothringen entweder auf 15 oder auf 30 Jahre oder auf 
ewige Zeiten. Die auf 30 Jahre erfolgte Vergebung kann nad) jedesmaligem 
Ablauf einer 30jährigen Periode erneuert werden. (Franzöfifhe Ordonnanz 
vom 6. Dezbr. 1843. Durſy 1, 366). . 

2) Derf. des Preuß. Yuftizminift. v. 7. Dezbr. 1841 (Min.=Bl. f. d. i. 
DB. 1842, ©. 13. Vogt 1, 224—226). 

Es?) Verf. des Preuß. Suftizminift. v. 7. Dezbr. 1841. 

4) 3. 9. Böhmer, jus paroch. Suppl. 540. Schlegel, Churhannöver- 
ſches Kirchenr. 4, 149. 155—159 (1804). Eichhorn, K.-R. 2, 553, Anm. 1. 
Oldenburgiſches Kirchengefeg vom 16. Dezbr. 1864, Art. 1 und 5 (Dove's 
Zeitſchr. 5, 361). D 

9) Drd. v. 6. Dez. 1843, Art. 5 (Durfy 1, 367). 

6) Old. Kirchengeſetz v. 16. Dez. 1854, Art. 8 (Dove's Zeitſchr. 5, 304). 
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eines Kirchhofs die Benützung von Erbbegräbniffen nach wie vor 
zuläffig!). . 

4. In Oldenburg werden über verliehene Grabftellen bejondere 
„Graberegiſter“ und über den ganzen Kirchhof „Beerdigungs- 
regiſter“ geführt 2), 

V. In vielen Provinzen und Städten Deutjchlands find die, 
Kichhöfe Anjtalten der politifhen Gemeinden, und 
nicht der Neligionsvereine. Allgemein it Dies der Fall auf 
dem ganzen Tinfen Aheinufer ?), im ehemaligen Großherzogthum 


1) Kefkript des Kultusminifter8 v. 28. April 1845 (Min.“Bl. d. i. Verw. 
1845, ©. 160. Vogt 1, 228). 

2) Kirhengefeß ©. 16. Dez. 1864, Art. 9—13. Belanntmahung des 
Oberfirchenrathes vom 18. San. 1865 (bei Dove, Zeitichr. 5, 365). 

3) Schon ein Geſetz vom 12 Frimaire des Jahres II fette feſt: „Kein 
Geſetz erlaubt, verftorbenen Bürgern, welches auch ihre religidfen Meinungen 
und die Uebung ihres Kultus feien, das Begräbniß auf den öffentlichen 
Kirchhöfen zu verweigern.” — Die weiteren Gefete, welche das Kirchenver- 
mögen zur Dispofition der Nation und zwar vorzugsweife unter Die Ver— 
waltung der Gemeindebehörden ftellten, nahmen den Kichhöfen die Eigen- 
ſchaft von Eigenthum der Neligionsvereine, und das Dekret vom 12. Juni 
1804 (23 Prairial XII), jowie verfchiedene fpätere Geſetze erfannten fie be— 
ſtimmt als öffentliches Eigenthum und zwar der politifchen Gemeinden (nicht 
des Fisfus) an. Das genannte Dekret, Art. 16, fennt gar feine anderen 
Begräbnigpläße, als. folhe der Gemeinden oder von Privatperfonen (auf 
ihren Grundſtücken); im feinem einzigen Franzöſiſchen Geſetz ift davon bie 
Kede, daß die Fabrikräthe oder Die proteftantifchen Konfiftorien Eigenthümer 
von Kirchhöfen ſeien. So allein erflärt fih auch, warım das Defket, 
Art. 11, die Gebühren für Erbbegräbniſſe allgemein den politiſchen Gemein- 
den zufpricht. Die Praxis der Franzöfiihen Verwaltungsbehörden und der 
Franzöſiſchen Gerichte hat denn auch allezeit daran feftgehalten, daß den po— 
litiſchen Gemeinden das Eigenthum der Frievhöfe zuftehe. Freilich wurde 
diefe Praxis von manchen Seiten beftritten, aber ohne Erfolg. Für das 
deutſche linke Rheinufer ift im dem lebten Jahrzehnden ebenfalls verfucht 
worden das Gemeindeeigenthum für alle Fälle zu beftreiten, wo Friedhöfe 
vor der Berfündigung der franzöfifchen Gefege im Eigenthum der Kirche ge= 
ftanden haben. Die dafür angeführten Gründe find theils diefelben wie bie 
in Frankreich anfgeftellten, theil8 ferner die Behauptung, daß in ben einver— 
Yeibten Provinzen Pfarrfirhen und Kirchhöfe niemals zur Dispofition ber 
Nation geftellt worden feien, wie im eigentlichen Frankreich. Dieje Verſuche 
müfjen als mißglüdt erſcheinen. Alles fpricht dafür, daß auch auf dem 
deutſchen linken Aheinufer die Eivilgemeinden Eigenthümer der Kirchhöfe find. 

Thudichum, Kirchenrecht. 7 
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Berg !), im Herzogthum Naſſau?), in den meiſten Gemeinden der 
Sroßherzogthümer Helfen und Baden, ſowie Württembergs ?). Schon 
der Wejtfälifche Friede von 1648 betätigte die Gemeinſam— 
feit der Frieohöfe für Proteftanten und Katholiken an allen den 
Drten und in vem Umfang, in welchem fie im Normaljahr 1624 
beftanden hatte. Diejer Zeitpunkt war auch maßgebend für die 
Entſcheidung der Frage, ob die Geiftlichen jeder Konfeſſion berech- 
tigt ſeien, geiftliche Verrichtungen bei Begräbniſſen auszuüben. 

Sm Gebiete des Allgemeinen Preuß. Yandrechts, im König: 
reich Sachſen und verjchtedenen anderen Staaten find die Be— 
gräbnippläge im Zweifel Eigenthum der Stirchengemeinden oder 
der Kirchen, und gibt e8 daher an Drten, wo verfchiedene Kon— 
feffionen ihren eigenen Kultus haben, verjchtevene konfeſſionelle 
Friedhöfe *). 

Im ganzen Franzöfiihen Reich gab e8 nur ein einheitliches Recht, und wurde 
alles provinzielle und lokale Recht grundſätzlich verneint. 

Uebereinftimmend hiermit haben erfannt: Der Kafjationshof zu Darm— 
ftadt unterm 5. April 1853 und 28. Juni 1859 (Emmerling, Samml. 1853, 

©. 47 und 1859, ©. 81-169. Das fehr gründliche Referat im zweiten Fall 
iſt won Merkel erftattet); der Kafjationshof zu Berlin am 23. Januar 1855 
(bei Striethorft, Archiv f. Nechtsfälle 15, 210—230. 1855); das Baier. 
Appellationsgeriht zu Zweibrüden am 5. Febr. 1845 und 30. April 1872 
(vgl. Zeitſchrift f. Reichs- und Landesrecht von Haufer, 1, 83—90. 1873), 
während der oberfte Gerichtshof zu Münden unterm 18. März 1874 ent- 
gegengefetst entſchied. (Unvollftändig in Verings Archiv f. K. R. 33, 426 bis 
431). Bol. noh ein Erfenntniß des Belgifhen Kafjationshofs in Dove's 
Zeitſchrift 4, 456. Vgl. aud noch die Materialien:bei Hermens, Handb. 3, 
217—229 und 4, 1—23 und 602—611, ©. 606 Literaturangaben. 

1) Verordnung v. 13. Dftober 1807, Art. 47: „Die Kirchhöfe find ein 
Eigenthum der Gemeinden und der Auffiht der Munizipalpolizei unter- 
worfen.” 

2) Dtto, Handbuch des Kirchenrechts in Naſſau 1828, ©. 292—294. 

) Wächter, 8. G., Handbuch d. i. 8. Württemberg gelt. Privatrechts 
2, 284 (1842). Gaupp, Recht der ev. 8. 2, 2, 323—337. 

) Preußiſches Landrecht von 1794. 2, 11, 8. 183: „Kirchhöfe oder 
Gottesäcker und Begräbnißplätze, welche zu den einzelnen Kirchen gehören, 
find der Regel nad das Eigenthum der Kirchengeſellſchaften.“ In 8. 190 
wird die Präfumtion allgemeiner und beftimmter vorausgeſetzt. — (Vgl. 
Melchior in Bering’8 Archiv f. kath. K.-R. 29. 423—431. 1873). — Im 
Königreih Sachſen fpricht zwar fein Geſetz diefen Grundſatz aus, es haben 
ihn aber das Kultusminifterium und die in Evangelicis beauftragten Staats- 
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1. Die meiſten konfeſſionellen Kirchhöfe haben übrigens in 
vielen Beziehungen ebenfalls die Natur öffentlicher Kirchhöfe, und 
zwar iſt dies von jeher der Fall geweſen. 

a) Angehörige einer anderen Konfeſſion, welche an einem 
Drte verjterben, wo e8 feinen Kirchhof ihrer Konfefjion gibt, find 
auf dem vorhandenen Kirchhof zu beerdigen ?). 

Dieje Negel gilt überhaupt allgemein auf dem ganzen rechten 
Kheinufer vermöge des Weſtfäliſchen Friedens von 1648, Art. 5, 
8. 34 und 35, deſſen Beftimmungen einen Bejtandtheil des Landes— 
rechts ausmachen, joweit fie nicht jeit 1806 geändert fein jollten. 
Derielbe verfügte nämlich für diejenigen Länder und Orte, wo 
nach dem Normaljahr zur öffentlichen oder privaten (nur halb 
öffentlichen) Neligionsübung nur Cine Konfeſſion ausjchlieglich 
berechtigt blieb: es jollten die der andern Konfeſſion Zugehörigen 
— 9 lange die Yandes-Obrigfeit fie nicht zur Auswanderung 
nöthigte — ihrer Neligion wegen nirgends verachtet, oder von 
der Gemeinjchaft der Krämer, Handwerker und Zünfte, von Erb- 
ihaften, Vermächtniſſen, Hojfpitälern, Krankenhäuſern, Almojen 
und anderen Nechten oder jonftigem Verkehr, wielweniger von 
den öffentliben Kirhhöfen oder dem ehrlichen Be— 


minifter bei ihren Entſcheidungen ftetS zur Anwendung gebracht. Koder des 
im 8. Sachſen g. Kirchen- und Schulrehts 1864, ©. 715, Anm. 17. ©. 
Weber 2, 2, 678 (1845). 

Nah Kanoniſchem Recht ift der Kirchhof im Zweifel Pertinenz der 
Kirche (c. un. de consecr. ecclesiae vel altaris in VIto, 3, 21) und alfo 
Eigenthum des Kirchenfaftens, nicht der Kirchengemeinde. (Vgl. Nichter- 
Dove, 1874, S. 1164, Anm.). 

1) Preuß. Landrecht 2, 11, 8.189: „Auch die im Staat aufgenommenen 
Kirchengeſellſchaften der verfchiedenen Religionsparteien dürfen einander wech- 
jelsweife, in Ermangelung eigner Kirchhöfe, das Begräbniß nicht verſagen.“ — 
Baieriſches Religions-Edikt v. 26. Mai 1818 (II. Beilage zur Berfaffungs- 
urfunde) $. 100: „Wenn ein Neligionstheil feinen eigenen Kirchhof befitt, 
oder nicht bey der Theilung des gemeinihaftlihen Kirchen-Vermögens einen 
für fih anlegt, fo ift der im Orte befindliche al8 ein gemeinfchaftlicher Be— 
gräbnißplat für fammtlihe Einwohner des Orts zu betrachten, zu deſſen An— 
lage und Unterhaltung aber auch ſämmtliche Religions-Verwandte verhältniß- 
mäßig beytragen müfjen.” — Württemberg. V. v. 12. Septbr. 1818, Reg.- 
DI. 497. Reyſcher, Sammlung 9, 432. Defterreihifhes Gefet v. 25. Mai 
1868, Art. 12. 

7# 
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gräbniß ausgeſchloſſen werden 9, ſondern hierin und in ähnlichen 
Dingen mit ihren Mitbürgern gleichgehalten werden und des gleichen 
Rechtes und Schutzes ſicher fein. Unter den „öffentlichen Kirch— 
höfen find natürlich die Kirchhöfe der anderen allein berechtigten 
Konfeifion verjtanden, ſoweit biejelben für alle Gemeindeglieder 
dienen und nicht bloſe Tamiliengrüfte find. Seitdem die Landes— 
gejeßgebung des achtzehnten und neunzehnten Jahrhunderts dazu 
überging, Die volle Gleichſtellung der drei alten Hauptkonfeſſionen 
und fpäter auch anderer chriftlichen Konfeffionen, zulett der Juden 
auszusprechen, mußten auch jene Beitimmungen eine immer all- 
gemeinere Bedeutung erhalten, und ſeit dem Reichsgeſetz vom 
3. Sult 1869 ift alle Rückſichtnahme auf das Neligionsbefenntnig 
bierbet unzuläffig geworden. 

b) In Preußen find den Altkatholifen ihre bisherigen Nechte 
an den Begräbnißpläßen ausdrüclic vorbehalten worden ?). Ebenſo 
beftimmt das Preußiiche Gejeß vom 28. Juli 1876, 8 6, hin- 
ſichtlich ſolcher Juden, welche aus Gewiſſensbedenken aus ihrer 
Shragogengemeinde (nicht aus dem Judenthum) austreten ?): „Das 
Recht der Mitbenugung des Begräbnigplates der Shnagogen- 
gemeinde und die Pflicht der Theilnahme an den Yaften, welche 
der Shnagogengemeinde aus dem Begräbnißplatze erwachjen, ver- 
bleiben dem Ausgetretenen jo lange, als ihm nicht die Berechtigung 
zufteht, einen anderen Begräbnißplag zu benußen. Grworbene 
Privatrechte an Begräbnißitellen werden durch den Austritt nicht 
berührt.” 

Im Königreih Sachſen verfuhr man im Jahr 1848 Hinfichtlich 
der Deutjchfatholifen anders, indem das Staatsgejek vom 2. Nov. 
1848, 8. 12, ihnen den Mitgebrauch der evangelifchen Kirchhöfe 
einräumte 9). 

2. Die Lage der Geſetzgebung in Hinſicht der Frage, ob 
diejenigen politiſchen Gemeinden, in welchen ſich mehrere Religions— 

1) — — multo minus publicis coemiteriis, honoreve sepulturae 
arceantur, aut quicequam pro exhibitione funeris a superstitibus exi- 
gatur, praeter cujusque parochialis eccelesiae jura, pro demortuis pendi 
solita. 

2) Geſetz v. 4. Juli 1875, 8. 2 (6.-©, 333). 

2) ©.-©, 854. 

% ©. und D.-Bl. 200. Kodex 683. 
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vereine vorfinden, befugt ſeien, jedem Religionsverein eine be— 
ſondere Abtheilung des Gemeindefriedhofs zur alleinigen Benützung 
zu überweiſen, war bisher nicht überall klar. Im Zweifel muß 
man dieſe Befugniß beſtreiten, weil die Staatsgeſetze, welche all— 
gemeine Friedhöfe vorſchreiben, dies wegen wichtiger ſtaatlicher 
Intereſſen thun, und jedem Gemeindeeinwohner ein Recht auf dieſe 
Gemeinſamkeit geben, woran Gemeindebeſchlüſſe nichts ändern 
können !). Im Königreich Sachſen ergibt ſich das Verbot aus 8. 6 
des Geſetzes vom 20, Sult 1850, wonac „die Gräber auf den Be- 
gräbnißplätzen in der gehörigen Neihenfolge anzulegen find‘ 2). Die 
Ausführungs-Berordnung vom 20. Juli 1850, $. 9, verfügt daher 
regelmäßige Anweiſung der Gräber „nach der Folge der Todes— 
fälle’, geftattet aber, daß Ehegatien, Eltern und Kinder im Voraus 
Plätze neben den Gräbern ihrer verjtorbenen Ehegatten, Kinder 
und Eltern beftellen ?). Weber Baiern val. v. Dobened, 149. In 
Preußen gehört dazu jedenfalls Genehmigung der Bezirks - Negie- 
rungent). Eine ſtaatsgeſetzliche Pflicht der politifchen Gemein- 
den, eine ſolche Abtheilung vorzunehmen, oder fie doch eintreten 
zu laſſen, jofern die Neligionsvereine fie verlangen, bejteht, wie 
es jcheint, nur in Rheinheſſen und Elſaß-Lothringen, vermöge der 
Fortdauer der Franzöfiichen Gefetgebung. In dem Dekret vom 
12. Juni 1804 (23 Prairial XII) traf nämlich Napoleon IL, 
den religiöfen Vorurtheilen des katholiſchen Klerus fowie anderer 
Parteien zu Liebe, die Beitimmung: „In Gemeinden, wo man fich 
zu mehreren Kulten befennt, joll jever Kultus einen bejonderen 
Begräbnißplat haben; und in den Fällen, wo es nur Einen Fried» 
hof gibt, ift er durch Mauern, Zäune oder Gräben im eben fo 
viele Theile zu theilen, als e8 verſchiedene Kulte gibt, mit einem 
bejonderen Eingang für jeden Theil, und fo daß diefer Raum mit 
der Zahl der Einwohner von jedem Kultus im Verhältniß ſteht.“ 
Ob hiemit eine unbedingte Pflicht der Gemeinden oder nur ein 
Necht der Neligionsvereine, die Abtheilung zu verlangen, bat aus- 


1) Diefen Standpunkt nahın bereit8 das Hofdefret Kaifer Joſeph's II. 
vom 12. Aug. 1788 ein. 

2) &. und B.-Bl. 183. Kodex 711. 

8) Stoder 714. 

4) Bol. Vogt 1, 223, Arm. d. 
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geſprochen werden wollen, erſcheint nicht ganz ſicher, ebenſowenig 
wer zur Stellung eines ſolchen Verlangens als legitimirt anzu— 
ſehen ſein dürfte. Sodann läßt ſich nicht mit Beſtimmtheit er— 
kennen, ob die Zuweiſung einer Abtheilung das Vorhandenſein 
einer wirklichen Kultusgemeinde in dem betreffenden Orte voraus— 
ſetzt oder nur das Vorhandenſein einer erheblichen Zahl von Be— 
kennern eines Kultus y. Zur Anlegung eines Privatkirchhofs, der 
nicht einen Theil des allgemeinen Gemeindekirchhofs bildete, können 
übrigens, wie ſchon oben erwähnt, Kirchenfabriken und Kongre— 
gationen nicht Erlaubniß erhalten?). Für die Preußiſche Rhein— 
provinz und das Großherzogthum Berg hat eine Königliche Kabinets— 
ordre vom 27. Auguft 1820 „ven Art. 15 des Dekrets vom 
23 Prairial XO, und damit auch die gejetliche Nothwendig- 
feit abgefonderter Begräbnißplätze für jede Konfeſſion“ aufge- 
hoben?) In Rheinheſſen war fie bi8 zum Amtsantritt des 
Biſchofs Ketteler (1850) faft nirgends durchgeführt, weil Volk 
und Klerus der Abjcheivung abhold waren, die man auch vor 
Napoleon faſt nirgends Fannte, da hier die Beitimmungen des 
Wejtfälifchen Friedens in Geltung ftanden. Die großen Unzu— 
träglichfeiten einer jolchen Abtheilung liegen auf der Hand; denn 
wenn auch die den einzelnen Kulten zugewieſenen Kirchhöfe oder 
Kirchhofstheile nach wie vor der VBerfügungsgewalt (autorite) der 
politifchen Gemeinde unterliegen, jo gibt doch die Trennung zu 
Verſuchen der Geiftlichfeit Gelegenheit, fich ungebührliche Ver— 
fügungsrechte anzumaßen, namentlich auch befondere Eden auszu- 
ſcheiden zum Begräbniß folcher Perſonen, welche nach mittelalter- 
lichem Unduldſamkeitseifer ein chrijtliches Begräbniß angeblich nicht 
verdienen. Zu bejonders widerlichen Konfequenzen führt jie bei 
gemijchten Ehen, indem Ehegatten und Kinder auf verjchtedenen 
Kirchhöfen begraben werben müffen. Seitdem fich die Zahl der 


) Das Franzöfifhe Minifterium ſprach in einem Eireular vom 1. Sept. 
1845 aus, daß e8 feines befonderen Kirchhofs bedürfe, wenn einzelne Prote- 
ftanten oder Ifraeliten inmitten einer fatholifchen Benölferung wohnen oder 
wenn folche auf der Durchreife in einer katholiſchen Gemeinde geftorben find 
(Durſy 1, 367). 

2) Eirclarverfügungen des Franzöſ. Minift. v. 1859 und 1864. Durfy 
12370 

3) Hermens 2, 281. 282, Anm. 
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Religionsvereine weit über die alte Zahl von drei oder vier ver— 
mehrt, wird dieſer Grundſatz der Theilung undurchführbar. 

3. Ueberall, es mögen die politiſchen Gemeinden oder 
die Kirchen Eigenthümer der Friedhöfe ſein, dürfen beſondere als 
minder ehrenvoll geltende Abtheilungen darauf nicht gemacht wer— 
den. Zum Verſtändniß dieſer Regel ſind zunächſt einige Bemer— 
kungen über ältere Zeiten nothwendig. 

Nach den Vorſchriften des päpſtlichen Rechts ſollen die Be— 
gräbnißſtätten der Chriſten vor ihrem Gebrauch vom Biſchof ge— 
weiht ſein, auch mindeſtens ein Kreuz darauf errichtet. Vor er— 
folgter Weihe darf kein Kleriker darauf beerdigen laſſen. An der 
Gemeinſchaft der in geweihter Erde Beſtatteten dürfen aber alle 
Diejenigen feinen Antheil erhalten, welche auch im Leben von der 
Gemeinſchaft der Gläubigen ausgeſchloſſen waren, oder die fich 
jelbjt davon ausjchlojfen, aljo: alle Ungetauften (Heiden, Juden, 
vor Empfang der Taufe Geftorbenen, Todtgebornen); ferner alle 
Exkommunicirten (mit dem Kirchenbann Belegten), ſei e8 daß die 
Exrfommunifation ausdrücklich über jie verhängt wurde oder jtill- 
ichweigend eintrat, womit alfo namentlich die Ketzer mitbetroffen 
find. Speziell find ferner ausgejchloffen: Zum Tod Berurtheilte, 
bei Verübung eines Verbrechens Umgefommene, Kirchenräuber und 
Kirchenzerſtörer, offenbare Wucherer (die gegen das firchliche Verbot 
Kapital gegen Zing liehen), Alle welche während eines Sahres 
nicht gebeichtet und zur Dfterzeit nicht an der Kommunion Theil 
genommen haben; endlich Selbjtmörder und, nad) Borjchrift des 
Tridentiner Concils, im Duell Getödtete !). An diefen Vorſchriften 
it von den Päpften und Concilien der Römiſchen Kirche bis auf 
diefen Tag Nichts geändert und aljo nah Anficht der Päpſte 
der Fatholifche Klerus zur Befolgung derſelben fortwährend ver— 
pflichtet. 

Die Brotejtanten, obwohl fie eine Einjegnung der Frieohöfe 
im früheren Sinn nicht mehr fannten, wermochten fich doch nicht 
jo jchnell von Diejen älteren Anjchauungen loszumachen, und auch 
die Staatsgejee protejtantiicher Staaten behielten bis in's acht- 
zehnte oder neunzehnte Jahrhundert jchimpfliches Begräbniß als 


1) Eihhorn, KR. 2, 557 und 558. 3. H. Böhmer, Jus ecclesiast. 
Prot. 2, 1076—1088 (1732). 
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Ehrenſtrafe bei). Eine Milderung ließ man allmählich nur in— 
ſofern zu, daß man das Begräbniß zwar innerhalb der Kirchhofs— 
mauern, aber in einer beſonderen ungeweihten Ecke deſſelben zuließ. 

a) Das Reichsſtrafgeſetzbuch vom 26. Februar 1876 (15. Mai 
1871) fennt feine Strafe des unehrlichen Begräbnifjes, und das 
Einführungsgejeß 8. 2, 5 und 6, verbietet auch deren Androhung 
durch die Landesgeſetzgebung. | 

b) Verhängung diefes Nachtheil8 wegen des religidfen 
Bekenntniſſes des Berftorbenenijt allgemein ausgejchloffen 
durch das Geſetz vom 3. Sult 1869, welches alle aus der DVer- 
ſchiedenheit des religtöfen Befenntniffes hergeleiteten Bejchrän- 
fungen der bürgerlichen echte aufhebt?). Schon der Weſtfäliſche 
Friede von 1648, Art. 5, 8. 34 und 35, verbot Dies hinfichtlich 
der Beerdigung von Proteftanten und Katholifen?). Auch vie 
Landesgeſetzgebungen enthielten bisher fchon meiſtens Verbote 9. 

ce) Die Beerdigung ungetaufter Kinder won Chriften auf be- 
jonders ausgejchiedenen Stellen des Kirchhofs widerjpricht eben- 


2) Die Hingerichteten wurden auf dem Richtplatze felbft, namentlich unter 
dem Galgen, begraben; die im Zweikampf Gefallenen und Selbſtmörder ließ 
man dur den Schinder auf dem Schindanger oder an einem andern un— 
ehrlihen Orte veriharren (ſ. g. Eſelsbegräbniß), Tittmann, Handb. der 
Strafrehtswifl. 2, 84 und 575; 3, 655 und 680 (1823). Preußiſches Duell- 
Mandat von 1688 und 1713. Preuß. Landrecht von 1794, 2, 20, $. 803—805. 
Preuß. Krim.-D. von 1805, $. 550. Die Kurfürftl. Baieriſche Verordnung 
vom 21. Nov. 1774 ſchrieb Beerdigung Hingerichteter außerhalb des Kirchhofs, 
die Königl. Baier. V. v. 29. Mai 1809 Beerdigung der Selbftmörder „in 
dem gewöhnlichen Ortskirchhofe” vor (Döllinger 8, 1179. 1180). Defterreich. 
B. v. 29. Juli 1853 (R.-6.-D. Nr. 151) und 30. Oft. 1857 (Porubszki, 
Rechte d. Prot. 278— 280). 

2) B.:6.-B1. 292. 

2) Bal. oben ©. 00. 

) Das Preuß. Landreht von 1794 behielt wenigftens dem Staate 
allein das Recht vor, Regeln über das unehrliche Begräbnig aufzuftellen und 
in jedem einzelnen Fall iiber die Anwendbarkeit derfelben zu erkennen, indem 
e8 2, 11, $. 188 beftimmte: „Ohne Erfenntniß des. Staats fol Niemanden 
das ehrliche Begräbuiß auf dem öffentlichen Kirchhofe verfagt werben.” Auch 
ein Circular des Franzöſ. Minift. v. 1. Sept. 1845 befagt: „Zumeilen hat 
man Proteftanten in dem Theil des katholiſchen Kirchhofs beigefetst, in welchem 
die ungetauften Kinder, Selbftmörder und Verbrecher beerdigt werden. Da- , 
gegen ift mit Recht Beſchwerde geführt worden” (Durſy 1, 363). 
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falls dem Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869, da ſie nur Ausfluß der 
Nichtzugehörigkeit zur Kirche iſt. Sie muß daher nunmehr überall 
unterbleiben !). 

4. Die Pflicht zur Herftellung und Unterhaltung der nöthigen 
öffentlichen Begräbnißplätze richtet ſich mehrentheils nach der Trage, 
in wejjen Eigenthum die vorhandenen Begräbnißpläte ftehen. Wo 
die politiichen Gemeinden Eigenthümer find, haben fie auch für 
die neuen Friedhöfe zu jorgen 2), wo die Kirchengemeinden oder Kirchen 


') In Baiern war bis 1871 die Abfonderung von Plätzen auf dem 
Kichhofe für todtgeborne und ungetauft verftorbene Kinder ſtaatsgeſetzlich 
nicht verboten (Verfügung d. Minift. d. Innern v. 20. April 1835, Döllinger 
8, 1178—1179). In Württemberg dagegen Sprach eine Minifterial- Verord- 
nung vom 6. April 1814 allgemein aus: „Sowohl todtgeborne als un— 
getauft geftorbene Kinder, die Eltern mögen einem Religionsbefenntniß zu— 
gethan fein welchem fie wollen, find nirgends anderswo als auf dem gemeinen 
öffentlichen ZTodtenader zu begraben‘ (Neg.-Bl. 149). Das Generalpifariat 
in Ellwangen und der Generalvifar des Bisthums Konftanz erließen Hierauf 
unterm 16. Mai und 8. Juni 1814 zum. Vollzug diefer Verordnungen 
Weifungen an die Defane folgenden Inhalts: 1. Künftig dürfen auf den 
Kirchhöfen feine abgejonderten und ungeweihten Plätze mehr ftattfinden, und 
wo ſolche vorhanden jeien, feien fie vom Seelforger nach der kirchlichen Vor— 
fchrift fofort zu weihen und mit dem allgemeinen Gottesader zu vereinigen, . 
auch allenfallfige befondere Einfafjungen verfelben unter Mitwirkung der welt— 
lichen Behörde zu entfernen. 2. Alle todtgeborne oder vor der heiligen Taufe 
geftorbene Kinder feien ohne Unterſchied, wie Die getauften, auf dem gemein- 
ſchaftlichen, eingeſegneten Gottesader zu begraben und dürften durchaus nicht 
mehr am verborgene, abgefonderte und uneingeweihte Orte gebracht werben.‘ 
Reyſcher 10, 461 und 462. Vgl. auch Dekret des Generalvifariats Würzburg 
vom 1. Dezember 1813. Reyſcher 10, 448. — Die proteftantifhen Kirchen- 
ordnungen haben den fatholiihen Grundſatz theilweife ſchon im 16. und 17. 
Jahrh. aufgegeben. 

2) Kaiſerl. Franzöſ. Dekret v. 12. Juni 1804, Art. 7: „Die Gemein 
den, welche in Gemäßheit der Artikel 1 und 2 genöthigt fein werden, ben 
bisherigen Begräbnißplaß aufzugeben und fi) neue außerhalb des Umkreiſes 
ihrer Wohnpläge zu beihaffen“ u. ſ. w. Franzöſ. Gefeß v. 18. Juli 1837, 
Art. 30, Nr. 17: „Zu den Gemeinde- Pflihtausgaben gehören: die Ein— 
ihliegung, Unterhaltung und Verlegung der Kirchhöfe im dem durch Geſetze 
und Verordnungen vorgefehenen Fällen (Duriy 1, 366). Berordnung für 
das Großherzogthum Berg vom 13. Oktober 1807, Art. 49: „den Gemein- 
den liegt e8 ob, die Plätze zu den Kirchhöfen zu erwerben und für deren Ein- 
faffung zu ſorgen.“ Gemeindeordnung für die Baier. Aheinpfa vom 
29. April 1869, Art. 29. 
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Eigenthümer find, liegt ihnen dieſe Verpflichtung ob 4), In der ganzen 
Preußiſchen Monarchie bedürfen Bejchlüffe der Fatholifchen Kirchen- 
gemeinden über Anlegung oder veränderte Benügung von Be— 
gräbnißplägen der Genehmigung der jtaatlichen Auffichtsbehörde 
und zwar des Kultusminifters 2). Ebenſo die Bejchlüffe evangeliſcher 
Gemeinden in den acht älteren Provinzen). In der Baieriichen 
Rheinpfalz findet nur eine Prüfung in janitätspolizeilicher Hinficht 
durch die Bezirksämter ſtatt 9). 

5. Die Pflicht der Unterhaltung der Friedhöfe liegt im Zweifel 
dem Eigenthümer verjelben ob, jowie diefem auch die natürlichen 


) Sm Geltungsgebiet des Allgem. Preuß. Landrechts liegt die Pflicht 
zur Anlegung von neuen Begräbnißpläßen im Zweifel den „Kirchengemeinden‘’ 
06. Dies Sprit ein Reſkript der Minifterien der geiftlihen Angelegenheiten 
und des Innern vom 30. Nov. 1832 aus (v. Kamptz, Annalen 16, 926. 
Bogt 1, 223. 1857). Ein früheres Reſkript des Minifter8 des Innern vom 
18. Juni 1819 hatte den Kirchen Freiheit laſſen wollen, die Laſt gegen Ueber— 
laſſung der Gebühren auf die politifche 'Semeinde zu wälzen (v. Kamptz, 
Ann. 3, 415. Vogt 1, 226. 227). Unterm 22. Februar 1870 erklärte der 
Kultusminifter in einem Reſkript an das K. Konfiftorium zu Magdeburg, 
daß er „gleich dem Evangelifchen Ober-Kirchenrath“ es fir in hohem Grade 
wünſchenswerth halte, daß der kirchliche Charakter bei neuen Begräbnißpläßen 
thunlichft gewahrt und deren Beihaffung durch die bürgerlichen Ortsgemein— 
den auf eine möglihft geringe Zahl von Fällen befchränft werde. Es fei 
daher, fo deutete er an, Aufgabe der Konfiftorien, „durch Vermittlung der 
DOrtspfarrer und Gemeindesftirhenräthe” auf die Kirchengemeinden einzuwirken, 
daß fie die Beſchaffung neuer Begräbnißpläße jelbft in die Hand nehmen und 
nicht den politifhen Gemeinden überlafjen. (Ult.-St. aus der Berwaltung 
des Evang. Kirchenraths 6, 353). — In der Oberlaufis ift zuuächſt das 
Kirhenvermögen zur Erwerbung und Unterhaltung der Begräbnigpläge 
und der Kirhhofsmauern verpflichtet. K. VBerorbnung vom 11. April 1846, 
8. 1 (©.-©. 164). Bol. auch Preußifches Geſetz über die Berhältniffe ber 
Zuden vom 23. Juli 1847, 8. 58 (.-©. 274). — Ueber 8. Sachſen vgl. 
von Weber 2, 2, 678 (1845). 

2) Geje vom 20. Juni 1875 über die Vermögensperwaltung in den 
katholiſchen Kirchengemeinden, $. 50, Nr. 5. Königl. Verordnung vom 27. Sept. 
1875, Art. 1. Gefeß vom 7. Juni 1876, $. 1, Nr. 6. Eine unrichtige 
Folgerung aus 8. 50 des Gefee8 vom 20. Juni 1875 zieht Lud. Heinrich, 
Derw. des Kirchenvermögensd. Köln, 1576, ©. 109. 

3) Gefeß vom 3. Juni 1876, betreffend die evang. K.V. in den acht 
älteren Provinzen, Art. 24, Nr. 6. 

4) Verfügung der K. Regierung der Pfalz; vom 17. Juli 1869 bei 
Medicus 299. 


Begräbnißweſen. 107 


Erträgniſſe (Gras, Obſt, Holz), der Erlös verkaufter Familien— 
begräbniſſe ſowie die etwa zu erhebenden Begräbnißgelder gebühren. 
Solche Begräbnißgelder werden in einem großen Theile Deutſch— 
lands erhoben, und pflegen einen erheblichen Theil der Unter: 
haltungs-, ja jelbjt der Anlegungskoſten zu decken. Auf dem linfen 
Rheinufer jowie im Großherzogthum Berg tft jedoch die Pflicht 
der Unterhaltung den Kivchenfabrifen aufgelegt, welche dafür aber 
auch die natürlichen Nutzungen der Kirchhofsgebäude ziehen t) und 
das ausichlieflihe Necht genießen, die Xeichenwagen u. ſ. w. 
zu stellen. Nur wenn die Mittel der Kirchenfabrif nicht aus- 
reichen, bat die politiiche Gemeinde die Unterhaltungspflicht 2), 
Die Gebühren für Einräumung von Privatbegräbnißftätten (Erb- 
begräbnifjen) fallen der politifchen Gemeinde zu, und es follen 
nur Perionen die Bewilligung erhalten, welche fich außerdem zu 
Schenkungen für die Armen und Spitäler erbieten ?). Für Elſaß— 
Lothringen iſt die VBorjchrift maßgebend, wonach 2/; der Gebühren 
in die Gemeindefaffe, in die Armenkaſſe oder in die Kaffe einer 
Wohlthätigkeitsanſtalt fließt). Wo die Proteftanten und Juden 
befondere Abtheilungen des Gemeindekirchhofs haben, liegt ihnen 
die Unterhaltung ihrer Abtheilung ob, wogegen fie auch die Nutzungen 
beziehen d). In ftarkbewölferten Gemeinden kommt die Beftimmung 
gar nicht in Anwendung, jondern e8 vergeben die Gemeindebehörden 


Dieſe Ueberlafiung der natürlichen Nutzungen gefhah aus Rückſicht— 
nahme auf Säte des fanonifchen Rechts (Val. Hermens 4, 605) und nöthigte 
dann den Fabriken auch primo loco die Unterhaltung aufzulegen. — In— 
wiefern zu den natürlichen Nutungen auch das Holz von Bäumen gehöre, 
darüber ſ. Gutachten de8 Franzöfiihen Staatsrath8 vom 22. Januar 1841 
bei Durſy 1, 368. 


2) Defret vom 12. Juni 1804, Art. 22—26. Dekret vom 30. Dez. 1809 _ 


über die Kicchenfabrifen, Art. 36, 37, Nr. 4. Circular des Franzöſ. Minift. 
v. 1864 (Durfy 1 370). — Medicus, Gemeindeordnung für die Pfalz 1869, 
©. 85, legt den Art. 37 dahin aus, daß die Fabrifräthe nur das Necht 
hätten, fich über die Gemeindeverwaltung wegen Vernadläffigung der Unter- 
haltung zu beſchweren. — Berordnung für das Großherzogthum Berg vom 
13. Oftober 1807, Art. 49: „Die Kirchen forgen für die Unterhaltung der 
Kirchhöfe und beziehen daher das Einkommen won den Beerdigungen.” 

3) Defret vom 12. Juni 1804 (23 Prairial XII) Art. 11. 

4) Verordnung vom 6. Dez. 1843, Art. 3. Durfy 1, 366. 

5) Franzöſiſches Cirkular von 1857. Durſy 1, 370. 


£ 
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im Einvernehmen mit den Fabriken mitteljt öffentlichen Zuſchlags 
den Leichentransport, Die zur Beerdigung erforderlichen Arbeiten 
und die Unterhaltung des Kirchhofs y. Das Preußiſche 
Landrecht bat folgende Vorjchriften 2, 11, 8. 761: „Die Unter- 
haltung der Begräbnißpläße iſt gemeine Laſt und liegt Allen ob, 
die an dem Kirchhof Theil zu nehmen. berechtigt find." (Bal. 
8. 183 ff). 8. 762: „Erhält jedoch die Kirche Bezahlung für 
die Grabitellen, jo muß der Kirchhof aus der Kirchenkaſſe auf 
eben die Art, wie die Kirche felbft, unterhalten werben. 8. 763: 
„Der Patron ift, der Negel nach, zur Unterhaltung des Kirchhofes 
beizutragen, in feinem Falle verpflichtet.” Preuß. Yandrecht 2, 
11, 8. 818: „Die Nußung des Kirchhofes gehört der Regel nach 
nicht dem Pfarrer, fondern zu den Kircheneinkünften.“ 819: „Wenn 
jedoch ein Pfarrer den Kirchhof mit Maulbeerbäumen bepflanzt, 
und für deren Abwartung und Kultur gehörig jorgt, jo gebührt 
demſelben die ganze Nutzung des Kirchhofes jowohl an Gras als 
Früchten.” 820: „Wil der Pfarrer fih mit der Anpflanzung 
und Kultur der Maulbeerbäume jolchergeftalt nicht befafjen, jo 
jteht dies dem Küfter frei, welcher dagegen eben dieſelben Vortheile 
an dem Kirchhofe zu genießen hat.” — Im Königreih Sachen 
fallen Gebühren für das Seten von Leichenfteinen und für Er- 
richtung von Erbbegräbnifjen dem Kirchenfaften zu 2), die Gras- 
nußungen Dagegen, wenigſtens auf den Dörfern, meiſtentheils dem 
Pfarrer oder Küfter 3). 

6. Es iſt die Aufgabe der Ortspolizeibehörden, die Befolgung 
der gejetlichen VBorjchriften über das Begräbnißwefen zu über- 
wachen und die öffentliche Ordnung bei Begräbniffen aufrecht zu 
erhalten, namentlich Alles zu verhindern, was der Ehre des Ge- 
jtorbenen zu nahe treten fünntet). Dei. Bejchwerden gegen ihre 


ı Kaiferlih Franzöfisches Dekret vom 18. Mai 1806, Art. 10. Durfy 
1, 373. Vgl. auch Pfälzische Gemeindeordnung vom 29. April 1869, Art. 29 
und dazu Medicus, Kommentar ©. 85. 

2) Entiheidung des Kultusminifteriums vom 15. Dez. 1846. Koder 
715, Anm. 

3) General-Artifel vom 1. Januar 1580, XV. Koder 35. 

4) Tranzöfifches Dekret vom 12. Suni 1804 (23 Prairial XII) Art. 16 
und 17. Durfy 1, 364. 
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Weiſungen kann regelmäßig bei der meiſt vorliegenden Dringlichkeit 
keine aufſchiebende Wirkung zukommen. 

7. Das Recht, die Kirchhofsordnung feſtzuſetzen, über die 
auf dem Friedhof vorzunehmenden Anlagen, Verſchönerungen u. ſ. w. 
zu verfügen, die Todtengräber und andere bei Beerdigungen be— 
hülfliche Perſonen zu ernennen und zu entlaſſen, das Kirchhofs— 
grundſtück in Civilklagen aftiv und paſſiv zu vertreten, gebührt 
im Zweifel dem Cigenthümer des Friedhofs. Im Gebiet des 
Franzöſiſchen Nechts üben diefe Befugniffe alfo die Gemeinderäthe 
der politifchen Gemeinden, und in Ausführung der Beſchlüſſe der- 
jelben der Bürgermeifter). Hinfichtlic der Bewilligung von 
Privatbegräbniffen (Erbbegräbniifen) auf dem Friedhof haben fie 
nur Borichlagsrecht, während Präfekt und bei größeren Gemeinden 
das Miniſterium über die Anlage vderjelben und den Tarif be- 
ichließen 2). Der Schlüffel zum Kirchhof gebührt hier dem Orts- 
vorjteher oder dem von dieſem bejtellten Aufjeher und es haben 
die Pfarrer feinen Anſpruch darauf, ebenfalls einen Schlüffel zu 
befigen 3). In der Baieriſchen Rheinpfalz werden die Todtengräber 
und jonjtigen Aufjeher über die Srieohöfe vom &emeinverath auf 
Widerruf ernannt und entlaffen*). In Württemberg übt Diefe 
Rechte entweder dev Gemeinderath der politifchen Gemeinde oder 
der Stiftungsrath, beitehend aus dem Gemeinderath unter Theil- 
nahme des enangelifchen und katholiſchen Drtsgeiftlichen. In ganz 
Preußen gebührt die Verwaltung der fatholifhen Kirchhöfe, 
mögen diejelben Eigenthum der Kirchengemeinde oder eines Kirchen— 
faftens fein, dem Kirchenvorftand und der Gemeindevertretung, ſo— 
weit nicht bis zum 1. Dftober 1875 dem Staat over bürgerlichen 
Gemeinden VBerwaltungsrechte zufamen. Dieje leßteren bleiben 


1) Kaiſerl. Franzöfifhes Dekret vom 12. Suni 1804, Art. 16: „Die 
‚Begräbnißpläge — — unterliegen der Verfügungsgewalt (autorite) ber 
Gemeindeverwaltungen.“ Damit ift zugleich ausgeſprochen, Daß fi ber 
Staat nicht ferner die Verfügungsgewalt vorbehielt. 

2) Durſy 1, 363, 367. 

3) Sp auch Circular des Franzöfifhen Minift. von 1856 (Durfy 1, 371). 

9) Gemeindeordnung vom 29. April 1869, Art. 64 und 98. Dal. 
Medicus 167. 165 oben und 260. Früher ernannte der Bürgermeifter, laut 
Reg Verf. vom 9. Nov. 1827, Art. 6. Wand, Amtshandbud 1859, 309. 
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nach wie vor beſteheny. An den beſtehenden Eigenthumsverhält— 
niſſen iſt durch das Geſetz nichts geändert. Die Verwaltung der 
evangeliſchen Kirchhöfe in den ſechs alten öſtlichen Provinzen ge— 
bührt in gleicher Weiſe dem Gemeinde-Kirchenrath und der Gemeinde— 
Vertretung. 

8. Jedem hilfsbedürftigen Deutſchen iſt von dem zu ſeiner 
Unterſtützung verpflichteten Armenverbande — — die erforderliche 
Pflege in Krankheitsfällen und im Falle ſeines Ablebens ein an— 
gemeſſenes Begräbniß zu gewähren?). 

9. Hinſichtlich der Begleitung durch Geiſtliche und der Grab— 
reden von Laien gelten folgende Regeln: Jeder Deutſche hat das 
Recht, ſich zu dem Platze, wo ihm das Begräbniß gewährt werden 
muß, auch von dem Geiſtlichen ſeiner Konfeſſion begleiten, daſelbſt 
eine Rede halten und andere religiöſe Gebräuche vornehmen zu 
laſſen. Dieſes Recht iſt lediglich ein Zubehör des Rechts auf den 
Begräbnißplatz und folgt mit Nothwendigkeit aus dem Reichsgeſetz 
vom 3. Juli 1869 über die Unabhängigkeit der bürgerlichen Rechte 
vom Neligionsbefenntniß?). Es bedarf daher auch in dem Fall, 
wenn Die Beerdigung auf dem Friedhof einer anderen Konfeſſion 
Itattfindet, Feiner Bewilligung Seitens der fonfefjionellen Kirchhofs— 
verwaltung. In Preußen find dieſe Grundſätze vor 1848 und 
jelbjt nach diefer Zeit nicht oder nicht vollfommen befolgt gewefen. 
Nur die Angehörigen der „anerkannten Neligionen follten das 
echt auf Begleitung ihrer Geiftlichen genießen, und auch dieſe nur 


') Geſetz vom 20. Juni 1875 über die Termögensverwaltung in ben 
fathol. Kirchengemeinden $. 3 und 4 und 57. 

2) PBreußifches Gefet vom 8. März 1871 zur Ausführung des Reichs— 
gejetse8 vom 6. Juni 1870 über den Unterſtützungswohnſitz $. 1. Wörtlich 
“ übereinftimmend das Württembergifche Geſetz vom 17. April 1873, Art. 1 
(Neg.-Blatt 109). 

®) Die älteren ftaatlihen Borfhriften, wonach Selbfimörder nur in 
der Stille begraben werden durften, find mit Erlaß des Neichsftrafgefe- _ 
buches überall befeitigt. Daffelbe gilt von der Vorſchrift des Preußifchen 
Strafgefetsbuches vom 14. April 1851, 8. 9: „Der Leichnam des Hin— 
gerichtetgn ift feinen Angehörigen auf ihr Berlangen zur einfachen, ohne 
Seierlichkeiten irgend einer Art vorzunehmenden Beerdigung zu verabfolgen.‘ 
In den meiften Dentfchen Staaten find Solche Leihname zur Anatomie abzu= 
liefern, und werden dann wie andere anatomische Präparate und Reſte an— 
ftändig beerdigt. 
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dann, wenn der Friedhof Eigenthum der politiſchen Gemeinde ſei, 
oder vermöge beſonderen Rechtstitels im Mitgebrauch mehrerer 
Konfeſſionen ſtehe, oder an dem Ort, wo ſich der Sterbefall er— 
eignete, ſich mindeſtens eine Kirche oder ein Bethaus von der 
Konfeſſion des Verſtorbenen befinde, wobei ein Geiſtlicher fungirt. 
In allen andern Fällen beſtehe nur ein Recht auf ſtilles Begräbniß 9). 
Für die Provinz Weftfalen allerdings, und zwar deren ganzen 
Umfang, verfügte die Königliche Verordnung vom 15. März 1847 
auf Antrag des Provinzial-Landtags (Beichluß vom 31. Mai 1845): 
„Daß die im Staate aufgenommenen Kirchengefellichaften der ver- 
ſchiedenen Neligionsparteien einander wechjelsweife, in Ermange- 
lung eigener Kirchhöfe, ein nach dem Neligtonsgebrauche des Ver— 
jtorbenen, und unter Mitwirkung eines Geiftlichen feiner Konfeffion, 
zu feierndes Begräbniß nicht verjagen dürfen”). In Schlefien 
galt Aehnliches von älteren Zeiten her ?). In den übrigen Provinzen 
famen aber noch nach 1848 die alten Grundſätze vielfach zur An— 
wendung, und wurden insbejondere unterm 29. Sept. 1850 durch 
die Minifter des Kultus, des Innern und der Yujtiz gegenüber 
den „getrennten Yutheranern‘ geltend gemacht *). Noch weniger 
wurde den Mitgliedern von Keligionsvereinen ohne Korporations- 
recht gejtattet, durch ihre Prediger bei Begräbnifjen Reden halten 
zu laſſen 5), und Fonfequenterweife auch das Auftreten von Laien 
allgemein verboten 6). Die Berfaffungs- und Geſetzmäßigkeit dieſer 
Vraris zu unterjuchen, überjchreitet die Grenzen diejer Aufgabe. 
Aehnliche Beſchränkungen walteten bis in neuere Zeit im Königreich 
Sachen; bei Beerdigung von Leichen katholiſcher oder deutſch— 
fatholischer Glaubensgenofjen auf proteftantifchen Gottesädern hatte 
ſich der katholiſche oder deutſch-katholiſche Geiftliche auf die Be— 
gleitung der Leiche auf den Gottesader zu beichränfen, und konnte 


!) Eirfular-Berfügung des Kultusminifteriums vom _30. Mai 1844 
(Min.=Bl. f. d. i. B. 239) DBogt 1, 228. 

2) &.-©. 116. 

2) K. Friedrich's II. Reglement v. 8. Aug. 1750. (Korn's Edikten-Sammtl. 
5, 415. DBogt 2, 177). 

*) Minift.-Bl. f. d. 1. 3. 328. Vogt 1, 229. 

5) Altmann, Praxis 1861, ©. 481. 

6) Jacobſon, Ev. KR. 2, 513 Anm. 17. Bal. auch Allgem. Kirchen— 
blatt 3, 341. 
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daſelbſt keine kirchlichen Funktionen vornehmen, außer wenn er 
dazu von den Lokalbehörden und den betheiligten proteſtantiſchen 
Geiſtlichen ausdrückliche Erlaubniß erbeten und erhalten hatte 9. 
Laien bedürfen zu Standreden am Grabe der vorgängigen Er— 
laubniß des Pfarrers ?). Im Allgemeinen iſt anzunehmen, daß in 
Srmangelung abweichender befonderer Bejtimmungen Reden von 
Pichtgeiftlichen bei Beerdigungen wie Reden in Verfammlungen 
unter freiem Himmel zu behandeln find ?), und daher in den meiften 
Staaten der vorausgehenden Anmeldung bei der Drtspolizeibehörde 
bedürfen. 

10. Jedermann kann vor feinem Tode Verfügung treffen, 
daß die Begleitung durch Geijtliche oder die Veranftaltung religiöfer 
Feiern bet jeiner Bejtattung unterbleibe. Es gibt fein Recht eines 
Keligionsvereins gegen den Willen feiner Mitglieder folche Feiern 
anzuwenden. Hat der Verſtorbene jelbjt eine Verfügung nicht 
getroffen, jo entjcheiven der überlebende Ehegatte, beziehungsweiſe 
die nächſten Erben. 

VI. Zum Schluß bedürfen noch einige privatrechtliche Ver— 
hältniſſe der Begräbnißſtätten eine kurze Beleuchtung: 

1. Außer Gebrauch geſetzte Kirchhöfe dürfen in den acht 
alten Preußiſchen Provinzen erſt nach Ablauf von 40 Jahren ver— 
äußert werden. Veräußerungen vor dieſem Zeitpunkt bedürfen der 
Genehmigung des Miniſteriums 9). In Elſaß-Lothringen, Rhein— 
pfalz und Rheinheſſen iſt es den Gemeinden als Eigenthümern ge— 
ſchloſſener Kirchhöfe geſtattet, nach Ablauf von fünf Jahren nach 
deren Schließung den Kirchhof zu verpachten, jedoch mit der Maß— 
gabe, vo fie nur eingefät oder angepflanzt werden können, ohne 


!) Koder 287 Anm. 38 und 683 Anm. 6 (1864). 

2) Koder 36 Anm. 44, v. Weber, 2, 197 und Anm. 87 (1845). 

°) Das proteftantifhe Oberkonfiftorium zu Darmftadt ſprach im einer 
Verfügung vom 14. Mai 1844 aus, daß bei einer Eirchlichen Beerdigung 
Laien erft auftreten könnten, wenn ber Geiftliche den religiöfen Akt gefchloffen 
hat, daß im Uebrigen der Geiftliche und die kirchliche Behörde weder etwas 
zu erlauben noch zu verbieten habe, da Laienreden in die Kategorie von 
weltlihen Vorträgen an öffentlihen Orten zu rechnen feien und ihre Zu— 
lafjung und Verhinderung lediglih von den zuftändigen Polizeibehörden ab- 
hänge (Köhler 2, 778). 

*) Königl. Kabinetsordre vom 8. Januar 1830 (v. Kamptz, Annal. 14, 
183. Vogt 1, 223. Hermens 2, 278). 
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daß bis auf weiteres Erdaushebungen oder Gebäudefundamentirungen 
vorgenommen werden dürfen). Es iſt ihnen aber ferner aucd), 
gejtattet, jolche Pläte zu verkaufen und zu vertaufchen 2). 

2. Der Grundſatz des römiihen Nechts, wonach Begräbnif- 
jtätten als jolche dem Verkehr entzogen find, gilt in einem Theile 
von Deutjchland nicht?). Im Geltungsgebiet des Preußiichen 
Landrechts von 1794 find nach deſſen Bejtimmungen diejenigen 
Friedhöfe, welche den politiichen Gemeinden gehören, wie andere 
den Gemeindezweden dienende Sachen, 3. B. Gemeindeftraßen, 
Schulgebäude, im gewiffen Sinne dem Berfehr entzogen (res 
extra commercium)) Durch K. Kabinetsordres und die Praxis 
iſt Dies aber auf alle Friedhöfe und alle Privatbegräbniffe aus— 
gedehnt worden 9). 

3. Das Schürfen nach Mineralien ijt auf Friedhöfen un- 
bedingt unterſagt 6). 

VII. Sowohl die oben berührten Grundſätze des Reichs— 
rechts, als auch die gegenwärtigen kirchlichen Zuſtände machen es 
zu einer dringenden Aufgabe der Landesgeſetzgebungen, das geſammte 
Begräbnißweſen durchgreifend zu reformiren und es dürfte auch 
Sache des Reichs ſein, die Unabhängigkeit der bürgerlichen Rechte 
vom Religionsbekenntniß in dieſer Hinſicht durch allgemeine Normen 
beſſer zu ſichern. In Preußen ſind bereits die Vorarbeiten zu 


ı) Dekret vom 12. Suni 1804, Art. 8 und 9. Durfy 1, 362. 

2) Staatsrathsgutachten vom 3. Januar 1805 (bei Hermens 3, 226.). 

?) Wächter, Handb. des Württ. Privatr. 2, 284. Dernburg, Lehrb. des 
Preuß. PBrivatr. 1, 117, Note 6. 

#) Dernburg 1, 117. 

5) Eine KabinetSordre K. Friedrih Wilhelm's IV. vom 14. April 1840 
(Suftizminifter Mühler), welche nicht in der Geſetzſammlung erſchien, lautet: 
„Auf Ihren Beriht vom 26. v. M. autorifire IH Sie, das von dem Land— 
und Stadtgerichte zu St. verfügte Subhaftationsverfahren über das dem A. 
zu St. gehörige Familienbegräbniß aufzurheben, va Begräbuißpläße 
überhaupt dem bürgerlichen Berfehr entzogen find.” (Es war 
dies ein Fall bloßer Kabinetsjuftiz.) Min.=Bl. f. d. i. Verw. v. 1840, ©. 154. 
Hermens, Handb. 4, 961. Eine Königl. Kabinetsorbre vom 26. Dftober 1840 
erklärt auch die Subhaftation von Begräbnißplägen für unzuläffig Min.Bl. 
f. d. i. Berw. 1840, ©. 457. Bogt 1, 223. 

6) Preuß. Berggefeß vom 24. Juni 1865, 8. 4. Vgl. v. Roth, Baier. 
Civilreht 3, 22 u. 60. 

Thudichum, Kirchenrecht. 8 
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einer neuen geſetzlichen Regelung im Gang, ſeitdem das preußiſche 
Abgeordnetenhaus am 1. Juni 1875 beſchloſſen hat, die Staats— 
regierung aufzufordern, dem Landtag einen Geſetzentwurf über die 
Aufhebung des Eonfejfionellen Charakters der Kirchhöfe vorzulegen Y. 
In der That muß die Reform von den drei Hauptgrundfäten aus— 
gehen: 1. daß feine politiiche Gemeinde das echt behalten darf, 
Theile des Gemeindefirchhofs einzelnen Keligionsvereinen zum aus- 
ſchließlichen Gebrauch zu überlaffen, 2. daß Feiner Religionsgemeinde 
die Anlegung eigener Friedhöfe geitattet werden darf, und 3. daß 
alle bereitS vorhandenen Friedhöfe für Anftalten der politijchen 
Gemeinden erklärt und unter die Verfügung der Gemeindebehörven 
gejtellt werden. 

Das Recht und die Pfliht des Staates zu diefen Mafregeln 
ergeben fich Schon aus der Thatjache, daß die Eonfejjionellen Fried— 
höfe faſt allerwärts in Wirklichkeit dem Gebrauche aller Bewohner 
dienen, aus den Beiträgen aller, namentlich) den Begräbnißgeldern, 
unterhalten werden, und daß ihre Anlegung ebenfalls vielfach auf 
Koiten der politifchen Gemeinde erfolgt it, der in ganz Deutfch- 
land bisher wenigjtens die ſubſidiäre Pflicht zur Anlegung und 
Unterhaltung oblag. Daß Denjenigen, welche aus einem Neligions- 
verein austreten, und einen neuen Verein bilden, nicht zugemuthet 
werden fünne, ihr Necht am bisherigen Friedhof aufzugeben und 
fich einen eigenen Friedhof anzufchaffen, hat Die Gejetgebung big- 
her ftet8 anerkannt und die Altlutheraner, Deutjchkatholifen, freien 
Gemeinden, Altkatholifen, Reform-Juden im Mitgebrauch der Be- 
gräbnißplätze geſchützt. Stellt der Staat endlich einmal ein ein- 
faches Hares Prinzip auf, jo ändert er an der thatjächlichen Lage 
der Dinge nur wenig. Das Vorhandenjein mehrerer an verichte- 
denen Drten gelegener Friedhöfe erjchiwert und vertheuert ferner 
die polizeiliche Ueberwachung des Begräbnißwejens, die Anlegung 
der nöthigen Xeichenhäufer, den Schuß der Gräber und Grab- 
denfmale gegen Bejchädigung. Dieſe Nachtheile müßten immer 
grelfer hevvortreten, jemehr die Zahl der Neligionsvereine unter 


) Auch die revidirte Bundesverfaflung der Schweiz v. 1874, Art. 53 
beftimmt: „Die Verfügung über die Begräbnißpläge fteht den bürgerlichen 
Behörden zu. Sie haben dafür zu forgen, daß jeder Verftorbene in ber 
Gemeinde, wo er gewohnt hat, fehicfich beerdigt werden kann.“ 
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der Herrichaft der Neligionsfreiheit zummmt. Der wichtigite 
Grund für die Nenderung bleibt jedoch die Aufgabe des Staats, 
für Die Aufrechterhaltung des religiöfen Friedens unter allen 
Bürgern ſoviel wie möglich beizutragen. rüber, folange vie 
Getjtlichen die Stellung von „mittelbaren” Staatsdienern hatten, 
und viel mehr als jett unter ftaatlicher Leitung ſtanden, ließ fich 
mit dem alten Syſtem noch allenfall8 ausfommen; in unfern 
Tagen, wo die religiöfen Gegenſätze jtärfer angefacht find als feit 
Sahrhunderten, und ein Theil des Klerus den Begriff der religiöfen 
Duldung nicht mehr fennt, tt es unhaltbar. Ein Staat, der 
Gewiſſens- und Religionsfreiheit gewährt, Civilehe vorjchreibt, 
Eheſcheidung zuläßt, gemijchte Ehen unter jeinen Schuß nimmt, 
den Taufzwang verneint, die Kirchenzucht in Schranfen weift, — 
kann nicht gejtatten, daß der Klerus den Krieg gegen diefe ftaat- 
lihen Grundſätze bi8 an den Rand der offenen Gräber fortfege 
und durch Berufung auf mittelalterliche päpftliche Satzungen auf 
dem öffentlichen Friedhof Auftritte veranlaffe, welche zu den wider. 
wärtigjten Aeußerungen verblendeten Neligionshafjes gehören, und 
fortwährend die Polizeigewalt nöthigen, einzufchreiten. Der gefunde 
Sinn des Volkes iſt faft überall längft dafür, daß auf dem Fried- 
hof Friede der Konfeſſionen heimiſch fein müſſe, und wird daher 
ein Fräftiges Vorgehen der Staatsgewalt nur mit Dank begrüßen. 


Se: 
5. Glodengeläute und Gemeingebraud deſſelben bei Begräbnifien. 


1. Das Recht, durch Glodengeläute zum Gottesdienſt einzu- 
laden oder jonjtige religtöfe Ankündigungen vorzunehmen, darf beut- 
zutage nicht Einem oder einigen Neligionsvereinen allein vorbehalten 
bleiben, jondern muß Allen in gleicher Weije zukommen. Natür- 
licherweiſe kann jedoch polizeilih nur eine jolche Anwendung des 
Geläutes geduldet werden, welche nicht Beläftigung der Einwohner 
mit fich bringt und nicht unvereinbar ijt mit der bürgerlichen Be— 
jtimmung des Geläutes zur Ankündigung von Feuers-, Wafjers- 
oder anderer gemeinen Noth, oder zur Andeutung der Tageszeiten 
(Morgen- und Abendgeläute). Eine zweckmäßige Vorjchrift ent- 
halten die Franzöfifchen Organijchen Artikel vom 8. April 1802, 
Art. 48: „Der Bijchof hat fich mit dem Präfekten über ven Ge- 

8* 
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brauch der Glocken zum Cinläuten des Gottesdienites zu ver— 
ftändigen. — Zu anderen Zwecken dürfen die Glocken ohne Er- 
laubniß der Ortspolizeibehörde nicht geläutet werden“ t). In ge- 
mifchten Gemeinden erjcheint es nicht geeignet, Das Yäuten mit 
allen Glocken zuzulajjen, wenn etwa der katholiſche Bifchof feine 
Bifitation hält, da es fich hierbet nicht um Gottesdienſt handelt; 
bet Rundreiſen proteftantifcher Generaljuperintendenten wird ver: 
gleichen Schon längft gar nicht beanjprucht. 

2. In einer ſehr großen Anzahl Deutfcher Gemeinden find 
die Gloden Eigenthum der politiihen Gemeinde, werben von 
diefer angejchafft, unterhalten und auch der Glöckner aus Der 
Gemeindekaſſe bejolvet ?). » Das Preußtiche Yandrecht von 1794, 
2, 11, 8. 191 ftellt dagegen die Vermuthung auf: „Das bei einer 
Kirche befindliche Geläute ijt in der Negel als ein Eigenthum der 
Kirchengeſellſchaft anzuſehen.“ Der 8. 192 ſchützt aber herkömm— 
lichen oder vertragsmäßigen Simultangebrauch. Ausführliche Be— 
ſtimmungen über die Unterhaltung des Geläutes geben die 
88. 7667713) 

3. Bu Begräbniffen kann jeder Neligionsverein und jede 
Privatperfon das Geläute mit der Gemeindeglode oder mit der 
Sirchenglode begehren, wo die Staatsgejfeßgebung dies entweder 
allgemein vorgefchrieben hat oder feite Herfommen oder Verträge 
bejtehen. 

Solche allgemeine Vorſchriften gelten in Schleftien nach der 
Berordnung vom 8. März 1742; desgleichen in Baiern, wo das 
Religionsedikt vom 26. Mai 1815, 8. 103 bejtimmt: „Der Glocken 
auf den Kirchhöfen *) kann jede öffentlich aufgenommene Kirchen- 


) Durſy 1, 49. Hermens, Handb. 1, 506—513. 1833. Baierifche Ver— 
orbnungen won 1800—1832 Über die Zeiten und Dauer des Läutens und 
gegen das fogenannte Wetterläuten und dergleichen abergläubiſche Gebräuche 
bei Döllinger 8, 1145—1160. 

2) Bol. 3. B. Naffanifches Edikt v. 5. Juni 1816. Otto, ©. 25. — 
Pfälziſche Gem.-Ordn. v. 1869, Art. 29. Medicus 83 und 289. In Württem- 
berg ftehen die Glocken entweder im Eigenthum der politifchen Gemeinde oder 
doch unter der Verfügung des Stiftungsraths, welcher au dem Gemeinderath 
und den ewangelifchen und katholiſchen Geiftlichen befteht. 

>) Bol. auch Altmann, Praris 1861, ©. 243. 

ı) Zu den Gloden „auf den Kircchhöfen” gehören auch diejenigen auf 
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gemeinde bet ihren Yeichen-Feyerlichkeiten gegen Bezahlung der Ge- 
bühr, jich bedienen.” Auf blofe Privat-Süirchengejellichaften bezog 
ſich die Vorſchrift nicht. Soweit es ſich um die Mitbenußgung der 
Gemeindegloden handelt, müffen alle früheren Bevorzugungen ge— 
wijjer Konfeffionen nach dem Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 unter- 
bleiben. 


— 
6. Eidesformel, Eidespflicht und Eidesrecht. 


1. Die Eide, welche vor den ordentlichen Civil- und Straf— 
gerichten zu leiſten ſind, werden von Jedermann in den gleichen 
Worten und Formen geleiſtet. Der Eid beginnt mit den Worten: 
„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden“ und ſchließt 
mit den Worten: „So wahr mir Gott helfe“ . Für die übrigen Fälle 
von Eivesleiltungen fehlt es bis jegt an einer veichsgefeglich feſt— 
getellten gleichen Formel. In vielen Staaten ift landesgeſetzlich 
für alle Konfejfionen die gleiche Eidesformel längſt eingeführt; in 
Sachſen, Mecklenburg dagegen dauern Verſchiedenheiten fort und 
werden von der Keichsregierung für vereinbar gehalten mit dem 
Neichsgejeg nom 3. Juli 1869, welches alle aus dem veligiöfen Be— 
fenntniß hergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlichen und jtaats- 
bürgerlichen echte aufhob 2). 

2. Der ftaatsgefeglichen Pflicht zur Ableiftung von Eiden 
(Zeugeneid, Dffenbarungseiv, Verfaſſungseid u. |. w.) kann fich 
Niemand unter Berufung auf religidfe Ölaubensanfichten entziehen, 
mögen diefe Anfichten dahin gehen, daß er den Eid für umfittlich 
halte, over daß ihm der Glaube an Gott fehle oder der Glaube 
an die Vergeltung in einem fünftigen Xeben. Eine Ausnahme 


dem Thurm einer Kirche, welche vom Kirchhof umgeben Liegt. (Minifterial- 
Entſchließungen vom 8. Auguft 1844. — Döllinger 23, 78 — und 28. Juni 
1851 (Amthandbuch für die Pfalz 1859, ©. 30—33 Ann). Dagegen hält 
Permaneder, Handb. des Kirhenrehts 1865, ©. 819, die entqegengefetste Aus— 
legung für die felbftverftändlich () allein richtige. 

1) Deutſche Civilprozegordnung v. 1877, 8. 443. Strafprogeßorbnung 
(Entwurf 8. 53). Gerichtöverfafiungsgefes (Entwurf $. 39). 

2) Erflärung des Prüf. des NeichSfanzleramts im Keichstag 31. Januar 
1876. — Sıt Defterreich führte Das Geſetz vom 3. Mai 1868 für alle Kon— 
feffionen die gleichen Eidesformeln ein. 


118 Eid. 


wird gegenwärtig hiervon nur zu Gunften einiger fleinen prote= 
ſtantiſchen Neligionsvereine, welche den Eid für etwas durch Chriſtus 
Berbotenes halten, gemacht und ihnen gejtattet, ein bloßes Hand» 
gelübde an Eidesftatt zu thun. Die Reichsgeſetze beftimmen im 
diefer Hinficht: „Der Eivesleiftung wird gleich geachtet, wenn ein 
Mitglied einer Neligionsgejellfichaft, welcher das Geſetz den Ges 
brauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides gejtattet, 
eine Erklärung unter der Betheuerungsformel dieſer Religions— 
gejellfchaft abgibt." Die Bewilligung ſolcher Ausnahmen ift hier— 
nach Gegenjtand der Gejetgebung, nicht der Verordnung; bis jetzt 
bat das Neich die Beitimmung aber den Einzelitaaten überlajien, 
und dieje gejtehen die Ausnahme den Meenoniten, Preußen auch 
den Philipponen, Württemberg den Nazarenern zu?). 


2) Strafgeſetzbuch 8. 155. Deutſche Civilprozeßordnung v. 1877, 8. 446. 
Strafprozeßordnung (Entwurf 8. 55). Die für die acht alten Provinzen 
Preußens geltende Königliche Verordnung vom 11. März 1827 beftimmt: 
8.1: „Wenn ein Menonit als Partei einen Eid ſchwören, oder als Zeuge ab- 
gehört werden fol, oder zu einem Amte berufen wird, zu deſſen Uebernahme 
die Eidesleiftung erforderlih ift, jo muß er durch ein Zeugniß der Xelteften 
Lehrer oder Vorfteher feiner Gemeinde nachweifen, daß er in der menonitifchen 
Sefte geboren worden, oder fi) Doch ſchon wenigſtens feit einem Jahre vor 
dem Anfange des Prozefjes oder vor der Berufung zum Amte diefer Religions- 
geſellſchaft bekannt und bisher einen untadelhaften Wandel geführt habe.‘ 
8. 2: „In diefem Attefte muß zugleich die bei den Menoniten übliche Bes 
fräftigungsformel bemerkt fein.” 8. 3: „Die nad) diefer Belräftigungsformel 
mittelft Handſchlages, abzugebende Verſicherung hat mit der wirklichen Eides— 
leiſtung gleihe Kraft.” (&.-©. 28.) Die in der Gefesfammlung nicht publi— 
zirte Kabinetsordre v. 19. Nov. 1836 bezüglich der Philipponen fteht im 
v. Kampk, Sahrb. 49, 175. Das Württembergifche Gefeß v. 9. April 
18572, betr. die religidfen Diffidentenvereine Art. 2, beftimmt, daß durch 
Königlihe Verordnung den Mitgliedern religiöfer Vereine, welche nicht zur 
Den vom Staat als öffentliche Korporationen anerfannten Kirchen gehören, 
der Gebraud einer anderen Bethenerungsformel an Stelle des Eides geftattet 
werden könne (Neg.-Bl. 151). Eine Königliche Verordnung v. 12. Oft. 1872 
(Reg. Bl. 343) verfügt demgemäß: „Den Mitgliedern des religiöfen Vereins 
der Nazarener ift geftattet, an Stelle des Eides die Erklärung abzugeben : 
„Sch werfichere e8 feierlih an Eidesſtatt.“ Diefe Berfiherung ift durch Hand— 
ſchlag zu befräftigen. — Solche Berwilliguugen dur bloße Verordnung find 
nad den oben angeführten Reichsgeſetzen fortan unftatthaft. Für Baden ift 
das Gefeß v. 20. Dez. 1848, 8. 9 u. 10, maßgebend. Pal. Spohn, Bad. 
Staatskirchenrecht, ©. 249. ’ 
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3. Die Belehrung über die. Wichtigkeit des Eides erfolgt 
bei allen vor den ordentlichen Gerichten zu leiſtenden Eiven lediglich 
durch den Richter. Niemand kann genöthigt werden, jolche De: 
lehrung von einem Geiftlihen, ſei e8 auch ein Getjtlicher feiner 
eigenen Konfeſſion, anzunehmen, und noch weniger deßhalb fich zu 
dem Getjtlichen zu begeben. Deutjche Civilprozeßordnung v. 1877, 
8. 442, und Strafprozeßordnung (Entwurf $. 50): „Vor der 
Yeiltung des Eides hat der Richter den Schwurpflichtigen in an— 
gemejjener Weiſe auf die Bedeutung des Eides hinzuwetjent). 
In mehreren Deutſchen Staaten iſt die Civesbelehrung durch 
Geijtliche jchon früher und allgemein abgeschafft worden ?). 

4. Niemand, der jich zu einem Eide, von dejjen Yeijtung ge— 
wiſſe Rechte abhängen, bereit erklärt, kann wegen Slaubensanfichten 
von demjelben zurückgewieſen, ihm die Erlangung diefer echte 
alſo verjagt werden, da das Neichsgejeg vom 3. Juli 1869 alle 
aus dem Neligionsbefenntnißg hergeleiteten Beſchränkungen bejeitigt 
hat. Dies gilt ſowohl von Denjenigen, welche erklären, daß ihnen 
ver Ölaube an die Unsterblichkeit und an die Bejtrafung der Uebel— 
thaten in dieſem Yeben und nach dem Tode fehle, als auch von 
Leugnern des Dajeins oder gewiljer Eigenjchaften Gottes (Atheijten, 
Pantheijten u. j. w.). Einen vom Staate aufgejtellten und für 
alle Staatsangehörigen ohne Unterjchted der Religion verbindlichen 
Sottesbegriff gibt es nicht, und was einer oder der andere Neli- 
gionsverein darüber lehrt, fan nicht maßgebend jein. Den Nich- 
tern würde auch eine unmögliche Aufgabe gejtellt jein, wenn fie 
in jedem einzelnen Fall unterfuchen und enticheiven follten, ob dem 
zum Eide Erbötigen der nöthige Grad von Glauben beiwohne. 
Vebrigens ermächtigt fein Gejeß den Nichter oder andere Obrig- 
feiten, Jemanden über feine Auffaſſung von der Eidesformel zur 
Rede zu jtellen ; e8 braucht hierauf Feine Antwort gegeben zu werden ?). 


!) Die Motive zu beiden Entwürfen (VBerhandl. d. Reichstags 1874/75 
3, 147 und 510) fprechen ſich nicht näher aus. 

2) Badifches Gefets v. 29. März 1870: „Bei gerihtlihen Eidesabnahmen 
ift eine Vorbereitung des zu Beeidigenden durch einen Geiftlihen feiner Kon— 
feffion nicht mehr erforderlih. — Bei Betheuerungen der Menoniten an 
Eidesftatt tritt der Zuzug eines Gemeindeälteften in feinem Falle mehr ein. 
(8. u. B.=Bl. 249. Spohn, Ev. KR. 2, 227.) 

3) Ueber die ganze Frage vgl. Marſchner (Dr., Geheimrath in Dresden), 
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8. 24. 


7. Gleichheit der Zeitrechnung (Des Kalenders) für alle Staats- 
angehörigen 9. 


1. Seit dem 18. Februar 1700 it in ganz Deutjchland für 
die Zeitrechnung der Gregorianijche Kalender maßgebend. — Papft 
Gregor XIL. hatte ihn vom 15. Oftober 1581 an für eingeführt 
erklärt, und von den fatholijchen deutſchen Reichsſtänden war die 
bald allgemein befolgt worden. Die Protejtanten weigerten fich 
aber, theilweije aus dem Grund, weil der Papft die Einführung 
befohlen hatte. Endlich nach Verlauf eines Jahrhunderts, im 
Jahre 1699, beichloß das Corpus Evangelicorum zu Regensburg 
die Annahme des neuen Kalenders 2). 

In der Gejeßes- und Gejchäftsiprache aller deutſcher Staaten 
werden die Monate mit den Yateinifchen Namen und die Tage des 
Monats mit Zahlen bezeichnet, nicht mehr nach Heiligen oder 
fonjtigen Ereigniſſen, nach welchen fie die römiſche Kirche nennt. 

In den linfsrheiniichen Gebieten ſtand vom 22. September 1792 
bis zum 1. Januar 1806 der neue Kalender der franzöfiichen 
Republik in Geltung. Derjelbe vechnete das Jahr von der Tag- 
und Nachtgleiche im Herbſt bi8 wieder dahin (22. September bis 
22. September) und ließ die Zählung vom 22. September 1792 be: 
ginnen, welches der Tag nach) Verkündigung der Nepublif war. Das 
Jahr war in 12 Monate von je 30 Tagen getheilt, und 5 Tage als 
Ergänzungstage eingefügt, welche Sanseulottiven heißen. Die 


der Eid im Entwurfe der Deutſchen Civilprozeßordnung (in der Zeitichrift 
für Rechtspflege und Verwaltung für das Königreich Sachſen. Neue Folge, 
39, 289—335). In Nordamerika werden heutzutage Perſonen, bie den 
Glauben an Gott oder an Unfterblichkeit des Menſchen verneinen, überall 
zum Zeugniß zugelaflen und mit dem Eid belegt, und nur bei der Würdigung 
des Zeugniſſes daranf Nücdficht genommen. Dagegen jind fie in einigen 
Staaten noch von öffentlicher Aemtern ausgejchlofien. Der Gottesglaube wird 
übrigens vermuthet. (Nüttimaun, Kirche und Staat in Nordamerika 1871, 
©. 29. 35 —38.) 

1) Piteratur bei Klüber, Deffentlihes Recht 1840, ©. 526, Note b. 

?) Pütter, Hiftor. Entwidl. d. heut. Staatsverf. d. T. R. 2, 20 u. 356. ı 
Schroeckh, Chriftliche Kirchengefch. feit d. Neform 3, 274—276. 
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Monate erhielten neue Namen ?); jeder Monat zerfiel in 3 Dekaden. 
tachdem jchon die Organiſchen Artikel vom 18. April 1802, 
Art. 56, eine Konzefjion zu Gunſten des Gregoriantichen Kalenders 
gemacht hatten, führte ihn ein Senatusfonfult vom 9. September 1805 
wieder vom 1. Januar 1806 an im ganzen Pranzöfifchen 
Reiche ein ?). Ä 
2. Seit 1770 wird auch das Dfterfeft von Proteftanten und 
Katholiken zur nämlichen Zeit gefeiert. Die Proteftanten hatten 
bei Annahme des Gregorianiſchen Kalenders eine neue Berechnung 
der Dfterfeier angenommen, die fich auf richtigere aftronomifche 
Berechnungen jtüßte; diefer traten endlich 1770 die Katholiken bei 3). 


—— 
8. Die bürgerlichen Feiertage. 


Es iſt eine ſelbſtverſtändliche Aufgabe der Staatsgewalt, die— 
jenigen Tage zu bezeichnen, an welchen die Staats- und Gemeinde— 
behörden und Vertretungen keine amtlichen Geſchäfte vorzunehmen, 
die Schulen zu feiern, militäriſche Uebungen zu unterbleiben haben; 
die Erfüllung der meiſten privatrechtlichen Verbindlichkeiten nicht 
verlangt werden und nicht gültig angeboten werden kann; überhaupt 
Jedermann Ruhe von der Arbeit und Stille zu religiöſer Samm— 
lung genießen ſoll. Bis jetzt fehlte es gänzlich an einheitlichen 


Vendemiaire (Weinmonat) 22. Sept. bis 21. Dft. 


ae: 
2. Brumaire (Nebelmonat) 22. Oft. „ 20. Nov. 
3. Frimaire (Reifmonat) 21 OR 20 DER 
4. Nivose (Schneemonat) 21. Dy. „ 19. Sarn. 
5. Pluviose (Regenmonat) 20. San. „ 18. Febr. 
6. Ventose (Windmonat) 19. Febr. „ 20. März. 
7. Germinal (Keimmonat) 21. März „ 19. April. 
8. Floreal (Blüthenmonat)20. April „ 19. Meat. 
9. Prairial (Wiefenmonat) 20. Mai „ 18. Juni. 
10. Messidor (Erntemonat) 19. Juni „ 18. Zuli. 


11. : Thermidor Hitmonat) - 19. Jufi „ 17. Aug. 
12. Fructidor (Fruchtmonat) 18. Aug. „ 16. Sept. 
Vgl. L’art de verifier les dates de la revolution jusqu’au 1 vendemiaire 
an XII. Paris 1823. 12. 
2) Hermens, Handb. 1, 517 und Anm. 1. 
3) Pütter, Hiſtor. Entw. 2, 356. 
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Vorſchriften hierüber, weil das Reich jih noch nicht mit dem 
Gegenſtand befaßte !), die Yandesgejege aus jehr verſchiedenen Zeiten 
herrühren und verſchiedene Syſteme befolgen, in einigen größeren 
‚Staaten ſogar mancherlei provinzielle und Iofale Herfommen fort- 
dauern. Den Inhalt diefer mannichfaltigen Borjchriften ?2) bier 
vorzuführen würde den uns gejtatteten Raum überjchreiten. Da— 
gegen jind einige allgemeine Grundſätze, die bisher ungenügende 
Berückſichtigung gefunden haben, geltend zu machen. 

1. Die Feftjegung der Tage, welche als bürgerliche Feiertage 
gelten jollen, ijt ein unzweifelhafter Gegenjtand des Geſetzgebungs— 
rechts und kann nur injoweit durch Verordnung erfolgen, als das 
Geſetz ausprüdlich hierzu ermächtigt. 

2. Auf das von den einzelnen Kirchen und Neligionsvereinen 
beobachtete Herfommen und die zu Grund liegenden religisjen An— 
ihauungen fann die Gefeßgebung nur injoweit Nücjicht nehmen, 
als Dies mit der allgemeinen Wohlfahrt und mit dem gleichen 
Rechte Aller verträglich ift. 

3. DVerbote öffentlicher Arbeiten, Aufzüge und Luſtbarkeiten 
fönnen nur in der Weiſe erlaffen werden, daß jie für Jedermann 
ohne Rückſicht auf Olaubensbefenntniß bindend find. Es kann 
nicht Aufgabe des Staates fein, für die Mitglieder jeder Konfeſſion 
bejondere Verbote zu erlaſſen, und ihnen damit worzufchreiben, wie 
weit fie jih um ihre Kirche zu befümmern oder nicht zu befümmern 
haben. 3. B. wenn der Staat den Protejtanten und Juden ges 
itattet, am Frohnleichnamstag öffentliche Arbeiten zu verrichten, 


Y Nur Hinfichtlih des Garnifondienftes beftehen folgende Vorſchriften: 
Zu den hohen firdlihen Fefttagen, am welchen Befreiung von jedem Dienft 
eintritt, find zu zählen 1. für Militärperfonen evangeliſcher wie fatholiicher 
Konfeffion: die beiden Weihnachts-, Ofter- und Pfingftfeiertage, Himmel- 
fahrtstag und Nenjahrstag. 2. Für Evangelifche befonders, der Charfreitag 
und der Bußtag, für Katholiken befonders der Frohnleihnamstag. Dem religiöfen 
Bedürfniß der fatholifchen Mannihaften ift ferner an den nachbezeichneten 
katholiſchen Feſttagen möglichft Rechnung zu tragen, nämlich an dem heiligen 
Dreifönigstage, dem Allerheiligentage, Mariä Lichtmeß, Mariä Berfündigung, 
Peter Paulstag und Mariä Empfängniß. 3. Soldaten jüdiſcher Konfeſſion 
follen an den jüdifchen Feiertagen gleichfalls möglichſt vom Dienft dispenfirt 
bleiben. (Vgl. Av. Witzleben, Heerweſen und Infanteriedienft des Deutfchen 
Reichsheeres. LI. Thl. der Infanteriedienft, 13. Aufl. 1872, ©. 211.) 

2) Eine Aufzählung bei Richter-Dove 1874, ©. 780— 782. 
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jo fann er Dies den Katholiken nicht bei Strafe verbieten; und 
wenn er den Katholiken erlaubt, am Charfreitag zu arbeiten, jo 
fann er es den Proteftanten nicht verbieten. Dieſen Gedanken 
hat die badische Verordnung vom 28. Januar 1869 zum richtigen 
Ausdrud gebracht H. 

4. Die Einführung neuer firhlicher Feiertage muß der 
Staat ſchon deßhalb von feiner Genehmigung abhängig machen, 
da eine jolche Firchliche Anoronung auch dann thatjächlich in Die 
bürgerlichen Berhältniffe zurüchwirkt, wenn der Staat diefem Tag 
feinen weiteren Schuß angedeihen läßt. Aus denfelben Gründen 
fann er auch die Verringerung übermäßiger Feiertage und die Ver— 
legung anderer anoronen. 


S. 26 
S. . 
9. Grundſätzliche Konfefiionstofigfeit der öffentlichen Armen= und 
stranfenpflege?). 


1. Im ganzen Deutichen Reich müffen die Armenverbände, 
welchen die Unterftügung hilfsbevürftiger Deutſchen obliegt, poli- 
tiihe Verbände fein; d. h. die Mitgliedſchaft darf an fein be- 
jtimmtes ©laubensbefenntnig gefnüpft fein. Reichsgeſetz vom 
6. Sunt 1870 über den Unterjtügungswohnfis S. 6: „Armen— 
verbände, deren Mitgliedſchaft an ein bejtimmtes Glaubensbekenntniß 
gefnüpft ift, gelten nicht als Armenverbände im Sinne des Geſetzes.“ 
(B.-.-Bl. 361.) Wenn Mitglieder eines Religionsvereins noch 
neben dem politiichen Armenverband einen Armenverein gründen 
wollen, jo jteht ihnen dies frei. Das ijt reine Privatjache. 

2. Die Verwaltung des Armenwejens ift Sache der Vor— 
ſteher und Vertreter. der politifchen Gemeinden oder Kreife und 
der von ihnen bejtellten Deputationen. Auch hier ift die Konfeſſion 
rechtlich gleichgültig. Sollen Geijtlihe von Amtswegen in den 
Armenbehörven fiten, jo muß diefer Vorzug den Geiftlichen aller 
Konfejfionen eingeräumt fein. 

3. Armenhäuſer und Kranfenhäufer, welche der Staat oder 
politiiche Gemeinden unterhalten oder zu verwalten haben, dürfen 


1) V.O.Bl. 7. Spohn, Ev. ER. 2, 277. 
2) Zeller, E., Staat und Kirche 1873. ©. 246—250. R 
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nicht blos Mitgliedern einer Konfeſſion geöffnet, oder die darin 
aufgenommenen Pfleglinge nach der Konfeſſion gejondert werben. 
Ebenjowenig darf die Yeitung folcher öffentlichen Anjtalten Geift- 
lichen eines einzelnen Befenntnifjes übertragen werden. Die Ueber- 
tragung der Pflege an Angehörige getjtlicher Orden ift noch weniger 
zu rechtfertigen. Auch von der Pflege der Kranken und Ver: 
wundeten im Deutjchen Heer find Ordensangehörige auszufchliegen. 
Die gleichen Grundjfäge gelten für Gefängnifje, Waifen- 
anitaltennge im. 


IV. Abſchnitt. 


Von der Zulaſſung von Religionsvereinen, der gefelichen 
Regelung ihrer Verfaſſung und Wirkfamkeit, und von 
dem Maße der denfelben eingeränmten Selbkändigkeit. 


I. Unterabfchnitt. 


Allgemeine Ueberſicht der wichtigsten von der neueren 
deutſchen Öejeggebung befolgten und nothwendig zu 
befolgenden Grundfäße. 


SA: 
Einleitung. 


Seitdem in Deutichland in volliter Ausdehnung der Grund— 
jaß zur Durchführung gelangt tft, daß die Nechte und Pflichten 
des Bürgers durch Staatsgefege bejtimmt fein jollen, ſeitdem ſo— 
dann Gewiljens- und Neligionsfreiheit, ſowie Unabhängigkeit der 
Itaatsbürgerlichen und bürgerlichen Pflichten und Nechte vom Re— 
ligionsbefenntniß zu den wichtigften Grundlagen unfres öffentlichen 
Nechts gehören, find auch andere Vorausſetzungen gegeben zur 
Beantwortung der Frage: was in Deutichland als die Aufgabe 
der Staatsgewalt hinfichtlih der religiöfen oder firchlichen Seite 
des Volfslebens erjcheine, wie weit vernünftigerweije Die Nechte 
und die Pflichten des Staats in dieſer Hinficht reihen. Dieſe 
Frage iſt im legten Mienfchenalter auch innerhalb der Liberalen 
Parteien, welchen unſer heutiges Staatsrecht jeine Gejtaltung ver— 
dankt, in jehr abweichendem Sinne beantwortet worden. Erſt in 
neuejter Zeit, durch die inzwiſchen gemachten Erfahrungen, hat ich 
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eine größere Uebereinftimmung wieder hergeftellt. Die Klärung 
und Befeftigung derjelben erjcheint unter den obwaltenden Um— 
ftänden als ein politiiches Interefje erjten Nanges. Daß die Ge— 
feßgebung vielfach fich noch zaudernd verhält, verjchuldet zum 
Theil die unflare Stellung, die viele Deutſche Protejtanten 
gegenwärtig noch einnehmen, indem fie in ihrer aus Gemüth und 
Schulung entjpringenden duldfamen Gefinnung allzu ängjtliche 
Sorge fühlen, nicht aus fonfeffioneller Voreingenommenheit ihren 
fatholiichen Mitbürgern zu nahe zu treten. Diefe Aengftlichkeit 
iſt entjchteden vom Uebel. Die Dogmen der Fatholiichen Kirche, 
d. h. der römiſchen Päpfte und Konzilten, greifen in taufend 
Dingen in das Gebiet ein, in welhem der moderne Staat ji 
das DVerfügungsrecht vorbehalten muß, d. h. der Staat, der dem 
Proteftantismus feine Geftalt verdankt und der umgekehrt allein 
den Proteftanten, wie allen Nichtkatholifen die rechtliche Exiftenz 
fihert; und darum kann es nicht anders fein, als daß die Päpſte 
unzählige ihrer Dogmen als durch unjere Gefege „verlett” er- 
Hären. Darauf, ob es fich hierbei um ein oder zwei Dogmen 
mehr oder weniger handelt, kann e8 gewiß nicht ankommen. Es 
ijt eine fehr unfruchtbare und fogar jehr verkehrte Mühe, die fich 
Proteftanten und liberale Katholiken zuweilen geben, wenn fie fich 
mit Ultramontanen in eine Debatte darüber einlaffen, ob eine 
jtaatsgefetlihe Meaßregel in ein Dogma der Fatholifchen Kirche 
eingreife oder nicht eingreife. Auch die Beantwortung der Trage, 
wie viele Deutjche den Standpunkt des Papftes, ihres geiftlichen 
Dberhauptes, theilen, kann nicht maßgebend fein für die Beur- 
theilung der dem Staate zujtehenden Rechte, jondern höchſtens für 
die Beurtheilung der Durchführbarkeit gefelicher Maßregeln. Im 
Folgenden ſoll daher verfucht werden, die Grundfäte, von welchen 
die Staatsgewalt in Deutichland bis jett ausgegangen tft und in 
Zufunft Eonjequenterweife noch ausgehen muß, ſyſtematiſch zu 
überbliden und zu begründen. 


S. 28. 
1. Grundſützliche Freiheit der Stiftung neuer Neligionspereine und 
Bejeitigung der Willfür in Bezug auf Verbote von ſolchen. 


Saft in allen deutſchen Staaten ift gegenwärtig bereits ſtaats⸗ 
geſetzlich der Grundſatz anerkannt, daß es den Staatsangehörigen 
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fret jtehe zu neuen Neligionsvereinen zufammenzutreten; und es 
it jogar vermöge des Neichsgefeges vom 3. Jult 1869 veichsge- 
jegliche Verpflichtung der Cinzelftaaten, dieſen Grundfaß zur 
Durhführung zu bringen !). Die alte noch aus dem Mittelalter 
überfommene Meinung, daß e8 ein Interejje des Staates jei, nur 
Eine Religion zu begünftigen, die Bildung vieler Kleiner Religions— 
vereine zu verhindern oder Doch zu erſchweren, iſt in den letzten 
Jahrzehenden allmälig völlig gewichen. 

1. Die Gründung eines Neligionsvereines bedarf biernach 
nicht einer vorherigen Einholung ftaatlicher Genehmigung, es ent- 
hält fein Vergehen, ven Verein ohne vorausgegangene Genehmi- 
gung zu gründen. 

2. Unter welchen Vorausjeßungen ein neuer Religionsverein 
von vornherein als ein rechtswidriger anzujehen jet, jo daß der 
Beitritt zu ſolchem ohne Weiteres ftrafbar macht, ferner wann 
ein Verein aufgelöft und verboten werden dürfe und müſſe und 
von welchen Staatsbehörden jolche Verfügungen auszugehen haben, 
muß durch Geſetz bejtimmt fein, kann nicht dem bloßen Ver— 
ordnungsrecht überlajjen bleiben. | 

3. Ob jedem neuen Religionsverein auch Korporationsrechte 
beigelegt werden jollen, iſt eine andere, für fich zu beanttortende 
Frage. 

8.29, 
2. Erwerb und Berhujt des Korporationsrechts der Neligionspereine; 
Bedeutung deſſelben. Bejondere Borrechte der mit Korporationsrechten 


begabten Neligionspereine. Gründe der Verſagung des Korporations- 
rechts. 


I. In Deutjchland gilt nirgends der Grundſatz, daß ein neuer 
Neligionsverein von jelbjt kraft Geſetzes Korporationsrecht erlangt ; 
vielmehr bedarf es dazu überall der Beilegung dieſes Nechts durch 
Spezialgejeß oder durch bejondere Verfügung des Yandesherrn. 
Für die Entjtehung neuer mit Korporationsrecht ausgeftatteter 
örtlichen Gemeinden eines anerkannten Neligionsvereind bedarf 
e8 wenigitens dev Prüfung und Anerkennung Seitens des Kultus: 
minijter8 oder Minifters des Innern. Infoweit diefe Entjchei- 
dungen in die Hände der Verwaltung gelegt find, muß das Gejeß 


2) Bol. darüber unten. 
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die Grundfäte bezeichnen, nach welchen die Verwaltung dabei zu 
verfahren verpflichtet ijt. Ueber die Wiederentziehung ertheilter 
Korporationsrechte können Borjehriften nur durch Geſetz ge— 
geben werben. 

II. Das einem Vereine beigelegte Necht der Korporation 
ist die ftaatliche Anerkennung des Grundjaßes, daß eine Mehrheit 
von Perſonen, in Bezug auf Beichluffaffung über Vereinsan- 
gelegenheiten und in Bezug auf Vermögensbeſitz als einheitliches 
Rechtsſubjekt, als juriftiiche Perſon angejehen werden joll, zu 
diefem Zwecke aber auch eine vom Staat genehmigte Verfaſſung 
haben muß, worin namentlich bejtimmt it, wie der Wille der 
juriſtiſchen Perfon fich zu bilden und vechtsgültig zu ändern hat, 
Die wichtigjten Konſequenzen diefer Auffafjung in Bezug auf 
Privatrecht find: Die juriſtiſche Perſon kann als ſolche Eigenthunt 
bejiten und erwerben, welches nicht Eigenthum der einzelnen Mit- 
glieder ift, jo dag mithin der Einzelne feine Klage auf Theilung 
des Vermögens hat, Dritten gegenüber für Schulden der Korpo: 
ratton auch nicht perjönlich einfteht, ſondern nur für folche Bei- 
träge, zu denen er nach der Verfaffung ver Korporation verbunden 
it, jo lange er Mitglied derjelben, alfo nicht ausgetreten ift. 

Desgleihen iſt die Korporation fähig, in letzten Willen zum 
Erben eingefegt und mit VBermächtnifjen bedacht zu werden. Ver— 
eine ohne Korporationsrechte entbehren der Gewähr der Dauer; 
das Vermögen, das fie etwa ſammeln, unterliegt täglich) der Ge— 
fahr, daß einzelne Mitglieder die Theilungsklage anftellen 9; und 
wegen dieſer Gefahr mag Niemand größere Zuwendungen an den 
Berein machen. Faſt unausführbar aber iſt die Verbindung einer 
größeren Zahl von Drtsvereinen zu einem Gejammtverein, und 
die ausreichende Sorge für die Heranbildung der nöthigen ©eift- 
lichen oder Neligionsdiener. Niemand wird fich leicht für ein 


) Man pflegt fich hiergegen dadurch zu helfen, daß man das Bethaus 
und andere Grundftüde auf den Namen nur Eines Mitgliedes eintragen 
läßt, einem Mitglied die Schuldfcheine und fonftigen baaren Mittel anver- 
traut. Aber leicht führt Dies zu Schwierigkeiten, namentlih bei Todes— 
fällen, wenn Erben einer anderen Konfefjion konkurriren oder Vormünder 
aufzutreten haben; im nicht wenigen Fällen kommen die Gemeinden auch 
durch Veruntreuung folder Berwalter um ihr ganzes Vermögen (Neichstag 
2. Mat 1871, ©. 540). 
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Amt ausbilden und ſich an ein ſolches binden, deſſen Aufhören 
täglich beſorgt werden muß !). 

IH. Die mit Korporationsrechten begabten Neligionsvereine 
oder Kirchen genießen nach dem geltenden Recht aber auch noch 
andere bejondere Vorzüge vor Neligionsvereinen ohne Korpora— 
tionsrecht. 

1. Das Strafgefeßbuh vom 26. Februar 1876 (früher 
15. Mai 1871) gewährt ihnen, ſowie ihren Einrichtungen und 
Gebräuchen einen erhöhten jtrafrechtlihen Schuß gegen Beſchimpfung. 

2. As bürgerliche Feiertage werden nur Feiertage der evan— 
geliehen und Fatholifchen Kirche, nicht auch folche anderer Reli— 
gionsvereine angejehen. 

3. Verfügungen der Vorſtände oder Vertreter der Kirchen 
fünnen in einer Neihe wichtiger Fälle durch die jtaatlichen Ver— 
waltung sbehörden ohne Anrufen des Gerichts zwangsweiſe zur 
Vollſtreckung gebracht werben. 

4. Den Geiftlichen oder Religionsdienern diefer Neligions- 
vereine kommen theils nach Neichsrecht theils nach Yandesgejegen 
verichtedene wichtige VBorrechte zu. 

5. Für die Heranbildung der Geiftlichen der evangelifchen 
und fatholiichen Kirche beftehen an den meiſten Staatsumiverfitäten 
theologiſche Fakultäten als integrivende Theile dieſer Hochjchulen. 

6. Dieſe Kirchen und Vereine genießen für ihre Gottes— 
häufer, ihren Vermögensbefig und ihre Geiftlichen noch mancherlet 
Sreiheiten von öffentlichen Laſten oder auch andere rechtliche Be— 
günjtigungen. 

Kur die Religionsvereinen mit Korporationsrecht gehörenden, 
dem Gottesdienft gewidmeten Gebäude und gottesdienſtlichen Ge— 
räthſchaften haben die Eigenſchaft von Kirchen und Kirchengeräth- 
Ichaften. 

IV. Bei Beantwortung der Trage, von welchen Grundfägen 
die Geſetzgebung eines Staates, welcher Neligionsfreiheit gewährt 
hinſichtlich der Ertheilung oder Verſagung von Korporations— 
rechten ausgehen ſoll, iſt von folgenden Geſichtspunkten auszu— 
gehen: 

1. Jeder neue Verein, der ſich als „Religionsverein“ bezeichnet 
2) Zeller, Staat und Kirche, 1873, ©. 77. 

Thudichum, Kirchenrecht. 9 
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und als jolcher um Korporationsrechte anjucht, muß über jeine 
Zwede, jeine Verfaſſung, feine Mitglieder und fein Vermögen der 
Dbrigfeit volljtändige Auskunft ertbeilen. 

2. Hinfichtlid der Verfaſſung des Vereins find die Vor- 
Ihriften des Staats unbedingt maßgebend; einem Berein, der fich 
weigert, die vom Staat geforderte Verfaſſung anzunehmen, können 
Korporationsrechte nie ertheilt werden. 

3. Widerjprechen die Zwede des Verein! offenkundig Der 
Staatswohlfahrt, jo müſſen ihm nicht blos Korporationsrechte 
verjagt, jondern er auch oufgelöft werben. Aber auch nicht jeder 
Keligionsverein, der ſich von vornherein als ungefährlich darftellt, 
hat Anspruch auf die Wohlthat des Korporationsrechts. Vielmehr 
iſt zu prüfen, ob nicht die Verewigung eines jolchen Vereins Der 
Staatswohlfahrt wideritreite, und namentlich, ob der Verein nicht 
bet weiterer Ausbreitung dem Staate nachtheilig werden möchte !). 
Die Behauptung, daß jeder Neligionsverein ebenjogut Korporationg- 
rechte verdiene, wie andere weltliche Privatgefellihaften, z. B. Ka— 
ſino's, Schügengefellichaften, Turnvereine u. ſ. w. trifft nicht zu; 
denn Die Zwecke der lettgenannten Geſellſchaften find jehr viel 
beſchränkter als Diejenigen von Neligionsvereinen, welche einen be— 
jtimmenden Einfluß üben auf die fittlichen Anſchauungen und den 
jittlihen Willen ihrer Mitglieder?). Auf feinen Ball Dagegen 
darf der Gefichtspunft entjcheiven, ob ein folcher neuer Verein 
einem bereits bejtehenden Abbruch thut. 

4. Die Bedingungen, unter welchen einem bereitS mit Kor— 
- porationsrechten begabten Verein die Gründung neuer Lokalvereine 
gejtattet werden müſſe, find viel leichter zu finden, da in dieſer 
Beziehung für alle Vereine gleiche Kegeln gelten müſſen. 


S. 30. 

9. Recht und Pflicht des Staates, Die Verfaſſung aller Neligionsper- 
eine in ihren Grundzügen zu regeln. Nothwendigfeit der feiten Ab— 
gränzung Des Geſetzgebungs- und Verordnungsrechts. 

I. Die Verfaſſung und TIhätigfeit der evangelifchen und 
fatholifchen Landeskirchen, welchen 98%, Prozent des deutſchen 


2) Sp auch Zeller, E., Staat und Kirche, 1873, ©. 80—82. 
2) Eine abweichende Anficht vertrat im Neichstag 2. Mai 1871 der Ab-, 
geordnete Gneift (S. 542). 
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Volks angehören, iſt gegenwärtig, wie ſchon früher, in allen wich- 
tigeren Beziehungen durch VBorfchriften der Staatsgewalt, und 
zwar entweder durch Geſetze oder landesherrliche Verordnungen 
geregelt; und ebenſo verhält es fich mit den meisten iraelitifchen 
Landeskirchen. Dieſe Ihatjache beweilt mehr als alles Andere, 
wie die deutjche Staatsgewalt im 19. Jahrhundert ihre Aufgabe 
aufgefaßt hat. Die hauptlächlichiten Gründe für die Berechtigung 
und Nothiwendigfeit diefes Verhaltens find nun folgende: 

1. Bet denjenigen Vereinen, welche Kiorporationsrechte be= 
figen oder erlangen wollen, erfordert ſchon die fejte Ordnung der 
Privatrechtsverhältniffe, daß der Verein eine Verfaſſung befite, 
die fich nach dem Urtheile des Staates zum Genuß der Korpo- 
rationsrechte eignet. 

2. Viel wichtiger als diefer allerdings zwingende aber mehr 
äußere Grund find Die zahlreichen Gründe der Staatswohlfahrt, 
auf welche wir unten zurückommen. 

3. Die aus älterer Zeit her eingeführten Neligionsvereine 
haben ihre Berfafjung nicht durch freie Zuſtimmung ihrer Mit- 
glieder erhalten, ſondern verdanken fie jtaatlichem Zwang. Und 
dieje Berfaffung iſt vielfach mangelhaft, ſchützt die Gemeinden oder 
Einzelnen zu wenig gegen Willfür der Kirchenoberen. Auch hier- 
aus erwächſt dem Staat die Pflicht, Fehler und Irrthümer 
früherer Generationen und Regierungen wieder gut zu machen‘). 
Einen ſeit langer Zeit bejtehenden und einen großen Theil des 
Volks umfaffenden Neligionsverein völlig aufzulöfen, iſt ſchwer 
ausführbar, jo unleugbar auch Das echt des Staates zu einer 
ſolchen Maßregel genannt werden muß; auch mit Strafen läßt 
fih nur einem bejchränften Kreis von Uebeln vorbeugen 2); Die 
wahre Hülfe Liegt nach den Erfahrungen aller Zeiten nur in der 
jtaatlihen Nteform der Kirchenwerfaflung. 

II. Die Regelung der Verfafjung der Neligionsvereine, joweit 


2) Diefen Gedanken bringt auch das Preußiſche Landrecht von 1794 2, 
6, $. 191 zum Ausdrud, indem e8 beftimmt: „Wird nur durch Mißbräuche 
oder Mängel der inneren Berfafiungen die Erreihung des Zweckes gehindert, 
oder Nachtheil für das gemeine Wohl hervorgebradt: jo ift der Staat nur 
befugt, zur Abſchaffung der Mißbräuche und Wieberherftellung der guter 
Ordnung zwedmäßige Mittel vorzufehren.“ 

2) Bol. E. Zeller, Staat und Kirche, 1873, ©. 83. 
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ſie der Staat für ſich anſpricht, muß in allen wichtigeren Be— 
ziehungen durch die Geſetzgebung geſchehen und kann nicht 
dem Verordnungsweg überlaſſen bleiben. Nur dann kann auch die 
ſichere Gränze des Gebiets gezogen werden, in welchem die Reli— 
gionsvereine ſich nach ihrem Belieben frei bewegen dürfen, oder 
in welchem Seitens der Landesherrn und ſtaatlichen Behörden 
wenigſtens Nichts ohne ihre Zuſtimmung geändert werden darf. 
Nichts hat mehr dazu beigetragen, die nothwendigen Rechte des 
Staats über die Kirchen in den Augen auch von Proteſtanten 
in Mißkredit zu bringen, al8 die Willfür, welche fich beim Mangel 
genügender Geſetzesbeſtimmungen Kabinette und Miniſter in Eirch- 
licher Angelegenheiten bis in neuejte Zeit erlauben durften. Um— 
gekehrt kann auch nur die fejte gejeßliche Dronung ven Staat 
ſchützen gegen ein unvorſichtiges oder gar leichtfinniges Preisgeben 
der jtaatlichen echte über die Kirchen. Endlich bildet fie die 
Borausjegung für die Entſcheidung Firchlicher Rechtsſachen nad 
Nechtsregeln durch die ordentlichen Gerichte oder durch Verwal— 
tungsgerichte. 


8. 31. 


4, Bon der jtantlihen Kontrofe über die Beliebungen der Religions» 
bereine (Recht des Placet). 


1. Aus dem Grundjfage, daß allen Neligionsvereinen im 
Staate nur dasjenige Maß von Selbjtändigfeit zukommt, welches 
die Gejete ihnen zugejtehen, folgt die Negel: Beliebungen oder 
Erlaffe von Neligionsvereinen oder deren Dberen, welche Staats- 
gejegen und gejeßmäßigen Staatsverordnungen zumwiverlaufen, find 
ipso jure ungültig. Es bedarf nicht erjt einer Außerkraftſetzung 
derjelben durch Die Negierung, und ebenjowenig kann umgefehrt 
ihre Ungültigfeit durch hinzukommende Negierungs-Beitätigung ge- 
hoben werden. Alle Behörden des Staats würden, falls die 
Frage zu ihrer Entſcheidung erwächft, eine folche Firchliche Anord— 
nung als nicht vorhanden. zu behandeln haben. Außerdem fommt 
in den meiſten Staaten dem SKultusminifterium oder dem Ge— 
jammtminifterium oder auch dem Staatsrath die Befugniß zu 
durch öffentliche Bekanntmachung die firchliche Anordnung für 
außer Wirkſamkeit geſetzt zu erklären. 
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2. Auch in denjenigen Angelegenheiten, welche die Staats— 
geſetze der eignen Entſcheidung der Religionsvereine anheimſtellen, 
kann die Selbſtändigkeit der letzteren keine ganz freie ſein; viel— 
mehr muß der Staatsregierung das Recht verbleiben, gegen alle 
Beliebungen und Anordnungen der Vereine oder ihrer Oberen 
ein Veto einzulegen, falls ſie zur Ueberzeugung kommt, daß ſolche 
der Wohlfahrt oder Sicherheit des Staates zuwiderlaufen. Dies 
gilt nicht bloß von Verfaſſungsfragen und Vermögensangelegen— 
heiten, jondern auch gerade von Glaubens- und Sittenlehren, da 
die Staatswohlfahrt bei dieſen am allermeijten betheiligt iſt. Ganz 
unentbehrlich iſt dieſe ftaatliche Kontrole bei der römiſch-katholiſchen 
Kirche, in welcher Laien und niederer Klerus von jeder Theilnahme 
an der Firchlichen Gejetgebung und Verwaltung ausgejchlojjen find 
und deren Bijchöfe ebenfalls in Abhängigkeit von außerhalb des 
Staatsgebiets befindlichen Oberen jtehen, während es der Staat 
jelbjt fait noch nirgends zu einer genügenden Regelung der Firch- 
lichen Einrichtungen gebracht bat. 

3. Aus den beiden eben entwicelten Gründen erjcheint es 
nicht bloß jachdienlich, jondern geradezu nothiwendia, daß Eirchliche 
Beliebungen (Kirchengefege und Verordnungen) entweder Durch 
den Yandesherrn jelbjt verkündigt werden, oder daß wenigftens 
allen Bereing-Dberen zur Pflicht gemacht werde, von allen neuen 
Beliebungen und Verfügungen, ehe dieſelben zur Verkündigung 
und Ausführung kommen, der Staatsregierung Kenntniß zu 
geben und abzuwarten, ob etwa Ausftände gegen ihre jtantsge- 
jegliche Zuläffigfeit oder ihre Vereinbarkeit mit der Staatswohl- 
fahrt geltend gemacht werden. Androhung von Strafen gegen 
diejenigen, welche geſetzwidrige Firchliche Erlaffe publiziren, werden 
nicht genügendes Abfchrefungsmittel fein, weil die böſe Abficht 
nicht immer genügend klar gejtellt werden kann; und in anderen 
Fällen kann fie ohnehin gar nicht Plat greifen. Der Würde der 
Stantsgewalt entſpricht es ſicherlich allein, dak diefe Prüfung im 
Doraus vor der Verfündigung jtattfinde. Die Negierung darf 
ſchon nicht genöthigt bleiben, einen Firchlichen Erlaß hinterher für 
vechtsungültig erklären zu müſſen. Noch weniger aber darf fie 
in die Lage verſetzt werden, gegen einen Erlaß, der am fich nicht 
ungejeglich ift, nach. feiner VBerfündigung mit Reklamationen auf- 
treten zu müfjen, die nothwendig zu Konflikten führen, und, wenn 
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fie für die Negierung auch günftig ausfallen, ihr jelbjt wie den 
kirchlichen Oberen Verlegenheiten bereiten. 

Dieje Pflicht zur Einholung des landesherrlichen Placets be- 
jteht für die evangelische Kirche in allen Staaten, für die Fatho- 
liſche in vollem Umfange noch in Bayern, Elſaß-Lothringen, König— 
reich Sachſen; in völlig abgeſchwächter, und daher werthloſer Ge— 
ſtalt in Baden, Württemberg und Heſſen, und gar nicht mehr in 
Preußen. 


8. 32. 


5. Grundprinzipien und Aufgaben der neueren deutſchen Staats- 
geſetzgebung hinſichtlich der Verfaſſung der Religionspereine, 


1. Bor allen Dingen ift der Gefetgeber in neuerer Zeit be- 
jtrebt geweſen, für alle Neligionsvereine, welchen Korporationsrechte 
zugejtanden find, grundſätzhiche Gleichheit walten zu laffen, 
nach Möglichkeit felbft den bloßen Schein von Gunſt oder Miß— 
gunft zu vermeiden. Am vollfommenften läßt fich dieſelbe immer 
in finanziellen Dingen erreichen, nach anderen Nichtungen ift fie 
unvollitändig, in anderen gar nicht durchführbar. Die Kirchen 
oder Neligionsvereine find eben feine gleichen Größen; fie haben 
jehr abweichende Macht, Verfaſſung, Gejchichte, Beitrebungen und 
erheifhen gerade von Seiten desjenigen Gejetgebers verſchiedene 
Behandlung, der bereit iſt, hiftorifch gewordenen Zuſtänden im 
weitgehender Weife Rechnung zu tragen !). 

2. As oberite Aufgabe des Staates ericheint es, das wichtige 
Recht der Gemwiljensfreiheit in der DVerfaffung aller Religions— 
vereine zur Geltung zu bringen, die Gemeindegliever jowohl wie 
die untergeordneten Geiftlichen gegen laubensinguifitionen und 
Bedrückungen zu jchüßen ?). 

a) Bon bejonderer Wichtigkeit ift, daß die Staatsgeſetze nun 
faft überall der früheren Gewohnheit von Landesfürjten oder 
Miniftern, ihren evangelifchen Unterthanen ohne deren Zuftimmung 
Borfchriften über Lehre und Gottespienftordnung zu geben, einen 
feiten Niegel vorichieben. Die Zeiten, wo man dergleichen Oktroy— 


1) Sehr zutreffende Beurtheilungen bei R. v. Mohl, Politit 1, 203 bis 
206 (1862) und E. Zeller, Staat und Kirche. 1873. ©. 81—83. 
2, Vgl. ſchon oben ©. 33. 
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rungen mit der jtillfhweigenden Einwilligung der Kirchen vecht- 
fertigen mochte, find im neunzehnten Jahrhundert unzweifelhaft 
vorbei. Nicht einmal mehr durch fürmliches Staatsgejet, aljo 
unter Zujtimmung der Yandesvertretung, fünnen dergleihen Glau— 
bensjachen geregelt werden, wie es früher in den evangelifchen 
Ländern meiftentheils geſchah und in England noch jest mög- 
lich ijtt). 

b) Ein Schuß der einzelnen Gemeinden, gegen zwangsweife 
Aufnöthigung von Neuerungen in Lehre und Gottesdienjtordnung 
durch Dbere des Vereins oder Vertretungen des Vereins ijt zwar 
der großen Mehrzahl der deutichen Staatsgejege fremd, im Preu— 
ßiſchen Allgemeinen Yandrecht von 1794, 2, 11, 8. 45 aber jchon 
ziemlich unzweideutig anerfannt 2). 

Die erjte neuere evangeliſche Synodalordnung, welche ihn mit 
voller Bejtimmtheit gewährt, ift meines Wiſſens diejenige des 
Großherzogthums Helfen vom 6. Januar 1874, 8. 3, welche fich 
hierin an frühere VBorjchläge des Abgeoroneten und Ausjchußmit- 
gliedes des Hejjiichen Proteftantenvereins, Oberſtudienraths Dr. 
Georg Thudihum anlehnt. In dem Entwurf einer evangelijchen 
Kirchenverfaffung, welchen verjelbe im 3. 1862 veröffentlichte ?), 
und welchen der Heſſiſche Protejtantenverein jpäter in Tauſenden 
von Exemplaren verbreiten ließ, war in 8. 11 folgende Beſtim— 
mung vorgejehen: „&emeinden und Einzelne find verpflichtet, fich 
den verfaljungsmäßigen Verfügungen zu unterwerfen; doch darf 


1) In England übt bis auf diefen Tag das Parlament, obwohl darin 
Diffenter8 und Katholiken fiten, ‘das Recht, die Gottesdienftordnung und 
Lehrordnung der Anglifanifchen Staatskirche zu regeln. 

2) Vgl. oben ©. 33, Anm. 2. — Das Staatsgeſetz des Kantons Bern 
vom 30. Weinmonat (Dftober) 1873 über die Organifation des Kirchen- 
weſens 8. 47 legt den einzelnen Kirchgemeinden ein Ablehnungsrecht (Beto) 
. gegen Beichlüffe der Kantonsſynode bei, welche die chriftliche Lehre, den Kul— 
tus, die Seelforge und die religidfe Seite des Pfarramtes betreffen. So— 
bald fi die abfolute Majorität einer Kirchgemeinde dagegen erklärt, gilt für 
fie der Synodalbefhluß nicht. Diefes Ablehnungsreht ift innerhalb ſechs 
Monaten vom Tage der Bekanntmachung des betreffenden Beſchluſſes an 
geltend zu machen. Eine Abftimmung der Gemeinde kann vom Kirchen 
Gemeinderatb und von einem Drittheil der Etimmberedtigten verlangt 
werben. 

3) Kirchliche Bedenken Ar. II. 
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in Sachen des Kultus und der Lehre einer Gemeinde wider ihren 
Willen auch von der Geſammtkirche Nichts aufgedrungen wer— 
den, wogegen auch ihr ohne Zuſtimmung der Gejammtfirche 
in Kultus und Yehre feine Veränderung vorzunehmen gejtattet iſt.“ 
(Bal. auch 8. 46 des Entwurfs). Auf dem 7. Deutſchen Prote- 
ftantentag zu Leipzig am 14. Auguft 1873 wurden ähnliche An— 
träge von Sted, Seydel und Schmidt noch abgelehnt (!). 

Seitdem hat aber die Preußtiche Generaliynodalordnung vom 
20. Januar 1876, $. 7, Ziffer 3 und die Klirchengemeinde- und 
Synodalordnung für Schleswig-Holtein vom 4. November 1576, 
8. 95 den Grundſatz rückhaltlos angenommen. 

Es dringt ſomit in Deutfchland unaufhaltfam die Erfenntnig 
der alten Wahrheit durch, daß der für den Staat unentbehr- 
lihe Grundjag von der abfoluten Geltung der Geſetze, und von 
der Nichtberücjichtigung des Willens von Minoritäten, in feiner 
Weife auf die Kirchen paßt. Die Angehörigfeit zu einem Reli— 
gionsverein beruht, anders als die Angehörigfeit zum Staat, auf 
völlig freiem Willen; die Kirche hat es nur mit gemeinfamer Er- 
bauung und Belehrung zu thun, was bis zu gewiſſem Grab ge- 
meinjame veligiöfe Ueberzeugungen vorausjeßt. Dieſe Ueberzeu— 
gungen laffen fich durch Befehle weder jchaffen noch ändern; folche 
Defehle fünnen daher in denjenigen Gemeinden, gegen deren Ueber: 
zeugungen fie verjtoßen, niemals Gutes wirken, jondern nur, je 
tiefer das religiöfe Leben gewurzelt ift, deſto lebhafteren Wider— 
ftand hervorrufen, und am der Stelle des Friedens den Unfrieven 
jeßen. Sie würden in vielen Fällen den Austritt diefer Orts— 
gemeinden aus der Gejammtfirche zur Folge haben, wenn dieſer 
Austritt unter Mitnahme des DOrtskfirchenvermögens Statt haben 
fönnte, was nach den Staatsgejegen nicht der Fall ift. Daß in 
Lehre und Gottesdienftordnung feine Einförmigfeit, ſondern mög— 
lichjte Freiheit der Einzelgemeinden jtattfinden dürfe, ijt jchon in 
den erjten Jahren der großen Kirchenreformation auf der Heſſi— 
ihen Synode zu Homberg 1526 zur Anerkennung gebracht und 
in den feinen veformirten und lutheriſchen Kirchen in den Herzog: 
thümern Cleve, Jülich, Berg am Niederrhein von den Synoden 
meijtentheils mit ven heilſamſten Wirfungen befolgt worden. 
Eine Gränze freilich haben auch diefe Rückſichten. Ein Wider- 
Ipruchsrecht von Minoritäten der einzelnen Ortsgemeinde kann e8 
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nicht geben, da jonft jedes Gemeindeleben überhaupt aufhören 
müßte. 

c) Umgekehrt darf der Staat feine DVerfaffung eines Neli- 
gionspereines dulden, welche ihm eine Reform dieſer Verfaffung 
oder der Yehr- und Gottesdienjtordnung unmöglich macht, welche 
die jüngere Generation in Bande fchlägt, die eine frühere Ge— 
neration oder ein einzelner Gewalthaber ehemals jchmiebeten. 
Dies würde heißen, eine Majorität von der Willfür einer Mino— 
rität, ja wohl einzelner weniger Perſonen abhängig zu machen, 
und jede naturgemäße Entwidelung in Wifjenjchaft, religiöjfer Er- 
fenntnig und duldſamer Gefinnung vernichten. Unabänderliche 
Kirchenverfaffungen und Ordnungen find ebenfo rechtswidrig und 
unverbindlich, wie unabänderliche Staatöverfaffungen!). Ob die 
Beitimmung mancher neuen evangelifchen Synodalordnungen, wo— 
nach die Synoden Feine Abänderung des Befenntnijjes jollen be- 
Ichließen, oder beantragen dürfen, diefem Grundſatze widerjpricht 
oder nicht, kann erſt ſpäter unterjucht werden. 

d) Auch wenn der Staat für Schuß der Gewifjensfreiheit 
und für die Möglichkeit der Fortentwickelung geforgt hat, bleiben 
Spaltungen vielleicht dennoch nicht aus, und nöthigen unter Um- 
jtänden den Staat, ordnend und verjühnend einzugreifen. Es 
wird dies regelmäßig nur durch Spezialgejete geichehen können ?). 
Ein allgemeines Necht Eirchlicher Ortsgemeinden, aus Gewiſſens— 
bevdenfen aus dem Kirchenverband auszutreten und das Kirchen— 
vermögen zu behalten, ift in feinem deutſchen Staat aner- 
fannt; ebenfo wenig ein Necht der Minorität, mit einem ent- 
iprechenden Antheil des Kirchenvermögens auszutreten ?). 

V Bol. R. v. Mohl, Staatsreht des Königreichs Württemberg 1, 96, 
Anm. 5. Der Koran fagt: „Aenderung ift Neuerung, Neuerung ift ber 
Weg zur Hölle.“ Ueber die Wirkungen eines folhen Prinzips vgl. v. 
Treitichfe in den Preuß. Sahrbücern 37, 685, Sunt 1876. 

2) Fiir die Synagogen» Gemeinden in den acht alten Provinzen Preu— 
ßens bat das Geſetz vom 23. Juli 1847, 8. 53—57 und 69 den beiden 
Miniftern des Kultus und des Innern weitgehende Vollmachten beigelegt. 
(6.-©. 274 und 277.) 

3) Bol. über die Frage: Ahrens, H. Naturreht 2, 497. 1871. Rütti— 
mann, Kirche und Staat in Nordamerifa. 1871. ©. 106. Bluntſchli in 
der Kritifchen Vierteljahrsſchrift 14, 253. 1872. Berhandlungen des Preu— 
ßiſchen Abgeordnetenhaufes vom 5. Mai 1876 über Anträge von Virchow 
und Klotz. 
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e) Daß wegen Ölaubensanfichten Niemand aus der Kirche 
ausgejchloffen werden dürfe, wurde jchon oben als allgemein gel- 
tende Konſequenz der Gewifjensfreiheit hervorgehoben 9. 

3. Der Staat ijt ebenfowohl berechtigt als verpflichtet, der 
Sejammtheit der Mitglieder des NReligionsvereins, den Laien, wie 
auch den einfachen Getftlichen, eine entprechende Mitwirkung bei 
der Regelung der DVereinsangelegenheiten zu gewähren, alio: 
Kirchenvorjtände und Gemeindevertretungen, ſowie Synoden ing 
Leben zu rufen, den Gemeinden wie den Shnoden eine Stimme 
bet der Beſetzung der geiftlichen Aemter einzuräumen, und die 
Rechte der Kirchenmitgliedichaft unter den Schuß der gewählten 
Bertretungen zu ftellen. Nur eine ſolche Berfafjung der Kirchen 
gejtattet e8 der Staatsgewalt, den Kirchen Diejenige freie Bewe- 
gung einzuräumen, welche ihnen im konfeſſionsloſen Staate zu— 
fommen jollte. 

Wo Yehre, Gottesdienjtordnung und Kirchenzucht in Ueberein- 
ſtimmung mit den Weberzeugungen der Mitglieder des Religions— 
vereins bleiben, werden die Anläffe zur Anrufung der Hülfe des- 
Staats gegen Mißbräuche jelten; und ebenjo müſſen Gegenjätze 
zwifchen Staat und Kirche, welche immer nur hierarchiſchem Ein- 
flug entfpringen, allmählich jchwinden. Denn in einem Staat, in 
welchem das Volk durch ſeine Vertretung an der Gejetgebung und 
Staatsleitung Theil nimmt, lernen die Mitglieder der Religions— 
vereine jchließlich einjehen, daß, was fie dem Staate abjtreiten, fie 
ji jelber ftreitig machen. Jenen Weg hat die Staatsgewalt jchon 
einmal im jechszehnten Sahrhundert, bei Beginn der Reformation, 
eingejchlagen und bat ihn in unferem Zeitalter von Neuem be— 
treten. In allen evangelifchen Kirchen iſt diefe Reform durch) 
ſtaatliche DVeranftaltung durchgeführt oder im der Durchführung 
begriffen; ebenjo in den Sfraelitifchen Yandesfirchen, während ihn 
die meiften kleineren Aeligtonsvereine, neuerdings auch die Alt- 
fatholifen von jelbjt zur Geltung brachten. Es muß fi unfehl- 
bar die Ueberzeugung mehr und mehr Bahn brechen, daß eine 
jolche Berfaffung auch der römiſch-katholiſchen Kirche von Staats- 
wegen vorgeichrieben werden darf und muß. 

Bor 86 Jahren ift es im größten katholiſchen Staat Europas, 


1) ©. 33. 
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in Frankreich, geſchehen, und würde jett europäiſches Necht fein, 
wenn nicht Napoleon I. ſich zum Zwede der Erreichung jeiner ehr- 
geizigen Pläne wiederum zum Diener des Papftes erniedrigt und 
jich zugleich zum Despoten der Kirche aufgeworfen hätte. Das 
Borbild Napoleons und der tiefe Schreden vor allen Ideen ver 
franzöfifchen Revolution — die in diefem Punkte doch nur einige 
Gedanken der Neformationszeit äußerlich nachahmte — lenkten alle 
Staaten auf lange Zeit wieder in andere Bahnen, bis die Erfah 
rungen des letzten Menjchenalters zur Erfenntniß der alten Wahr- 
heit zurücführten. Es find die vorwiegend oder halb protejtantt> 
jchen Kantone der Schweiz, voran Aargau und Bern, welche einen 
Blick in die Zufunftsgejegebung freier Staaten eröffnen). 

In Preußen tft ein vorläufiger Anfang gemacht durch das 
Geſetz vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung in den 
fatholifchen Kirchengemeinden. Weiter zu gehen ift in der nächjten 
Zeit vielleicht noch unthunlich, weil die katholiſchen Kirchenverhält- 
nijje im Preußen durch die frühere Kurzfichtigfeit der Negierung 
in einen jo üblen Zuſtand gerathen find, daß der niedere Klerus 
und die fatholiiche Bevölkerung erſt allmählich wieder die Fähig— 
feit erlangen werben, Nechte, die ihnen der Staat anvertraut, zu 
ihrem und des Staates Wohl zu gebrauchen 2). 

4. Zu den wichtigjten von allen Vorſchriften, welche die deut- 
Ihen Staatsgefege den Neligionswereinen machen, gehören die— 
jenigen über die Vorbedingung zur Bekleidung geiftlicher Aemter, 
und es ift das der Punkt, in welchem mehr als in irgend einem 
andern zum Vorſchein fommt, wie fich nach deuticher Anſchauung 
die Aufgaben des Staats und diejenigen der Neligionsvereine zu 
einander verhalten. Daß nur unbejcholtene Männer die Kanzel 
bejteigen und im Beichtjtuhl fien jollen, nicht Verbrecher und 
auch nicht Xeute, welche im Volke Zwietracht ſäen und e8 zur Auf- 


) Bern, 19. Jamuar 1873. Genfer Gefete von 1871—1875 (bei Zorn, 
Kirchenftaatsrechtlihe Gejeke. 1876. ©. 146 ff.). 

2) Zu den deutſchen Publiziſten und Politikern, welche im Allgemeinen 
ein Vorgehen des Staats in der gefehilderten Nichtung vertheidigt haben, 
gehören: H. Ahrens, Naturreht oder Philofophie des Rechts. 1871. 2, 496 
und 500; H. von Sybel, Virchow u. A. — Auch in DOefterreih und Italien 
beginnt der Gedanke Geftalt zu gewinnen. Bal. 3. B. Beſchluß des nieder- 
öfterreihtichen Parteitags vom 21. Juni 1874. 
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lehnung gegen die Obrigkeit anleiten, wird in allen civilijirten 
Staaten der Welt als jelbjtwerjtändlich betrachtet und iſt überall 
geſetzlich ausgeſprochen; ebenjo dar nur Inländer zu geiftlichen 
Aemtern gelangen fünnen, weil nur von ihnen volle Hingabe an 
den Beruf, das Wohl des Volkes und Staates zu fördern, er- 
wartet werden fann. In Deutjchland verlangen wir aber mehr: 
Erziehung der künftigen Geiftlichen in der nämlichen Sreiheit, auf 
den nämlichen öffentlichen Lehranſtalten, wo auch die übrige 
Jugend ihre Bildung empfängt, nicht hinter Klojtermauern und 
in Eofterartigen Knabenſeminarien, worin die Jünglinge in künſt— 
licher Abfperrung gegen die wichtigjten Fortſchritte nicht bloß der 
Wiſſenſchaft fondern auch der Geiftesfultur überhaupt gehalten 
werden. Der deutſche Staat, welcher durch Unterhaltung zahl: 
reicher Univerfitäten und vieler Hunderte von Gymnaſien Die 
leichtefte Gelegenheit bietet, ich eine höhere Bildung zu ver— 
ihaffen, und welcher diefe höhere Bildung nicht bloß für alle 
Staatsbeamten und öffentlichen Yehrer, jondern auch für Rechts— 
anwälte, Aerzte und alle Privatlehrer fordert, kann, ohne die 
größte Infonfequenz von der gleichen Forderung für die Geijtlichen 
unmöglich abjehen. Neben den öffentlichen niederen und höheren 
Schulen find die Kirchen diejenigen Anftalten, von welchen die 
intellektuelle und namentlich die fittlihe Bildung des Volks ganz 
wefentlih abhängt. Noch ehe das Kind in die öffentliche Schule 
tritt, fommt es unter die Einwirkung der Geiftlichen, und verbleibt 
unter derjelben, wenn es. die Schule längſt verlaffen hat. Die 
Kirche umfpannt das ganze Leben des Menichen von der Geburt 
bis zum Tode und bat auch ganz andere Mittel der Einwirkung 
auf die Gemüther als der Staat, um jo mehr, als der Staat 
feinen Anjpruch darauf erhebt, in jeinen Schulen eine bejtimmte 
von ihm für die beſte gehaltene Keligion lehren zu lafjen, jondern 
diefes Feld den Kirchen mehr oder weniger überläßt. Der liberale 
aber undeutiche Lehrſatz des Jahres 1848, daß, wenn der Staat 
allen Einfluß der Geiſtlichen auf die Schulen befeitige und die 
Kinder vom 6. bis 14. Jahre an im Leſen, Schreiben, Rechnen, 
Geſchichte und Naturwiffenichaft unterrichten laſſe, von felbft alle 
Gefahren gehoben werden würden, die die 10,000 Kanzeln und 
20,000 Beichtjtühle einer einheitlich geleiteten abhängigen Priefter= 
Ihaft in fih bergen, daß man fich daher um Geiftliche, Sefuiten, 
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Klöfter nicht mehr weiter zu befümmern brauche — diejer Lehrſatz 
bat fich in Deutſchland Schnell als ein fehr naiver Aberglaube 
herausgeftellt. Man hat wieder einjehen gelernt, daß das in 
Deutichland früher ein halbes Sahrhundert hindurch, auch in dem 
vorwiegend katholiſchen Bayern eingehalten gewejene Shitem das 
richtigere war und daß es namentlich junge Staaten nicht vergefjen 
dürfen mit dev Macht gejchichtlicher Traditionen zu vechnen. 
Wenn der Staat eine freie und eine wifjenjchaftliche Ausbil- 
dung der Geiitlihen aller Neligionsvereine, namentlich aller der— 
jenigen mit wejentlich hierarchiſcher Berfaflung fordert, jo ge— 
Ichteht dies zur Abwendung ganz bejtimmt erfennbarer Gefahren, 
nämlich derjenigen, die aus der Unwiſſenheit und Unbildung, aus 
der religiöfen Unduldſamkeit und aus der Gleichgültigfeit gegen 
Wohl und Wehe des deutichen Vaterlandes nothwendig entipringen 
müfjen. In Deutjchland, welches vwielerlet Neligionsvereine mit 
gleichen Nechten hat, muß von jedem Neligionslehrer verlangt 
werden, daß er die Neligionsanfichten anderer Neligionsvereine 
fenne, auch in der Gefchichte der chriftlichen wie der nichtchrift- 
lichen Religionslehren nicht unbewandert jet. Dieje Kenntniß ift 
ja erjte Vorausjegung ihrer richtigen Würdigung und Achtung. 
Wer nur Eine Glaubensanficht fennt und als die allein zuläffige 
preijen hört, wird nothiwendig alle Andersglaubenden als Irrende, 
al8 von der göttlichen Wahrheit Abtrünnige, folglich als Verlorene 
und Feinde zu betrachten fich gewöhnen, und fie aud) jeinen Schülern 
als jolche hinſtellen y. Der jo genährte Religionshaß wird nicht 
nur in den Familien und in den Gemeinden Unfrieden jtiften, 
jondern zuletzt auch feine Spitze gegen die Obrigkeit jelbjt fehren, 
wenn das Staatsoberhaupt und die einflußreichen Beamten ſowie 
die Mehrheit der Volksvertretung nicht zu der Kirche gehören, 
welche eine jolche fanatiſche Partei als die alleinfeligmachenvde hält. 
Dieje Partei wird, jobald fie einfieht, daß ihr im Inlande die 
Kräfte fehlen ſich ans Ruder zu Schwingen, nach Außen gravitiren, 
jih um Bundesgenofjen im Ausland umſehen; und Dies wird um 
jo gefährlicher werden, wenn ihre Leiter und Führer Ausländer 
find und auf die Handkungen fremder Staaten großen Einfluß 


1) Bal. fhon Rousseau, Contrat social. 4. Bud. Schluß des 8. 
Kapitels, 
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haben. Mäßigung und wo möglich Erſtickung des Neligionshafjes 
iſt alfo der wichtigfte Zived der vom Staat geforderten Bildung. 

Die geiftige und gemüthliche Unbefangenheit, welche ument- 
behrliche Vorausſetzung ift zur Erkenntniß aller Wahrheit und zur 
Unterfchetdung des Irrthums von derfelben, jet es in Bezug auf 
Würdigung Hiftorifcher Ueberlieferungen oder der Schlüffigfeit 
Logifcher Folgerungen, wird am Erſten zu finden fein auf folhen 
höheren Lehranftalten, die nicht von Einer Neligionspartei allein 
abhängen, ſondern unter der höheren unparteiiſcheren Autorität 
des Staats ftehen, deren Lehrer unter Mitwirkung der Yehrförper 
ernannt werden, nicht willfürlich entlajjen werden können, vielmehr 
in Hinficht der Verkündigung ihrer wiffenjchaftlichen Ueberzeugungen- 
verfaffungsmäßig unabhängig find (Grundſatz der Freiheit der 
Wiſſenſchaft.) Yehranftalten mit einer jolchen freien Verfaſſung 
und mit einer ausgedehnten Mifchung aller Konfejjionen bei Leh— 
rern und Schülerin find die deutſchen Univerfitäten, und theilweije 
die deutjchen Gymnaſien, mehr als in irgend einem anderen Lande 
der Welt, die Schweiz ausgenommen. Wenn Die deutiche Gefeß- 
gebung daher Ausbildung aller Geiftlichen auf Deutſchen Gym— 
najien und Univerfitäten fordert, jo geichieht dieß in vollfommen 
richtiger Würdigung der wichtigen Vorzüge unjerer Bildungsan- 
Italten. Es iſt dies aber auch aus dem andern Grumde gerecht- 
fertigt und nothwendig, weil nur Lehrer, die deutſche Staats- 
beamte find, die amtliche Pflicht Haben, auch vom Katheder die 
Unterordnung aller Kirchen unter die Staatsgewalt, die gleiche 
Berbinplichkeit aller Bürger zum Gehorſam gegen die Gejete und 
zur Treue gegen Obrigkeit und Vaterland und zur duldfamen Ge- 
ſinnung gegen ihre Mitbürger zu verfünden, und fo dazu mitzu- 
wirken, daß die fünftigen Geiftlichen auch zu guten Unterthanen 
herangebildet werden. Ihre Wirkung können aber viele ftaat- 
lichen Veranftaltungen nur üben, wenn aud die Schüler die Un- 
befangenheit und Beweglichkeit des Geiftes und Gemüthes mit- 
‚bringen, welche ſie fähig und willig macht, verſchiedene Anfichten 
zu hören und über fie nachzudenken, nicht alfo nach Kommando zu 
glauben und zu verdammen. 

Daß jo manche Stalienijche und Franzöfiiche Katholifen und 
Engliſche Proteftanten, welche fich für freifinnig ausgeben, die 
eben gejchilderten Grundſätze unferes deutſchen Unterrichtsrechts 
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nicht verjtehen fünnen, ift Fein jo großes Wunder. Allen dieſen 
Staaten fehlen Lehranſtalten wie die unſrigen find, fehlt über- 
haupt die allgemeine Schulpflicht und kommt neuerdings ſogar der 
Grundſatz abhanden, daß Univerfitäten Staatsanftalten fein müffen 
umd nicht Kirchenanftalten fein dürfen. Solche Berirrungen wird 
man in Deutjchland nie und nimmer erleben. 

5. Der mittelalterlichen Ausartung des Kirchenrechts, wonach 
zwei Drittel aller Pfarritellen fich in den Händen von Mönchen 
befanden, hat die Staatsgefeßgebung auch für die katholiſchen 
Pfarreien längit ein Ende gemacht, und den Weltflerus wieder in 
die Stellung zurüdgeführt, aus welcher ihn die Päpfte verdrängt 
hatten. Nachdem ſodann der Deutfche Boden von Neuem faft 
gänzlich den Mönchsorden und Klöftern verjchloffen worden ift, 
naht mehr und mehr die Zeit heran, in welcher der Staat auch 
einer andern mittelalterlichen Erfindung der Päpſte, dem Zivangs- 
zölibat der Priejter, ein Ende machen, und jeden Priefter in feinem 
Amte ſchützen wird, wenn er fich des unveräußerlichen Rechts be- 
dient, eine Familie zu gründen und damit ver bürgerlichen Ge- 
ſellſchaft voll anzugehören !). 

6. Geſetzliche Vorſchriften über die VBorbildung der Geiftlichen 
können niemals Sicherheit dafür geben, daß nun auch wirklich die 
durch Bildung und Milde bejonders ausgezeichneten Männer in 
die einflugreicheren Aemter gelangen und nicht vielmehr Diejenigen 
dafür ausgeſucht werden, welche am gefügigiten gegen die geiftlichen 
Dberen, dagegen rückſichtslos gegen ihre Untergebenen und wider- 
haarig und unbotmäßig gegen die Staatsgewalt find. Der Staat$- 
vegterung müſſen daher noch weitere VBollmachten eingeräumt fein, 
und es find in diefer Hinficht vielerlei Syſteme ſchon früher in 
Anwendung gebracht worden und auch noch gegenwärtig in Uebung. 

AS das durchgreifendfte ericheint das der unmittelbaren 
landesherrlichen Ernennung, welches auch jett noch für einen be— 
deutenden Theil der geijtlichen Stellen in allen größeren Kirchen 
gilt und gewiß den Vorzug verdient vor der Willkür oligarchticher 


1) Bol. hierüber fhon F. Thudichum, Freiheitspflichten (in ben 
Preußiſchen Sahrbücdern 35, 380—382. April 1875). Fr. von Holgen- 
dorff, der Priefter-Cdfibat (in den Deutſchen Zeit- und Streitfragen, 
Sahrgang 4, Heft 63) 1875. v. Schulte, der Cölibatszwang und befjen 
Aufhebung. Bonn 1876. 
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Konfiftorien oder abhängiger Biſchöfe und Domkapitel. Es war 
der größte Fehler, den die Negterungen feit 1348 begingen, daß 
fie dieſes Ernennungsrecht namentlich für Die Fatholiiche Kirche 
zu Gunjten der Biſchöfe in jo großer Ausdehnung fahren Liegen, 
ohne den Gemeinden den geringjten Theil davon zumachjen zu 
laffen. Und doch darf nur diefen zufallen, was der Staat auf- 
gibt, jo wie umgekehrt ein jolcher Einfluß des Staates mehr und 
mehr feine innere Berechtigung verliert, je mehr die gemeinpliche 
Drganifation der Kirche fie fähig macht, auf eignen Füßen zu 
itehen. Um jehr vieles weniger wirkungsvoll iſt ein Necht der 
Staatsregierung, aus mehreren ihr vorgejchlagenen Kandidaten 
Einen auswählen zu dürfen, oder gar reine Veto-Rechte, mögen 
diefelben den Namen Bejtätigung (vefp. Verwerfung) oder Ein- 
ipruch tragen. Eine für den Staat nachtheilige Haltung des fatho- 
liſchen Klerus läßt fich auch dadurc) abwenden, wenn man verhin- 
dert, daß die päpftliche Würde an eine Perſon falle, welche ein 
feindliches Auftreten bejorgen läßt. Die deutſchen Kaifer ſowohl 
als auch die Könige von Frankreich waren daher bis auf Die 
neuejte Zeit bedacht, auf dieſe Weile das Uebel an der Wurzel 
anzugreifen, und den Papft entweder zur ernennen oder durch Be— 
ſtechung oder Drohung gegen die Cardinäle den ihnen genehmen 
Dann wählen zu laffen. Noch im neunzehnten Jahrhundert übten 
Dejterreih, Frankreih, Spanien und Neapel-Stzilten das Recht, 
bei der Papitwahl je eine persona ingrata bezeichnen und dadurch 
von der Wählbarfeit ausjchliegen zu Dürfen (jus exclusivae), und 
der Herjteller der Macht des Papſtthums, Napoleon I., nahm 
feinen Anftand, den ihm nicht willfahrenden Papſt mehrere Jahre 
gefangen zu halten. 

Gerade weil Deutichland feine Möglichkeit ſolcher Einwir- 
fungen bejitt, fie zu üben auch verichmähen würde, außerdem 
niemals hoffen darf, einen vernünftigen deutjchen Mann auf dem 
päpftlichen Stuhl zu jehen, muß es um jo entjchtedener die Mittel 
gebrauchen, welche ihm feine Souverainetät und die Unterjtügung 
der großen Majorität der Nation in die Hand geben. 

7. Wenn der Staat von den Geijtlichen Gehorjam gegen 
die Staatsgefege und Lehre dieſes Gehorfams fordert, wenn er 
ferner eine willenjchaftliche Vorbildung derjelben worjchreibt, To 
muß er nothwendig noch einen weiteren Schritt thun: er muß fie 


Prinzipien der neueren Staatsgefeßgebung. 145 


gegen willfürliche Behandlung ſowohl Seitens der Kirchenoberen 
al8 auch Seitens der Gemeinden in Schug nehmen, und dafür 
jorgen, daß fie einen genügenven Unterhalt empfangen, indem er 
die Kirchengejellichaft hierzu anhält oder ſelbſt helfend eintritt. 
Dieſe Mafregeln bilden nur die Ergänzung zu jenen Forderungen, 
und der rechtliche Schuß iſt namentlich von höchjter Wichtigkeit 
beim fatholiichen Klerus. Sobald dem Papite freiftünde, gerade 
die gebildeten und ftaatstreuen Bilchöfe und Domherren aus ihren 
Aemtern zu entfernen, und den Biſchöfen wiederum jo mit dem nie= 
deren Klerus zu verfahren, jo würde fein fähiger und charakter- 
feiter Mann mehr Neigung tragen, ſich dem geiftlichen Beruf zu 
widmen, feiner mehr wagen, fich durch Liebe zur Wiſſenſchaft und 
duldſame Gefinnung bei den Eirchlichen Oberen verdächtig zu machen, 
und jo allmählich der ganze Klerus zu einer willenlofen Heerve 
und damit zu einem ftaatsgefährlichen Werkzeug in der Hand der 
Biſchöfe und jchlieglih des Papſtes herabfinfen. 

Um den Geiftlichen einen geficherten Rechtszuſtand zu ver- 
Ichaffen, muß der Staat 

a) Durch Staatsgefeß den Grundſatz aufitellen, daß geiftliche 
Aemter regelmäßig nur auf Yebenszeit, nicht auf Widerruf ver- 
liehen werben dürfen. 

b) Er muß die Gründe bezeihnen, aus welchen ein Geift- 
licher feines Amtes entjeßt, auf andere Stellen verſetzt oder ſonſt 
empfindlich gejtraft werden darf. 

ce) Er muß die VBerhängung aller jolhen Strafverfügungen 
entweder feinen eignen Behörden (den Staatsbehörden) vorbe- 
halten, oder, wenn er den Kirchenoberen die Erfennung überläft, 
die Urtheile derjelben von der Bejtätigung durch Staatsbehörden 
oder das Staatsoberhaupt abhängig machen, oder endlich wenig- 
jtend dem Geſtraften einen Rekurs an Staatsbehörden einräumen. 

8. In allen Fällen, in welchen Anwendung von Zwang noth- 
wendig tit, um einer firchlichen Verfügung die Befolgung zu fichern, 
kann diefer Zwang nur von Staatsbehörden angeoronet und bes 
wirft werden. Seiner Kirche, feinem NReligionsverein, kommt 
irgend welche Ziwangsgewalt zu. 

9. In allen Fällen, in welchen won den Kirchen der Arm 
des Staates angerufen wird, muß der Vollſtreckung eine jtaatliche 
Prüfung und Entjcheivung vorausgehen, ob die Zwangsanwendung 

Thudichum, Kirchenrecht. 10 
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in den Staats- und Kirchengeſetzen begründet ericheint. Zu einer 
jolchen jtaatlichen Prüfung muß e8 aber auch dann fommen, wenn 
einzelne Mitglieder der Kirche oder ganze Theile derjelben die 
Rechtmäßigkeit Eirchlicher Anordnungen, wie 3. DB. Verfügungen 
über Kirchenvermögen, Entziehung firchliher Nechte, Verhängung 
von Strafen, bejtreiten, oder die Gültigkeit von Wahlen anfechten. 
Denn die Staatigewalt ijt den Bürgern vollen Schuß in ihren 
ſtaatsgeſetzlichen Rechten ſchuldig und kann fich dieſer Aufgabe 
unter feiner Vorausſetzung entichlagen. Aber auch das Wohl des 
Staates, jein Intereſſe, daß vie öffentliche Nechtsordnung unge- 
fränft bleibe und nachtheilige Vorgänge verhütet werden, kann 
eine Prüfung und Entſcheidung dev angegebenen Art fordern. Dies 
gilt in ganz gleiher Weife auch bei allen Vorgängen, die fich 
außerhalb des Staatsterritoriums ereignen, z. B. muß jeder 
Staat beredtigt jein, die Gültigkeit einer Papſtwahl zu prüfen, 
oder zu prüfen, ob ein allgemeines Concilium nach den Gelesen 
der römischen Kirche berufen iſt und in der nöthigen Freiheit be— 
ſchließen fonnte. Je vollftändiger alle Theile der Kirchenverfaffung 
durch Staatsgeſetze oder ftaatlich beftätigte Kirchengeſetze geregelt 
find, um fo mehr erjcheint es möglich und ziwecdienlich, die Ent— 
ſcheidung über die Geſetzmäßigkeit Firchlicher Anoronungen oder 
Wahlen an die ordentlichen Gerichte des Staats oder an Vers 
waltungsgerichte zu verweilen. Dies ijt denn auch neuerdings in 
Preußen, Baden und Heffen in einigen wichtigen Beziehungen ge— 
ſchehen, und den Verwaltungsbehörden, namentlich dem Kultus— 
‚minifter, das Entjcheidungsrecht entzogen worden. Anders verhält 
es ſich, ſobald das Kirchenrecht unficher ift und das Wohl des 
Staates jowie der Schuß der Mitglieder der Kirche nur durch 
ein ebenjo unbejtimmtes jtaatliches Necht der Abwehr gefichert wer= 
den fünnen. Dies war num bisher bei ver fatholifchen Kirche.in 
allen Ländern ver Ball, und es haben gerade zuerjt die fatholijchen 
Regierungen katholiſcher Staaten, namentlich Frankreichs, ein jtaat- 
liches Recht, Uebergriffen oder Mißbräuchen der geiftlichen Gewalt 
(des Papftes oder des Biſchofs) entgegenzutreten, ausgebildet und 
ihm den Namen des „recursus ab abusu“ gegeben. Eine jolche 
discretionäre Gewalt fonnte man nur der Krone oder den höchiten 
Berwaltungebeamten beilegen, zumal das Verhalten des Staats 


gegenüber Firchlichen Maßregeln häufig durch die Beurtheilung der 
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Forderungen der allgemeinen Staatswohlfahrt beitimmt werden 
muß. In dieſer Geftalt beiteht das ftaatliche Necht noch jest in 
Eljaß-Lothringen, in Baiern und im eingefchränfterer Weife in den 
meiften Deutjchen Staaten. 

10. Zur BVollftändigfeit der hier angejtellten Crörterungen 
würde gehören, jchließlich noch die Grundſätze anzugeben, von welchen 
die neuere Staatsgejegebung hinfichtlich des Rechts der Religions— 
pereine zum Vermögenserwerb, der Verwaltung des Kirchenver- 
mögens, der Unterjtügung der Kirchen aus Mitteln des Staats 
oder der politifchen Gemeinden und der Ffirchlichen Beſteuerung 
ausgeht oder vorausfichtlih demmächit ausgehen wird. Dieſe 
Fragen hängen aber jo jehr mit hiftorifchen Zuftänden zufammen 
und find jo verwidelter Natur, daß fie bejfer in dem Abjchnitt 
vom Kirchenvermögen als Einleitung zu demfelben beiprochen werden. 

11. Eine fonjequente Durchführung der Staatsjouveränetät 
erheifcht Feſthalten des Grundfates, daß jeder innerhalb Deutich- 
lands beitehende Neligionsverein nicht über die Neichsgrenzen hinaus- 
reiche, nicht in organticher Verbindung mit auswärtigen Vereinen, 
noch weniger in einem Gehorfamsverhältniß zu auswärtigen Bereins- 
oberen jtehe. Es iſt dies ein Grundſatz, welcher ebenjo auch für 
andere nicht- religiöfe Vereine maßgebend iſt. Jede ſolche Ver— 
bindung durchkreuzt den Unterthanenverband, entfremdet den Bürger 
dem Heimathitant und gibt jeinen Glaubensgenoſſen im fremden 
Staat und dadurch mittelbar unter Umftänden auch dieſem fremden 
Staat jelbjt Anlaß zur Einmiſchung in Deutſche Angelegenheiten. 
Jedenfalls aber erſchwert fie die gedeihliche Vollziehung der Staats- 
geſetze über firchliche Angelegenheiten und ſchadet jo der Autorität 
der Staatsgewalt. Die Negel, daß Deutjche Religionsvereine nicht 
mit außerdeutſchen Vereinen in organischer Verbindung ftehen 
dürfen, gilt Hinfichtlich aller evangelifchen Kirchen mit voller 
Strenge und tjt ganz neuerlich, bei der Vereinigung von Eljaß- 
Lothringen mit Deutjchland für die evangelifchen Kirchen der Neichs- 
lande zur Durchführung gebracht worden. Auch in Defterreich 
bat man daran fejtgehaltent). Als fich jeit 1871 die altkatholiiche 


1) Das Kaiferlih Defterreichifche Patent vom 8. April 1861 enthielt in 

8. 23 zwar die Beitimmung: „Zur Förderung ihrer kirchlichen und Unter- 

richtszwecke können die Evangelifhen, mit Beachtung der gefetslihen Beſtim— 
10* 
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Kirche bildete, ſah man jofort die Nothwendigfeit ein, den neuen 
Berein auf das Neichsgebiet zu befchränfen und fih mit einem 
freundfchaftlichen Berfehr mit den Altkatholifen der Schweiz und 
Defterreih8 zu begnügen. Der von der altkatholiichen Synode 
gewählte Bifchof ſoll nur Bifchof innerhalb Deutjchlands fein und 
jteht unter feinem auswärtigen fatholifchen Biichof, Toll z. B. nicht 
unter dem Erzbifchof von Utrecht ftehen, der ihn Fonjecrirte. Die 
Keichsgewalt würde Dies auch gewiß nicht zugeben!). Ebenſowenig 
wirde fie die Bildung einer Griechifchen Kirche in Deutjchland 
dulden können, welche fich unter den griechiichen Patriarchen oder 
die Synode oder unter den ruffiichen Gzaren zu jtellen Neigung 
trüge. Unter Fatholifchen Biſchöfen, welche außerhalb der Gränzen 
des Reichs wohnen und auf deren Ernennung der Preußifche Staat 
feinen Einfluß üben kann, ſtehen gegenwärtig nur noch einige 
Preußifche Gebietsiheile. Die Gränzen der Bisthümer in Elſaß— 
Lothringen fallen jeit 1874 mit den Landesgränzen zujammen, und 
fremde Metropolitanrechte über die Bijchöfe find aufgehoben, 
Eine Generalausnahme erleidet der Grundjaß aber bis auf dieſen 
Tag, die ihn fast aufhebt: Den Deutichen Unterthanen römijch- 
fatholifcher Konfeſſion iſt es theils mit ausdrücklicher, theils ftill- 
ſchweigender Zulaſſung der Staatsgeſetze geſtattet, mit dem Römiſchen 
Papſt ſolche Verbindungen zu unterhalten, auch an allgemeinen 
Concilien Theil zu nehmen, ja es bilden gewiſſe Rechte des Papſtes 
in mehreren Staaten einen Theil der katholiſchen Kirchenverfaſſung, 
welche ſtaatsgeſetzlich feſtgeſtellt und anerkannt iſt. Es trifft daher 


mungen, im Inlande Vereine bilden, und mit gleichartigen evangeliſchen 
Vereinen des Auslands in Verbindung treten.“ Allein hierunter waren nur 
Vereine, wie z. B. der Guſtav-Adolfs-Verein, die Bibelgeſellſchaft u. ſ. w. 
verſtanden. Als daher die Generalſynoden im Jahr 1864 in die revidirte 
Kirchenverfaſſung, 8. 1, die Erklärung aufgenommen hatten, daß die evange— 
liſche Kirche in den Deutſch-Slaviſchen Ländern Defterreihs „einen Theil der 
evangeliihen Geſammtkirche“ bilde, fo wurde diefem Beſchluß die Faiferliche 
Genehmigung verfagt und ftatt defjen ausgefprochen, daß die genannte Kirche 
' „einen Theil der ewangelifchen Kirche des Defterreihiihen Kaiſerſtaats“ bilde. 

1) Die Defterreihiiche Negierung hat im Dez. 1873 die Anerkennung 
des Biſchofs Neinfens abgefhlagen, weil die Altkatholifen feine anerfannte 
Neligionsgefellfeyaft feien. Sie würde e8 aber auch ohne diefen Grund das 
nächjte Mal wieder thun. Im ähnlicher Erkenntniß haben die Schweizerifchen | 
Altkatholifen ein Schweizerifches Bisthum gegründet. 
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eine vom Fürſten von Bismarck am 14. Mai 1872 gethane 
Aeußerung noch immer zu: „daß es keinen auswärtigen Souverän 
gibt, der (nach der bisherigen Lage der deutſchen Geſetzgebung) 
berufen wäre, ſo ausgedehnte, der Souveränetät nahe kommende 
und durch keine konſtitutionelle Verantwortlichkeit gedeckte Rechte 
innerhalb des Deutſchen Reiches vermöge unſerer — zu 
üben, wie Se. Heiligkeit der Papſt“ 9). 


II. Unterabſchnitt. 


Zuftändigfeit ver Reichsgewalt in Bezug auf Rege— 

lung der Berfajjung und Wirffamfeitder Religions» 

vereine und Ueberſicht der bis jetzt ergangenen reichs— 
rechtlichen Anordnungen. 


8. 38. 
Umſchreibung der Neihstompetenz. 

In die Gejetgebungs und Negierungsrechte in Hinficht auf 
Keligionsangelegenheiten theilen ſich die Neichsgewalt und die 
deutſchen Einzeljtaaten, jo jedoch, daß das Neich jeine Zuftänpigfeit 
unter den Vorausjegungen des Artifels 78 der Neichsverfafjung 
allezeit erweitern fann. Alle Rechte, welche der Reichsgewalt noch 
nicht zufommen, gebühren den Einzeljtaaten, jedoch unter Beobachtung 
des Grundjages, daß alle Deutjchen in jedem deutſchen Staat im 
weiteften Umfang als Inländer zu behandeln find 2). 

Ueber die Kirchenhoheit in den Neichslanden Elſaß-Lothringen 
iſt im III. Unterabjchnitt zu handeln. 

Die dem Neich zuftehenden Rechte find gegenwärtig folgende: 

1. Dem Reich ausschließlich gebührt die Regelung des Militär— 
Kirchenwejens im deutfchen Heer und in der deutjchen Kriegsmarine, 
jowie die Aufjtellung der Grundfäte, nach welchen jedem Deutjchen 
das Recht zufommen foll, auf Schiffen Gottesdienst zu veranjtalten ?). 


ı) Keihstag vom 14. Mai 1872, ©. 355. Vogl. auch Eirfulardepefche 
vom 14. Mai 1872 über die künftige Papftwahl. 

2) Reichsverfaffungsurfunde v. 16. April 1871, Art. 3. 

3) KReichsverfaffungsurfunde v. 16. April 1871, Art. 53, 54 und Art. 4, 
Nr. 7 und 14. 
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2. Das Reich kann bei den kaiſerlichen Geſandtſchaften Ge— 
ſandtſchaftsprediger anſtellen. 

3. Das dem Reich zukommende Recht der Geſetzgebung und 
Aufſicht über „Staatsbürgerrecht“ enthält die Befugniß, „den 
Grundſatz der Gleichberechtigung aller Konfeſſionen durchzuführen‘ 1). 

4. Vermöge feines Gefeßgebungs- und Auffichtsrechtes über 
Strafrecht ift Das Neich berufen, den ftrafrechtlihen Schuß für 
Lehren und Einrichtungen der Neligionsvereine zu bejtimmen; der 
Berbreitung ſtaats- oder fittengefährlicher Lehren oder ſonſtigem 
Mißbrauch des geijtlichen Amts dureh Strafdrohungen zu begegnen; 
die Wirkung von Straferfenntnijjen auf die Fähigkeit zur Beklei— 
dung geiftlicher Aemter feſtzuſetzen. Desgleichen jteht dem eich 
die Negelung der Seeljorge in Gefängniffen und Befferungsanitalten 
zu, da diefelbe mir vem Strafvollzug auf's Innigjte zufammenhängt. 

5. Sein Geſetzgebungs- und Auffichtsrecht über Civil- und 
Strafprozeß und die dadurch bedingte Gerichtsverfaffung ermöglicht 
es ihm, die Zeugnißpflicht der Geiftlichen zu vegeln und die Ge- 
richtsbarfeit in Ehe- und Verlöbnißſachen dem Staat zurückzugeben. 

6. Bon hervorragender Bereutung endlich iſt fein Geſetz— 
gebungs- und Auffichtsrecht über das geſammte bürgerliche Recht 
und das Vereinswejen ?). Vermöge diejer Zuftändigfeit kann die 
Reichsgewalt namentlih Beitimmungen treffen über die privat: 
rechtliche Stellung der Neligionsvereine, über Erwerb und Berluft 
des Rorporationsrechts 3), die Erwerbsfähigfeit der Neligionsvereine 


) Keichsverfaffungsurfunde Art. 4, Nr. 1 und Schlußprotofoll zum 
Berfailler Bertrag zwifchen dem Norddeutfhen Bund und Baiern v. 23. No— 
vember 1870, Nr. I. 

Am 16. Mai 1872 befhloß der Reihstag, an den Neichsfanzler die Auf- 
forderung zu richten: „Darauf hinzuwirken, daß innerhalb des Neiches ein 
Zuftand des öffentlichen Rechtes hergeftellt werde, welcher den religidfen Frie- 
den, die Parität der Glaubensbefenntniffe und den Schub der Staatsbürger 
gegen Verkümmerung ihrer Rechte durch geiftlihe Gewalt ficher ſtellt.“ 
(Berhandl. ©. 426, 427.) Ein Bedürfniß zu der gefetsgeberifchen Thätigkeit 
des Reiches in diefer Hinficht ift namentlich in Beziehung auf den Eid, die 
bürgerlichen Feiertage, die Erziehungsreligion der Kinder, das Begräbniß— 
weſen und auf dem Gebiet des Strafrecht vorhanden. 

2) Neichsverfafjungsgefeb v. 20. Dez. 1873. (R.-6.-Bl. 379.) Reichs— 
verfaffungsurfunde Art. 4, Ziffer 16. : 

3) I. Reichstag 1851, 2. und 31. Mai, ©. 540—543, 958. Aftenftüc 
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und ihrer Geiftlichen, die polizeilichen Befchränfungen für Aug- 
übung des Berfammlungsrechts der Neligionsvereine, die Gründung 
und Auflöfung von ſog. geiftlichen Gefellfchaften, religiöſen Orden, 
Kongregationen, Brüderichaften ?), die Abhaltung von Prozeffionen 
u. ſ. w. Hierüber enthalten auch bereits die „Vereinsgefetze” 
Preußens und Baierns feit 1850 Vorfchriften. 

Dagegen ift der Neichsgewalt durch die Ausdehnung ihrer 
Kompetenz auf das „Vereinsweſen“ Feineswegs das Necht ertheilt, 
auf dem Wege der einfachen Neichsgefeßgebung die gefammten 
Nechtsverhältnifie aller Neligionsvereine oder Kirchen zu regeln 
und alle NRegierungsrechte darüber an fich zu ziehen. Denn die 
evangeliiche und die Fatholifche Kirche bat man nach bisherigen 
Sprachgebrauch nicht jchlechthin unter die Vereine gerechnet, deren 
Berhältniffe durch ein „Vereinsgeſetz“ geregelt jeien 2). 

7. Das Neih iſt befugt, die rechtliche Stellung der im 
Keich lebenden Ausländer in Bezug auf Neligionsangelegenbeiten 
zu regeln. 

8. Das Reich hat jowohl feine Souveränetät als diejenige 
aller Einzelftaaten gegenüber auswärtigen Neligionsvereinen, Kirchen- 
oberen und Staatsregierungen zu wahren. — Die völferrechtliche 
Vertretung des Reichs in Bezug auf Neligionsangelegenheiten ge- 
bührt dem Kaiſer ausichlieglich. 


Nr. 64, ©. 175. Der Bundesrath verneinte durch Beſchluß v. 30. Juni 1873 
das Bedürfniß zu eitier reichsgeſetzlichen Negelung. 

1) Am 16. Mai 1872 befchloß der Reichstag mit 205 aegen 85 Stimme, 
den Reichskanzler aufzufordern, einen Gefetentwurf vorzulegen, welder auf 
Grund des Eingangs und des Artikels 4, Nr. 13 und 16 der Neichsverfaflung, 
die rehtlibe Stellung der religidfen Orden, Kongregationen und 
Genoffenfhaften, die Frage ihrer Zulafjung und deren Bedingungen 
regelt, ſowie die ftaatsgefährliche Thätigkeit derſelben, namentlich der „Geſell— 
ſchaft Jeſu“, unter Strafe ftellt. (VBerhandl. ©. 427.) Bol. aud) Dürrſchmidt, 
H., die klöſterlichen Genoſſenſchaften in Baiern und die Aufgabe der Reichs— 
geſetzgebung. Nördl. 1875. 

2) In dieſem Sinne äußerten ſich im I. Reichſstag 1871 die Abgeordneten 
v. Treitſchte, Marquard Barth, Schenck von Stauffenberg (Verh. S. 108, 
123, 124, 140), während die Abg. Reichenſperger, Greil, Windthorſt, v. Mallind- 
rodt, mehr oder weniger beftimmt die entgegengeſetzte Anſchauung vertraten. 
(©. 104, 115, 118, 127.) Bol. auch den Bericht der Petitionsfommiffton 
des I. Reichstags. Aktenft. Nr. 64, ©. 175. 
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Anträge auf Erweiterung der Kompetenz des Reiches ſind im 
Reichstag bereits wiederholt geſtellt und in Petitionen an den— 
jelben angeregt worden. Der wichtigjte Anlauf zur Beichränfung 
der Hoheitsrechte der Einzeljtaaten wurde im erjten Reichstag 1871 
bet Gelegenheit der neuen Nedigirung der Verfaffungsurfunde von 
Seiten der Partei des Zentrums (der Ultramontanen) genommen. 
Sie verlangten Aufnahme der Artifel 12, 15 und 30 der Preufi- 
ihen Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850, fo wie jie im 
Jahre 1871 lauteten, einmal zu dem Zivede, der Preußiſchen Gejeß- 
gebung die Möglichkeit zu nehmen, diefe Verfajjungsbejtimmungen 
zu ändern, und ſodann zu dem anderen die Gejee Baierns, 
Württembergs, Badens, ſowie der meiften übrigen Staaten, welche 
der Gejetgebung und Regierung einen weitgreifenden Einfluß auf 
die katholiſchen Kirchenangelegenheiten gewähren, über den Haufen 
zu werfen. Die ultramontane Bartei hoffte ihren Plan mit Hülfe 
der Konjervativen und derjenigen Abgeordneten durchzufegen, denen 
man bei der Wahl die Zufage. abverlangt hatte, für diefe Ver- 
änderung der Reichsverfaffung zu ftimmen und welche dieſe Zufage 
in Unfenntniß ihrer Tragweite mehr oder weniger bejtimmt ertheilt 
hatten. Allein der Reichstag verwarf am 4. April 1871 vie An— 
träge mit 223 gegen 59 Stimmen 9. Ob fich das Neich der Noth- 
wendigfeit wird entziehen fünnen, gegenüber dem vom Papft und 
jeinen Anhängern gegen die Staatsgewalt eröffneten Kampfe won 
Neihswegen einzujchreiten, möchte zu bezweifeln jein?). Dieje An— 
ariffe des papiftiichen Klerus find zwar jcheinbar vorzugsweiſe nur 
gegen die Staatsgewalt der Einzeljtaaten gerichtet, aber in Wirk- 
lichfeit zielen fie darauf, die Neichsgewalt entweder in die Häude 
zu befommen, oder doch brach zu legen, wenn nicht gar, wie Die 
Drgane diejes Klerus offen ausreden, fie zu brechen. eich und 
Einzeljtaaten lajjen ſich überhaupt in dieſer Hinficht gar nicht 
unterjcheiden. Jeder Erfolg in einem Einzelitaat wirft auf dag 
Reich zurück, nicht blos auf den Ausfall der Neichstagswahlen, 


») I Reichstag 1871, ©. 104—155. Aftenftüde Nr. 12, ©. 62. 

2) Sehr nadhbrüdlich fpricht ih dafür N. v. Mohl, Reichsſtaatsrecht 
1873, ©. 92—101, aus. Vgl. aud) Aeußerungen des Reichskanzlers Fürften 
v. Bismard und des Abgeordneten v. Bennigfen im Reichstag 14. Mai 1872, 
©. 355, 356. E. Friedberg in dv. Holtendorff’s Jahrb. 1, 480—495. 1871. 
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ſondern auch auf das Verhalten der betreffenden Regierung im 
Bundesrath. Sodann aber kommt in Betracht, daß es das Reich 
geweſen iſt, welches in mehreren wichtigen Beziehungen, z. B. durch 
das Reichsſtrafgeſetzbuch, das Reichspreßgeſetz ſchützende Beſtim— 
mungen der Einzelſtaaten in nicht ganz vorſichtiger Weiſe weggeräumt 
hat, woraus ihm die Pflicht erwächſt, auch wieder helfend einzu— 
treten. Die gegen das Reich geſchürte Feindſchaft muß nothwendig 
die Kraft der Reichsgewalt und die Sicherheit der Reichsinſtitutionen 
ſchwächen, jedenfalls in den Augen des Auslands, welches allmählich 
zu dem Glauben verleitet wird, einen innerlich zerriſſenen Staats— 
körper vor ſich zu haben. Die Zuſtändigkeit der Reichsgeſetzgebung 
iſt bereits ausgedehnt genug, um eine ſehr eingreifende Thätigkeit 
entfalten zu können; davon iſt zunächſt Gebrauch zu machen, nöthigen— 
falls die Zuſtändigkeit der Reichsgewalt auf verfaſſungsmäßigem 
Weg zu erweitern ?). 


— 


Insbeſondere von den Vorausſetzungen zur Herſtellung Deutſcher 
Reichskirchen. 


Da die ſämmtlichen in Deutſchland beſtehenden Kirchen oder 
Religionsvereine Landeskirchen ſind, unter der Geſetzgebung der 
Einzelſtaaten und unter der Leitung der Yandesrägierungen ſtehen, 
jo ijt eine Verbindung mehrerer derjelben zu größeren Verbänden 
oder zu einer Reichskirche nur möglich, entweder durd Erweiterung 
der Zuftändigfeit der Neichsgewalt, alfo Uebertragung der Geſetz— 
gebung, Yeitung und Aufficht auf Kaiſer, Bundesrath und Reichs— 
tag, oder auf dem Wege der Vereinbarung der interefjirten Staaten 
zu gemeinfamer Ausübung der Staatshoheitsrechte über Die zu 


1) Die zuerft von 9. A. Zachariä, zur Frage von der Reichskompetenz 
gegenüber dem Unfehlbarkeitsdogma, Braunschweig 1871, dann von R. v. 
Mohl, Keichsftaatsreht 1873, ©. 92—101 und 78, 289, 290 vertretene 
Meinung, daß Deutfhland fih durch Erklärung der päpftlichen Unfehlbarkeit 
in einen Nothftand verfett fehe, der den Bunbesrath und Reichstag 
nöthige, auch über folche Firchlichen Angelegenheiten, welche bis jegt nicht 
zur Kompetenz des Reichs gehören, ſelbſt mit Umgehung der Vor— 
ſchriften ver Neihhsverfaffungsurfunde, Art. 78, Berfügung zu 
treffen, fehießt weit über das Ziel hinaus. 
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verbindenden Kirchen !). . Yettere8 würde Staatsverträge voraus— 
feßen, zu welchen die Genehmigung der Yandtage erforderlich wäre, 
in den meiften Staaten jogar Zuftimmung von Kammermehrheiten, 
wie fie zu BVerfaffungsänderungen nothiwendig find. Dieſer zweite 
eg erjcheint wegen der erwähnten Erichwerungen ein ziemlich 
ausfichtslofer, würde aber auch die Schaffung von bejonderen 
Delegirten-Berfammlungen der Regierungen und Yandtage voraus— 
jegen, welche ohne Zuftimmung des Reichs nicht entjtehen Fünnen. 
Hiernach haben Neichskirchen nur Ausficht auf Verwirklichung bei 
Erweiterung der Neichsfompetenz. Die Konferenz von Abgeorbneten 
deutjcher ewangelifcher Kirchenregierungen, welche von Zeit zu Zeit 
zu Eifenach zujammenzutreten pflegt, beſchloß am 5. Sunt 1874 
auf Antrag Preußens, mit Mehrheit der Stimmen, daß e8 in Zu— 
funft jeder Kirchenbehörde freiftehen folle, auch Meitgliever von 
Landesſynoden oder Provinzialiynoden an ver Eifenacher Konferenz 
Theil nehmen zu lafjen. 

Die Preußiſche General -Synodalordnung vom 20. Januar 
1876, 8. 19, bejtimmt bereits: „Die Generalfpnode nimmt Kenntniß 
von den Beziehungen der Yandeskfirche zu den übrigen Theilen der 
Deutſchen evangeliichen Kirche, bejchließt über die der weiteren 
Entwidelung ihres Gemeinjchaftsbandes dienenden Einrichtungen 
und betheiligt ich durch von ihr gewählte Abgeordnete an etwaigen 
Bertretungsförpern der Deutſchen evangeliichen Kirche.“ Die 
Kirchenvorftands- und Synodalordnung für Hannover vom 9. Dftober 
1864, 8. 64, Ziffer 4, zählt zum Wirkungsfreis der Landesſynode 
die „Betheiligung bei allgemeineren Kirchenverfammlungen dureh 
Abjendung von Abgeordneten in näher feftzuitellender 
Weiſe“ (N). 


) Als im Jahre 1827 und 1830 dem bifhöflihen Stuhl zu Freiburg 
Metropolitanrechte über die zur Oberrheinifchen Kirchenprovinz verbundenen 
Staaten eingeräumt wurden, behielten fih alle betheiligten Negierungen ge- 
wiffe Souveränetätsrechte Hinfichtlih der Beſetzung diefes Stuhls und hin- 
fihtlich der Abhaltung von Provinzial - Concilien und den Beichlüffen folder 
bevor, und in Staatöverträgen wurde ein gemeinfames Verhalten gegenüber 
diefer höheren kirchlichen Organifation unter den betheiligten Staaten verein- 
bart. (Verordnungen v. 30. Januar 1830.) — Auch in der Schweiz haben 
bisher Die bei einem Schmweizerifchen Bisthum betheiligten Kantone Die Staats— 
bobeitsrechte in Gemeinschaft ausgelibt. 
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Verfafjung der vereinigten enangelifch - proteftantifchen Kirche 
des Großherzogthbums Baden vom 5. September 1861, 8. 1: 
„Die vereinigte evangeliich-proteftanttiche Kirche des Großherzogthums 
Baden, welche mit der evangeliihen Geſammtkirche Chriftum ale 
ihr alleiniges Haupt erkennt, bildet einen Theil der enangeltichen Kirche 
Deutſchlands.“ 

Die Verfaſſung der evangeliſchen Kirche des Großherzogthums 
Heſſen vom 6. Januar 1874, 8 1, ſpricht nur weltbürgerlich aus, 
„daß die Heſſiſche evangeliſche Kirche ſich als Glied der geſammten 
evangeliſchen Kirche erkenne.“ 

Von unmittelbarer Wichtigkeit wird die Frage in nächſter Zu— 
kunft hinſichtlich der altkatholiſchen Kirche werden, welche ſich eine 
über den größten Theil von Deutſchland erſtreckende einheitliche 
Organiſation gegeben hat. 


8. 35. 


Aufzählung der bis jetzt ergangenen reichsgeſetzlichen Beſtimmungen, 
welche kirchliche Verhältniſſe berühren. 


Reichsverfaſſungsurkunde v. 16. April 1871. Art. 3 und 30 (Verbot 
der disziplinären Beſtrafung von Geiſtlichen wegen Abſtim— 
mungen und Aeußerungen im Reichstag). 

Geſetz v. 1. Nov. 1867 über die Freizügigkeit 8. 1 u. 12 (B.G.Bl. 
55—57). 

Geſetz v. 25. Juni 1868, betr. die Quartierleiftung für die be- 
waffnete Macht während des Friedenszuftandes, 8. 4, Ziffer 5 
(B.⸗G.⸗Bl. 255). 

Geſetz v. 3. Juli 1869, betr. die Sleichberechtigung der Konfeſſionen 
in bürgerlicher und ftaatSbürgerlicher Beziehung (B.-6.-B1.292). 

Strafgeſetzbuch v. 31. Mai 1870 (vevivirt 15. Mat 1871 und 
26. Febr. 1876) $. 11: Nichtverfolgbarfeit von Geiſtlichen 
wegen Abftimmungen oder Neuferungen in Yandtagen. 8. 1304 
Beitrafung von Geijtlichen wegen Gefährbung des öffentlichen 
Friedens (jo feſtgeſtellt durch Geſetz v. 10. Dez. 1871. 
R.«G.Bl. 442 und Geſetz v. 26. Febr. 1876, R.-©.-Bl. 28). 
$.166u. 167: GÖottesläfterung, Beichimpfung von Religions— 
vereinen, Störung des Gottesdienjtes u. |. w. $. 174: Un— 
zucht von Geiftlihen. $. 181: Kuppelei von Geiftlichen. 
$. 196: Recht der firchlichen Vorgejegten zum Strafantrag 
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wegen Beleidigung eines Religionsdieners. 8. 338: Be— 
jtrafung wegen Trauung einer hereitS verheiratheten Perſon. 

Geſetz v. 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt der 
Bundes- und Staatsangehörigfeit $. 9. (B-G.-Bl. 356.) 

Geſetz v. 28. Oft. 1871 über das Pofttarwefen 8. 1 und Ver— 
fügung des General-Pojtamts v. 28. Nov. 1871. (P. A.“Bl. 
537, Bol. Fiſcher, Die Deutjche Poftgefeßgebung, 1872. 
©. 56.) 

Geſetz v. 4. Juli 1872, betr. den Orden der Gefellichaft Jeſu. 
(R.“G.«Bl. 253.) 

Bundesraths-Beſchluß dv. 5. Juli 1872, betr. die Ausführung des 
Geſetzes v. 4. Juli 1872 über den Orden der Geſellſchaft 
Jeſu. (R.G.⸗Bl. 254.) 

Geſetz v. 31. März 1873, betr. die Rechtsverhältniſſe der Reichs— 
beamten. (R.G.«Bl. 61—90.) 

Bundesraths-Beſchluß v. 20. Mai 1873, betr. die Ausführung 
des Geſetzes v. 4. Juli 1872 über den Orden der Geſellſchaft 
109.) . 

Reichs-Militärgeſetz v. 2. Mat 1874 8. 47 und 65. (R.⸗G. 
Bl. 58.) 

Geſetz v. 4. Mat 1874, betr. die Verhinderung der unbefugten 
Ausübung von Kirchenämtern. (R.G.«Bl. 43 u. 44.) 
Geſetz v. 6. Febr. 1875 über die Beurfundung des Perfonenjtandes 

und die Eheſchließung, namentlih S. 3, 40—50, 67, 73—76, 

82. (R.-©.-Bl. 23—40.) | 

[Die das Militär-Kirchenweſen betreffenden Beftimmungen f. im folgen- 
den $ 36.] 


5230: | 
1. Die Militär - Seelforge, 


Die hierüber maßgebenden Vorſchriften find folgende: 
I. Neichögejetze und Militär-Konventionen. 

Reihsverfaffungsurfunde v. 16. April 1871, Art. 61. 

Militär- Konvention zwifchen dem Norbdeutfchen Bunde und Württemberg 
v. 21./25. Nod. 1870, Art. 10, Abfat 3. 

Militär-Konvention zwifhen dem Norddeutfchen Bunde und dem Groß— 
herzogthum Baden v. 25. Nov. 1870, Art. 1 und 14 und mit Heſſen v. 
13. Sunt 1871 (abgedrudt in den Verhandl. des Keichstags 1872. Akten— 
ftüde Nr. 189, ©. 705 ff.) und Vereinbarung zwiſchen Baden und dem Reid) 
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hinſichtlich Regelung der militär- kirchlichen Verhältniffe innerhalb des Groß- 
berzogthHums Baden v. 21. Dez. 1871 (abgedrudt bei Spohn, Kirchenrecht der 
evang. K. Badens 2, 292—300, 1875). 

Snftruftion, betrefiend den Garnifondienft v. 9. Juni 1870. Abfchnitt 2, 
8. 1 und 2. 

Militär - Strafgefeßbuh f. d. Deutihe Neih v. 20. Juni 1872, 8. 9 
und 155. (R.-G.-Bl. 174—204.) 

Geſetz v. 31. März 1873, betr. Die Rechtsverhältniffe der Reihsbeamten. 
(R.G.-Bl. 61—90.) 

Geſetz v. 30. Juni 1873, betr. die Bewilligung von Wohnungsgeld- 
zuſchüſſen an die Offiziere und Aerzte des Reichsheeres und der Kaiferlichen 
Marine, fowie an die Neihsbeamten. (R.-©.-Bl. 166—169.) 

Kaiferlihe Berordnung v. 30. Juni 1973, betr. die Klaffififation der 
Keihsbeamten nah Maßgabe des Tarifs zu dem Gefete v. 30. Juni 1873. 
(R.=6.-Bl. 169—183.) 

Neihs-Militärgefeb v. 2. Mai 1874, 8. 38—49. (R.-G.-Bl. 55—59.) " 

II. Preußiſche Vorſchriften. 

Preußische Militär-Kirchenordnung v. 12- Febr. 1832. (G.-©. 69—104.) 

Snftruftion für die Militär-Oberprediger v. 28. Oft. 1833. (Befonders 
gedrudt.) 

Rundſchreiben des Kultusminifters von Eichhorn v. 4. Febr. 1845 umd 
26. Januar 1846. (Minifterialblatt von 1848, ©. 28 und 29 f. Hermens 
Handb. 4, 938— 941.) 

Nundfchreiben des Kultusminifters von Ladenberg v. 25. April 1850, 
(Minifierialblatt ©. 95. Hermens, Handb. 4, 937.) 

Verfügung des Kultusminifter8 v. 3. Dez. 1860 über die Stellung ber 
mit der Militär-Seelforge beauftragten Civilgeiftlichen. (Aftenftiide des evang. 
Oberkirchenraths 5, 175, 176.) 

Königl. Verordnung v. 24. Junt 1867, betr. die evangelifchen militärifchen 
Angelegenheiten im ehemaligen Königreihb Hannover — X. Armeekorps. 
(6.-©. 919, 920.) 

Königl. Verordnung v. 12. Oft. 1867, betr. die ewangelifchen militär= 
firhlihen Angelegenheiten im XI. Armeekorps — Kurhefien, Großh. Heſſen, 
Naſſau, Sächſ. Herzogthümer. (G.-5. 1849, 1850.) 

Königl. Erlaß v. 19. Dez. 1867, betr. die Abänderung der Militär- 
Kirhenordnung v. 12. Febr. 1832 binfihtlih der Wahl der evangelischen 
Milttärgeiftlihen des Yandheeres, der Marine und der Militär -Inftitute. 
(Geſetzſammlung Jahrgang 1868, ©. 47.) 

Königl. Verordnung v. 25. Nov. 1868, betr. die evangelischen militär= 
tirlihen Angelegenheiten im IX. Armeeforps — SchleswigsHotftein, Oldenburg, 
Medlenburg, Hanfeftädte u. f. w. (GGeſetzſamml. 1869, ©. 77, 78.) 

Königl. KabinetSordre dv. 24. Nov. 1869 über die Benennung der Militär- 
geiftlihen. (Aktenſtücke des Oberfirchenrath8 6, 347.) 

Geſetz v. 11. Mai 1873 über die Borbildung und Anftellung der Geiſt— 
fihen 8. 29. (6.-©. 197.) | 
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Staatsgeſetz v. 3. Juni 1876, betr. die evangeliſche Kirchenverfaſſung in 
ben 8 älteren Provinzen der Monarchie. (©.-S. 130.) 

Laut Art. 22 ändert daſſelbe Nichts in den bis dahin geltenden Zu— 
jtänbigfeiten der Behörden in Beziehung auf die Kirchlichen Augelegengeligt 
bei dem Militär. 


III. Literatur. 


Jacobſon, 9. F., Evang. Kirchenrecht bes Preuß. Staats 1, 28. 189. 
192. 236. 257. 300. 321. 387. 634. 


A. v. Witzleben, Heerwefen und Infanteriedienft des Deutichen Reichs— 
heeres, II. Theil. Der Infanteriedienſt 1872, S. 210, 211. 

O. Strauß, Die evangel. Seelſorge bei dem Kriegsheer. Berlin 1870 

F. Thudichum, Das Reichsbeamtenrecht (in Hirth's Annalen 1876. 
©. 265—399). 


Silbernagel, Berf. und Berw. der Religionsgenoſſenſchaften in Baiern, 
1870, ©. 14—16. 

1. Die ftaatliche Aufjtelung von Militär - Seelforgern hat 
den Zweck, den religiöjen Bedürfniſſen des ins Feld rückenden 
Heeres oder der in See gehenden Angehörigen der Kriegsmarine 
entgegenzufommen, aber auch im Frieden &eiftliche zu haben, Die 
jih Die Pflege der religiösen Intereffen der Garniſonen jpeziell 
fönnen angelegen fein lafjen, und die durch ihre genauere perſönliche 
Bekanntſchaft mit den Meannjchaften Gelegenheit haben, auf deren 
Pflichtgefühl und fittliche Haltung günftig einzuwirken und fo zur 
Hebung ihrer militäriichen Tüchtigfeit wejentlich beizutragen. Nach 
dem Grundſatz der Gewiffensfreiheit it die Militär-Seelſorge den 
in Heer und Marine vertretenen rveligiöfen Bekenntniſſen anzu— 
paſſen, für jedes Bekenntniß eigene Pfarrer oder Prediger aufzu= 
jtellen und eigener Gottesdienst einzurichten, foweit dies natürlich 
ausführbar erjcheint. Iſt ausnahmsweiſe ein gemeinfamer Gottes— 
dienft durch die Umſtände geboten, z. B. vor der Schlacht, jo hat 
er jih auf Gebete und Uebungen zu bejchränfen, in welchen alle 
Konfejfionen übereinjtimmen fünnen. Ein Zwang gegen Offiziere 
und Mannſchaften, dem Militärgottesdienft ihrer Konfeſſion beizu= 
wohnen, findet nicht ſtatt. Es werden zwar die Mannjchaften zum 
Gottesdienſt geführt, aber gegen Diejenigen, die ſich mweigern, und 
namentlich diejenigen, melche fih aus Gewifjensbedenfen weigern, 
feinerlet Strafen erkannt. 

Il. Nach dem gegenwärtig geltenden Recht hat fich der Staat 
das Recht der Geſetzgebung Über die Militär-Seelforge ausjchließlich 
vorbehalten und zwar gebührt daſſelbe ausſchließlich dem Reiche. 
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Hinfichtlich der Kriegsmarine, die reine Reichsanftalt iſt, verjteht 
fih Dies von jelbft, kann aber auch für das Heer nicht bezweifelt 
werden. Denn wenn auch gleich der Art. 61 der Neichsverfaffungs- 
urkunde die Preußiſche Militär-Kirchenordnung von der fofortigen 
Einführung im ganzen Reich ausfchloß, jo jollte damit der fünf- 
tigen Reichsgeſetzgebung durchaus feine Schranfe gezogen werden”). 
Die Erlalfung neuer Vorſchriften ift im Zweifel als Gegenjtand 
der Gejetgebung zu erachten, nicht des Kaijerlichen Veroronungs- 
rechte. | 

So lange eine neue Reichs-Militär-Kirchenordnung nicht er= 
gangen ijt, bleiben die Partikularrechte ferner noch maßgebend. 
Wenn die Baterifche und auch die Preußiiche Negierung ehemals 
über die fatholiiche Militär-Seeljorge mit vem Papſt Verabredungen 
getroffen haben, jo gejchah Dies doch nicht in der Form eines 
Bertrags und nicht in der Abficht, ihr freies Geſetzgebungsrecht 
bejchränfen zu wollen. Den evangelifchen Synoden ift in feiner 
der neueren Kirchenorbnungen ein Meitbejchliegungsrecht über Die 
evangelifche Seeljforge eingeräumt worden und fonnte ihnen auch 
jeit Einführung der Norddeutſchen Bundesverfajfung, beziehungs- 
weije der NeichSverfaffung, nicht mehr ohne Mitwirkung der Reichs— 
gewalt gewährt werden. Freilich hat die Badiſche Evangeliſche 
Generalfynode am 19. Auguft 1871 die Erflärung bejchloffen, 
„daß die Kechtegültigfeit einer militäriſch-kirchlichen Ordnung, 
welche die Berfaffung der vereinigten evangeltjch - protejtantijchen 
Kirche Badens für, einen erheblichen Theil ihrer Mitglieder ab- 
ändert, von der verfaffungsmäßigen Zuſtimmung der Generalſynode, 
als Vertreterin der evangeliichen Yandesgemeinde, abhängig je“), 
und es ift ihr die Konvention zwijchen Baden und dem Reich über 
das Militär-Kirchenweſen im 3. 1876 wieder vorgelegt und von 
ihr genehmigt worden; allein weder das Badiſche Landesrecht, 
noch) — worauf es hier allein ankommt — das Neichsrecht, vecht- 
fertigt einen ſolchen Anſpruch. Leber die Frage, ob Militärpfarrer 
angeitellt, Militär-Kirchengemeinden gebildet werden jollen, ferner 


1) Dies beftätigt auch aufs Deutlichfte die Faſſung der Militär-Konvention 
zwifchen dem Norddeutfhen Bund und Wirttemberg v. 21.25. Nov. 1870, 
Art. 10, Abſatz 3. 

2) Spohn, Kirchenrecht der ewang. K. Badens 2, 292. 1875. 
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über Anjtellung, Entlaffung, Dieziplinarbeftrafung der Militär- 
geiftlichen wird das Neich den verſchiedenen Neligionsvereinen nie- 
mals ein Mitentfchetvungsrecht zugeftehen und zugejtehen können. 
Nur in Hinficht auf Lehrverpflichtung der Meilitärpfarrer und 
Sottesdienftordnung ließe fich allenfalls ein ſolches Mitentſcheidungs— 
recht als gerechtfertigt und ausführbar vertheidigen. Und in 
Wirklichfeit ift bisher jo verfahren worden. Zu Militärgeiftlichen 
werden vom Staat nur jolde ernannt, welche von den Behörden 
ihrer Kirche als zum geiftlihen Amt befähigt anerkannt worden 
find; und der Gottespienft richtet fich nach den allgemeinen Vor— 
Ichriften jeder Konfeljion. Die Neichsgewalt, welche bisher den 
Grundſatz der Religions- und Gewifjensfreiheit in weitefter Aus— 
dehmung zur Geltung gebracht hat, wird auch in Zufunft nicht 
daran denfen, im WMeilitär » Kirchenwejen Gewifjenszwang zu üben. 
Aber fie wird fi) darum ihres Gefeßgebungsrechts über Qualt- 
fifation der Geiftlichen und über die Gottesdienftordnung Doch nicht 
begeben, und ſich der Willkür von vielen Dußenden von Religions— 
vereinen unterwerfen dürfen, am wenigjten derjenigen, über Deren 
Thun und Laſſen vielen Yandesregierungen feinerlet Placetrechte 
mehr übrig find. Gerade die neuejten Vorgänge in der fatholiichen 
Kirche haben hierfür lehrreiche Winke gegeben. Fanatiſchen Biichöfen 
fann das Neich nicht das lette Wort darüber laſſen, welcher 
Katholif zur Bekleidung der Stelle eines katholiſchen Militär- 
pfarrers befähigt ſei; und ebenfowenig, Vatikaniſchen Concilien, 
welche Pflichten dem deutjchen Soldaten an's Herz gelegt wer— 
den jollen. | 

III. Die Roften der gefammten Militär-Seelforge trägt das 
Reich, ſowohl die der Bejoldung der Geijtlichen und Küfter als 
des Gottesdienjtes. (Herftellung und Erhaltung von Garnifons- 
firchen, Abendmahlswein, Beichaffung von Geſangbüchern ı. |. w.) 
Die eigentlihen Militär- oder Garniſonkirchen, welche früher 
Eigenthum der Einzelftaaten waren !), find jet Neichseigenthum 2) 
und werden vom Neich unterhalten. Im Neichshaushaltsetatgeiek 
für 1876 waren für die Seelforge in der Marine 28,551 Mark, 
für Die Geelforge im Heer 496,902 Mark (460,467 für das 
Y Bol. Preuß. Militär-Kirchenordnung v. 12. Febr. 1832, 8. 113. 
®) Reichsgeſetz v. 25. Mai 1873 (R.-G.-3l. 113). 
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Preußiſche, 26,415 für das Sächſiſche, 10,020 für das Württem- 
bergiiche Kontingent) vorgejehen !). Dazu fommt noch ein Betrag 
‚von 50,280 Mark für das Bairifche Kontingent. Wie viele Militär: 
geiitliche jeder Konfeſſion angejtellt werden follen, und welchen 
Gehalt diefelben beziehen ſollen, wird jährlich im Reichshaushalt— 
etat feitgejtellt. Die gejeglich feſtgeſtellte Friedenspräſenzſtärke 
und Organifation des Reichsheeres iſt übrigens vom Neichstag 
hierbei zur Grund zu legen ?). 

IV. Die Drganifation der Militär:-Seelforge 
iſt gegenwärtig folgenvde: 

1. Die Militär-Seelforge wird theilg durch Geiftliche ver- 
ſehen, welche fein anderes Amt befleiden, theil8 durch beſonders 
dazu beauftragte Civilgeiltliche. 

a) Die evangeliſche Melitärgeiftlichkeit der Preußiſchen 
Armee (einjchlieglih der ihr angejchloffenen Kontingente) bejteht 
aus einem Feldpropft für die ganze Armee und Marine, 12 I ber- 
pfarrern (einem für jedes Armeeforps) und 57 Divifions- und 
Sarnifonspfarrern und 6 Marinepfarrern 3), die des Sächſiſchen 
Armeeforps aus 1 Dberpfarrer und 4 Divifions- und Garniſons— 
pfarrern. Im Württembergifchen Armeekorps find mit der Militär— 
Seeljorge nur Givilgeiitliche beauftragt, und zwar ein Mitglied 
des Konfijtoriums mit der Feldpropſtei. Aehnlich war es bisher 
auch in Baiern 9. 

b) Die katholiſche Welitärgeiftlichfett der Preußifchen Armee 
befteht aus einem Feldpropſt (gegenwärtig unbejegt)) und 40 
Divifions- und Garniſonspfarrern. In der Marine iſt ein katho— 


1) R.-6.-Bl. für 1875, ©. 332 u. 341. 

2) Reichs⸗Militärgeſetz v. 2. Dat 1874, 8. 4. 

3) Die Benennung „Pfarrer“ ftatt Prediger” ift durch Königliche 
Kabinetsordre v. 24. Nov. 1869 unter dem Minifterium von Mühler ein- 
geführt worden (Aftenft. des evang. Oberkirchenraths 6, 347). Die Stellen 
des Feldpropfte8 und der Oberprediger find erft 1832 wieder neu gefchaffen 
worden. Sacobfon, Ev. K.-R. 1, 189 und 192. 

*) Silbernagel, Berf. und Verw. der Keligiondgem. in Baiern 1870, 
©. 75. 

5) Der Etat enthält die Erläuterung: „Bis zur definitiven Regelung 
der Fatholifchen Militär-Seelforge wird der Gehaltsanfag für den katholiſchen 
Seldpropft beibehalten, wenngleich das fatholiihe Feldpropfteiamt bis auf 
Weiteres aufgehoben iſt.“ 

Thudichum, Kirchenrecht. 11 
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liſcher Marinepfarrer angeftelt. Das Sächſiſche Armeeforps hat 
einen Fatholifchen Divifions- und Garnijonspfarrer, die Baterifchen 
und das Württembergiſche nur beauftragte Givilgeiftliche. Jede 
Milttärgemeinde, bet welcher ein wirklicher Militärpfarrer an- 
gejtellt ift, erhält auch einen bejonderen Küſter Y. Bis zum Jahre 
1349 wurde die Fatholiihe Milttär-Seelforge im Frieden größten- 
theil8 durch Givilgeitliche verjehen, welche ihren Auftrag vom 
Kultusminijter nach Begutachtung durch die Biichöfe, die auf ihre 
geiftliche Amtsführung bezüglichen Vorjchriften aber von den Biſchöfen 
erhielten. Die Aufitellung von eigenen Feldgeiltlichen war für ven 
Fall eines Krieges vorbehalten 3). Im Jahre 1849 traf die Negie- 
rung ein® ganz andere Anordnung. Die Leitung der Ffatholijchen 
Militär - Seelforge aller Truppen wurde dem damaligen Biſchof 
von Breslau, dv. Diepenbrod, für deſſen Lebenszeit übertragen, 
mit dem echt, Fatholifche Telpgeiftliche zu ernennen und jeden 
Augenblid auch zu entlafjen (!), die Ausübung diefer feiner Nechte 
aber auch einem Stellvertreter zu delegiren. Zu dieſem Stell- 
vertreter bejtimmte der Fürftbiichof ven Negierungs- und Schulvath 
Mende zu Münfter, welchen der König unterm 19. Vebruar 1852 
zum „katholiſchen Feldpropſt der Armee” ernannte?) Dieje 
Einrichtung hatte Die Negierung mit dem päpftlichen Stuhl verab- 
redet. Ein päpftliches Breve vom 24. Dftober 18495) übertrug 
dem Fürſtbiſchof v. Diepenbrod die Militär-Seeljorge als apoſto— 
lifhen Delegaten, fo daß dieje Nechte als vom Papſte ab- 
geleitete erjchienen, während der Feldpropft Mende die Stellung 
eines „apoftoliihen Subdelegaten“ hatte. - Uebrigens war die 
Gerichtsbarkeit der ordentlichen Bijchöfe durch das päpftliche Breve 
über die Militärgeiſtlichen nicht völlig aufgehoben. Obwohl Diepen- 
brod ſchon 1853 ftarb und der neue Fürftbiichof von Breslau 
feine päpftlichen Vollmachten erhielt, befleivete Mencke die Feld— 
propftei bi8 1858 fort. Unterm 11. Februar 1859 ernannte der 
1) Militär-Kirchenordnung vom 12. Febr. 1832, 8. 109—112. 

2) Militär-Kirchenordnung v. 12. Febr. 1832, SS. 1, 5, 10, 18, 20. 

3) 8. 27. 

4) E. Friedberg, der Staat und die Bifhofswahlen in Deutfchland (im 
19. Jahrh.) 1874, S. 449—462, gibt eine aftenmäßige Geſchichte der Grün— 
dung der fathol. Feldpropftei und des fathol. Armeebisthums. Im dem Bei- 


lagen Nr. 98—107, ©. 256— 274, find die Haupturfunden mitgetheilt. 
5) Friedberg, Beilagen Nr. 98, ©. 256. 
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Papſt den Propſt zu Berlin, Pelldram, direkt zum katholiſchen Feld— 
propjt, in der Form der Uebertragung der VBollmachten Mende’s 
auf Pelldram, was die Regierung nicht blos zuließ, ſondern ſogar 
veranlaßt hatte, indem fie ihre ftaatlichen Rechte nur darin wahrte, 
daß der Prinzregent für Pelldram eine ftaatliche Beftallung aus- 
fertigen ließ Y. 

Im Jahre 1868 veritand fich Die Regierung zu einer viel 
weitergehenden Nachgabe an den päpftlichen Stuhl. Ste bewilligte, 
daß die Fatholiiche Militär-Seeljorge im Preußifchen Heer, welches 
jeßt den größten Theil der Norddeutſchen Bundesfontingente um— 
faßte, jowie in der Kriegsmarine von einem wirklichen „Armee- 
biſchof“ (einem Bifchof in partibus infidelium) geleitet werde, der 
völlig unabhängig von jedem Preußiſchen fein, in Berlin refiviren (!) 
und vom Papit auf Empfehlung des Königs von Preußen ernannt 
werden jollte 2). Ein Vertrag wurde über dieje neue Einrichtung 
zwifchen dem König von Preußen und dem Papft nie aufgejett 
und ratifizirt, jondern nur Noten ausgetauscht, dann vom Papſt 
das Ereftionsbreve vom 22. Mat 1868 erlafjen und ver Propit 
Namszanowski zum Bijchof von Agathopolis und zum Armeebijchof 
ernannt, welcher Ernennung der König die feinige folgen ließ 3). 
Das Breve vom 22. Mai 1868 tft vom König weder verfündigt 
noch überhaupt weiter förmlich anerkannt worden, mit Ausnahme 
der einen Stelle über den Ernennungsmodus. 

Eine vom Papjt gebilligte Auflehnung des Armeebiſchofs gegen 
Verfügungen des Kriegsminiſteriums hatten erjt eine Suspenfion %), 
dann eine Königliche Verordnung vom 17. März 1873 zur Folge, 
welche die fatholiiche Feldpropftet aufhob und den Zuſtand von 1849 


1) Friedberg 452. 

2) Die Note des Cardinals Antonelli v. 14. Febr. 1868 erkennt das 
Vorſchlagsrecht des Königs Har an, befagt aber zugleich, daß das päpftliche 
Breve dafjelbe mit folgenden Worten erwähnen werde: „Designatio per- 
sonae pro Cappellani majoris munere fiet collatis inter Nos, Suc- 
cessoresve Nostros, ac Serenissimum Borussiae Regem consiliis“. 
An Unbeftimmtheit ließ diefer Ausdruck gewiß Nichts zu wünſchen übrig. 

8) Friedberg 461 und Urkunden Nr. 103—107, ©. 263—274. 

#) Friedberg, Samml. d. Aftenft. zur altfathol. Bewegung, ©. 12 und 
108—115. Hier wird ein Erlaß des Kriegsminifters dv. Roon v. 20. Mai 
1872 und das Erfenntniß des Preuß. Disziplinarhofs v. 15. März 1873 
mitgetheilt. 

11% 
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wieder herſtellte ). Namszanowski übertrug nach feiner Sus— 
penfion die Ausübung feiner Nechte proviſoriſch, mit, Vorbehalt 
päpftlicher Genehmigung, auf die ordentlihen Biſchöfe; umd Die 
meiften fatholifchen Meilttärgeiftlichen erklärten auch, fich unter dieſe 
jtellen zu wollen. 

2. Sämmtliche zu einer Garniſon gehörenden, im aktiven Dienft 
befindlichen oder penfionirten Offiziere, alle aftiven Unteroffiziere 
und Soldaten, Milttärbeamten und Diener, desgleihen alle Frauen 
und Kinder derjelben, bilden die Militär-Slirchengemeinde 2). Die 
bis 1867 und 1868 in den Bezirfen des 9., 10. und 11. Armee» 
forps beftandenen „Garnifonsgemeinden“ find aufgelöft?). Für 
diefe Bezirke ift Folgendes beftimmt: — „In Beziehung auf Beichte, 
Abendmahl, Einjegnung der Kinder und ihre Vorbereitung dazu 
bedarf e8 zur Verrichtung durch einen anderen Geiftlichen nach den 
Borichriften der Militär-Kirchenordnung einer beſonderen Erlaubniß 
von Seiten des Militärgeiſtlichen nicht, ebenjfowenig zum Beſuch 
des Gottespienftes in anderen Kirchen; für Taufen und Trauungen 
ift ein Erlaubnißichein des zuftändigen Militärgeiſtlichen erforderlich, 
welcher jedoch auf Verlangen unentgeldlich ertheilt werden muß“ *). 
Aehnliche Vorichriften gelten für Baden’). Die Beitimmungen 
der 88. 1—48 der Preußischen SKirchengemeinde- und Synodal— 
ordnung vom 10. September 1873 finden auf die Milttär-Kirchen- 
gemeinden feine Anwendung (vgl. 8. 48 verjelben); ebenjo nicht 
die Beitimmungen des Preußiſchen Gejeßes vom 20. Juni 1875, 
über die Vermögensverwaltung in den fatholiichen Kirchengemeinden 
8. 56. Ebenſo finden die Beitimmungen der badijchen Kirchen- 
verfajjung vom 5. September 1861 auf fie feine Anwendung 6). 

3. Die Militärgeiftlichen find Neichsbeamte im Sinne des 
Neichsbeamtengejeges vom 31. März 1873. Ihre Rechtsverhältniffe 


1, Schultheß, Gelh.Kal. ©. 93. 

*) Genaue Regeln hierüber gibt die Militär - Kirhen- Ordnung von 
1832, $. 34—48 (©.-©. 79). Vgl. aud) Jacobſon 1, 236. Konvention 
zwilchen Baden und dem Reich vom 21. Dez. 1871, Art. 1—3. Spohn 2, 293. 

®) Verordnung vom 24. Juni 1867 (©.-©. 919), vom 12. Oft. 1867 
(6.-©. 1849) und vom 25. Nov. 1868, $. 4 (G.-©. 1869, ©. 78). 

+) Verordnung v. 24. Sunt 1867, 12. Oft. 1867 und 25. Nov. 1868, $. 3. 

5) Konvention vom 21. Dez. 1871, Art. 8—10. 

8) Konvention vom 21. Dez. 1871, Art. 3. 
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richten ſich daher in erſter Linie nach dieſem und den andern für 
die Reichsbeamten erlaſſenen Reichsgeſetzen !). Die mit der Militär— 
Seeljorge beauftragten Civilgeiftlichen find zwar binfichtlich des 
militärifchen Nebenauftrags ebenfalls Reichsbeamte; e8 gelten aber 
für ihre Ernennung, Subordination, Penfionsrechte u. ſ. w. theil- 
weile andere Negeln. 

Daſſelbe ift mit den Militärküftern der Fall. 

4. Anjtellungsfähig iſt nur Derjenige, welcher für die evarı- 
gelische Landeskirche oder eine enangelifche Provinzialfirche die An— 
jtellungsfähigfeit beſitzt das Eramen pro ministerio beftanden hat)?). 
Wer zum Divifionsprediger ernannt werben fol, muß noch eine 
bejondere Prüfung beſtehen. 

Die Beftimmungen des Preußiichen Geſetzes vom 11. Mat 
1875 über die Vorbildung der Geiitlichen finden auf Militär: 
geijtliche ebenfalls Anwendung, nicht aber diejenigen auf die An- 
jtellung. 8. 29 deſſelben bejagt nämlich: „Die bejtehenden Rechte 
des Staats bezüglich der Anftellung von Geiftlichen beim Militär 
und an öffentlichen Anftalten werden durch das vorliegende Gejet 
nicht berührt.“ 

5. Hinfichtlic) der Ernennung dev Militärgeiftlichen gelten 
die nachfolgenden Kegeln: 

a) Die Wahl und Ernennung des evangelifchen Feld— 
propites jowie des Garnifonpredigers zu Berlin, ift ausſchließlich 
dem Kaiſer und König vorbehalten). Die Wahl ſämmtlicher 
übrigen evangelischen Veilitärgeiftlichen der DMlarine, des Land» 
heeres und aller Milttärinftitute kommt nicht blos in Kriegszeiten 
jondern auc im Frieden dem evangelifchen Beldpropft zu. In 
letterer Beziehung hat er die Rechte, welche ehemals den Konfi- 
ftorien zufamen 4). Die Wahl der Oberpfarrer bedarf ver Zu— 
ſtimmung des Kriegsminifters und des Kurltusminifters?). Einer 


I) Dal. Thudichum, das Reichsbeamtenrecht in Hirth’8 Annalen 1876, 
©. 265—399. 

2) Militär Kirhenordnung vom 12. Febr. 1832, $. 9 und 13—15, 83. 
Königliher Erlaß vom 19. Dez. 1867 (G.-©. 47). 

3) Militär-Rirchenordnung v. 12. Febr. 1832, 8. 7 und Königlicher Erlaß 
v. 19. Dez. 1867 (©.-©. 1868, 47). 

) Milttär- Kirchenorbnung v. 12. Febr. 1832, 8. 7—9 (8.-©. 72).. 
Königl. Erlaß v. 19. De. 1867 (G.-S. 1868, ©. 47). 

5) Militär-Kirchenordnung v. 12. Febr. 1832, 8. 8, 
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der evangelifchen Milttärgeijtlichen der Stadt Hannover, ſowie der 
evangelische Militärgeiftliche in Kafjel und in Schleswig verfieht 
die Funftionen eines Militär-Dberpredigers !). 

Die Wahl der Garnifonspfarrer bedarf der Zuftimmung des 
betr. Militärbefehlshabers (des Divifionsfommandeurs oder des 
Gomverneurs, des Kommandanten u. ſ. w.) und ber Beftätigung 
durch den Kultusminifter, die Wahl der Marinepfarrer der Zu- 
ftimmung der Katjerlichen Admiralität und der Betätigung Durch 
den Kultusminiſter?). Innerhalb des Amtsbereich8 des Evan- 
geliichen Oberkirchenraths zu Berlin (8 alte Provinzen) bleiben 
diejem feine Mitwirfungsrechte bei der Beftätigung erhalten >). 

Was von der Wahl gilt, gilt auch von der Verſetzung, desgleichen 
von der Entlafjung der nur auf Widerruf angejtellten Geiftlichen 9. 
Die fürmliche Einführung der Dberpfarrer in ihr Amt gejchieht 
durch den Feldpropſt, die der übrigen Milttärpfarrer auf Weijung 
des Feldpropſtes durch den Dberpfarrerd). In Baden übt der 
Dberfirchenrath, in Heſſen das Oberfonfiftorium die Nechte des 
Velopropftes aus, Schlägt die Militärpfarrer vor, welche dann vom 
Königlich Preußtichen Kriegsminifterium ernannt werden). 

In denjenigen Garnijonsorten des 9., 10. und 11. Armee- 
forpsbezirks, in denen fein Divifions-, Garnifons- oder Anjtalts- 
prediger jtattonirt ift, wird die evangelifche Militär- Zeeljorge einem 
der Ortsgeiftliben durch deffen kirchliche Beftallungs- 
behörde im Einverftändniß mit dem betreffenden Militärbefehls- 
haber und unter Genehmigung des Kultusminijters übertragen, 
und werden jeine Amtsverrichtungen als Militär» Seeliorger im 


ı) Königl, Verordnung v. 24. Juni 1867, $.1 (©.-©. 919) v. 12. Oft. 
1867 (G.-©. 1849) und Verordnung v. 25. Nov. 1868, $. 1 (G.-©. 1869, 
©. 77). 

2) Königliher Erlaß v. 19. Dez. 1867. 

3) Königlicher Erlaß v. 19. Dez. 1867 (G.-©. 1868, ©. 47). Reſſort— 
reglement für die evangelifhe Kirchenverwaltung v. 29. Juni 1850, $. 1 
Nr. 4 und 8. 5 Nr. 5, 8. 6 (G.-S. 344, 346). 

*) Berordnung v. 24. Juni 1867, 8. 2, v. 12. Oft. 1867, $. 2 und 
25. Nov. 1868, $. 2. 

5) Früher famen diefe Rechte des Felbpropftes im Frieden dem Provinzial- 
Konfiftorien zu. (Militär-Kirhenordnung von 1832, $. 16. Jacobſon 2, 387.) 

6) Konvention mit Baden v. 21. Dez. 1871, Art. 4. Der Militär- 
Dberpfarrer des 14. Armeelorps bat feinen Sig in Karlsruhe. 
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Einklang mit den für fein geiftliches Hauptamt beftehenden kirch— 
lihen Ordnungen geregelt. Derjelbe bleibt in Anfehung feiner 
geistlichen Amtsverrichtungen in der Militär-Seelforge feiner ordent- 
lichen Eirchlichen Auffichtsbehörde untergeben. Im Uebrigen finden 
die Beltimmungen der Militär-Kirchenordnung über das Unter- 
oronungsverhältnig auf ihn Anwendung !). 

Achnliches gilt für den 14. Armeeforpsbezirf (Baden 2c.) 2). 

b) Mit der Verfehung der katholiſchen Militär-Seelforge 
in der Preußifchen Armee werden feit Aufhebung ver Feldpropitei 
Eivilgeiftlihe durch den Kriegsminifter im Einverjtändnig mit dem 
Kultusminifter beauftragt 3). Für die baieriſche Armee iſt der 
jeweilige Erzbifchof von München-Freyſing als Feldpropſt beftellt 9. 
Er ſchlägt dem König Priefter zu Felvfaplänen vor und der König 
ernennt fie). 

c) Die Militärküfter werden vom Militärprediger vorgejchlagen 
und vom Militärbefehlshaber bejtätigt. ES ſollen dazu vorzugs- 
weife balbinvalide Unteroffiziere genommen werden ©). 

6. Die Milttärgeiftlichen ftehen in einem doppelten Sub— 
ordinationsverhältnig 9. In allen auf ihre VBerhältniffe als Militär- 
beamte fich beziehenden Außeren Angelegenheiten jtehen fie unter 
den Mülitärbefehlshabern, und zwar der Dberpfarrer unter dem 
fommandirenden General des Armeeforps, der Divifionspfarrer 
unter dem Divifionsfommandeur, der Sarnijonspfarrer unter dem 
Kommandanten oder Gouverneur. In allen geijtlichen Amts- 
angelegenheiten, aljo was ihre Amtsführung als Prediger betrifft, 
fünnen ihnen die Meilitärvorgefesten feine Vorſchriften ertheilen ; 
vielmehr ftehen fie in dieſer Hinficht unter den geiftlichen Be— 
hörden; und zwar die Divifions-, Garniſons- und jonftigen Militär- 
pfarrer unter dem DOberpfarrer, und mit diefem unter dem Konſi— 
ftorium der Provinz jowie auch unter dem Feldpropſt, in höherer ' 
Inſtanz unter dem Rultusminifter. Jeder Preußiſche Militär: 


!) Verordnung v. 24. Juni 1867, 12. Dft. 1867 und 25. Nov. 1868, $. 5. 
2) Konvention mit Baden v. 21. Dez. 1871, Art. 4. 

3, Erlaß des Kriegsminifters v. 11. Juni 1873. 

4) Päpftlihes Breve v. 20. April 1841. 

5) Minifterial-Entfohließung v. 16. März 1851. Bgl. Silbernagel, ©. 75. 
6) Militär» Kirhenordnung von 1832, 8. 109—112. Jacobſon 1, 257. 
”) Militär-Kirchenordnung o. 12. Febr. 1832, $. 21—33. 
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Dberpfarrer hat Sit und Stimme im Provinzial- Konfiftorium 
und ijt bei demjelben Organ und Vertreter für alle die militär- 
firchlichen Berhältniffe des Armeeforps betreffenden Angelegenheiten?), 
Diefe Theilnahme ist weniger beveutungsvoll, jeitvem die Ernennungen 
der Militärgetjtlichen auf ven Feldpropſt übergegangen ſind. 

In Baden ſteht an der Stelle des Provinzial-Konſiſtoriums 
und des Feldpropſtes der evangeliiche Oberfirchenrath. Alle Anz 
ordnungen, welche innere Angelegenheiten des Pfarramtes betreffen, 
find zwiichen dem Militär - Dberpfarrer des Armeeforps und dem 
Oberfirchenrath zu vereinbaren und erft nach erzieltem Einverftänd- 
niffe zu erlaffen?). Das König. Preußiſche Kriegsminifterium 
behält fich vor, die Garnijonen im Großherzogthum Baden nach 
Bedürfniß durch den Feldpropſt der Königl. Armee bereifen zu 
laſſen, um ſich von der Art der Befriedigung des religiöjen Be— 
dürfniffes in den Meilttärgemeinden Kenntniß zu verjchaffen. 
Dem evangeliichen Feldpropſt wird in ſolchem Falle zu feiner 
Drientirung sein von dem evangeliichen Dberfirchenrath dazu ab- 
geordneter Geiltlicher beigegeben. Der Militär - Oberpfarrer fteht - 
zu den Divifions-, Garniſons- und fonftigen Militärpfarrern des 
Armeeforps im Verhältniß eines Superintendenten zu den Geiſt— 
lichen feiner Diözeje?). Die mit der Militär - Seeljorge beauf- 
tragten evangeliichen Militärpfarrer bleiben ihrer gewöhnlichen 
firchlichen Auffichtsbehörde umntergeben, jtehen aber zugleich unter 
den Militärbefehlshabern ®). 

7. Die evangeliihen Militärgeiftlihen nehmen faſt überall 
an den Kreisipnoden Theil, aber nur mit berathender Stimme’). 
Zu Provinztal- und Generalipnoden find fie wählbar ©). 


1) Militär-Kirchenordnung v. 1832, 8.3 (G.-©. 172). Jacobſon 1, 189. 

2) Konvention v. 21. Dez. 1871, Art. 5. 

2) Preußische Militär-Kirchenordnung von 1832, $.3 und 25. Inftruftion 
für bie Diilitär-Oberprediger v. 28. Oft. 1833. SJacobfon, Ev. K.-R. 1, 189. 
Aehnlich in Baden laut Konvention v. 21. Dez. 1871, Art. 5. 

*) Verfügung des Preuß. Kultusminifters vom 3. Dez. 1860. (Aftenft, 
d. evang. Oberfirchenrath8 6, 175.) Königl. Verordnungen v. 24. Suni 1867. 
12. Oft. 1867, 25. Nov. 1868, $. 5 (vgl. oben). 

5) Preußische General-Synodalordnung v. 20. San. 1876, 8. 43, Ziffer 2. 
Ebenſo in Rheinland-Weftfalen (Sacopfon 1, 300). Baden, 5. Sept. 1861, 
$. 47 und Konvention v. 21. Dez. 1871, Art. 3. 

6) Preußifhe General- Synodalordnung v. 20. Jan. 1876, $. 3 und 


Gefandtichafts-Prediger. 169 


8. In Bezug auf Gehalts- und Penfionsrechte ſowie dis— 
ziplinäre Beftrafung u. f. w. finden auf die Militärgeiftlichen, 
jowie auf die Divifiong- und Garnijonsküfter die Beftinnmungen 
des Neichsgejeges vom 31. März 1873 betreffend die Nechtswer- 
hältniije der Neichsbeamten !), jowie das Geſetz vom 30. Sunt 
1873 über die Bewilligung von Wohnungsgeldzufhüffen umd die 
dazu gehörige Faijerliche Verordnung vom gleichen Tage?) Anz 
wendung. Entfernung aus dem Amt ijt gegen Militärgeiftliche 
durch die Disziplinarfammern, in zweiter Inftanz durch den Dis— 
ziplinarhof zu erfennen. Nach dem vom Bundesrath am 18. März 
1869 vorgelegten Entwurf eine8 Neichsbeamtengejeges 8. 122 
ſollten die Militärgeiftlichen in Bezug auf unfreiwillige Benfiont- 
rung (5. 59—64) und Disziplinarbeftrafung ($. 69—121) dem 
Keihsbeamtengeje nicht unterliegen, ſondern für jie die beſtehen— 
den. Vorichriften maßgebend bleiben). Die Motive bemerften 
dazu furz: „bezüglich ihrer unfreiwilligen Quieszirung oder Ent- 
laffung im Disziplinarwege jet die Kognition der geiftlichen Auf- 
ſichtsbehörden nicht auszufchliegen %).” Der unterm 8. April 1872 
neu vorgelegte Entwurf enthielt jenen S. 122 nicht mehr; und 
da das Neichsbeamtengefeß vom 31. März 18575 fie nirgends von 
feinen Bejtimmungen ausnimmt, fo finden dieſe unbejchränft An- 
wendung und eine weitere Disziplinargewalt geiſtlicher Vorge— 
ſetzten über dieſelben bejteht nicht ?). 


SE alle 
2. Die Gejandtihafts-Prediger oder Geiltlichen des Neichs, 


Bei den Gejandtichaften in Nom und Konjtantinopel unter- 
hält das Reich evangelifche Gejandtichaftsprediger, welche aus= 


$. 46, Ziffer 2. Baden 3. Sept. 1861, $. 62 und Konvention dv. 21. Dez. 
1871, Ah 3 

2) R-6.-Bl. 61-90. Bol. hierüber F. Thudichum, Reihsbeamtenrecht 
in Hirth’8 Annalen, 1876. 265—399. 

2) N.-6.-Bl. 166 und 169. 

3) Reichstag 1869. Akten Nr. 59, ©. 186. 

*) ©. 196. 

5) Nicht beftimmt genug Außert fih hierüber Kanngießer, das Recht der 
deutichen Keihsbeamten. 1874. ©. 251. 
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ſchließlich aus Reichsmitteln bejoldet werden, und in Liſſabon ge= 
währt e8 dem Prediger der deutjchen evangelifchen Gemeinde, der 
unter Mitwirfung des Kaijers ernannt wird, einen Bejoldungs- 
zuſchuß. Diefe Aufwendungen werden gemacht in der Betrachtung, 
daß der Staat feinen Gejandtichafts-Beamten mit deren Yamilien 
die Miöglichfeit gewähren müfje, ihre Religion ausüben zu kön— 
nen’) Die im Neichshaushaltsetat aufgenommenen Stellen 
fönnen vom Reichstag nicht ohne Weiteres geftrichen, fondern nur 
als künftig wegfallend bezeichnet werden 2). 


8. 38. 
3. Die Seelforge in Strafanftalten, Armen und Kranfenhäufern. 


I. Das Gejetgebungsrecht über die Seelforge in den Straf- 
anftalten, Armen» und Krankenhäuſern übt gegenwärtig überall 
allein der Staat, ohne den Neligionsvereinen eine Mitwirkung 
zu gewähren. Ueber die Strafantalts-Seelforge find einheitliche 
Vorſchriften Des Reichs zu erwarten. 

2. Die Ernennung der Geiftlichen an den Strafanftalten tt 
allgemein den Staatsbehörden vorbehalten 3). 

In Preußen erfolgt die Ernennung derjenigen Strafanjtalts- 
geiftlichen, welche ausjchließlich als Hausgeiftliche angejtellt find, 
unmittelbar durch den Miniſter des Innern %). Derſelbe forvert 
vor Anftellung evangelifcher Hausgeiftlichen in den acht alten 


2) Jeihstag 1872, Akten Nr. 53, ©. 210-212 (Denkfhrift der Reichs— 
regierung, die Gefandtfhaftsprediger betr.) 1873. ©. 1020-1022. 1027. 
1028. 

2, Freiherr v. Hoverbed in der Neihstagsfisung vom 9. Juni 1873. 
©. 1021. Der Gefandtfhaftspredigerpoften in London wurde feit, 1872 nur 
als künftig wegfallend bewilligt. 

3) Breußifches Gefeß v. 11. Mat 1873, über die VBorbildung und An— 
ftelung der Geiftligen $. 29. Württembergifhes Geſetz v. 30. San. 1862, 
betr. die Negelung des Berhältn. d. Staatsgewalt zur Fathol. Kirche Art. 2 
(Reg.Bl. 60). Badiſches Geſetz v. 9. Dit. 1860 über bie rechtl. Stellung 
der Kirchen im Staat. $. 8. Bol. Spohn, Bad. Staatskirchenrecht 1868. 
©. 17. Verfaſſung der Badifhen evang.sproteft. Kirhe vom 5. Sept 1861, 
8. 104. Großherzoglich Heſſiſches Geſetz v. 23. April 1875, betr. die Vor— 
bildung und Anftelung von Geiftlihen, Art. 6 Dove's Zeitſchr. 13, 221). 

9) Cirkular vom 29. Dezember 1857. 
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Provinzen das Gutachten des Evangelifchen Oberfirchenrathes, der 
ſeinerſeits darüber Berichte des Provinzialfonfiftoriums und Ge— 
neralfuperintendenten einzieht. Strafantaltsgeiftliche, welche das 
Amt nur als Nebenamt befleiven, werden von der Bezirfs-Negie- 
rung nach Anhörung des General-Superintendenten ernannt. Alle 
evangelifchen Anftaltsgeijtlichen der acht alten Provinzen erhalten 
von dem Provinzialfonfiltorium eine ſ. g. „KRonfirmationsurfunde”, 
wodurch dem Berufenen „die firchlichen VBollmachten und Aufträge 
ertheilt werden” und worin auch ihre Lehrverpflichtung beſtimmt 
tt. Dies Recht zur Ausstellung jolcher Konfirmationen wurde 
den Konfiftorien vom SKultusminifter v. Raumer zugefprochen, 
vom Oberfirchenrath aus der Verordnung vom 27. Juni 1845 1) 
abgeleitet, und außerdem bemerkt, daß gegen die Benükung des 
Konfirmationg- Formulars „fich von Seiten der Strafanjtalts-Ber- 
waltung Nichts zu erinnern gefunden habe)". In Baiern erfolgt 
die Ernennung durch das Miniſterium des Innern im Benehmen 
mit dem Kultusminijterium, nach vorausgegangener Begutachtung 
Seitens der kirchlichen Oberbehörde ?). 

3. Dinfichtlic) der Theilnahme der Anftaltsgeiitliben an 
Kreisipnoden und der Wählbarkeit zu Provinzial» und Yandes- 
ihnoden gelten die nämlichen Negeln wie bei Militärgeijtlichen 9. 

4. In einigen Theilen Deutſchlands bilden die in einer 
Strafanftalt befindlichen Sträflinge jammt den darin lebenden 
Beamten und Dienern eine eigene firchlihe Gemeinde (Anftalts- 
Gemeinde) 5). Die Anjtalts-Gemeinden haben feine gewählte Ge— 
meinde-Bertretung ©). 
26..©. 440. 

2) Verfügung des Minifterd der geiftlihen Angelegenheiten (von Rau— 
mer) v. 28. Nov. 1853 (Min.-Bl. für die innere VBerw. 265. Vogt 1, 282. 
Aktenſt. aus der Verwaltung des Ev. Oberkirchenraths. Bd. 1. Heft VI. 
©. 24. 25). Berfügung des Coangelifchen Oberfirhenraths vom 15. Nov. 
1854. Aktenſt. 2, 7 und 8). Mittheilung des Ev. D.-K.-R. vom 22. Juli 
1859 (Att. 5, 36. 37). 

3) Silbernagel, Verf. u. Verw. der Religion Sgen. in Baiern. 1870. 
©. 418. 

4) ©. oben ©. 168. 

5) Preußiſches Allgemeines Landrecht, 2, 19. $. 77-79. Minifterial- 
reſtript vom 22. Juni 1841 (Min.-Bl. 214. Vogt 1, 276). Bode, der 
Yegale Preuß. Pfarrer 1875, ©. 357. Jacobſon, Ev. KR. 1, 237 u. 300. 

6) Preußifche Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. Sep- 
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Als Beijpiel der gegenwärtigen Cinrichtung der Seelforge 
und des Keligions- und Schulunterricht in den Strafanftalten 
theilen wir nachjtehend die betreffenden neuen Vorſchriften der 
Hausordnung für die Zuchthäufer des Königreihs Württemberg 
mit). Diefelben lauten: 

„8. 94. Alle Sonntage und an den fonfejjionellen Feſt- und 
Feiertagen, jowie an den Geburtstagen des Königs und der Kö— 
nigin, wird je für die evangelijchen und für die katholiſchen Ge— 
fangenen in der Kirche der Anjtalt VBormittags-Gottesdienjt mit 
Predigt, an den Nachmittagen der Sonn- und Feſttage Chriften- 
Iehre oder eine Erbauungsſtunde von einem Geiftlihen der Kon— 
feffion abgehalten. — Bierteljährlich wird Beichte und Abendmahl 
gefeiert. — Außerdem wird den Gefangenen wöchentlich einmal 
eine Stunde Neligtonsunterricht von dem Hausgeiſtlichen ertheilt. 
Alle nicht durch Krankheit verhinderten Gefangenen der betreffenden 
Konfeffion find den angeoroneten Gottesdienjten, jowie dem Reli— 
gionsunterricht anzuwohnen verpflichtet. Ein Auferer Zwang zur 
Theilnahbme an dem Empfang der Saframente findet nicht jtatt. 
8. 55. Die Gefangenen werden durch das Aufjichtsperjenal in 
die Kirche begleitet. — Der Eintritt fremder Perjonen ijt nur 
mit Erlaubniß des Vorſtandes gejtattet. S. 56. Bor dem Be- 
ginn der Arbeit, vor dem Mittagseſſen und Abends wird ein ge- 
meinjchaftliches Gebet verrichtet, welches der Obmann (Obfrau) 
oder ein anderer hiefür bejtimmter Gefangener laut vorjpricht. 
8. 57. Die Gefangenen jtehen unter der bejonvderen Seelforge 
des Hausgeiftlichen ihrer Konfejjton, welcher jich von dem Stand 
der religiöjen Bildung der Einzelnen und von ihrer Sinnesart 
die zur Einwirkung auf die Gefangenen nöthige Kenntniß zu ver— 
Ichaffen hat. Der Hausgeiftliche hat zu dieſem Behuf insbejon- 
dere auch die Arbeitszimmer und die Kranfenzimmer zu bejuchen 
und in den geeigneten Fällen mit den Gefangenen eine Beſprechung 
unter vier Augen zu halten. $. 58. Siraelitiichen Gefangenen 
it gejtattet am Sabbath und an den 13 hohen Feittagen in einem 


tember 1873, 8. 48. Geſetz vom.20. Juni 1875, über die Vermögensver— 
waltung in den fatholifchen Kirchengemeinden 8. 56. Bol. auch Jacobſon, 
Ev. 8.-R. 1, 237. 300. 

1) Königl. Württembergifche Verordnung vom 23. Juli 1874, betr. 
nene Hausordnungen für die Zuchthäufer u. die Gefängnifje (Reg-Bl. 203). 
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bejonveren Xofal ihre Andachtsübungen zu halten. — Sie find an 
ven genannten Tagen nicht zur Arbeit verpflichtet, haben dagegen 
an den Sonntagen und den chriftlichen Feſttagen zu arbeiten, wo— 
fern hierdurch nicht eine Störung der Sonmntagsruhe verurjacht 
wird. Es iſt Vürjorge zu treffen, daß auf Wunjch der tfraelitifchen 
Gefangenen die Anjtalt einige Male des Jahres von dem Bezirfg- 
rabbiner bejucht und von ihm eine Predigt abgehalten, auch für 
die religiöfen Bedürfniffe der Gefangenen gejorgt werde. 8. 59. 
Bei Todesfällen wird vor der Beerdigung oder Abführung des 
Leichnams, in Gegenwart der Gefangenen oder wenigjteng der 
Zimmergenofjen des Berjtorbenen von dem Hausgeijtlichen eine 
Rede gehalten oder ein Gebet gejprocen. 8. 60. Die Gefangenen 
find bis zum zurücgelegten dreikigiten Yebensjahr ſchulpflichtig. — 
Unterricht wird in denjenigen Gegenſtänden ertheilt, welche in ven 
Volksſchulen gelehrt werden.“ 


8.89. 
4. Bon der reichsgejeglihen Berpflihtung der Einzelitaaten, Freiheit 
zur Gründung neuer Neligionspereine zu gewähren. 


Das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869, welches alle aus ver 
Verſchiedenheit des religiöfen Befenntnifjes hergeleiteten Bejchrän- 
Tungen der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte aufhebt, 
jpricht damit im Grunde auch die Unzuläffigfeit der Fortoauer 
von Yandesgejegen aus, welche die Zahl der im Lande zugelafjenen 
Konfeffionen bejchränfen, oder die Zulaſſung von neuen Religions— 
vereinen oder Geftattung religiöjer Berlammlungen in die Will 
für der Regierung ftellen. Allerdings kann nicht angenommen 
werden, daß das Reichsgeſetz alle Yandesgejege, welche Schranken 
in diefer Hinficht aufjtellen, unmittelbar außer Kraft gefett habe !), 
denn gejegliche Negeln über Abhaltung von Verfammlungen über 
Gründung von Dereinen und CErtheilung von Korporationg- 
rechten find unentbehrlich, und das eich jelbit hat noch Feine ge— 
geben. 

Dies iſt ja auch bei den Kirchen und Vereinen der Fall, 
welchen ſchon bisher öffentliche Neligionsübung und das echt der 


. 9 Im den Berhandlungen des Reichstags ift jedenfall® davon keine 
Rede geweſen. 
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Korporation zufam. Aber die einzelnen Länder haben Verpflich- 
tung, ihre Gejesgebung mit den Grundjäßen des Reichsrechts in 
Einklang zu bringen. Für die Richtigkeit diefer Auslegung des 
Geſetzes pricht noch Folgendes: Dffenbar gehört gerade das 
Recht der öffentlichen Neligionsübung, d. h. das Recht fih in 
Gemeinſchaft mit Anderen regelmäßig in gejchlofjfenen 
Räumen durch Vorträge, Gebet und andere Uebungen zu erbauen, 
zu denjenigen bürgerlichen Nechten, welche für die meijten Men— 
ihen den höchſten Werth haben!), welche für ihn eigentlich die 
Borbedingung bilden von anderen jtaatsbürgerlichen oder bürger- 
lihen Rechten erſt Gebrauch zu machen. 

Was hülfe e8 den Israeliten, daß fie fich in Meklenburg 
überall niederlaffen, verehelichen, Gewerbe treiben, als Aerzte praf- 
tiziren, zum Reichstag wählen, ihren einjährigen Freiwilligen-Dienſt 
im Meflenburgifchen Heer leijten dürfen, wenn fie nicht auch ihre 
Religion ausüben, d. h. das thun dürfen, was fie ja allein zu Juden 
macht. Was hülfe den Reform-Juden alle vom Reich gewährte 
Freiheit, wenn eine Regierung in ihrem Land nur altgläubigen 
Juden, was den Altkatholifen, wenn eine Regierung nur Neu- 
fatholifen, öffentliche Neligionsübung und Gründung von Ge— 
meinden geftatten wollte? Das Neih würde Nechte gewährt 
haben, von welchen ein großer Theil der Bundesangehörigen feinen 
Gebrauch machen fünnte, die nur derjenige voll genöffe, der fein 
Bedürfni der Theilnahme an dem Gottesdienft empfindet. 


S. 40. 
5. Verbot des Jeſuitenordens und der ihm bermandten Orden. 


1. Das Neichsgefeß vom 4. Juli 18722) fchließt den Orden 
der Gejellichaft Sefu und die ihn verwandten Orden und ordens— 
ähnlichen Kongregationen vom Gebiet des deutjchen Neiches aus, 
unterfagt die Errichtung von Niederlaffungen derſelben und ver- 


) Dal. Paul Pfizer, Gedanken über Recht, Staat und Kirdhe 2, 6. 
(1842). 

2) R.-©.-Bl. 253. Neichstag 1872. 15. u. 16. Mai. 14.—19. Sunt. 
©. 367—428. 1001—1028. 1059—1096. 1123—1154. Aftenft. Nr. 64, 
©. 260— 283: Bericht der Petitionsfommifjion. Nr. 170, ©. 652: Gejeg- 
entwurf. Nr..194, ©. 730: Zufammenftellung. 
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fügt die Auflöfung der beitehenden Niederlaffungen bis jpätejtens 
24. Januar 18731), 

2. Die Angehörigen der genannten verbotenen Orden können, 
wenn fie Ausländer find, aus dem Bundesgebiet ausgewieſen 
werden; wenn fie Inländer find, kann ihnen der Aufenthalt in 
bejtimmten Bezirfen oder Orten verjagt oder auch angewiejen 
werden. 

3. Die Anordnungen, welche entweder zur Ausführung oder 
zur Sicherſtellung des Vollzugs des Reichsgeſetzes erforderlich find, 
werden vom Bundesrath erlaffen. Derjelbe hat Folgendes an— 
geordnet: 

a) Als Orden oder Kongregationen, welche dem Sefuitenorden 
„verwandt“ und daher ebenfalls zu unterdrüden jeien, hat der 
Bundesvath bezeichnet: 

Die Kongregation der Nedemptorijten (Congregatio sa- 
cerdotum sub titulo Sanctissimi Redemptoris); die Kongegra- 
tion der Yazartjten (Congreg. Missionis); die Kongregation 
der Priejter vom heiligen Geiſte (Congreg. Sancti Spi- 
ritus sub tutela immaculati cordis B. Virginis Mariae); die 
Geſellſchaft vom heiligen Herzen Jeſu (Societe du sacre 
coeur de Jesus) ?). 

b) Weiter hat der Bundesrath verfügt, daß den Angehörigen 
der verbotenen Orden die Ausübung einer Ordensthätigfeit, ins— 
befondere in Kirche und Schule, jowie die Abhaltung von Miſ— 
fionen nicht geftattet werden dürfe); endlich . 

c) daß die in den einzelnen Fällen nöthigen Vollzugsmaß— 
regeln von den Yandespolizeibehörven zu treffen feien, nicht von 
bloßen Bezirkspolizei-Behörden. 


8. 41. 
6. Berbot bon Bereinen mit jtaatsgefährliher Organisation oder 
ſtaatsgefährlichen Zwecken. 
Fr. Thudichum, Freiheitspflichten (in den Preußiſchen Jahrbüchern 35, 377 
u. 383. April 1875). 
Das Strafgeſetzbuch, 8. 128, bedroht mit Strafe Den— 
jenigen, der gegen unbekannte Obere Gehorſam verſpricht, auch 


) Sechs Monate nach dem Inkrafttreten des Geſetzes (24. Juli 1872). 
2) Beſchluß des Bundesrathes v. 20. Mat 1873 (R.G.-Bl. 109). 
3) Beſchluß des Bundesrathes v. 5. Juli 1872. 
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wenn das Verſprechen nicht ausprüdlih auf „unbedingten“ Ge— 
horſam ‚lautet; ferner Denjenigen, der gegen befannte Obere un— 
bedingten Gehorſam verjpricht. Straflos ift demnach ein Ge— 
horiams-Verjprechen gegen bekannte Obere, welchem die Klaufel 
der „Unbedingtheit” Fehlt. Außerdem hat das Strafgejegbuch noch 
zwei allgemeinere Bejtimmungen; e8 erklärt nämlich für jtrafbar: 
die Theilnahme an einer Verbindung, deren Dafein, oder deren 
Zwed vor der Staatsregierung geheim gehalten werden joll; und 
ferner: „Die Theilnahme an einer Verbindung, zu deren Zwecken 
oder Beichäftigungen gehört, Maßregeln der Verwaltung oder Die 
Bollziehung von Geſetzen durch ungeſetzliche Mittel zu 
verhindern oder zu entkräften.“ ($. 129). Wer aljo einer ſolchen 
Verbindung beitritt, auch wenn er fich nicht ausprüdlich zu einer 
Ungefetlichfeit mit Worten verpflichtet, joll doch beitraft werden. 
Denn er gibt ſchon durch den bloßen Beitritt zu erkennen, daß er 
fib an den Bejtrebungen des Vereins zu betheiligen gejonnen 
iſt. — Eine einzelne Anwendung diefer Grundſätze macht noch Das 
Keichsgejeß vom 4. Juli 1872 über das Verbot des Jeſuiten— 
ordens und der ihm verwandten Orden und Slongregationen. Die 
unterm 23. November 1875 dem Reichstag vorgelegte Strafgejeg- 
novelle jchlug eine andere Faſſung des S. 128 vor: „Die Theil- 
nahme an einer Verbindung, deren Dafein, Verfaſſung, Zweck oder 
Wirkſamkeit vor der Staatsregierung geheim gehalten werden 
joll, oder in welcher gegen unbefannte Obere Gehorfam over 
gegen befannte Dbere unbedingter Gehorſam pen Mitgliedern 
zur Pflihbt gemacht oder von ihnen verjprochen wird,“ 
u. |. w.!). Der Reichstag lehnte diefe Abänderung jedoch ab 2). 


8. 42. 
7. Reichsgeſetzliches Necht aller Geiftlihen und Ordensmitglieder eine 
gültige Che einzugehen und Freizügigkeit Derjelben. 
1. Jeder katholiſche Priejter und jede Drvensperjon ijt im 
ganzen deutjchen Neich unter venjelben VBorausfegungen, wie jeder 
andere Deutjche berechtigt und befühigt, eine gültige Che einzu- 


1) Neihstag 1875—76. At. Nr. 54, ©. 157. Vgl. aud) die Motive 
dazu ©. 170. 
2) ©. 939 und 940. 
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gehn. Denn das Neichsgejet vom 6. Februar 1875, welches alle 
fortgeltenden Cheverbote vollitändig aufzählt und allen übrigen 
älteren Verboten die Kraft entzieht, fennt fein Eheverbot für 
Prieſter oder Ordensleute. 

Freilich ſchützt das Reich bis jetzt keinen zur Ehe ſchreitenden 
Prieſter in ſeinem Amt und nach den Geſetzen der Einzelſtaaten 
ſind die Verwaltungsbehörden verbunden, die gültigen Disziplinar— 
urtheile der Biſchöfe zu vollſtrecken. 

2. Nach dem Reichsgeſetz über die Freizügigkeit vom 1. No— 
vember 1867 iſt jeder Reichsangehörige befugt, ſich aufzuhalten 
und niederzulaſſen, wo er will, und kann darin nur aus den im 
ebengenannten Geſetz oder neueren Reichsgeſetzen angegebenen 
Gründen beſchränkt werden. Hiernach darf auch in den Staaten, 
wo noch Klöſter beſtehen, jeder Mönch und jede Nonne jeden 
Augenblick das Kloſter verlaſſen, ohne ihren Austritt aus der 
katholiſchen Kirche erklärt zu haben. 


8. 43. 
8. Die Aufhebung des geſandtſchaftlichen Verkehrs des deutſchen Reichs 
mit dem römiſchen Papſt. 


Das deutſche Reich unterhält beim römiſchen Papſt feine 
Geſandtſchaft mehr und ſteht überhaupt nicht mehr in diplomati— 
ſchem Verlehr mit demſelben. In dieſer Hinſicht iſt an folgende 
Thatſachen zu erinnern. 

Die ſtändige Geſandtſchaft, welche Preußen ſeit 1815 in Rom 
bei dem Papſte unterhielt, wurde nach Gründung des Nord- 
deutjchen Bundes zugleich als Geſandtſchaft des Bundes affrebitirt. 
Als der Gejandte Graf Arnim im Sahre 1871 bei den Friedens— 
verhandlungen mit Frankreich Verwendung fand, ohne von Nom 
abberufen zu werben, betraute der Kaiſer den Königl. Baterifchen 
Sejandten Graf Taufffirchen vorläufig mit der Verrichtung der 
Geſchäfte der Preufiichen Gefandtichaft; Die Norddeutſche Geſandt— 
ihaft hatte mit Aufhören des Norddeutſchen Bundes aufgehört 
und die Beglaubigung eines Gejandten Namens des neuen Neiches 
hatte noch nicht ftattgefunden. Am 21. März 1872 überreichte 
Graf Arnim dem Papft fein Abberufungsfchreiben und es verjah 
nun der Legationsfefretär von Derenthall, und eine Zeit lang, 
während Erkrankung Derenthalls, der Legationsſekretär Stumm 

Thudichum, Kirchenrecht. 12 
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die Gefchäfte der Preußiſchen Gefandtichaft beim Papſt. In— 
zwifchen hatte der deutſche Kaiſer bejchlojjen, eine Vertretung des 
Reiches bei dem päpftlichen Stuhle zu begründen, und zwar dem 
deutichen Vertreter den Rang eines „Botjchafters” beizulegen; und 
es erfolgte im April 1872 die Ernennung des Prinzen Guſtav zu 
Hohenlohe, Kardinals der Römiſchen Kirche und Mitglieds einer 
hervorragenden Adelsfamilie des Königreichs Baiern, zum deut— 
ſchen Botichafter beim Papſt. Die Ernennung eines Mitglieds 
der fatholifchen Kirche, und zwar eines jo hohen Würdenträgers 
vderjelben zu diefem Amt gejchah in der Erwägung, daß zwiſchen 
dem deutjchen Reich und dem Bapjt nicht ſtaatliche oder politifche 
Machtfragen zu verhandeln; jondern nur die Herbeiführung eines 
freundlichen Einvernehmens und die Verhütung von Mißverjtänd- 
niffen zu erjtreben jet. 

Unterm 25. April fette der Preußiſche Gefchäftsträger den 
Kardinal-Staats-Sefretär Antonelli davon vertraulich in Kennt— 
niß und theilte mit, daß Kardinal Hohenlohe mit Nächjtem fich 
nah Rom begeben werde, um ſich perfünlich zu vergewiljern, ob 
feine Ernennung dem Papſt angenehm wäre, und um, im Yall 
günftiger Antwort, alsbald fein Beglaubigungsjchreiben zu über- 
reichen. Allein e8 fehlte nicht an Anzeichen, daß der Papſt, ent= 
gegen aller Hebung, den ernannten Botjchafter als persona in- 
grata bezeichnen .und nicht empfangen werde; Karbinal Hohenlohe 
fam daher nicht felbjt nach Nom, fondern der Preußiſche Ge- 
ihäftsträger erhielt Auftrag die Antwort des Papſtes zu begehren, 
die am 2. Mai 1372 dahin erfolgte: daß der heilige Vater be- 
daure, einen Kardinal der heiligen römijchen Kirche, auch wegen 
der augenbliclichen Umftände des heiligen Stuhls, nicht autorifiren 
zu fünnen zur Annahme eines jo delifaten und wichtigen Amts- 
Da zu andern Zeiten fatholifche Prälaten und auch Karbinäle von 
den Päpften ohne Anftand als Gefandte mweltlicher Fürften em- 
pfangen worden find, und noch Papft Pius VII. ven Bijchof und 
Kardinal (jeit 6. April 1818) v. Häffelin im Jahre 1817 und 
1818 mit großem Vergnügen als Gefandten des Königs von 
Baiern angenommen. hatte, jo fonnte nur die Perſon des Er- 
nannten Urſache der Zurücweifung fein. In der That mußte die 
jefuitiiche Partei den Kardinal Hohenlohe wegen feiner gemäßigten 
und aufgeflärten Gefinnungen mehr fürchten als irgend eine 
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andere geiitliche oder weltliche Perfon; wäre e8 doch an dem 
ſchlagendſten Beiſpiel fund geworden, daß Katholizismus und 
Jeſuitismus nicht identifche Dinge find. 

Hterauf blieb der Botjchafterpoften vorläufig unbefett, und 
es führte erit Legationsfefretär v. Derenthall, dann der Legations- 
ſekretär Stumm die Gefchäfte weiter, bis leßterer mit Ende De- 
zember 1873 einen längeren Urlaub erhielt und dann in Waſ— 
hington verwendet wurde. Im Neichshaushaltsetat für 1873 und 
1874 wurde die Stelle fortgeführt, nachdem gegenüber den An— 
trägen auf Streichung der Neichsfanzler der Hoffnung Ausdruck 
gegeben Hatte, daß im Vatikan auch einmal wieder eine gegen 
Deutfchland freundlichere Stimmung walten und der deutſche Ge- 
jandte beim Papft ein erwünfchtes Mittel der bejjeren Verjtändt- 
gung fein Tonne!) Allein die nächjten anderthalb Jahre zer- 
jtörten diefe Ausficht fo gänzlich, daß wenig Wahrjcheinlichkeit da— 
für blieb, daß die liberale Mehrheit im Reichstag auch ferner noch 
die Stelle bewilligen werde umd die Neichsregierung im Stande 
bleibe, die Beibehaltung mit genügenden Gründen zu vertreten, 
und jo beichloß der Kaiſer Einziehung der Geſandtſchaft vom 
1. Sanuar 1875 an. Der Neichsfanzler geftand im Reichstag 
5. Dezember 1874 (©. 509), daß die Negterung ſich Mißdeutungen 
ausſetzen werde, wenn fie auch jet wieder die Hoffnung auf eine 
Berjtändigung mit Nom wiederholen wollte; e8 jei Anjtandspflicht 
für das deutſche Neich, eine Macht, welche folche mit der Selb- 
jtändigfeit der Staaten unvereinbare Anfprüche erhebe und Fatho- 
liſche Unterthanen zur Auflehnung gegen die Staatsgejege er— 
muthige, ja diefe Auflehnung als beſchworene Dienjtpflicht fordere, 
vorerſt ferner nicht mehr anzuerkennen. 

Niemals wohl wird es hoffentlich zur Wiederherjtellung einer 
deutschen Gejandtichaft beim römiſchen Stuhle fommen, weil nicht 
blos augenblieliche, vorübergehende, jondern dauernde Gründe Dies 
widerrathen. Die Eigenfchaft, das Haupt einer Konfeſſion zu 
jein, welche in Deutjchland Befenner hat, ift noch fein Grund, 
einen diplomatischen Vertreter bei einem folchen Haupte zu haben 2). 


ı) Schon am 8. Juni 1873 ftimmte die Mehrzahl der Nationalliberalen 
und die Fortfhrittspartei im Reichsſstag gegen fernere Bewilligung. 
2) Reichsfanzler Fürft v. Bismard im Neichätag 5. Dez. 1874. 
12* 
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Schenft man nur dem Papſt diefe Ehre, weil ja die übrigen im 
Reich vertretenen Konfeffionen auswärtige Obere nicht haben und 
gar nicht haben ‚Dürfen, jo gibt man der unrichtigen VBorjtellung 
Nahrung, als gejtehe das Neich dem Papſte felbjtändige, und nicht 
blos verliehene Nechte auf deutſchem Boden zu und als dürfe fich 
der Papft gar Hofjnung machen, daß das Neich einft mit ihm als 
mit einem &leichberechtigten unterhandeln und ein Konkordat ein- 
gehen werde. Drittens könnte fich der Papft verjucht fühlen, eines 
Tages einen Nuntius beim deutſchen Kaifer zu beglaubigen, was 
fich dann ſchwer zurücweifen liege). Würden auch einem folchen 
päpftlichen Nuntius keinerlei VBerfügungsrechte in Firchlichen An— 
gelegenheiten gejtattet fein, jo würde derjelbe doch vermöge des 
ihm übertragenen hohen Amts einen Einfluß auf die Biichöfe der 
vatifanifchen Kirche und ihre Anhänger ausüben, der nicht zu 
wünſchen ift, da e8 ja die Bifchöfe fich gewiß nicht nehmen 
liegen, in ihm ihren Vorgeſetzten zu erbliden und zu fürchten. 
An ewig fich erneuernden VBerjuchen, ven päpftlichen Prätenjionen 
Gehör zu verichaffen, dürfte e8 dann in Deutfchland jo wenig 
fehlen, wie e8 in anderen Staaten bisher der Fall war. 


III. Unterabjchnitt. 


Die allgemeinen landesgefeglihen Beftimmungen 

über die Verfaſſung der Religionsvereine, die Öel- 

tung von Kirchengeſetzen (Bereins-Statuten) und 
die Gründung neuer Religionspereine. 


Einleitung. 
S. 44. 


1. Geographiſche und ſtatiſtiſche Ueberjicht über die im Neid beitehen- 
den firdlichen Verbände, 


Zeller, © Dr, Zur firdligen Statiftif des evangelifhen Deutſchlands 
im Jahr 1862. Zufammenftellung der von der deutfchen evangelifchen 
Kirchenkonferenz veranftalteten. Ermittlungen. Stuttgart 1865. Atlas— 
format. 


*) Diefer Befürdtung gab der Ag. Dr. Löwe im Reichstag 14. Mai 
1872, ©. 361 Ausdrud. 


Kirchliche Statiftik. 181 


Hirſchfeld, ©. v., Religionsftatiftit der Preußifchen Monarchie am Schluffe 
des Jahres 1861. Amberg 1866. Fol. 

Schulte, J. Fr., Status dioecesium catholicarum in Austria Germa- 
nica, Borussia, Bavaria, reliquis Germaniae terris sitarum. Gies- 
sae 1866. 

Neher, St. Jak., Kirchlihe Geographie und Statiftil. Bd. 2. 1865. 

Wiggers, Jul. Kirchliche Statiftif oder Darftellung der gefammten chrift- 
lichen Kirche. 2 Bde. 1842 u. 1843, 

Zeitfehrift des Königl. Preußifhen ftatiftifhen Bureaus, Bd. 14. 1874. 
©. 143: Religionsbekenntniß der Bevölkerung des Preußifchen Staats 
nach der Zählung v. 1. Dez. 1871. 


Ber der am 1. Dezember 1871 im ganzen vdeutichen eich 
vorgenommenen Volkszählung!) bezeichneten fich von der fich auf 
41,058,641 belaufenden Gejfammtbevölferung als: 

Prozent 
Angehörige der evangelifchen Landeskirchen 25,579,709 oder 62.30 
Angehörige der Römiſch-Kathol. Kirche 14,867,463 „ 836.21 


Sivaeliten 2. —* — — 
Angehörige kleinerer chriſil. Neligionsbereine 82,155 „020 
Sonſtige Nichtchrilten . . . ; 116092.0.6% 


Die Angabe über ihre Neligion vertpeigerten 16,980 „ 0.04 


Bon der Gefammtbenölferung des Reichs leben 13 Millionen 
Einwohner oder 32 Prozent in rein evangeliichen Bezirken, d. h. 
jolden mit mindeftens 95 Prozent der Bevölkerung Evangeliſche. 
Diefe befinden fich vorzugsweife im nördlichen Deutfchland, ſodann 
in Hejfen, Württemberg und den baierifchen Provinzen Mittel- 
und Oberfranten. 2 Millionen, oder 5 Prozent, leben in rein 
fatholifhen Bezirken, d. h. jolchen mit mindeftens 95 Prozent der 
Bevölkerung Katholiken. Diefe Bezirke find vorzugsweife der 
Preußiſche Regierungsbezirk Aachen am Niederrhein und Ober- 
und Nieverbaiern. 251, Millionen Einwohner oder 62.6 Prozent 
leben in Bezirken mit gemifchter Konfejjton, und zwar 
vertheilen fie fich ziemlich gleich auf die drei Arten von Gegenden, 
wo Evangeliſche und Katholifen gleich zahlreich find, oder die 
Evangelifchen oder die Katholijchen überwiegen. 


1) Dal. Zeitfchrift des Königl. Preußischen ftatiftifchen Bureaus 14, 143. 
1874. — Im ehemaligen Norddeutſchen Bund waren von der gefammten 
Bevölkerung etwa 71 Prozent Evangelifh, 27 Prozent Römiſch-Katholiſch; 
2 Prozent gehörten anderen Glaubensbelenntnifien an. 
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1. Evangelifhe Landes- und Provinzial:Kirden. 


Die Angehörigen der evangeliſchen Kirche vertheilen fich auf 
mehr als 30 verjchtedene, untereinander nicht weiter verbundene 
Landes- und Provinzialficchen, mit ebenjo vielen Zentralfirchen- 
behörden (Oberfirchenräthen, Konfijterien) und meiſtens auch 
Kirchenvertretungen (Shnoden). 

Im Folgenden ift namentlich die Arbeit ©. Zellers vom 
Sahre 1862 zu Grund gelegt, weil nur fie die Zahl der Kirchen, 
Geiftlihen und Gemeinden gibt. Hinfichtlih der Anzahl ver 
Kapellen, Betſäle und derjenigen ©eiftlichen, bei denen bie geijt- 
lichen Funktionen Nebenamt jind, verweifen wir auf dieſe Quelle, 
da es ſich nicht empfahl, an diefer Stelle darauf Rückſicht zu 
nehmen. 


Zahl Zahl Zahl 
Det h der der der 
a uud Kirchen. Geiſtlichen, Gemeinden 
I. Preußen. 
1. Unirte Landeskirche der | 
8 alten Provinzen. 
Preußen . . . . |) 1,983,273 || 646 639 557 
Polen. Be 2 u 481,633 185 186. 1 2182 
Schlefien . . . .|| 1625173 | 768 805 684 
Pommern . . . „|| 1,335,109 || 1235 743 671 
Brandenburg . . . || 2,381,798 | 2176 1270 1096 
Sadfen . . . . || 1,804,100 2427 1635 1441 
Weſſſalee 693,888 311 386 304 
Rheinprovinz. . . 771,639 433 529 440 
11,026,608 8181 6193 
Zur Rheinifhen Provinzial- 
fire kam 1868 Hinzu: | 
Der Kreis Meifenheim . 11,000 — 10 17 
2. Provinz Hannover. | 
a) Evang. - u | H 
Kite. Sa, . | 1,539,826 1082 || 1042 997 
b) Reformirte . . . 90,792 113 | 123 105 
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Zahl Zahl Zahl 


1862 der der der 
Evang. Einm. Kirchen. Geiſtlichen. Gemeinden 
3. Schleswig-Holſtein. | 985,698 F a — 
(im 3. 1871.) 
Schleswig - . . . we 274 284 — 
Doliteıte er 546,486 142 196 143 
Lauenburg. . . . 80,655 29 sl 29 
4. Unirte Kirche von Kur- 
heifeniar.= 7 Due 614,688 833 470 456 
(jetst Regierungsbezirk Kaffel.) 
Bei ber Zählung von 1862 
wurden unterſchieden: 
Reformirte. . . . 374,125 571 285 288 
Bitberauerren. 131,253 155 98 % 
in ee 109,310 107 87 78 
1867 kam eine Anzahl 
Großherzoglich Heffifher und 
Baieriſcher Gemeinden hinzu. 
5. Unirte Kirche von Naffau || - 236,728 239 209 196 
(jetzt Regierungsbezirt Wies- 
baden.) 


1867 find ehemals Heſ— 
fen-Homburgifhe und Grof- 
herzoglich Heſſiſche Gemein- 
den hinzugekommen. 


6. Frankfurt a. M. mit 


Gebitee 44,119 14 20 14 
7. Fürſtenthum Walded 56,642 88 58 54 
I. Baiern. 
1. Diffeit8 des Rheins 
a) Lutherifche Kirche . 952,695 1050 910 828 
b) Reformicte . . . 2,269 7 7 7 
2. Rheinpfalz, unirte 
Fühhe 328,903 357 248 227 


II. Königreih Sachſen. 
a) Evangeliſch⸗-Lutheriſch 2,170,086 1186 1096 925 
biaxterormitt» 0... 2 1,112 — — — 
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— 
Zahl Zahl Zahl 
1862 der der der 
Evang. Einw.girchen. Seiftlichen. Gemeinden 
IV. Württemberg. 
3) Evangeliſche Kirche 1,178,348 1114 995 908 
b) Reformirte Gemeinde 
Stuttgart . 153 — — 
V. Baden. 
Unirte Kirche 443,187 438 368 355 
VI Großherzogtum — 
Unirte Kirche 597,841 638 474 439 
Bei der Zählung von 
1862 wurden unterſchieden: 
Lutheraner 392,326 — — — 
Unirte 175,477 — — — 
Reformirte 30,038 — — — 
VII. Elſaß-Lothringen. 
Augsburger Bekenntniß 
(lutheriſch) — — 215 38 
(Konfiftorien.) 
Reformirtes Belenntniß . — — 33 5 
(Konfiftorien.) 
VIII. Uebrige Staaten. 
Braunfchweig 280,938 339 238 231 
Medlenburg- Schwerin 536,198 458 341 315 
Medlendurg-Strelit . 98,266 149 68 62 
Sadfen-Weimar 262,295 510 311 302 
Sachſen⸗Coburg 46,382 54 49 38 
Sadfen-Gotha . i — == — == 
Sadfen-Meiningen-Hild- 
burgbaufen } 168,379 242 167 149 
Sadjen-Altenburg 140,286 223 142 121 
Dlvenburg 226,111 119 122 109 
——— 121,681 148 101 93 
Anhalt-Bernburg . 57,445 58 48 41 
Schwarzburg = Sondersh. 63,179 94 74 67 
Schwarzburg-Rudolftadt . 73,591 117 76 66 
Reuß ältere Linie . 39,833 29 24 23 
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Zahl Zahl Zahl 


| le der der ber 

Evang. Sa Kirchen. |Geiftlichen. Gemeinden 
Neuß jüngere Linie . . 75,830 92 | 54 62 
Schaumburgsftippe . . 30,819 19 21 19. 
IDEE u De 105,175 43 A | 45 
N ARE 37,547 N Re 
Bremen... Pre, — — = | — 
Mob — — 1 0 — | — 


l 


2. Römiſch-katholiſche Landeskirchen einfhlieflih der Alt- 
fatholifen. 

Die Katholiken find feit 1871 in einer Spaltung in Alt 
fathofifen und Vatikaniſche Kirche begriffen, deren Erfolg fich noch 
nicht berechnen läßt. 

Die Altkatholifen des ganzen Reichs haben fich vorläufig zu 
einer Art Reichskirche mit einem Bifchof, einem Ausſchuß und einer 
Synode zujammengethan; doch unterliegen die altfatholijchen Ge— 
meinden den Geſetzen, welche in jedem Einzeljtaate für die römiſch— 
fatholiihen Gemeinden gelten, und eine definitive Organifation ift 
noch nirgends getroffen. 

Die Angehörigen der römifch - Fatholifchen Kirche ftehen mit 
geringen Ausnahmen nur unter Deutfchen Biihöfen, die biſchöf— 
lichen Diözejen fallen mit der Reichsgränze zuſammen und dieſer 
Grundſatz iſt nunmehr auch für die Katholiken in Elfaß-Lothringen 
verwirklicht. Diözefan- und Metropolitanrechte Dejterreichiicher 
Biihöfe dauern in Preußiſch-Schleſien und jolche des Bifchofs von 
Utrecht in Schleswig-Holftein fort. 

Die Abgränzung der Diözefen und Kirchenprovinzen, welche 
jeit 1817 von den Deutjchen Regierungen im Einverſtändniß mit 
dem Papfte vorgenommen wurde, bejteht noch gegenwärtig fort. 
Die Gebietsveränderungen, welche die Deutjchen Staaten 1866 
erfuhren, haben feine Veränderung daran zur Folge gehabt. 

Im ganzen Neich giebt es 25 Erzbisthümer und Bisthimer; 
davon find 6 exemt, d. h. fie jtehen unmittelbar unter dem Papit, 
16 jteben unter den Erzbiichöfen von Köln, Poſen-Gneſen, Ban- 
berg, München-Freifing, Freiburg. 

Bis 1857 erhielt der jedesmalige Biſchof von Hildesheim 
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vom Papſt den Auftrag zur Verwaltung der Diözefe Osnabrüd 
mittelft eines Generalvikars. Dieſen ernannte der Papit zumt 
Biſchof in partibus‘). Erjt am 19. April 1857 wurde in Osna- 
brüd ein eignes Domkapitel und ein eigner Bifchof (in der Perſon 
des auf den erzbifchöflichen Stuhl von Köln beförderten Paul 
Melchers) eingefett ?) und eine Dotation für fie ausgeworfen. 

In den ganz überwiegend protejtantiichen Provinzen Preußens 
und den übrigen Norddeutſchen Staaten gibt e8 feine Bifchöfe, 
jondern e8 werden die bifchöflichen Rechte durch apojtolifche Vikare 
wahrgenommen. 

Für die Preußifchen Provinzen Brandenburg und Pommern 
fommt feit 1821 dem jeweiligen Biihof von Breslau das Amt 
eines apoftoliichen Vikars zu. Im Namen deffelben verwaltet ver 
Propft zu St. Hedwig in Berlin den Bezirk als apoftolifcher 
Sub- Delegat ?). Das Norddeutſche apoftoliiche Vikariat umfaßt 
jeit 1824: Meclenburg- Schwerin, Lauenburg, die Hanjeftäbte, 
Schleswig-Holitein und Dänemark. Bis 1826 verwaltete e8 der 
Biihof von Hildesheim, von 1826— 1839 der Bilchof von 
Paderborn ?). 


1862 


inte |e — 
Kathol. Einw. Geiſtliche. Pfarreien. Dekanate 


J. Preußiſche Kirchenpro— 
vinzen und Diözeſen. 
1. Provinz Köln. 


Erzdiözeſe Köln . . || 1,368,100 | 1487 | 786 44 
Paula 29 ST RE 775,256 782 657 26 
darunter Birkenfeld mit . 7,000 — 7 — 


1) Eichhorn 1, 643 Anm. 9. 

2) Neher, kirchl. Geographie und Statiſtik. 1865. 2, 384. 

3 Neher, kirchl. Geographie u. Statiſtik. 1865. 2, 372. Richter-Dove 
173 (1872). 

#4) Ueber die im 3. 1853 beftehenden VBerhältniffe j. Mejer, Propaganda 
2, 500—517. 1853. Eine Geſchichte der Nordd. Apoft. Vikariats ebenda= 
felbft 2, 248—326. Ferner: Neher, kirchl. Geographie u. Statiftit 2, 386 
bi8 388. 1865. 
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1862 
Kathol. Einw. Geiftlihe. | Pfarreien. | Defanate. 


anfer .. . > les 706,732 907 366 20 
darunter Oldenburg mit . 65,794 92 36 2 
Paderborn . . . 627,083 850 433 al 


(mit Walded, einem Theil 
von Coburg - Gotha, 
Schwarzburg, Lippe-Dei- 
molb). 


2. Provinz Pofen-Onefen. 


— Bofen . . . 648,349 336 23 
— | Gnefen. . . || 312389 2 211 16 

Hat 66838 286 233 26 
3. Eremte Bisthiimer. 

Breslau. 

Preußiſches Gebiet . | 1,457,026 || 1091 683 77 

Oefterreih. Gebiet . | 226,175 150 82 12 

Emlamd ..... 278,382 233 110 13 

Hildesheim . ... 72,951 184 146 13 


(Theile der Provinz Han: 
nover und Braunſchweig) 

Osnabtüd . . . .|| 156,678 275 250 10 

(Provinz Hannover). 


4. Preußiſche Bisthümer 
unter dem Erzbiſchof 
von Freiburg. 

Fulda. 
ehemals ——— 
— 130,000 111 65 9 
Sachſen Weimar . 11,000 18 8 1 
&imburg . . . 224,433 221 148 15 
(ehemaliges Seroatkum 
Naffau, Stadt Frankfurt). 


5. Preußiſche Gebiets— 

theile unter dem Erz⸗ 
biſchof von Prag . 155,353 110 Grafſchaft Glatz (Schlefien). 
Erzbiſchof von Olmütz 108,798 80 Diftritt Katſcher (Schleflen) 


188 


Kirchliche Statiftik. 


6. Preußiſche Gebiets— 
theile ſtehen auch unter 
den Biſchöfen von Frei— 
burg, Mainz u. Würze 
burg. 


I. Baiern. 
1. Provinz München-Frei⸗ 
fing. 
Erzdiözeſe München- 
Freifing 
Augsburg 
Regensburg . 
Paſſau 


2. Provinz Bamberg. 
Erzdiözeſe Bamberg 
Würzburg 

(Unter Würzburg eben 

jeit 1866 einige Preußifche 

Gebietstheile) 
Sihjioptaerae aa .ur 
Speyer : 


III. Oberrheinifhe Kirchen- 
provinz. 

1. Erzdiözeſe Freiburg. 
Badiſche Gebietstheile 
Preußiſche 

(Hohenzollern) 


2. Rottenburg . N 
(Königreich Württemberg) 


3. Main . - 
(Großherzogthum Deffen 
und einige Preußiſche Ge— 
bietStheile). 


1862 m | 

lliche. 

Kathol. Einw. Geiſtliche. Pfarreien 

| 

550,871 | 917 371 
673,180 | 1094 467 
287,269 || 467 150 
455,601 | 728 441 
154,778 342 902 
252,953 | 240 215 
897,008 | 1061 | 731 
64,839 98 74 
540,630 | 970 661 
225,775 | 206 2 


I) Silbernagel 1870, ©. 426—428. 


Dekanate. 


17 
12 


29 


17 
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1862 sayı f 
Geiſtliche. 
Katfot, Einw. eiftliche. | Pfarreien. || Defanate 
4. Fulda. 
(f. oben Preußen) 
5. Limburg. 
(ſ. oben Preußen). 
IV. Eljaß-Lothringen. 
ee ch 34 I. Klaſſe 
Eremte Bisthimer: IL 
Straßburg — 
Mm j 1,233,161 | 1180 Suc- 
etz 
curjal- 
Pfarrer 
V. Apoſtoliſches Bifariat im 
Königr. Sachſen (Dresden) 41,363 45 
VI. Apoftolifches Vikariat in 
Anhalt ; 3,710 6 
VII. Apoftol. Bilariat für 
Norbdeutichland 13,155 27 
Altkatholifhe Kirche im Jahre 1876. 
Alttatholiſche Fee 
Bevölkerung. ne 
Preußen | 20,524 35 
Baiern 10,110 sl 
Sadjfen . au — 
Württemberg 223 1 
Baden 17,203 44 
Hefien 1042 5 
Oldenburg 249 2 
Sürftenthum Virlenfeld. 
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3. Israelitiſche Kirchen. 


Eine Statiftif der Israelitiſchen Kirchenverbände ift nach den 
vorliegenden Hülfsmitteln noch nicht zu geben. Wir bejchränfen 
ung daher im Wefentlichen auf Mittheilung der im Jahre 1871 
ermittelten Seelenzahl der Israeliten in den größten deutſchen 
Staaten). 


Israel. 
Einwohner. Rabbinate. 
(1871.) 
eeneee 325,540 830 
und zwar: (Gemeinden) 
8 alte Prouimen ar. an 271,806 
SAnnDuet Er 12,790 
Schleswig-Holftin . . . . 3,129 
lat 2 Eullah a 18,030 
Neg.-Bez. Wiesbaden . . . 18,360 
Siumaringerzre nr 721 
Walded-Pyrmont . . . . 834 
ZB) 50,662 42 
3: SAmjerue ee ke A 3,397 2 
4. iiritemberg mn 12,245 12 
DSB De BE 25,703 
6: Helle nn, FE T- 25,373 
7. Eljaß- vothringen RER 40,928 
SENATHDUTGE EEE 13,796 


S. 45. 
23 Ueberſicht der Religionsvereine, welche Korporationsrechte ee 


Soweit es nach dem bis jett fehr ungenügenden Stand der 
Literatur möglich ift, follen im Nachftehenden die in den größeren 
deutichen Staaten mit Korporationsrecht begabten Religionsvereine 
aufgezählt werden. Die Trage, ob das Korporationsrecht außer 


ı) Statiftifhes Material für den Preußifhen Staat, nach Lage der Dinge 
m 3. 1862, gibt v. Hirschfeld 77—82; einen Beitrag zum Stand bes Jahres 
— Makower, Ueber die Gemeinbeverhäftniffe d. Juden. 1873, ©. 105.) 
2) Makower. 
2) ©ilbernagel 438. 
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den Einzelgemeinden auch den Pfarreien, den Kreisverbänden, 
Diözefen, Domfirchen u. ſ. w. zufomme, ijt in der Lehre vom 
Kirchenvermögen zu beantworten. 

Die Religionsvereine ohne Korporationsrecht werden in privat: 
rechtlicher Hinficht nach den allgemeinen Kegeln des Civilrechts 
über „erlaubte Privatgefellichaften” behandelt !), und ftehen im 
Uebrigen größtentheilg unter den Geſetzen über Vereing- und 
Verſammlungsrecht. 

Korporationsrechte beſitzen: 


—1. 


N 


Die Evangeliihen unter Leitung des Staats ftehenden 
Landes- oder Provinzialfirchen oder einzelnen Gemeinden: 
in allen deutjchen Staaten. 

Die römijch = fatholifchen Landeskirchen oder einzelnen Ge— 
meinden: in allen deutjchen Staaten; ferner in Preußen, 
Baden und Heſſen auch die Darunter begriffenen anerfannten 
altfatholiichen Gemeinden, und die altkatholiiche Gemeinde 
auf Noroftrand in Schleswig-Holitein. 

Die Israelitifchen Landestirchen und Neligionsgemeinden : 
in fast allen deutichen Staaten. 

Die Herrnhuter (evangelifchen Brüdergemeinden) : in Preußen 
und Württemberg (Gemeinde Kornthal). 

Die Böhmiſchen Brüdergemeinden: in Preußen. 

Die Nieverländiich - Neformirten oder Kohlbrüggianer zu 
Elberfeld. 

Die Mennoniten: in Preußen. 

Die Baptijten: in Preußen. 

Die aus der Preußischen unirten Landeskirche der 8 alten 
Provinzen ausgefchiedenen Lutheraner (Altlutheraner). 


. Die Griehiihe Kirche: in Baiern (München). 
. Die Deutich-Ratholifen: im Königreih Sachen, im König- 


reich Württemberg (freireligiöfe Gemeinde zu Ulm) und im 
Sroßherzogthum Baden. 


1) Bol. 3. B. Allgem. Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 20. Preuß 
Patent v. 30. März 1847. Förfter, Preuß. Privatr. 4, 398. 
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Erſtes Kapitel. 


Preußen. 
I. Allgemeine ftaatsgejeßliche Beftimmungen, welde 
die Rechtsverhältniſſe aller oder doch mehrerer Reli— 
gionsvereine betreffen, und die entweder für die 
ganze Monarchie oder füreinzelne Provinzen Geltung 
haben. 


8. 46. 


1. Die Verfaſſungsurkunde. Ordentliches Geſetzgebungsrecht von Krone 
und Landtag. Verhältniß bon Gejesgebungs- und Verordnungsrecht. 


1. Die Rechtsverhältniſſe aller Religionsvereine in der ganzen 
Monarchie find in eriter Linie nach den Beſtimmungen der Ver— 
faflungsurfunde vom 31. Januar 1850 und den fie abändernden 
jüngeren Berfaffungsgejegen zu beurtbeilen. Alles ältere damit 
in Widerſpruch jtehende Necht Hat feine Geltung verloren !), und 
neues Recht kann nur nach Maßgabe der Berfafjungsurfunde entjtehen. 

In den im Jahr 1866 neu erworbenen Yandestheilen: 
Schleswig-Holftein, Hannover, Kurhefjen, Naſſau, Heſſen-Homburg 
und den ehemals Baterifchen und Heſſiſchen Dijtrikten, ſteht die Ver- 
faffungsurfunde jeit dem 1. Oktober 1867 in Geltung ?), im Her- 
zogthum Yauenburg jeit dem 1. Juli 18763). 

Das wichtigfte diefer abändernden Geſetze ijt das Verfaſſungs— 
gejeb vom 18. Juni 1875, welches die Artikel 15, 16 und 18 
der Berfaffungsurfunde jammt den ihnen durch das Berfaffungs- 
gejet vom 5. April 1873 gegebenen Zuſätzen für aufgehoben erklärt 9. 

2. Seit Berfündigung des Verfaffungsgefeges vom 18. Juni 
1875 ijt wieder außer Zweifel geftellt, vaß dem König und beiden 
Häufern des Landtags das Necht zufteht, im Wege der ordent- 
lichen Gejeggebung alle diejenigen auf die Neligionsvereine fich 
beziehenden Angelegenheiten zu regeln, welche die gejetsgebende Ge- 
walt zu regeln für angemejjen hält. Insbeſondere fünnen dem 


I) Art. 109. 

2) Geſetze v. 20. Sept. und 24. Dez. 1866 (G.-©. 555, 875 u. 876). 
3) Geſetz v. 23. Juni 1876 (G.-©. 169). 

) ©.-©. v. 1875, 259. G.-©. v. 1873, ©. 143. 
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König oder Stantsbehörden auch Ernennungs-, Vorſchlags-, Wahl- 
und Bejtätigungsvechte bei Bejegung kirchlicher Stellen beigelegt 
werden. 

Schranken jind der ordentlichen Staatsgefeßgebung nur ges 
zogen durch Art. 12, 14, 20—30 der Verfaſſungsurkunde. 

3. Die Berfaffungsurfunde bezeichnet ausdrücklich als Gegen» 
jtände der Gejetgebung: Die Verleihung von Korporationsrechten 
an Religionsgeſellſchaften (Art. 13), das Kirchenpatronat (Art. 17), 
das Unterrichtswefen (Art. 26), das Verfammlungs- und Vereins- 
recht (Art. 29 und 30). Im Uebrigen iſt die Gränzlinie zwiſchen 
Geſetzgebungs- und Verordnungsrecht in Hinfiht auf Kirchliche An— 
gelegenheiten in Preußen jett noch ebenfo ſchwer allgemein ficher 
zu bejtimmen als früher und müfjen die Erörterungen hierüber 
für die einzelnen Abjchnitte verſpart bleiben. ur Das jteht 
allgemein feſt, daß durch Königliche Verordnung die Yehr- und 
Gottesdienſtordnung einer Kirche nicht verändert werden fann ohne 
Zujtimmung ‚einer Vertretung der Kirche, welche ſtaatsgeſetzlich als 
rechtmäßige Vertretung anerkannt ift. | 


8. A. 


I, Die gegenwärtig in Kraft jtehenden wichtigeren allgemeinen und 
probinziellen Stantsgejee in Bezug auf das Kirchenweſen. Quellen— 
Sammlungen und Literatur, 


I. Seit Bejtehen der Verfafjungsurfunde vom 31. Januar 
1850 jind für die ganze Monarchie folgende auf alle over 
Doch mehrere Kirchen oder Neligionsvereine bezüglichen Geſetze 
erlaffen worden: 

Gefeß vom 11. Mai 1873 über die Borbildung und Anftellung ber 
Geiftlichen (Geſetzſamml. 191—197). — Daffelbe bezieht ſich auf die ewangeli= 
ſchen und fatholifchen Kirchen der ganzen Monarchie, aber nicht auf andere 
hriftliche Neligionsvereine und Juden. In 8. 29 erhebt e8 eine Neihe von 
älteren Satungen der alten und neuen Landestheile bezüglich der Mitwirkung 
des Staats bei Beſetzung geiftlicher Aemter zur Klaffe ſtaatsgeſetzlicher 
Beltimmungen. Es befagt nämlih: „Soweit die Mitwirkung des Staats 
bei Belegung geiftliher Aemter auf Grund des Patronats oder befonderer 
Rechtstitel anderweit geregelt it, behält es Dabei fein Bewenden.“ — 
Vgl. auch das deklaratoriſche Gefeg vom 21. Mai 1874. 

Gefet vom 12. Mai 1873 über die firhliche Disziplinargewalt und bie 

Thudichum, Kirchenrecht. 13 
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Errichtung des Königlichen Gerichtshofs für Firchlihe Angelegenheiten, G.-©. 
198-—204 (bezieht ſich ebenfall8 nur auf die großen riftlihen Kirchen). 

Gefeß vom 13. Mai 1873 iiber die Grenzen des Rechts zum Gebrauche 
kirchlicher Straf- und Zuchtmittel, &.-©. 205—206 (bezieht fih laut S. 1 
auf alle Kirchen und Keligionsvereine). 

Geſetz vom 14. Mai 1873 über den Austritt aus der Kirde, G.-©. 
207—208 (bezieht ſich laut $. 1 und 8 auf die Kirchen und die mit Kor- 
porationsrechten ausgeftatteten Neligionsgemeinichaften). 

Geſetz vom 30. Mai 1873, betr. die Erbſchaftsſteuer, Tarifbefreiungen, 
Ziffer 1 (©.-©. 344). 

Inſtruktion des Kultusminifters vom 26. Juli 1873 für die durch das 
Gele vom 11. Mai 1873 angeorbnete wiljenihaftlihe Staatsprüfung der 
Kandidaten des geiftlichen Amts (G.-©. 191). 

Kegulativ vom 13. November 1873, betreffend die Geſchäftsordnung des 
Königlichen Gerichtshofs für firhliche Angelegenheiten. (In Dove's Zeitſchr. 
12, 244—247.) 

Geſetz vom 21. Mai 1874 wegen Deklaration und Ergänzung des Ge— 
fetes vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung und Anftellung der Geiftlichen 
(6.-3. 139-142). 

Allgemeine Berfügung des Minifters der geiftlihen Angelegenheiten vom 
13. Mai 1875, betreffend die Ertheilung der Staatsgenehmigung zur Ver— 
äußerung von kirchlichen Immobilien (abgedruckt in Dove's Zeitfehrift für 
Kirchenrecht 13, 234—236, 1875, in der Gefeßfammlfung nicht verfündigt). 

Geſetz vom 3. Juni 1876, betreffend die Aufhebung der Parochial- 
eremtionen (G.-©. 154). 


Literatur. 
Hinſchius, P.: Die Preußiſchen Kicchengefee des Jahres 1873, mit Ein- 
leitung und Kommentar. 1873. 
Derfelbe: Die Preußiſchen Kicchengefetze der Sahre 1874 u. 1875. Berlin, 1875. 
I. Die jeit der Berfaffungsurfunde ergangenen Staatsgejeße, 
welche nur Eine Kirche (Einen Neligionsverein) betreffen, ſei e8 
in der ganzen Monarchie oder in einzelnen Provinzen, werben 
bejjer unten bei der Darftellung der Rechtsgrundlagen der einzelnen 
Religionsvereine angegeben. 


II. Die auf alle oder mehrere Religionsvereine bezüglichen 
Stantsgejege aus der Zeit vor dem Inkrafttreten der Verfaſſungs— 
urfunde jind bier zunächſt aufzuzählen und dann unter IV. die 
Frage nach dem Umfang ihrer Geltung zu prüfen. 

1. Für die game Monarchie kommen in Betracht: 

Der Weftfälifche Friede von 1648. Zu dem Fragen, im welchen unter 


Umftänden auf benfelben zurücgegangen werden muß, gehören 3. B. der 
Simuftangebraud von Kichen, Patronatrecht, Begräbnißmweien. (Vgl. ſchon 
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oben ©. 99; auch Bluhme, Coder 1870, ©. 15, Anm.) Im Großen und 
Ganzen find die Beftimmungen des Friedens außer Geltung. 

Der Neihsdeputations- Hauptfhluß v. 25. Februar 1803. Auch vor 
diefem NReichsgefet behaupten nur ſehr wenige Beftimmungen praktiſche Geltung. 

Die deutfhe Bundesakte v. 8. Juni 1815, Art. 14— 16. 

Königl. Preußifche Kabinetsordre v. 3. Nov. 1817 wegen der Geſchäfts— 
führung bei den Oberbehörden in Berlin. (Einſetzung eines Kultusminiftertums.) 
®.-©. 290. 

2. Für die 8 älteren Provinzen der Monardie: 

Patent v. 30. März 1847, betr. die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften 
(G.S. 121). 

3. Einen ganz abfonderlichen Umkreis bildet das Geltungs- 
gebiet des Allgemeinen Landrechts für die Preußiichen Staaten 
vom 5. Februar 1794 mit den Anhängen vom Jahre 1803. Des 
zweiten Theiles eilfter Titel, überjchrieben „von den echten und 
Pflichten der Kirchen und geijtlichen Geſellſchaften“, enthält in 20 Ab- 
jchnitten und 1232 Paragraphen eine ſehr umfafjende Kodififation 
aller wichtigeren Theile des Kirchenrechts. Die befonders in Be— 
tracht kommenden erjten 13 Abfchnitte behandeln folgende Gegenjtände: 

1. Bon den Kirchengefellichaften überhaupt. 

2. Bon den Mitgliedern der Kirchengefellfehaftenn. 

3. Bon den Oberen und Vorgeſetzten der Kirchengefellichaften. 

4. Bon den Gütern und dem Bermögen der Kirchengefellfchaften. 

5. Don den PBarodien. 

6. Bon dem Pfarrer und dejjen Rechten. 

7. Bon weltlichen Kirchenbedienten. 

8. Don Kirchenpatronen. 

9. Bon der Verwaltung der Güter und de8 Vermögens der Pfarrkirchen. 

10. Bon Pfarrgütern und Einkünften. 

11. Bon Zehnten und anderen Pfarrabgaben. 
12. Bon geiftlihen Gefellfchaften überhaupt. 
13. Bon fatholifhen Domftiften und Kapiteln. 

a) Das Landreht gilt‘) in den fieben alten Provinzen 
Preußen, Bofen, Pommern (mit Ausihluß von Neu-Borpommern 
und Rügen), Schlefien, Brandenburg, Sachſen und Wejtfalen, 
Ferner in einem Theil der Provinz Hannover. Nämlich in Dit: 
friesland, der niederen Graffchaft Lingen, einem Theil des Fürften- 


) Ueber das Folgende vgl. TH. Meier, das Breußifche gemeine und 
provinzielle Kirchenrecht 1868, S. 1—2. R. Schröder, Erläuterungen zur 
Rechtskarte von Deutfhland in Petermann’s Mittheilungen, Bd. XVI, 
©. 121—124. 1870. 

oz 


196 Preußen. Allgemeine und provinzielle Staatsgefete. 


thums Münster (den ſog. Abſpliſſen) und den drei zum ehemaligen 
Fürſtenthum Eichsfeld gehörigen Aemtern Lindau, Giebofoshaufen 
und Duderftadt. Ueberall ift e8 hier an die Stelle der älteren 
allgemeinen Landesgeſetze ſowie des Römiſchen gemeinen Sacjen- 
rechts und anderer fremden ſubſidiariſchen Nechte und Geſetze (alfo 
namentlich des Kanoniſchen) getreten (Publikationspatent vom 
5. ebruar 1794, Wer. I und LI). 

b) In der Provinz Preußen gehen ihm folgende fodifizirte 
Provinzialrechte vor: Im der ehemaligen Provinz Oſtpreußen das 
Ditpreußifche Provinzialreht vom 4. Auguft 1501 und 6. März 
1802; in den 1806 zu Weftpreußen gerechneten Landestheilen — 
jeit 1857 auch im Danziger Gebiet — das Provinzialvecht für 
Weftpreußen vom 19. April 1844, 8. 22—61. (Geſetzſammlung 
©. 103, 106—109.) 

c) In den Provinzen Pommern, Brandenburg (mit Ausnahme 
der Negterungsbezirfe Magdeburg und Erfurt, der jog. Altmark) 
und Schlefien, in dem zur Provinz Wejtfalen gehörigen jog. Herzog— 
thum Wejtfalen, Fürjtenthum Siegen und in den rafichaften 
Wittgenjtein, endlich in den genannten Theilen der Provinz Han- 
nover — gehen dem Yandrecht die in diefen Provinzen „bisher 
beitandenen bejonderen Provinzialgejege und Statuten” vor, deren 
Kodifizirung nicht zur Ausführung kam. As jolche Provinzial 
gejege und Statuten find zu erachten alle diejenigen Bejtimmungen, 
welche nur für einzelne Yandesthetle als ſolche in Kraft gejett 
worden find. Die Provinzialgejege find übrigens in allen den— 
jenigen Beziehungen als aufgehoben zu erachten, in welchen das 
Yandrecht, aus Gründen öffentliher Wohlfahrt und Ordnung, eine 
bindende Negel aufftellen wollte 9). 

d) In der Aheinprovinz find jeit 1816 einzelne Beſtim— 
mungen des Allgemeinen Landrechts Durch neuere Gejege zur Gel- 
tung gebracht worden. Diejelben find aufgezählt bet Bluhme, Codex 
des Rheiniſchen Evangeliichen Kirchenrechts 1870, ©. 39-41. 

e) Die Meinung, daß diejenigen Beftimmungen des Allgemeinen 
Landrechts, jo weit fie das „innere Staatsrecht” betreffen, in 
allen Theilen der Monarchie gelten, auch wo das Yandrecht nicht 
publizivt wurde — alfo auch in der Nheinprovinz, Hohenzollern 


1) Dernburg, Lehrbuch des Preußifhen Privatrechts 1, 19, Anm. 5. 
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und den feit 1866 neuerworbenen Provinzen — ericheint unbe- 
gründet, jedenfalls in diefer Allgemeinheit unhaltbar t). 

f) Das Yandrecht hat übrigens auch noch in einigen Theilen 
Baierns Geltung, wovon unter Batern zu reden ift. 


Literatur. 


Bogt, Polie. Joh., Kirchen- und Eherebt der Katholifen und Evangeliichen 
in den Preußiihen Staaten. 2 Bände Breslau 1857. 1. Band: 
Kirhenredt. 2. Band; Eherecht. (Enthält einen Abdruck der einfchla= 
genden Beftimmungen des Allgemeinen Landrechts unter Einfhaltung 
der abändernden und ergänzenden neueren Beltimmungen. Bd. 2, 
©. 172-227 folgen Beilagen und ©. 228-332 Anhänge. ©. 333 
Chronologifches und alphabet. Regiſter.) 

Ergänzungen und Erläuterungen der Preußifchen Rechtsbücher. 5. Ausgabe; 
bearbeitet von &. v. Rönne. Bd. 2. Berlin 1866. 4. (Nach demfelben 
Syſtem angelegte Materialien-Sammlung wie diejenige Vogts). 

Meier, Th, das Preußiſche gemeine und provinzielle Kirchenrecht fiir Das 
Geltungsgebiet des Allgemeinen Landrechts zufammengeftellt. Berlin 
1868. (Abdruck des Allgem. Landrechts, unter kurzer Angabe der ab- 
Andernden Beftimmungen und Berüdfihtigung der Praxis). 

Altmann, Albr., Praxis der Preußischen Gerichte in Kirchen», Schul- und 
Eheſachen. Leipzig 1861. 

4. In der Rheinprovinz linken Ufers ?) jtehen aus der Zeit 
der Franzöſiſchen Herrichaft noch manche Beftandtheile Franzöfi- 
ſcher Gejege in Geltung, wie dieß in ähnlicher Weife in Rhein— 
heſſen, Rheinbaiern und Elſaß-Lothringen der Ball ift. 

Sammlungen diefer und neuerer Iinfsrheinifcher Geſetze find: 
Hermens, Handbuch ber gefammten Staatsgefetsgebung über den riftlihen 

Kultus... am linken Rheinufer. Aachen und Leipzig. Bd. 1 u. 2. 

IS 330 Bo 666600 
Durſy, das Staatsfirhenreht in Elſaß-Lothriugen. I Abtheil. Katholifcher 

Kultus. 1876. 

Duvergier, Collection complete des lois. 

Desenne, Code general Francais. 

Walter, Fontes juris ecelesiastiei. Bonn 1862, 


1) Urheber derfelben war der Minifter von Kamptz. Bon den Preußi- 
ſchen Staatsrechtslehrern theilt fie, foweit ich fehen kann, feiner außer 
3. Bluhme in feinem oder des R. E. 8. 1870. 41-43. 

2) Im dem auf der rechten Nheinfeite gelegenen Theilen der Aheinprovinz, 
und zwar des Koblenzer Negierungs-Bezirfs, gilt das fog. gemeine Recht. 
Es ift dieß der Amtsbezirk des Suftizfenats zu Ehrenbreitftein. Bol. v. 
Rönne, Staatsreht d. Preuß. Monarchie 2, 1, 282 u. 285, Ann. 5. 1871. 
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Zu den wichtigften Gefegen gehören: A 

a) Geſetz v. 8. April 1802 (18 Germinal an X) betreff8 der Orga— 
nifation der Kulte (loi relative à l’organisation des cultes). Daffelbe 
enthält folgende als Gefete der Republik verfündigte Theile: 

Das Konfordat (Convention) zwiſchen dem Papſt Pius VIL. und der 
Franzöfifhen Regierung, abgefchloffen am 15. Jufi 1801 (26 Messidor an 
IX) und ratifzirt am 10. Sept. 1801. 

Die Organifhen Artikel des Konkordats vom 15. Juli 1801 bezüglich 
des katholiſchen Kultus (Artieles organiques de la convention du 26 
Messidor an IX). 

Die Organifhen Artifel der proteftant. Kulte (Articles organiques des 
cultes protestants). 

Die Berfündigungsformel Yautete folgendermaßen: „Aunom du peuple 
francais, Bonaparte, premier consul, proclame loi de la r&epublique le 
deeret suivant, rendu par le corps legislatif le 18 germinal an X, 
conformément & la proposition faite par le gouvernement le 15 dudit 
mois, communiquee au tribunat le m&me jour. 


Deeret. 

La convention passee à Paris, le 26 messidor an IX (15 juillet 
1801) entre le Pape et le Gouvernement francais, et dont les ratifi- 
cations ont été échangées & Paris le 23 fructidor an IX (10 septembre 
1801), ensemble (!) les articles organiques de ladite convention, 
les articles organiques des cultes protestans, dont la teneur suit, 
seront promulgues et ex&cutes comme des lois de la repub- 
lique.“ 

Abdrücke des Geſetzes v. 8. April 1802 finden fich bei: Hermens 1, 355. 
464—566; Duvergier 13, 89—104; Desenne 10, 438—493. Walter, 
Fontes 187—204. Cine deutfche Ueberfegung bei Duriy 1, 36—54. 

Die Berfündigung des Gefetes v. 8. April 1802 erfolgte in den durch 
den Lüneviller Frieden an Frankreich abgetretenen Gebieten des deutſchen 
linken Rheinufer unterm 4. Mai 1802. (Mejer, zur Gef. d. röm.=deutich. 
Trage 1, 452.) 

b) Kaiferliches Dekret v. 30. Dezember 1809, betr. die Kirhen-Fabrifen 
(Deeret imperial eoncernant les fabriques) Walter, Fontes 537—554. 
Eine deutfche Ueberfegung bei Durſy 1, 214—235, jowie vorher 119— 120 
ale) 172% 

c) Gefe v. 14. Februar 1810, betr. die Einkünfte der Kirchenfabrifen 
(Loi relative aux revenus des fabriques des eglises): Hermens 2, 475 
hi8 477. Desenne 10, 519. Walter, Fontes 555. 


d) Kaiferliches Dekret v. 25. Febr. 1810, wodurch das Edift vom März 
1682 über die Deklaration des Franzöfifhen Klerus Betreff feiner Gefin- 
nungen im der Frage der Firhlichen Gewalt zum allgemeinen Gefe des 
Kaiferreich8 erflärt wird (Decret imperial qui declare Loi generale de 
l’empire l’edit du mois de mars 1682, sur la declaration faite par le 
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elerg& de France, de ses sentimens touchant la puissance ecclesias- 
tique). Hermens 2, 488—195. Desenne 10, 523. 

e) Kaiferliches Dekret vom 28. Febr. 1810, Beftimmungen bezüglich der 
organiſchen Gefete des Konkordats enthaltend (Deeret contenant.des dis- 
positions relatives aux lois organiques du concordat). Hermens 2, 496. 
497. Dupin, Manuel 233. In deutfcher Weberfetsung bei Durfy 1, 54. 

f) Kaiferlihes Dekret v. 6. Nov. 1813 über die Erhaltung und Ber- 
waltung der in mehreren Theilen des Franzöfifhen Reichs von der Geiftlich- 
feit befeffenen Güter. (Decret imperial sur la conservation et admini- 
stration des biens qui possede le clerge dans plusieurs parties de 
Vempire.) Hermens 2, 554—573. Desenne 10, 535. Walter, Fontes 
556 bis 567. 

8) Preußiſches Gefes vom 14. März 1845, betr. die Verpflichtung zur 
Aufdringung der Koften für die kirchlichen Bedürfnifje der Pfarrgemeinden in 
den Yandbestheilen des linken Aheinufers. (Gefesfammlung 163. 164. Her— 
mens 4, 1001—1018. Walter, 567—569. Bluhme, Coder 260. 265. 

5. Auf den Verſuch, die älteren allgemeinen Staats— 
gejete aufzuzählen, welche in ven feit 1866 neuerivorbenen Pro— 
pinzen in fortdauernder Geltung ftehen, glauben. wir aus vielen 
Gründen verzichten zu jollen, werden aber auf eine wichtige Streit- 
frage jogleich zu reden kommen. 

IV. Die außerordentlich allgemein gefaßten nunmehr aufge- 
hobenen Artikel 15, 16 und 18 der Berfaffungsurfunde vom 
31. Sanuar 1850 haben eine große Ungewißheit darüber erzeugt, 
welche von den älteren auf die firchlichen Verhältniſſe fich be- 
ziehenden Preußiſchen Staatsgejegen noch auf rechtliche Geltung 
Anſpruch zu machen hätten oder als aufgehoben zu betrachten 
ſeien; und die gleiche Ungemwißheit griff in den neu erworbenen 
Provinzen um ſich, ald dort am 1. Dftober 1867 jene Verfaſ— 
jungsartifel in Wirkſamkeit traten. 

Diejelben lauteten nämlich folgendermaßen: 

Art. 15: „Die evangelifhe nnd die römifch-fathofifche Kirche, fo wie 
jede andere Religions-Gefelihaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
felbftändig und bleibt im Beſitz und Genuß der für ihre Kultus-, Unter— 
richts- und Wohlthätigfeitszwede beftimmten Anftalten, Stiftungen und 
Fonds.” Art. 18: „Das Ernennungs-, Borfhlags-, Wahl- und Beftätigungs- 
recht bei Beſetzung kirchlicher Stellen ift, jomweit e8 dem Staate zufteht und 
nit auf dem Patronat oder befonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben.“ 
„Auf die Anftellung von Geiftlihen beim Militär und am öffentlichen An— 
ftalten findet diefe Beftimmung feine Anwendung." 

Der Artikel 15 litt an zwei wejentlichen Dunfelheiten: Zu— 
nächit ließ er unklar, was „Angelegenheiten der Kirchen und 
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Religionsgeſellſchaften“ jeien, und wo hingegen die Grenze der 
jtaatlichen Angelegenheiten beginne. Die bisherigen Stantsgejeße 
waren gerade davon ausgegangen, daß ftaatliche und Firchliche An— 
gelegenheiten gar nicht abſolut zu trennen ſeien, und bevor man 
alfo den Artifel 15 ausführte, mußte nothwendig durch die Staats— 
gefeßgebung eine neue Orenzlinie zwiſchen Staat und Kirche gezogen 
werden. Daß die das Necht des Staates bleibe, fonnte nach der 
Berfaffungsurfunde nicht beftritten werden, wenn auch freilich Die 
fatholtichen Biſchöfe dies leugneten. Allein eine geſetzliche Regelung 
erfolgte nicht, jondern die Minifterien, welche bis 1858 im Amte 
waren, behielten ſich die Entiheidung dieſer allerwichtigften Vor— 
frage vor, und vegierten injoweit nad) Gutdünken, da eine richter- 
liche Inſtanz hierfür größtenteils nicht gegeben war. Die zweite 
noch folgenfchwerere Dunkelheit blieb in Bezug auf die Frage be- 
ſtehen: wen die Verfaſſungsurkunde a 8 Träger des Willens der 
„Kirche“ oder „Religionsgeſellſchaft“ habe anerfennen wolen. 
Zur Zeit des abjoluten Königthums waren die fogenannten 
„außeren“ Verhältniſſe, alfo jo ziemlich die ganze Verfaſſung aller 
Kirchen durch den König als alleinigen Gefetgeber bejtimmt wor— 
den, und nur in „innere“ Angelegenheiten, nämlich „Glaubens— 
ſachen“, enthielt fich der König nach den von ihm jelbjt gegebenen 
Sejeßen der Einmijchung, obwohl auch bierin zum Theil Nichts 
ohne Königliche Genehmigung geändert werden fonnte. Sobald 
man aus dem Art. 15 folgerte, daß er dieſe Rechte der Krone in 
Wegfall gebracht habe, mußte man die Frage beantworten, auf 
wen fie nunmehr übergegangen jeien. Da die Verfaſſungsurkunde 
hierüber fchwieg, jo waren ergänzende, erläuternde Staatsgejete 
dazu nothwendig. Allein jolche ergingen ebenfall® nicht, da die 
damaligen Miniſterien jogar dem Yandtag jedes Mitwirkungsrecht 
bei der Ordnung dieſer Angelegenheiten bejtritten, und ſich Das 
freie Recht vindizirten, durch Verwaltungsmaßregeln auch Diejen 
dunklen Punkt der Verfaffungsurfunde nach ihrem Gutdünken zu 
entjcheiven. Sie gejtanden daher den katholiſchen Biichöfen, dem 
Papit und ven allgemeinen Coneilien eine weitgehend freie Gewalt 
zu, die Katholiken Preußens zu regieren, indem fie nur an jo vielen 
Beichränfungen diefer Gewalt fejthielten, als ihnen für die Sicher- 
heit des Staats unentbehrlich ſchien. Die Kirchengewalt in der 
evangeliſchen Landeskirche aber fchrieben fie vem König in fo vollem 
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Umfang zu, wie er fie vor der Verfaffungsurfunde zur Zeit der 
abjoluten Herrichaft gehabt hatte. Sie ftellten nunmehr auch die 
Theorie auf, daß die Nechte, welche der König bisher über die 
evangeliiche Yandestirche geübt habe, gar nicht Ausfluß feiner 
landesherrlichen Gewalt gewejen jeien, jonvdern ihm als Privat- 
perjon, als Mitglied der Familie, in welcher fich das jogenannte 
bijchöfliche Amt über die evangeliſche Kirche vererbe, zugeftanden 
haben. Zu Ergreifung diefer Theorie lag allerdings eine zwingende 
Nothiwendigfeit vor, wenn man verjuchen wollte darzuthun, daß 
der Artikel 15 der Verfafjungsurfunde bezüglich der eyangelijchen 
Kirche gar feiner weiteren Ausführung bedürfe, und daß die in 
Artikel 18 ausgeiprochene Aufhebung der dem Staat bisher zu- 
jtehenden „Ernennungs-, Vorichlags-, Wahl- und Beftätigungs- 
rechte” bei Beſetzung Firchlicher Stellen fich auf die bisher dem 
König zufommenden dergleichen Nechte über Die evangeliſche Kirche 
nicht beziehe. Die ganzen 15 Jahre über, während welcher dieſe 
beiden Artifel in Geltung ftanden, hat der Streit zwijchen Regie— 
rung und Yandtag, zwiſchen den Bilchöfen und der Regierung, 
und in der jtaatsrechtlichen und Firchenrechtlihen Literatur über 
die Auslegung der Artifel nicht aufgehört. Der oberjte Gerichts: 
hof des Landes, das Obertribunal zu Berlin, hat nur in einigen 
Beziehungen Gelegenheit gehabt, fich darüber auszusprechen, und 
durch folche wereinzelte Entſcheidungen konnte das eigentliche Uebel 
nicht geheilt werden. Es muß daher als eine dringende Aufgabe 
der Geſetzgebung bezeichnet werden, mit möglichiter Bejchleunigung 
alle die gejetlichen Vorſchriften zu erlaffen, welche die nothiwendige 
Sicherheit und Klarheit des Nechts erfordert. 

V. Eine andere nicht minder fchwer im ficherer Weiſe zu be- 
antwortende Frage ift die: welche Bedeutung in den einverleibten 
Provinzen (Hannover, Schleswig-Holftein, Kurheffen, Naſſau, 
Frankfurt, Yauenburg, Hefjen-Homburg, jowie in den mit Preußen 
verbundenen Hefitihen und Baieriſchen Gebietstheilen) die Ber 
ſtimmungen der ehemaligen Verfaſſungsurkunden, beziehungsweife 
der noch geltenden Heſſiſchen und Baieriſchen Verfaffungsurkunden, 
gegenwärtig behaupten? Es verſteht fich von ſelbſt, daß fie feine 
Geltung mehr haben, injoweit fie der Preußiichen Verfaſſungs— 
urfunde oder anderen allgemeinen Preußiſchen Staatsgejeten 
widerjprechen, oder auch nur auf einer anderen Auffafjung von 
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dem Umfang der landesherrlichen Nechte oder von der Form der 
Ausübung derjelben beruhen; 3. B. kann der König von Preußen 
in den einverleibten Yandern Dispenjationsrechte nicht in weiteren 
Umfange ausüben, als im übrigen Preußiichen Staatsgebiet und 
jeine Negterungsrechte in Kirchenjachen fünnen dort weder enger 
noch weiter fein al8 hier. Aber daß jene Berfafjungsurfunden 
ihrem ganzen Inhalt nach als außer Wirkjamfeit geſetzt anzuſehen 
jeien, läßt fich allerdings nicht behaupten. Ihr Inhalt gilt noch 
injoweit, al8 er auch gelten würde, wenn er in einem einfachen 
Provinzialgefeß enthalten wäret). Uebrigens kann die logiſche 
Auslegung in dieſer Beziehung eben ſo wenig alle Zweifel löſen 
wie bei der vorhin behandelten Frage. Die Einverleibungs— 
Geſetze enthalten alle folgende Vorſchriften: 8. 2: „Die Preußiſche 
Verfaſſung tritt in dieſen Landestheilen am 1. Dftober 1867 in 
Kraft. Die zu diefem Behufe nothwendigen Abänderungs-, Zu- 
jaß- und Ausführung s- Beitimmungen werden durch befonvere 
Geſetze feitgeitellt.” 8. 3: „Das Staatsminijterium wird mit 
der Ausführung des gegenwärtigen Gejetes beauftragt.” Daß e8 
Aufgabe des Gejetgebers und nicht der Staatsbehörvden tft, zu 
beurtheilen, was nach ftattgefundener Einverleibung einer Provinz 
dort Rechtens fein folle, ift in diefen Gefegen genügend deutlich 
ausgefprochen, da die in Ausficht gejtellten Ausführungsgeſetze als 
unentbehrliche bezeichnet werben. 


8. 48. 


3. Ueberſicht der Regierungsrechte des Staats über alle oder einzelne 
Neligionspereine. Form für die Ausübung der dem Könige jelbit vor— 
behaltenen Berfügungstedte. 


Dem Staate fommen außer dem oben beiprochenen Geſetz— 
gebungsrecht die mannigfaltigften Negierungsrechte über die Reli— 
gionsvereine zu. Diejelben find theils jolche, welche auf alle Re— 
(igionsvereine in gleicher Weife Anwendung finden, theils jolche, 

) Dal. hierüber: F. Thudichum, Verfaſſungsrecht des Norddeutſchen 
Bundes. 1869. ©. 11 u. 12. F. Oetker in den Preußiſchen Jahrbüchern 
27, 435 (1871) und Georg Meyer in Dove's Zeitſchrift 10, 433 (1571). 
Das Preußifhe Geſetz v. 12. März 1871 über das Erpropriationsverfahren, 
8. 1, nimmt ausdrüdlih auf das Hannoverſche Landesverfaffungsgeies als 
auf geltendes Recht Bezug. (G.-©. 155). 


Preußen. Negierungsrechte des Staats. 203 


die nur bei Neligionsvereinen mit Korporationsrechten oder nur 
für die Fatholifche oder für die enangelifchen Kirchen Plat greifen. 
Ganz allgemein fommt dem Staate das Necht der Oberaufficht 
und Ueberwachung zu, da dieſes Necht ein nothiwendiges Attribut 
jeder Negierungsgewalt iſt. Indem die Verfaſſungsurkunde in 
ihrem Art. 45 dem Könige die „vollziehende Gewalt“ beilegt, 
Ipricht fie ihm als allgemeinen oberjten Träger der Negierungs- 
gewalt auch diejes Auffichtsrecht zu. Verſchieden gejtaltet und 
ausgedehnt find die dem Staate zuftehenden Nechte der Genehmi- 
gung, Bejtätigung, Ernennung, des Einſpruchs, Borjchlags und 
das Necht der allgemeinen Anorbnung in firchlichen Angelegen- 
heiten. Die Ausübung derjelben ift theils rein ftantlichen Bes 
hörden übertragen, theil8 Behörden, welche die doppelte Natur von 
Staatsbehörvden und von Kirchenbehörden Haben und deren Mit- 
glieder daher der betreffenden Kirche angehören müſſen, oder end— 
lih es ruht die Ausübung wejentlich in der Hand des Königs 
jelbit. Alle diefe Nechte find ihrer Natur nach unveräußerlich, 
können daher nur auf Grund eines Staatsgejetzes, nicht Durch bloße 
königliche Berordnung den Kirchen oder Neligionsvereinen über— 
lafjen werben. 

Diefer Grundfaß ift durch eine Neihe von neueren Staats- 
gejegen Hinfichtlih der ftaatlichen Patronatrechte und der ftaat- 
lichen Nechte bei Bejekung der Konſiſtorien und bijchöflichen 
Stühle u. j. w. ausprüdlich zur Anerkennung gebracht worden. 

Soweit dem Könige ſelbſt Genehmigungs- oder Ver- 
fügungsrechte vorbehalten find, gelten für die Ausübung derfelben 
folgende Regeln: 

1. As „Regierungsakte“ bedürfen jolche Verfügungen nach 
Art. 44 der Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 zu ihrer 
Sültigfeit der Gegenzeihnung eines Miniſters, welcher die Ver- 
antiwortlichfeit dafür trägt und der, wenn die Häufer des Landtags 
über jolche Angelegenheiten verhandeln, auf deren Verlangen in 
der Situng gegenwärtig jein muß (Berf.-Urf. Art. 60). Der 
zuftändige Miniſter ift im Zweifel der Minifter der geiftlichen 
und Unterrichts-Angelegenheiten (Rultusminiiter). 

2. Die Uebertragung ihrer Ausübung auf andere Staats— 
behörden als den Kultusminifter ijt nur zuläffig in den Gränzen, 
in welchen überhaupt die Uebertragung von Kronrechten an Staats— 
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behörden zu felbftändiger Ausübung zuläffig erſcheint, und tft 
rechtsnothiwendig mindeſtens eine allezeit widerrufliche. 

Für die umirte Yandesfirche der acht alten Provinzen iſt nun— 
mehr feit 1876 ftaatsgejeßlich anerkannt, daß gewilje Entjchei- 
dungen des Königs für dieſe Kirche unter Kontrafignatur des 
PBräfidenten des evangeliſchen Oberfirchenraths ausgehen 9. 

3. Die Verkündigung landesherrlicher Verordnungen über die 
Berfaffung der Kirchen muß im Zweifel in der Gejeg-Samm- 
lung erfolgen. Bis 1876 it Dies auch faſt durchgängig ge- 
jchehen ?2) und nunmehr nur hinfichtlih der evangeliſchen Kirche 
der acht alten Provinzen geändert. 

4. Die Beſtimmungen des Artikel 106 der Verfaſſungs— 
urfunde: „Geſetze und Vermrdnungen find verbindlich, wenn .fie in 
der vom Gejege vorgejchriebenen Korm befannt gemacht worden 
find“ und „die Prüfung der Nechtsgültigfeit gehörig verfündeter 
Königlicher Verordnungen jteht nicht den Behörden, fondern nur 
den Kammern zu”, haben auf alle Verordnungen des Königs Anz 
wendung zu finden, auch auf folche, welche er als Inhaber des 
äußeren Regiments der evangeliihen Kirche erläßt?). Cine Aen- 
derung bat diefer Grundſatz feit 1876 in Bezug auf die evange- 
liche Kirche der acht alten Provinzen erfahren. 

5. Alle folche Nechte des Königs kommen vdemjelben ohne 
Rückſicht auf fein eigenes Religionsbekenntniß zu. 


8. 49. 


4. Allgemeine Staatsbehörden zur Ausübung der jtaatlihen Rechte 
über Die Neligionspereine, (Kultusminifterium, Oberpräfidenten, Bezirfs- 
Regierungen, Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten.) 


I. Die oberjten Staatsbehörden zur Ausübung der echte, 
welche dem Staat über alle Neligionsvereine oder einzelne ber- 


1) Ueber die früheren Theorieen vgl. v. Nönne, Preuß. Staatsrecht 
J 

2) Früher behauptete man unter Berufung auf Art. 15 der Verfaſſungs— 
urkunde das Gegentheil und unterließ auch öfters diefe Form der Verkündi— 
gung. Bol. Iacobfon, Evangelifches Kirchenrecht 1, 104. v. Aönne, Preuß. 
Staatsrecht 1, 1, 219. 1869. 

3) Erfenntniß des Obertribunal® v. 23. Juni 1875. Hartmann, Zeit- 
ſchrift für deutfches öffentl. Recht 2, 76. 
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jelben zujtehen, find: das Staatsminijterium (dev Minifterrath), 
die Miniſter, namentlich der Rultusminifter, der Gerichtshof für 
firchliche Angelegenheiten, der Rechnungshof. 

A. Das Kultusminijterium, oder, wie die amtliche Bezeich- 
nung tt, „das Miniſterium ver geiftlichen, Unterrichts- und 
Dedizinalangelegenheiten”, wurde durch Kabinetsordre vom 3. No— 
vember 1817 in's Xeben gerufen, indem die ihm zugetheilten  &e- 
ihäfte vom Miniſterium des Innern abgetrennt wurden !). 

Das Kultusminijterium hat drei Abtheilungen: 1. für Die 
geijtlichen Angelegenheiten, welche gegenwärtig 1 Direktor und 
14 vortragende Näthe zählt, darunter auch folche Fatholijcher Kon— 
felfion; 2. für die Unterrichtsangelegenbeiten, und 3. für die 
Medizinalangelegenheiten. Direktor einer Abthetlung pflegt der 
Unterjtaatsjefretär des Kultusminijteriums zu fein. 

Dreißig Sahre lang, von 1841—1871, war die Abtheilung 
für geiftliche Angelegenheiten in zwei konfeſſionelle Unterabtheilungen 
getheilt, eine Eatholijche Abtheilung, aus Vorſtand und Näthen 
fatholifcher Konfeifion bejtehend, welche für den Kultusminijter 
alle Angelegenheiten, wobei e8 fich um Ausübung jtaatlicher Rechte 
über bie fatholifche Kirche handelte, zu bearbeiten hatte, und eine 
zweite Abtheilung zur Bearbeitung der die evnangeliichen Kirchen, 
die Israelitiſchen und alle ſonſtigen Neligionsvereine angehenden 
Staatsgefchäfte?). Bon dieſer zweiten Unterabtheilung wurde 
1848 und 1849 wieder eine „Abtheilung für innere evangeliiche 
Kirchenjachen” ausgefchteden und zu einer in näher bejtimmter 
Weije „unabhängigen” und „jelbjtändigen” Behörde erhoben, welche 
im Sabre 1850 den Namen „Evangeliicher Oberfirchenrath‘ 
erhielt 3). 

Bei der Vereinigung der 1866 erworbenen neuen Landes— 
theile mit der Monarchie ging die Bearbeitung der katholiſchen 
Kirchenangelegenheiten auch dieſer Provinzen an die Fatholijche 


ı) ©.-©. 290. Bol. auch KabinetSordre v. 11. Jar. 1819, Ziffer 6. 
(8.-©. 3). 

2) KabinetSordre vom 11. Jan. 1841 (in der Gefesfammlung nicht 
publizirt). 

3) KabinetSordre v. 26. Jar. 1849 (6.9. 125) und v. 29. Juni 1850 
(6.-©. 343—346). 
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Abtheilung über, dagegen wurde die Amtsgewalt des Evangelijchen 
Oberkirchenraths nicht auf fie erjtredt, ſondern es behielt der 
Kultusminifter, in den geeigneten Fällen unter Genehmigung des 
Königs, die oberfte Entſcheidung in den evangeliichen Kirchenange— 
Yegenheiten und blieben ihm die SKonfijtorien der neuen Lande 
unmittelbar unterftellt. 

Die fatholiiche wie die enangelifche Abtheilung Hatten übrigens 
feine kollegialiſche Verfaſſung und feine jelbitftändigen Verfügungs— 
rechte, fondern alle Verfügungen gingen allein vom Kultusminijter 
und unter deſſen Verantwortlichfeit aus. 

Dur Kabinetsordre vom 8. Juli 1871 find beide wieder zu 
- Einer „Abteilung für die geiftlichen Angelegenheiten” vereinigt 
worden ). \ 

B. Für die ganze Monarchie beſteht jeit dem Jahre 1873 
der königliche Gerichtshof für firhlidhe Angelegen- 
heiten zu Berlin?), welcher die Beſtimmung hat, die Aus- 
übung der Disziplinargewalt über die Geiftlichen in den evangeli- 
ſchen Landes- und Provinzialfirchen, fowie in der fatholijchen Lan— 
desfirche zu überwachen, über Anträge der Staatsbehörden auf Ent- 
laſſung von Geiftlichen im Intereffe des Staats fowie über gewiſſe 
Arten von Bejchwerden der Kirchenbehörden zu erfennen. Ueber 
andere Neligionsvereine fommt ihm eine Gerichtsbarkeit nicht zu. 

1. Der Gerichtshof bejteht aus 11 Mitgliedern, den Präfi- 
denten eingejchlofjen, welche vom Könige auf den Vorſchlag des 
Staatsminiiteriums (d. h. des Minifter - Kollegiums) ernannt 
werden. 

2. Der Präſident und wenigitens fünf andere Mitglieder 
müfjen etatsmäßig angeftellte Nichter fein, d. h. ein Richteramt 
in unwiderruflicher Weile befleiven. Wird ein bereits im Staats- 
dienste angeftellter Beamter (Nichter, VBerwaltungsbeamter , afade- 
mifcher Lehrer u. |. mw.) zum Mitglied des Gerichtshofes ernannt, 


1) &.-5. 293. Dove's Zeitſchr. 10, 355. 

2) Geſetz v. 12. Mai 1873 über die kirchliche Disziplinargewalt und bie 
Errihtung des königlichen Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten. 
$. 32—37 (6.-©. 198). Hinfhius, Kommentar ©. 89—92. Negulativ v. 
13. Nov. 1873, betreffend die Geſchäftsordnung des Gerichtshofes (Dove's 
Zeitſchr. 12, 244—247). 
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jo gilt diefe Ernennung nur als auf die Dauer des Hauptamts 
erfolgt. Die übrigen Mitglieder des Gerichtshofs gelten als auf 
Lebenszeit ernannt. Die Mitglieder haben entjprechende Rechte 
und Pflichten wie die Mitglieder des Obertribunals. 

3. Ueber die Konfeffion der Mitglieder iſt gejetlich Nichts 
vorgejchrieben. Gegenwärtig find von feinen 11 Mitgliedern 
7 Proteſtanten und 4 Katholiken. 

4. Die mündliche Verhandlung und Entſcheidung in den ein- 
zelnen Sachen erfolgt durh 7 Mitglieder, weder durch weniger 
noch durch mehr. Der Vorſitzende und wenigſtens 3 Beiſitzer 
müſſen zu den richterlichen Mitgliedern gehören. Die Neihen- 
folge, in welcher die Mitglieder an ven einzelnen Sigungen Theil 
zu nehmen haben, wird durch das Negulativ geordnet. 

5. Der Gerichtshof entjcheidet endgiltig mit Ausſchluß jeder 
weiteren Berufung. Die Juſtiz- und Verwaltungsbehörden haben 
den an fie ergebenden Erjuchen des Gerichtshofs Folge zu geben. 

Die Beſchlüſſe und Entſcheidungen des Gerichtshofs find im 
Berwaltungswege vollitredbar. 

6. Ueber das Berfahren gibt das Geſetz 8. 10—31 Bor- 
ſchriften. Durch Plenarbejchlüffe des Gerichtshofs können dieſe 
Borjehriften ergänzt werden; und, wenn Gejete ihm noch andere 
"Angelegenheiten überweifen, jo fann er beichließen, wie auf Diefe 
Sachen die VBorjcehriften über das Verfahren finngemäß anzuwenden 
jeien. Ein vom Plenum zu entwerfendes, vom Staatsminijterium 
beſtätigtes Negulativ oronet die Gefchäftsordnung, insbejondere 
die Befugniſſe des Präfidenten 9. 

7. Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Koften des Ver— 
fahrens entjcheivet der Gerichtshof nach freiem Ermefjen. ALS 
Koften werden nur baare Auslagen in Anja gebracht, Stempel- 
‚gebühren alfo nicht erhoben. 

II. In den einzelnen Provinzen find die Ober - Präfidenten 
und unter dieſen in den Negierungsbezirfen die Bezirfspräfidenten 
(in Hannover Yanddrojten) und die Bezirfs-Negierungen die Be— 
hörden, durch welche Die allgemeinen ftaatlichen Nechte über Die 
‚NReligionsvereine wahrgenommen werden. 


1) Diefes Regulativ wurde unterm 13. November 1873 beftätigt. 
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5.50, 
5. Schranfen des Rechts Der Neligionspereine Bereinsitatuten 
(Kirchengeſetze) zu erlaſſen. Umfang der Gültigkeit Älterer Kirchen— 
gejege, namentlid Des Kanoniſchen Rechts. 


I. Kirchliche Sabungen find nur injoweit rechtsgültig, als 
jie mit einem Staatsgeſetz nicht in Widerjpruch jtehen. Dieſe 
für die evangelifche Kirche durch) Staatsgejeg vom 3. Juni 1876 
Art 131) ausgefprochene Regel verfteht ſich noch mehr von 
jelbjt für Neligionsvereine, deren Satzungen nicht, wie in der 
evangelifchen Kirche, vom König verfündigt werben. 

U. Bis zum Jahre 1841 und beziehungsweife bi8 zur Ver— 
fündigung der Berfafjungsutfunde vom 5. Dezember 1848 und 
der revidirten Verfafiungsurfunde vom 31. Januar 1850 fonnten 
firchliche Satungen jeder Art innerhalb des Staatsgebiet nur 
nach vorausgegangener ausdrüdlicher Zulafjung Seitens des 
Staats (Ertheilung des Placet) in Geltung treten. Für bie 
fatholifche Kirche fiel bereits 18341 diejes Erforderniß in der an— 
gegebenen Allgemeinheit weg, und die Berfafjungsurfunde bejeitigte 
es für alle Neligionsvereine, indem fie in Artifel 16 bejtimmte: 
„Die Bekanntmachung firchlicher Anordnungen ift nur denjenigen 
Beſchränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen 
unterliegen. Daß alle befannt gemachten Firchlichen Anordnungen 
Gültigkeit zur beanspruchen hätten, follte damit jowenig gejagt 
jein, als daß fie allefammt erlaubt und ftraflos jeien. Nur die 
Präventiv-Einrichtung des Placet ijt befeitigt und diejelbe ift auch 
durch das Verfafjungsgejeg vom 18. Juni 1875, welches jenen 
Artikel 16 aufhebt, nicht wieder bergeftellt worden. 

Dagegen hat das Staatsgejeß vom 3. Juni 1876 für Kir- 
hengejete der evangelijchen Landeskirche der acht alten Provinzen 
das Placet in neuer Geſtalt wieder eingeführt. 

III. Die Beantwortung der Frage, imwieweit Satungen, 
welche die Neligionsvereine jeit Aufhebung des Placet aufrichten, 
von den Staatsbehörden als gültig anzuſehen jeien, richtet fich 
zunächſt darnach, ob der betreffende Gegenſtand durch Stantsgejete 
oder landesherrliche Verordnungen geregelt ift oder nicht. Außer: 


1) G.S. 128. 
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dem ijt zu behaupten, daß Satzungen derjenigen Neligionsvereine, 
welche Korporationsrechte befiten, der ftaatlichen Genehmigung 
überall dann unterliegen, wenn fie Aenderungen an derjenigen 
Derfafjung des Keligionsvereins bezweden, auf Grund deren der 
Verein Korporationsrechte erhalten hatt). 


IV. Im Geltungsgebiete des Preußiichen Allgemeinen Yand- 
rechts von 1794 find noc andere Schranken vorhanden. Dafjelbe 
bejtimmt nämlih in Thl. 2, Tit. 11, S. 45: „Reine Slirchen- 
gejellichaft ift befugt, ihren Mitgliedern Glaubensgejege 
wider ihre Heberzeugung aufzubringen.” 8. 46: „Wegen der äuße- 
ven Form und Beier des Gottesdienſtes Fanıı jede Kirchengefell- 
Ichaft dienliche Ordnungen einführen.“ 8. 47: „Dergleichen An- 
ordnungen müjjen jedoch dem Staat zur Prüfung, nad) dem 8. 13 
bejtimmten Grundfage, vorgelegt werden.” 8. 48: „Nach erfolgter 
Genehmigung haben fie mit anderen Polizeigejegen gleiche Kraft 
und Verbindlichkeit.” .S. 49: „Sie fünnen aber auch ohne Ge— 
nehmigung des Staats nicht verändert, noch wieder aufge 
hoben werden.“ 


1. Bon diefen Beſtimmungen ift zunächjt die in 8. 45 ent- 
haltene auch jett noch und zwar für alle Neligionsvereine, als 
in fortdauernder Gültigkeit ſtehend zu betrachten, weil fie lediglich 
ein Ausfluß der vom Staat gefchütten Gewiſſensfreiheit tt ?). 
Sie hat auch Anwendung zu finden auf jolche Neuerungen in der 
Öottesdienjtordnung, welche das Glaubensgebiet berühren, 
3. DB. Venderungen der Bormulare für Taufe, Abendmahl, da 
jolche nicht lediglich unter den folgenden 8. 46 fallen ?). 


2. In Bezug auf die äußere Form und Feier des Gottes- 
dienftes haben die Neligionsvereine freie Hand. Ein ftaatliches 
Plazet ift nicht mehr allgemein vorgejchrieben und auch ein allgemeines 
Wivderfpruchsrecht der einzelnen Gemeinden durch Staatsgejet nicht 


N Bol. auch Jacobſon, Evang. Kirchenrecht 1, 90—100. 1864. 

2) Vgl. oben S. 33. 

3 Daß der 8. 45 auch nad Erlaß der Verfaſſungsurkunde Art. 15 für 
alle Religionsvereine in Geltung verblieben ift, lehrte auch Jacobſon, Evang. 
Kirhenreht 2, 449, 450 (1866). 

Thudichum, Kirchenrecht. 14 
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gewährt 1). Bei der Bearbeitung des Allgemeinen Landrechts hatte 
einer der Nedaktoren, Klein, eine Beitimmung folgenden Inhalts 
vorgefchlagen: „Die Liturgie kann zwar durch Kirchengefeße beftimmt 
werden. Wenn aber ?/; der Gemeinde gegen neue liturgijche Ein- 
richtungen proteftiren, können ſolche der Gemeinde nicht aufge 
drungen werden.” Diejelbe blieb aber dann aus dem Geſetzbuch 
weg ?). Bür die evangelifchen Kirchen iſt jest aber faſt überall 
die Kirchengewalt, auch in dieſer Hinficht, beichränft worden. 

Uebrigens muß e8 auch jet noch der freien Beurtheilung 
des Staats anheimgeftellt bleiben, ob er jolchen die Äußere Form 
und Dronung des Gottesdienſtes angehenden Kirchenfagungen ven 
jtaatlichen Schuß gewähren und im bürgerlichen Leben Rückſicht 
ichenfen will oder nicht. 

V. Nach den eben aufgejtellten Regeln beantwortet jich auch die 
Frage, inwieweit das Ältere Kanoniſche Recht für die Fatho- 
liſche Kirche Preußens, oder auch für die evangeliichen Kirchen 
oder andere Neligionsvereine heutzutage Geltung beanjpruchen 
könne; und zwar geht die Antwort dahin: Solche Satungen der 
früheren Päpſte und Konzilien gelten nur in den Drten und in 
dem Umfang, in welchen fie von der Staatsgewalt entweder aus- 
drücklich anerkannt oder al8 ein von älteren Zeiten hergebrachtes 
Gewohnheitsrecht geduldet worden find®). 

Im Einzelnen ift hierüber Folgendes zu jagen: 

1. Die Frage, welche Konzilienfchlüffe und päpftlihen Defrete 
in Deutjchland oder einzelnen Theilen Deutſchlands zur Geltung 
gefommen jeien, war jchon im 14. und 15. Jahrhundert ftreitig. 
Seit 1313 wagte fein Papſt mehr eine offizielle Sammlung feiner 
Defrete zu verfündigen, weil ihre Zurüdweifung von der Mehr- 
zahl der Staaten unausbleiblich gewejen wäre; und die Bejchlüffe 
des Baſeler Konzils, die verjchiedenen Konkordate der deutichen 


) Sacobfon, Evangel. Kirchenrecht 2, 449. Vgl. auch Beſcheid des Evangel. 
Oberkirchenraths v. 8. Febr. 1860 in den Aftenftüden a. d. B. des Ober: 
kirchenraths 5, 28—32. 

2) Sacobjon 2, 447. 

8) Sp auch F. Bluhme, Coder des NAheinifhen Evang. Kirchenrechts. 
1870. ©. 16 u. 17. 
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Nation mit dem Papit wollten gerade die Grenzen der Anwend— 
barkeit der päpftlichen Defrete genauer beftinmten. 

2. Als im 16. und 17. Jahrhundert die Neformation im 
den einzelnen deutſchen Ländern durchgeführt wurde, ging die 
Staatsgewalt faſt nirgends jo weit vor, alle bis dahin vezipirten 
Beitimmungen de8 Corpus juris canonici für aufgehoben zu 
erklären. Das kanoniſche echt rvegelte ja nicht blos kirchliche 
Dinge im heutigen Begriff, ſondern auch wichtige Fragen des 
Privatrechts, des Prozeffes, Strafrehts, und den größten Theil 
des Cherechts. Das römische Recht, welches gerade jet recht in 
Aufnahme Fam, war durch das Kanoniſche in unzähligen Punkten 
modifizirt worden und fonnte nur mit dieſen Modifikationen an- 
gewendet werden. Nur umfaljende Kodififationen hätten darüber 
hinaushelfen können, und dazu war der erlahmte deutſche Reichs— 
tag jo wenig im Stande, wie die binfiechenden Neichsländer. Da 
man fomit genöthigt war, in allen Zweigen der Nechtspflege fort- 
während auf das kanoniſche Necht zurüczugreifen, jo gewöhnte 
man fich allmählich daran, das Corpus juris canonici auch 
wieder als fubfidiäre Nechtsquelle für manche Verhältniſſe der 
evangelijchen Kirche anzujehen; und zwar gejchah Dies nicht 
blos hinfichtlich des Batronatrechts, der Kirchenbaulajt, des Zehnt— 
rechts, jondern auch bei andern Tragen, in welchen die evan— 
geliichen Staaten und Kirchen auf völlig verändertem Grunde 
jtanden. Namentlich die orthodoren Yutheraner, voran die Sachen, 
zeigten große Vorliebe dafür, während andere Juriſten entjchieden 
dagegen in die Schranken traten). 

3. Die Beichlüffe des Triventiner Konzils find in den pro- 
teftantijchen Yändern Deutjchlands nirgends, in den katholiſchen nicht 
überall verfündigt oder ihre Verkündigung zugelaffen worden, können 
aljo nur da Anwendung finden, wo fie erweislich vecipirt find 2). 


1) Weber diefen Streit vgl. 3. H. Böhmer, jus eceles. Prostestantium 
1, 2, 8. 63—69. Georg Ludwig Böhmer (Brofeffor in Göttingen) drüdte 
fi in feinen Prineipia juris canonieci $. 67 (1791) folgendermaßen aus: 
„Das fanonifche Recht ift nur anwendbar, foweit e8 der Augsburgifchen 
Konfeffion, der Bedeutung der evangelifchen Kirchenverfafjung und der Ge— 
wiffensfreiheit nicht widerftreitet.” Nichter - Dove 1867. ©. 235. Anm. 7. 
1874. 8. 80 und 84. ©. 215, 224. Eichhorn, Kirchenrecht 1, 370—374. 

2) Bluhme, i6 und 17. 

14* 
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4. Im Geltungsgebiete des allgemeinen Yandrechis ift dem Ka— 
nonifchen Recht nur eine ſehr beichränfte Anwendbarkeit verblieben, 
nämlich joweit das Yandrecht feine fortvauernde Gültigfeit aus- 
prücdlih anerfennt, wie in Theil 2, 11, 8. 62, 66, 107, 980, 
1126, 1135 gejchieht, oder in Gegenftänden, welche das Landrecht 
überhaupt nicht regeln will, alfo in Glaubensſachen und minder 
wichtigen Eirchlichen Verfaſſungsſachen. Das Landrecht geht jedoch 
unzweifelhaft von dem Grundſatz aus, daß, jo wie neue Verord- 
nungen der Bifchöfe und des Papites nicht ohne Erlaubniß des 
Staats eingeführt werden können (2, 11, 8. 46—49, 117 und 
118), jo auch ältere nur in fo weit zu Necht beftehen, als fie 
vom Staat ausdrüclich oder ftillfchweigend genehmigt find. Dieſes 
Prinzip bringt Thl. 2, 11,-$. 62 zum Ausorud, indem es Dort 
heißt: „Die übrigen Erforderniffe zu einem geiftlichen Amte 
bleiben, nach DBerjchtedenheit der Neligionsparteien, den vom 
Staat genehmigten Örundgefegen und Verfaffungen derſelben 
vorbehalten.“ In allen übrigen Beziehungen ijt dem kanoniſchen 
echt die Geltung vollftändig entzogen. Denn das Publifations- 
patent vom 5. Februar 1794, Nr. 1 verordnet; 

„Das gegenwärtige allgemeine Landrecht joll an die Stelle 
der in Unſern Landen bisher aufgenommen gewejenen Römiſchen, 
gemeinen Sachjen= und andrer fremden jubjiviarijchen Rechte und 
Gejeße treten; alfo, daß von dem 1. Junius 1794 an auf dieſe 
bisherigen ſubſidiariſchen Geſetze und Nechte nicht mehr zurüd- 
gegangen, jondern in vorkommenden fpäteren Fällen nur nad 
den Vorſchriften des gegenwärtigen Yandrechts erfannt werden foll.“ 

Daraus, daß das Landrecht die Provinzialgefege und Sta- 
tuten in Geltung beließ, läßt ſich nicht die Fortdauer des kano— 
nischen Rechts folgern, da es wahres Provinzialvecht nie war und 
vom Gejetgeber jo wenig wie das römiſche und longobardiſche 
Necht als jolches angejehen wurde. Schon gleich im Jahr 1796 
Iprach fich die Gejefommijfion dagegen aus, daß dem fanonifchen 
Recht eine gar zu weite Anwendung gegeben, daſſelbe gar als 
„Provinzial-Landrecht“ angejehen werde, da in diefem Falle „der 
ganze Endzwed der neuen Gejeßgebung dereitelt werden müßte !).“ 


1) Stengel, Beiträge zur Kenntniß der Suftizverfaffung in den Preußi- 
ihen Staaten 3, 236. Sacobfon, Gefhichte 21. ©. 36. Note 62. Mit der 


Preußen. Geltung des fanonifchen Rechts. 213 


5. In Frankreich ift es von jeher Rechtsſatz und Fonftante 
Hebung gewejen, daß nur Diejenigen Kanones (Konzilienjchlüffe 
und päpftlichen Defrete) in Anwendung gebracht werden durften, 
welche das königliche Placet erhalten haben!). Napoleon I., ob- 
wohl er eine Machtwollfommenheit des Papftes anerkannte, Die 
größer war, als zur Zeit des Königthums, hielt doch an diefem 
Grundſatz entjchieden feſt. Die organifchen Artikel vom 8. April 
1802 erfennen im Art. 6 und 26 klar und deutlich nur folche 
Kanones als verbindlih an, welche in Frankreich ange- 
nommen jind (les canons recus en France) und fordern für 
die Einführung neuer das ftaatliche Placet. Uebrigens wurde für 
alle Gegenftände, welche durch neue Geſetze oder Geſetzbücher 
erichöpfend geregelt wurden, das kanoniſche Recht wie alle Fremden 
echte und alles provinzielle und lofale Recht aufgehoben ?). Dies 
geihah auch bei Einführung der Franzöſiſchen Gejege, namentlich 
des Code civil, in deutfchen Staaten des rechten Nheinufers ?). 

6. Durch die faft völlige Aufhebung des Placetrechts im 
Sahr 1841 wurden die geichilvderten Grundſätze des Preußischen 


bier vertheidigten Anficht ftimmen überein: Entſcheidungen des Obertribunals 
vom 10. Mai 1852 (Entfeheidungen 23, 201. Striethorft 5, 237), 18. Ian. 
1856 (Entfheidungen 32, 145), 20. Oftober 1862 (Entſcheidungen 48, 311). 
Jacobſon, Geſchichte der Quellen des katholiſchen Kirchenrechts der Pro- 
vinzen Preußen und Poſen 1837, S. 36 bis 42 und Derſelbe im Evange— 
liſchen Kirchenreht 1, 23—25 (1864); Th. Meier, das preußiſche gemeine 
provinzielle Kirchenrecht fiir das Geltungsgebiet des allgemeinen Landrechts. 
Berlin 1868, ©. 2. Im Ganzen auf demfelben Standpunft fteht auch Aem. 
2. Richter, Beiträge zum Preuß. Kirchenrecht, herausgeg. von Hinfhius, 1865, 
©. 10 und 11; derfelbe gefteht insbeſondere, daß im Gebiet des Allgem. 
Landrechts dem kanoniſchen Recht feine Geltung für die evangelijd- 
firhlihen Angelegenheiten „direft entzogen” worden ſei. Dagegen Las— 
peyres, Gefhichte und heutige Verfafiung der fatholifchen Kirche Preußens 
1, 494—502 und 817—834. 1840. 

1) Bal. Pithou's Zufammenftellung der Freiheiten der Gallifanifchen 
Kirche von 1594. Durſy 1, ©. 3. Der Liber Sertus vom Jahr 1298 und 
die Klementinen vom Jahr 1313 find in Frankreich nie, die Sasse des 
Tridentiner Konzils nur theilweiſe zur Anerkennung gekommen. 

2) Geſetz vom 30. Ventose XII. 

2) Vgl. Badiſches Promulgationspatent vom 3. Febr. 1809, 8. 17 und 
Dekret für das Großherzogthum Berg vom 12. Nov. 1809. Vgl. Bluhme, 
Codex des Rheiniſch. evang. KR. 1870. ©. 29. 
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Landrechts und der linksrheiniſchen Geſetzgebung bereits getrübt. 
Eine viel größere Ungewißheit aber riß ein, als die Verfafjungs- 
urfunde vom 31. Januar 1850, Art. 15 der fatholifchen Kirche 
das Necht beilegte, ihre Angelegenheiten felbftändig zu ordnen; 
denn nunmehr behaupteten die katholiſchen Biſchöfe, daß. die aus- 
führlichen landesgeſetzlichen Beftimmungen des Allgemeinen Yand- 
rechts, der Tranzöfifchen Organijchen Artikel, des Fabrikdekrets 
von 1809 u. ſ. w. ihre Gültigkeit verloren hätten (vgl. oben 
©. 199) und daß nun an ihre Stelle einfach das kanoniſche Recht 
getreten jei. Beide Fragen hängen hiernach innig zufammen. Zu 
ven Schriftjtellern, welche die Volgerung der Biſchöfe in jehr 
weitem Umfang gebilligt haben, gehört L. Aem. Richter in 
Dove's Zeitfehrift 1, 100-(1861) und im Kirchenrecht, 7. Auflage, 
beforgt von Dove, $. 83, ©. 224 (1872). 


saHl: 
6. Bon dem Auftrag Der jtaatlihen Gerichte und Berwaltungs- 
behörden zur Entiheidung über die Rechtsgültigkeit kirchlicher Ver— 
fügungen und Wahlen und zur Bejeitigung bon Mißbräuchen (Re- 


eursus ab abusu). 


I. In allen Fällen, in welchen die VBerwaltungsbehörden 
von den kirchlichen Behörden um Vollſtreckung kirchlicher Ver— 
fügungen erjucht werden, haben fie von Amtswegen zu prüfen, 
ob die Nequifition der firchlichen Behörde in den Geſetzen begründet 
iſt. Lehnt die Verwaltungsbehörde erjter Injtanz die Hülfsvoll— 
ſtreckung ab, jo fann den Firchlichen Behörden entweder das Recht 
der Beſchwerde bei den höheren Verwaltungsitellen oder der Klage 
bei den ordentlichen Gerichten oder bei Verwaltungsgerichten ge— 
währt fein. 

Umgekehrt kann dieſes Necht auch den Kirchengemeinden oder 
deren Mitgliedern oder Geiftlichen gegen die von den Verwaltungs— 
behörden eingeleitete Zwangsvollitredung zuftehen. Außerdem ift 
ein folches Berufungsrecht Seitens der Gemeinden, Gemeinde— 
glieder und Geiftlichen auch unter Umständen gegen Verfügungen 
firchlicher Behörden möglich, für welche eine adminiftrative Zwangs- 
vollſtreckung nicht nachgefucht wurde. 

Allgemeine Regeln laſſen fich über alle dieſe Fragen nicht 
aufjtellen, weil e8 an einer ſyſtematiſchen und erichöpfenden Staats— 
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gejetgebung bis jest fehlt, in vielen Beziehungen namentlich auch 
provinzielle Geſetze in diefer Hinficht maßgebend find. Namentlich 
it Dieß auch zu jagen bezüglich der Frage, ob mit gänzlicher Um- 
gehung der VBerwaltungsbehörden unmittelbar bei den Gerichten 
oder Verwaltungegerichten geklagt werden könne oder nicht. 

I. Bon den pofitiven Bejtimmungen verdienen hier einige 
befondere Erwähnung, welche entweder die Einſchlagung eines 
neuen Princips anzeigen, oder wegen ihrer weitgreifenden Allge- 
meinheit eine größere Bedeutung beanfpruchen. 

1. Für die evangeliiche und katholiſche Kirche der ganzen 
Monarchie ift durch das Gejeß vom 12. Mai 1873 die Berufung 
an den fönigl. Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten gewährt 
und in Folge davon in $. 38 des Geſetzes weiter bejtimmt wor— 
den: „Daß das Erforderniß ftaatlicher Betätigung Firchlicher 
Disziplinarentfcheidungen und der Rekurs wegen Mißbrauchs 
der kirchlichen Disziplinar- Strafgewalt an ven 
Staat, Soweit folche im bisherigen Nechte begründet find, außer 
Kraft treten.“ 

In Bezug auf die übrigen Neligionsvereine ift durch Diefes 
Geſetz am früheren Recht Nichts geändert. 

2. Für den Geltungsbereich der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875, nämlich) die Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schlefien und Sachlen, bejtimmt das Geſetz vom 
26. Juli 1876 1): „Auf Klagen Einzelner wegen Verlegung der 
ihnen als Mitglieder einer Chnagogengemeinde zuſtehenden 
Nechte und der ihnen obliegenden Verpflichtungen zu Abgaben und 
Leiftungen ?) entjcheidet das Bezirfsverwaltungsgericht. — Gegen 
die Entſcheidung deſſelben iſt nur das Nechtsmittel der Reviſion 
nad) Maßgabe des Titel8 8 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 
zuläſſig. 

3. Das Allgemeine Landrecht von 1794 hat keine generellen 
Beſtimmungen über recursus ab abusu, ſondern ſpricht davon 


1) Betr. die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der Verwal— 
tungsgerichtsbehörben $. 164. (G.-©. 339.) 

2) Geſetz vom 23. Juli 1847 über die Berhältniffe der Juden, 8.49 Nr. 3 
und $. 58 (6.-©. 213). 
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nur in einzelnen Anwendungen, z. DB. in 2, 11, 8. 56 und 
8. 11752). Ein Königliches Reſkript an die Wejtpreußiiche Re— 
gierung vom 13. Juli 1800 verfügt dagegen allgemein: „In Fällen 
aber, wo Berhältniffe mit dem päpjtlichen Stuhl, hierarchiiche 
Mißbräuche und überhaupt Dinge vorfommen, welche auf landes— 
herrliche Majeftätsrechte circa sacra Einfluß haben, reſerviren 
Wir das Reſſort unjeres Staats - AN AeN, an welches zu be- 
richten 2).“ 

4. Während der Franzöfifchen Herrichaft find in der Ahein- 
provinz, wie auch in Rheinheſſen, Nheinbatern und Elſaß-Loth— 
ringen die Beitimmungen der Organiſchen Artifel vom 8. April 
1802 (18 Germinal X) Titel 1, 8. 6—8 zur Geltung gefom- 
men, welche al8 die gemeinjame Quelle vieler neueren deutjchen 
Zandesgejeße über recursus ab abusu gelten fünnen, und folgen- 
dermaßen lauten ?): 

„Sn allen Fällen von Mißbrauch Seitens Firchlicher Oberen 
oder anderer Firchlicher Perfonen findet Nefurs an den Staatsrath 
Statt. 

a) Die Fälle des Mißbrauchs find: Anmaßung einer Amts: 
gewalt oder Ueberjchreitung derjelben, Zumwiderhandlung gegen die 
Gejete und Verordnungen der Nepublif, Verlegung der Regeln, 
welche Durch die in Frankreich angenommenen Canones gutge- 
heißen find *), Angriffe auf die Freiheiten, Nechte und Gewohn- 
heiten der Gallikaniſchen Kirche und jedes Unternehmen oder jedes 
Verfahren, welches bei der Ausübung des Kultus die Ehre der 
Bürger gefährden, ihr Gewiſſen willfürlich beunruhigen, in Be— 
prüfung oder in Beleidigung derfelben, oder in öffentliches Aerger- 
niß ausarten kann. — Desgleichen findet Refurs an den Staats- 
rath Statt, wenn die Öffentliche Ausübung des Kultus und die 
Vreiheit, welche die Gejege und Verordnungen ihren Dienern ge- 
währleiften, angetajtet werden ?)“. 


y Hinſchius, die Preuß. Kirchengejege von 1873. ©. 64. 

2) Nabe, 6, 203. Hinfhius 64. 

?) VBgl. darüber Friedberg, Gränzen zwifchen Staat und Kirche 2, 515 
bis 528. 1872. 

*) Ueber den Sinn diefer Worte vgl. oben ©. 213. - Enger fcheint fie 
Friedberg ©. 523 im Anfhluß an Dalloz auszulegen. 

5) Friedberg ©. 528. 
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Auch gegen proteftantiiche Geiftliche Fan die Klage wegen 
Mißbrauchs erhoben werden !). 

b) „Der Nefurs fteht jeder betheiligten PBerfon zu. In Er- 
mangelung einer Privat-Bejchwerde ift er durch den Präfeften 
bon Amtswegen auszuüben. — Der öffentliche Beamte, der Geift- 
liche oder die Perſon, welche diefen Rekurs ausüben will, richtet 
eine umftändliche und umterzeichnete Denfichrift an dasjenige 
Staatsrathsmitglied, welches mit allen die Kulte betreffenden Ge— 
Ichäften beauftragt ift (feit 1804 der Kultusminifter); daſſelbe ijt 
gehalten, im kürzeſter Frift alle geeigneten Erkundigungen einzu- 
ziehen, und auf Grund feines Berichtes ift die Angelegenheit im 
Adminiſtrativweg weiter zu verfolgen und endgültig zu erledigen, 
oder je nach Bejchaffenheit des Falles an die zuftändigen Be— 
hörden zu überweifen.” Dieß fünnen die Straf> over Eivilgerichte, 
oder auch die höheren geiftlihen Injtanzen fein. In letzterer Be- 
ztehung fordert die Praxis, daß ein Priefter, ehe er gegen ein 
bifchöfliches Disziplinar - Erfenntniß an den Staatsrath appellirt, 
zuvor die höhere firchliche Stelle angegangen haben muß ?). 

Daß das Verfahren das adminijtrative fein joll, hat Die Be— 
deutung, daß in geheimer Situng, ohne mündliches Gehör ver 
Parteien oder ihrer Anwälte verhandelt und entjchieden wird ?). 

ec) Die entſcheidende Behörde ift der Staatsrath. Bis zum 
8. April 1802 war der appel comme d’abus an die Bezirks— 
gerichte gegangen, welche nach dem Dekret vom November 1790 
an die Stelle der Parlamente getreten waren. Am 25. März 
1813 übertrug Napoleon die Entjeheidung wieder den Gerichten, 
was aber nie praftiich wurdey. — Der Staatsrath kann Feine 
Strafen verhängen, jondern nur entweder die Sache an bie ordent- 
lichen Gerichte ır. |. w. verweifen oder erfennen, daß ein Mißbrauch 
porliege und abzuftellen jet, was meiſt ein lediglich theoretiicher 
Ausjpruch bleibt’). 

d) Die eben beiprochenen Franzöfiichen Beitimmungen find 


1) Organ. Artikel für dem proteft. Kultus v. 8. April 1802. Art. 6. 
Friedberg 527. 

2) Friedberg 521. 

3) Friedberg 525 

9 Friedberg 519 

5) Friedberg 525. 
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jeitvem durch Preußifche Geſetze niemals ganz aufgehoben, jondern 
nur in einzelnen Beziehungen erläutert oder, wie durch das Geſetz 
v. 12. Mai 1873 eingefchränft worden. — Die Anficht Bluhme’s 9, 
daß auch auf dem Iinfen Rheinufer die jtaatsrechtlichen Vor— 
ichriften des Allgemeinen Landrechts von 1794 zur Geltung ge- 
fommen ſeien und in Folge davon die Beitimmungen der Organi— 
ichen Artikel über den appel comme d’abus ihre Geltung ver- 
loren bätten, kann al8 begründet nicht anerkannt werden !). 

5. In der Provinz Hannover jtehen noch die Beltim- 
mungen des Yandesverfaflungsgejeges vom 6. Augujt 1840, 8. 71 
und des Geſetzes vom 5. September 1848, $. 25 in Geltung, 
welche folgendermaßen lauten: Beſchwerden über Mißbrauch ver 
Kirchengewalt können zur Entjeheidung auch bis an den König ge- 
bracht werden. Sind diefe Beſchwerden won der Bejchaffenheit, 
daß fie verfaffungsmäßig an die Kirchen-Oberen gelangen fönnen, 
jo find fie zunächjt an dieſe und erjt alsdann, wenn bier feine 
Abhülfe erfolgt, an die weltliche Regierungsbehörde und zulegt an 
den König zu bringen.” — Für Kurheſſen iſt die Kurheſſiſche 
Berfafjungsurfunde vom 5. Januar 1831, 8. 135e. maßgebend, 
folgenden Wortlauts: „Im allen Fällen, wo ein Mißbrauch der 
geiftlichen Gewalt Statt findet, bleibt die Befchwerde oder der 
Rekurs ebenwohl an vie Landesbehörden offen, jedoch, was das 
geijtliche Perjonal in einem Berufe angehet, exit alsdann, wenn 
ein bei der zuftändigen oberen Kirchenbehörde gejchehener Verſuch 
zur gebührenden Abhülfe als erfolglos dargethan oder in jo fern 
etwa Gefahr bei dem Verzuge fein würde.” Außerdem gilt in 
Kurheſſen wie in Nafjau und Frankfurt die Bejtimmung der Ver- 
ordnung vom 30. Januar 1830, 8. 36: „Den Geiftlichen, jowie 
den Weltlichen bleibt, wo immer ein Mißbrauch gegen jte jtatt- 
findet, der Rekurs an die Yandesbehörden.“ 


2) Coder des Rhein. Ev. Kirchenrechts. 1870. ©. 43, Anm. 1. Dal. 
auch Schon oben ©. 196. 
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8. 52. 


7. Bon der Zwangspollitredung firchliher Verfügungen durch Die 
Berwaltungsbehörden !). 


Die jtaatlihen Verwaltungsbehörden fünnen von den Vor— 
jtänden oder Dberen der mit Korporationsrechten begabten Neligiong- 
vereine, jedenfalls won den Oberen der alten Kirchen um Zwangs— 
vollſtreckung angegangen werden, wenn es ſich handelt: 

1. um Beitreibung kirchlicher Umlagen (Kirchenjteuern) ; 

2. um Beitreibung von Geldſtrafen, die im Tisziplinarweg 
gegen Geiftlihe oder andere Firchliche Beamte erfannt 
worden find; 

3. um Gntfernung von ©eiftlichen oder niederen SKirchen- 
bedienfteten aus ihrer Amtswohnung, wenn fie diejelbe 
nach Berluft ihres Amts nicht freiwillig räumen ; 

4. um Einſetzung von Geiftlihen oder anderen Kirchen- 
Bedienjteten in die ihnen gebührende Amtswohnung, wenn 
Gemeinde-Behörden oder Dritte die Schlüſſel herauszu— 
geben verweigern; 

5. um Eröffnung von Sirchenthüren oder Zugängen zu 
Slodenthürmen, falls Unberechtigte die Schlüffel vorent— 
halten; 

6. um Entfernung Unberechtigter aus den Sikungsräumen 
firchlicher Behörden oder Vertretungen ; 

7. um Beichlagnahme firchlicher Aktenſtücke bei Unberechtigten. 

Die näheren Borausjegungen für ein jolches Eintreten der 
Itaatlichen Zwangsgewalt find in den betreffenden einzelnen Ab- 
Ichnitten zu erörtern. 


1) Neue Beftimmungen bieriiber enthält das Defterreichifche Gefe vom 
7. Mai 1874. 8. 23 u. 27. 
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Il. Die befonderen ftaats- und kirchengeſetzlichen 
Grundlagen für die Verfaffung der einzelnen Re— 
ligionsvereime. 


A. Evangeliihe Kirche. 


8. 58, 


1. Evangeliſche Landeskirche der adt alten Provinzen, (Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Pofen, Schlefien, Sachen, Rheinland und Weft- 
falen.) 


J. Im Folgenden iſt zunächſt ein Verzeichniß der wichtigeren 
Staatsgeſetze und Kirchengeſetze zu geben, welche zuſammen mit 
den ſchon oben ©. 193—199 aufgezählten allgemeinen Staats— 


gefegen die Verhältniſſe der ewangeliichen Landeskirche regeln. 
1. Geſetze, welde für die ganze Landeskirche der acht Pro- 
vinzen gelten: 

Königl. Verordnung v. 30. April 1815 wegen verbefjerter Einrichtung 
der Provinzialbehörden (G.?S. 85—98). 

Inſtruktion für die Oberpräfidenten v. 23. Oft. 1817 (8.-S. 230—236). 

Dienſt-Inſtruktion für Die Provinzialsstonfiftorien v. 23. Dftober 1817 
(8.5. 237— 245). 

Inſtruktion für die Oberpräfidenten vom 31. Dez. 1825 (6.-©. Jahr— 
gang 1826, ©. 1-5). 

Königl. Kabinetsordre v. 31. Dez. 1825 betr. eine Abänderung in ber 
bisherigen Organifation der Provinzial-Verwaltungsbehörden. (G.-©. Jahr: 
gang 1826, ©. 5-12). 

Königl, Kabinetsordre v. 7. Febr. 1828, betr. die Anftellung von Ge— 
neral-Superintendenten für alle Gebietstheile der Monardie (in der ©.-©. 
nicht verfündigt; abgedrudt bei Hermens, Handbuch 2. 786). 

Suftruftion für die General- Superintendenten v. 7/14. Mai 1829 (in 
der ©.-©. nicht verfündigt; bei Hermens, Handbuch 2, 787 —795). 

Inſtruktion für die General-Superintendenten in Rheinland und Weft- 
falen v. 31. Mai 1836 (bei Hermens 3, 590—593). 

Königl. Verordnung v. 27. Juni 1845, betr. die Keffortverhältniffe der 
Provinzialbehörden für das evangelifhe Kirchenweſen (.-S. 440—443). 

Königl. Erlaß v. 26. Januar 1849, betr. die künftige Verwaltung der 
evangel. Kirchenangelegenheiten (.-9. 125). 

Königl. Erlaß v. 29. Juni 1850, betr. die Grundzüge einer Gemeinde- 
ordnung für die evang. Kirchengemeinden der Hftlihen Provinzen und bie 
Einſetzung des evangefifhen Ober-Kirhenraths nebft Reſſort-Reg— 
lement für die evangelifhe Kirchen-Berwaltung (G.-S. 343—346). 
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Königl. Kabinetsordre v. 6. März 1852, betr. die amtliche Verpflichtung 
der Kicchenbehörden in Bezug auf Union und Konfefjion. (Aktenſtücke aus 
der Berwaltung des Evangel. Oberfirchenraths 1, Heft 5, ©. 1-3. Bogt 
2, 302). 

Inſtruktion des Oberfirchenraths an die Konfiftorien v. 12. Mat 1852, 
die Union betr. (Aktenftücde 1, Heft 5, ©. 3—6. Vogt 2, 303—304). 

Königl. Kabinetsordre v. 12. Juli 1853 zur Erläuterung der Kabinets- 
ordre v. 6. März 1852 (Aktenſtücke 1, Heft 6, ©. 5. Vogt 2, 305). 

Königl. Erlaß v. 10. Sept. 1873 betr. — — die Berufung einer außer— 
ordentlichen Generalfynode für die acht alten Provinzen (G.-S. 417. 445. 446). 

Königl. Erlaß v. 20. Januar 1876, betr. die Einführung einer General- 
fynodal-Drdnung für die evangelifche Landeskirche der acht älteren Provinzen 
der Monarchie. (G.-©. 7—22). — Dur 8. 7, Nr. 6 diefes Erlaſſes wer- 
den mehrere VBorfchriften des Staatsgeſetzes vom 21. Juli 1852, betr. bie 
Dienftvergehen der nicht richterlihen Beamten, und zwar die 88. 22. 23, 
Nr. 1, 24, 27, 28, 31—45, 48—54 (6.-©. 465—476) als modifizirt an— 
wendbar erklärt auf das fürmliche Disziplinarverfahren, fowie auf die vor— 
Yäufige Dienftenthebung gegen Superintendenten, Geiftlihe und niebere 
Kirchendiener, bis zur anderweiten firhengefeglihen Regelung der Disziplinar- 
gewalt. 

Staatsgefeb v. 3. Juni 1876, betr. die evangelifche Kirchenverfaſſung 
in den acht älteren Provinzen der Monarchie (G.-S. 125— 148). 

Staatsgefeb v. 3. Juni 1876, betr. die Aufhebung der Parochial-Exem— 
tionen (6.-S. 154). 

Königl. Verordnung v. 9. Eept. 1876 über die Ausübung der Nechte 
de8 Staats gegenüber der evangelifchen Landeskirche der acht älteren Pro— 
vinzen der Monardie (.-©. 395 — 396). 

2. Für die jechs öftlichen alten Provinzen insbejondere gelten: 

Königl. Erlaß v. 10. Sept. 1873, betr. die Einführung einer evangel. 
Kirchengemeinde: und Synodal- Ordnung für die Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien und Sachſen, — fowie die Bes 
rufung einer außerorventl. Generalfynode für die acht älteren Provinzen 
(6.-S. 417—448). 

Snftruftion des evangel. ObersKirchenrath8 v. 31. Oft. 1873 zur Aus— 
führung der Kirchengemeindes und Synodal- Ordnung v. 10. Sept. 1873. 
(Aktenſtücke 7, 201—221). 

Staatsgefeb v. 25. Mai 1874, betr. die evangel. Kirchengemeinde- und 
Synodal-Ordnung v. 10. Sept. 1873 (6.-©. 147). 

Königl. Erlaß v. 1. Suni 1874, betr. die Bildung der Wahlfreife für 
die Provinzialfynode in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Schlefien und Sadfen (.-S. 213—217). 

I. Nachtrags-Inſtruktion des Evangel. Ober-Kirchenraths v. 20. Juni 
1874, die Verwaltung des örtlichen Kirchenvermögens betr. (Aktenſtücke 7, 
es). 

Königl. Erlaß v. 2. Dezember 1874, betr. das in $. 32 der Kirchen- 


22 Preugen. Evangelifche Landeskirche. 


gemeinde» und Synodalordnung v. 10. Sept. 1873 vorgefehene Pfarrwahl— 
recht (6.-©. 355—358). 

II. Nachtrags- Inftruftion des evangel. Oberfirchenrath8 v. 23. Dez. 
1574, die Bildung der Provinzial-Synoden betr. (Aftenftüde 7, 228—233). 

Gefhäftsordnung für die Provinzialfynoden, unterm 23. Dez. 1874 vom 
evangel. Oberfirchenrath erlaffen. (Aktenſtücke 7, 233—243). 

Königl. Erlaß v. 30. Dez. 1874, betr. die Einfügung der Kreisfynoden 
Stolberg- Wernigerode, Stolberg und Roßla in den Synovalverband ber 
Provinz Sadfen. (©.-S. Jahrgang 1875, ©. 2). 

Königl. Erlaß v. 20. Januar 1876, betr. die Einführuug einer General- 
Synodalordnung $. 42—47. Durch diefe werden die Beftimmungen der 
Kirhengemeinde- und Synodal- Ordnung v. 10. Sept. 1873 über die Zu— 
fammenfeßung der Kreis- u. Provinzialfynoden abgeändert (G.-©. 19—22). 


3. Für die beiden Provinzen Rheinland und Weitfalen in$- 
bejondere gelten: 


Königl. Kabinetsordre v. 5. März 1835, betr. die Kirhenordnung für 
die evangel. Gemeinten der Provinz Weftfalen und der Aheinprovinz. (Die 
Kabinetsordre ift wie alle folgenden die beiden Provinzialkirchen betreffenden 
Königlichen und minifteriellen Berfügungen nicht in der Gefefammlung pub— 
Kizirt worden, jondern nah Königl. Anordnung in den Amtsblättern. der 
Regierungen zu Koblenz, Aachen, Diüfjeldorf, Köln und Trier). 

Königl. Kabinetsordre v. 25. Sept. 1836, betr. die Mitwirkung der Ge- 
meinden bei Befegung der Pfarrftellen. (Zufat zu $. 4 der Kirchenorbnung. 
Bluhme, Cover 179). 

Königl. KabinetSordre v. 22. Auguft 1847, betr. Abänderung der 88. 
10, 24, 25, 28, 32, 33 der Kirhenorbnung. (Minifterialbl. f. d. i. V. 284. 
Bluhme, Coder 179). 

Königl. Kabinetsordre v. 13. Sunt 1853, wodurch der Kultusminifter 
ermächtigt wird, die von den Provinzialiynoden in Weftfalen und der Rhein— 
provinz angenommene Nevifion der Kirchenordnung zu beftätigen, mit Aus— 
nahme. der das Bekenntniß betreffenden 88. 1-3 und mit Ausnahme der 
das landesherrliche Kirchenregiment und die übrigen landesherrlihen Rechte 
betreffenden Beltimmungen (Bluhme, Coder 224—226). 

Berfügung des Kultusminifters v. 25. Auguft 1853, wodurch berfelbe 
unter Zuftimmung des evangelifhen Ober-Kirchenraths die Beichlüffe der 
Provinzial-Synoden in ber von der Königl. Kabinetsordre bezeichneten Aus— 
dehnung als „Zuſätze“ zur Kirchenorbnung beftätigt. (Die Kirchenordnung 
von 1835 mit dieſen Zuſätzen pflegt „revidirte Kirchenordnung“ 
genannt zu werden). Minift.=dl. f. d. i. V. 229. Bluhme, Coder 226 
bis 236). 

Könige. Kabinetsordre v. 25. Nov. 1835, betr. den Belenntnißftand der 
evangel. Kirche in Aheinland und Weftfalen. (Bluhme, oder 243—245). 

Regulativ des Konfiftoriums zu Koblenz v. 21. Nov. 1864 über das 
Berfahren bei Nepräfentantenwahlen. (Bluhme, Coder 248—252). 
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Königl. Erlaß v. 8. Dez. 1866, betr. Zufäße zur $. 11 u. 24 der R.-O., 
das Einfpruchsverfahren bei Presbyter- und Repräfentantenwahlen betr. 
(Altenft. d. Ober-Kirchenraths 6, 22; Bluhme 257; Dove's Zeilfehr. 7, 467). 

Königl. Erlaß v. 22. Juli 1867, betr. Abänderung des 8. 59 der 
8-D. die Pfarrwahlen betr. (Bluhme 258. Dove's Zeitfhr. 8, 372. 373). 

Königl. Erlaß v. 4. Dez. 1868, betr. einen Zufat zu 8. 16 der K.«O. 
(die Befugniffe der Kirchmeifter betr.) Bluhme 259. 


4. Quellenfammlungen und Literatur. 

a) Für das evangel. Kirchenrecht aller acht alten Pro- 
vinzen. 

Aktenſtücke aus der Verwaltung des evangeliſchen Oberkirchenraths, bis 
jetst 7 Bände. 1851—1875. Die 6 Hefte des 1. Bandes haben eigene Nume— 
rirung der Seiten. — Der Sammlung ging voraus ein Feiner Band: 
Altenftücde aus der Verwaltung der Abtheilung des Minifteriums d. geiftl. 
Angel. f. d. innern evangel. Kirchenfadyen. 1850. 

Kirhlihes Geſetz- und Beroronungsblatt, feit 1877 unter Verantwort— 
lichkeit des ewangel. Oberkirchenraths erjcheinend. 

Jacobſon, H. F. (ehem. Prof. in Königsberg), das evangel. Kirchen— 
recht des Preußiſchen Staats und feiner Provinzen. 2 Abtheilungen mit 
fortlaufenden Seitenzahlen. 1864 und 1866. (VBollftändigftes und bis jetzt 
unübertroffenes® Hauptwerd). 

Richter, Aem. L., Beiträge zum Preufifchen Kirchenrehte. Aus dem 
Nachlaß herausgeg. von P. Hinfhius. Leipzig 1865. 81 ©. (Unvollendete 
Brudftüde). 

b) Für die jeh8 öſtlichen Provinzen. 

Bode, der Preußifhe legale ewangelifche Pfarrer. 5. Aufl. v. A. Alt- 
mann. Braunfchweig 1875. 

Kletke, ©. M., das evangelifche Kirchen-, Pfarr- und Schulrecht des 
Preußiſchen Staats. 3 Bde. 1868. 

Außer diefen beiden Sammelwerfen fommen in Betradt die auch das 
fathol. Kirchenrecht mitbegreifenden Sammlungen von Bogt, L. v. Rönne, 
Th. Meier u. Altmann. (Vgl. oben ©. 197). 


ec) Für die Provinzen Nheinland und Weitfalen: 


Hermens, Handbud. 4 Bde. (Dal. oben ©. 197). 

Bluhme, F. Coder des rheinifhen evangelifhen Kirchenrechts. 1870. 
(Enthält Auszüge aus den Gefegen von 1790 an; auf ©. 268—366 Scholien 
und Exkurſe zur Kirchenordnung v. 18535 ©. 272 eine Ueberſicht der Aus— 
gaben und Kommentare derfelben; ©. 44 Quellen- und Literaturangaben; 
außerdem hiſtoriſche und ftaatsrechtlihe Ausführungen). 

Bluhme, F., die Kirchenordnung. 3. Aufl. 1867. (Vgl. über diefe 
Ausgabe: Coder 271). 

Müller, Th, Kirchenordnung f. d. evangel. Gemeinden in Weftfalen 
u. d. Rheinprovinz mit den für Weftfalen erlafienen Ergänzungen u. |. w. 
1873. 
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Bramesfeld, Kirchenorbnung. 1865. Hagens, Kirchen-Ordnung. 
1856. 

Jacobſon, 9. F., Gefhichte der Duellen des evangel. Kirchenrechts 
der Provinzen Aheinland nnd Weftfalen, mit einer „Urkunden-Sammlung“ 
als Anhang. 2 Bde. Königsberg 1844. (Ein vorzugsmweife hiſtoriſches 
Verf). 

I. Alle evangelifchen Gemeinden der acht alten Provinzen 
der Monarchie bilden, joweit nicht einzelne Gemeinden, wie 
namentlich diejenigen ver Altlutheraner, ausdrücklich davon aus— 
genommen find, eine Kirche mit gemeinjamer Vertretung und ge- 
meinjamer oberfter Kirchenleitung, innerhalb welcher die einzelnen 
Provinzial, Kreis: und Ortsverbände ein bejtimmtes Maß von 
Selbjtändigfeit behaupten. Zur Landesfirche gehören auch die der 
Union nicht beigetretenen ewangelifchen Gemeinden, felbjt wenn fie 
unter fich zu einem größeren Verbande vereinigt find, wie z. D. 
die franzöfifch-reformirte Kirche Preußens). Die jtaats- und 
firchengejetliche Bezeichnung der Kirche iſt „evangeliſche“ Kirche. 
Auch die einzelnen Gemeinden, jowie die Geijtlichen find als 
„evangeliſch“ zu bezeichnen, und die Unterſcheidungsnamen „luthe— 
riſch“ oder „reformirt“, jowie auch die frühere allgemeine Be— 
zeichnung „proteſtantiſch“ zu vermeiden). Die Verfaſſungs— 
urfunde vom 31. Januar 1850 in ihrem (1875 aufgehobenen) 
Art. 15 erkannte im damaligen Preußiſchen Staat nur eine 
„evangeliſche“ Kirche als zu Recht bejtehend an, nicht eine „luthe— 
riſche“ und eine „reformirte”. 

Die Kirche zählte im Jahre 1874 5365 Kirchfpiele (Kirchen- 
gemeinden) und 87 in der Bildung begriffene Parochialbezirke, 
9412 Kirchengebäude und Kapellen, 6204 fundirte Pfarritellen, 
Diafonate u. |. w., 242 ſonſtige nicht fundirte Amtsftellen, 
86 fundirte Anftaltspfarrftellen, 49 Militär- Pfarrftellen. 

Die Zahl der Ephoralbezirke einſchließlich des Militär— 
Sprengels betrug 413, die Zahl der Kreisipnodal-Bezirke 389, 
die der firhlichen Wahlförper für die Provinzial:Shynoden 269 3). 


1) NRefkript des Kultusminifter8 vom 27. Mai 1868. Kentralblatt des 
Kultusminift. ©. 354. Bluhme, Coder 275. 

2) Königl. KabinetSordre v. 3. April 1821. v. Kamptz, Annalen der 
Preuß. inneren Staatsverwaltung 5, 341. Cirkularreffript des Minifters. 
der geiftl. Angel. v. 5. Mai 1830. v. Kampb, Annalen 14, 324. 

2) Aktenſtücke des evangel. Oberfirhenrath8 7, 154. 155. 
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Ill. Die Landeskirche und ihre einzelnen Verbände find duch 
Staatsgejege zur Zeit des abjoluten Königthums ins Yeben ge- 
rufen worden und haben ihre Einrichtungen bis zum Jahre 1874 
fat ausnahmslos durch Königliche Verordnungen oder Berfügungen 
erhalten, ohne Einholung der Zuftimmung der Gemeinden oder 
größerer Vertretungen der firchlichen Verbände, und ebenio ohne 
Mitwirkung des Landtags. 

Auch die Kirchenoronung für Rheinland und Weftfalen vom 
5. März 1835 war ein vom König aus feiner Machtvollkommenheit 
erlajienes Staatsgeſetz. Die Verfündigungsformel lautet: „Wir 
Sriedrih Wilhelm thun fund — daß, da jich das Bedürfniß her- 
ausgejtellt Hat, Die evangeliichen Gemeinden. der Provinz Weit: 
falen und der Rheinprovinz durch eine gemeinjchaftliche Kirchen- 
Drdnung untereinander zu verbinden, Wir mit Berückſich— 
tigung der verjchiedenen, dort bisher geltenden Kirchen⸗-Ordnungen 
und der eingeholten Gutachten und Anträge der dortigen Synoden, 
die nachfolgende SKirchen- Ordnung für alle Gemeinden beider 
evangeliichen Konfeflionen in den dortigen Provinzen haben abfajjen 
lajjen. Wir ertheilen derjelben mit Aufhebung aller entgegen- 
gejetten früheren Beitimmungen hierdurch Gejetesfraft, 
und befehlen, daß diefelbe durch die Amtsblätter der Negie- 
rungen in den beiden Provinzen befannt gemacht werde.” Ein 
Staatsgeſetz mußte die Kabinets-Drdre auch darum fein, weil 
die ältere Verfaſſung der evangelifchen Gemeinden großentheils 
auf Staatsgejegen berubte, die nicht ohne einen Geſetzgebungsakt 
geändert werden fonnten. Wem das echt zuftehe, die Kirchen- 
ordnung zu ändern, war nirgends ausgejprochen. Der König als 
unumfchränfter Gejesgeber legte fich auch nach dem 5. März 1835 
die vollſte Freiheit der Aenderung bei. Nachdem jeit 1848 der 
König das Gefeßgebungsreht mit dem Landtag theilte, übte er 
doch thatjächlich allein das Gejeßgebungsrecht über die Aheinijch- 
Weitfäliiche Kirche ohne Mitwirkung des Landtags, jedoch in Ge— 
mäßheit von Anträgen der Provinzial-Synode. 

Seit 1374 tft dies anders geworden. Das mit Zuftimmung 
beider Häuſer des Yandtags erlaffene Staatsgejeg vom 25. Mat 
1874 regelte zunächſt die Organifation der Stirchengemeinden im 
den jechs öftlichen Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 

Thudichum, Kirchenrecht. 15 
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Poſen, Schleſien und Sachſen y. Nachdem dann eine General— 
Synode, welche als Vertretung aller acht Provinzial-Kirchenver— 
bände gelten konnte, die künftige Verfaſſung der ganzen Kirche 
begutachtet und der König dieſelbe unterm 20. Januar 1876 als 
„kirchliches Geſetz“ verkündigt hatte, gab das Staatsgeſetz vom 
3. Juni 18762) Vorſchriften über die Zuſammenſetzung der Kreis— 
und Provinzial-Synoden und Vorſtände der ſechs öſtlichen Pro— 
vinzen, ferner über die Generalſynode und Synodalvorſtände aller 
acht Provinzen, endlich überhaupt eine Reihe allgemeiner Bejtim- 
mungen über die Berfafjung der Kirche und das Maß ihrer 
Selbjtbeitimmung. 

Die beiven genannten Staatsgejege unterjcheiden fich von Der 
gewöhnlichen Abfaffungsform der Stantsgejege dadurch, daß fich 
ihre Beitimmungen an früher ergangene Königliche Verordnungen, 
nämlich die Stirhengemeinde- und Synodaloronung vom 10. Sep- 
tember 1373 und die General» Synodalordnung vom 20. Januar 
1876 anlehnen, in der Weife, daß ein Theil diefer Verordnungen, 
und zwar ‚genau bezeichnete Paragraphen zu ftaatsgejeglichen Be— 
itimmungen erhoben oder durch neue jtaatsgejegliche Beitimmungen 
ergänzt werben ?). f 

Insbeſondere bejagt der Artikel 1 des Gejetes vom 3. Juni 
1876: „Die in der Kirchengemeinde: und Shynodalordnung vom 
10. September 1873 und in der anliegenden General-Synodal= 
ordnung von 20. Sanuar 1876 bejtimmten und nad diejen 
Vorſchriften zufammengefekten Synodalorgane üben Die 
nachjtehenden Nechte nach Maßgabe dieſes Gejeges.” Die Worte: 
„und nad diefen Vorſchriften zujammengefegten” wurden auf 
Antrag der Kommiffion des Abgeordnetenhaufes eingefchaltet, um 
flar zu jtellen, daß dieſe ſtaatsgeſetzlichen Nechte nur den Synodal— 
organen zufommen, welche die in den genannten Synodalordnungen 
vorgejchriebene Zuſammenſetzung haben und daß jie denjelben auch 
unbedingt verbleiben, wenn etwa durch Kirchengejeß neue anders- 


1) &.-©. 147— 182. 

2) &.-©. 125. 

°) Man folgte hierin einem ſchon früher in Hannover und Sachen ge- 
gebenen Beifpiele, welches infofern nicht fehr empfehlenswerth erſcheint, weil 
es jchwieriger erkennen läßt, welche Theile der Kirchenverfaffung auf Staats- 
geje beruhen. 
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gejtaltete Synodalorgane daneben ins Leben gerufen werden jollten. 
Die ftaatsgejetlichen Nechte der Gemeinden, Synoden und Syno— 
dalvorjtände, welche die genannten Geſetze regeln, betreffen übrigens 
nur Bermögensrechte. Im Uebrigen bejtimmt der Art. 29 
des Staatsgefeges vom 3. Sunt 1876: „Alle diefem Gejeß, der 
Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung v. 10. Sept. 1873, Ab- 
ichnitt 2—5 und der anliegenden Generaliynodal-Drdnung vom 
20. Januar 1376 entgegenjtehenden Bejtimmungen, mögen die- 
jelben in den allgemeinen Yanbesgejegen, in Provinzial- oder 
Yofalgejegen und Lokalordnungen enthalten, oder durch Obſervanz 
oder Gewohnheit begründet fein, treten außer Kraft.” — In 
bejchränfterem Umfang erklärt auch ſchon der Artifel 9 des Ge- 
jeßes vom 25. Mai 1874 das ältere Necht für aufgehoben. 

ach dem eben Ausgeführten iſt 

1. Für die ganze unirte Yandesfirche der acht Provinzen in 
eriter Yinte das Staatsgejeb vom 3. Juni 1876 und die General- 
Synodalordnung vom 20. Januar 1876 maßgebend. 

2. Für die ſechs öftlichen Provinzen iſt in zweiter Linie maß— 
gebend das Staatsgefes vom 25. Mat 1874 und die SKlirchen- 
gemeinde- und Shynodalordnung vom LO. September 1873. Beide 
gelten in allen Beziehungen auch für die deutfch-reformirten Ge— 
meinden, deren Verfaffung ſich bis dahin nach der Presbyterial- 
Dronung von 1713 richtete )). 

Dagegen finden die 88. 1—-47 der Kirchengemeinde und 
Synodalordnung vom 10. September 1873, welche die Berfafjung 
der Drtsgemeinden regel, feine Anwendung ?): 

a) Auf Diejenigen Franzöfifch- veformirten Gemeinden, in 
welchen eine nach Vorſchrift ver Discipline des Eglises reformees 
de France gebildetes consistoire oder Presbyterium eingerichtet 
it; b) auf diejenigen Immediat-Gemeinden, welche eine Allerhöchit 
janktionirte Verfaſſung und eine für die Interna und Externa 
der Gemeinde gebildetes Kirchenfollegium befiten 3); hierzu gehören 
die Gemeinden der Domkirche in Berlin, der Hof- und Garnifon- 
firche in Potsdam und der Friedenskirche in Sansſouci; c) auf 


1) Inftruftion d. evangel. Oberfirhenraths v. 31. Dft. 1873, I. Nr. 1. 
2) 8.:6. u. ©.-D. v. 10. Sept. 1873, $. 48. 
3) Inſtruktion d. evangel. Oberkirchenraths v. 31. Okt. 1873. I. Nr. 1. 


15* 


228 Preußen. Evangeliſche Landeskirche. 


die (reformirten) Unitäts- Gemeinden der Provinz Pojen; d) auf 
die Milttär- und Anſtalts-Gemeinden . Hinfihtlih aller diejer 
Gemeinden bewendet e8 bis auf Weiteres bei der beftehenden Ver— 
fajjung. 

3. Für die beiden Provinziaffirchen von Nheinland und von 
Weſtfalen fommen in zweiter Linie die Kirchenordnung v. 9. März 
1835 und ihre jpäteren Abänderungen zur Anwendung. 

4. Von dem älteren echt gelten diejenigen Beſtimmungen 
fort, welche mit den neueren Gefegen nicht in Widerſpruch jtehen 2). 

IV. Die evangelifche Landeskirche hat eine in allen Haupt- 
ſachen übereinftimmende Gottesdienftordnung und Lehrverfaflung, 
d. h. Vorſchriften über die Lehren, welche von den Getjtlichen bei 
der Predigt und beim Neligionsunterricht vorzutragen find. Diefe 
Einheitlichkeit it aber nicht wie in der Römiſchen Kirche der 
neueren Zeit eine abjolute; jondern die einzelnen Gemeinden ſowie 
auch größere Verbände können Bejonderheiten haben, und inner- 
halb gewiſſer Schranken auch neue einführen; jodann aber, und 
dies wiegt noch ſchwerer, gelten jolche Verſchiedenheiten nicht als 
jolche, welche einer einheitlichen Verfaffung und einer Gemein- 
ihaft im Gottesdienſt im Wege ſtehen, und den Predigern, von 
welchen feine Glaubenseide gefordert werden, fommt ein bejtimmtes 
Maaß von Lehrfreiheit zu, über deren Ausdehnung die Gejammt- 
firche das Gejeßgebungsrecht hat. Die genaueren Regeln hierüber 
find unten, theil8 bei Darjtelung der Grundſätze über Entjtehung 
von Kirchengejegen, theils in dem Abfchnitt von der Lehrverfaſſung 
zu betrachten. 

Im Einzelnen find folgende Rechtsſätze hervorzuheben: 

1. Jedes Mitglied einer evangeliſchen Gemeinde der Yandes- 
firche ift ohne Nücficht auf feine befonderen Ueberzeugungen hin— 
jichtlich fonfeffioneller Unterjcheidungslehren überall zur Theilnahme 
an den gottesdienjtlichen Handlungen berechtigt ?), und beim Vor— 
handenjein der übrigen Borausfegungen überall wahlberechtigt und 
wählbar. 


1) Bal. oben ©. 164. 171. 

2) Dies gilt auch für Rheinland und Weftfalen hinfichtlih des vor 1835 
in Geltung gemefenen echtes. . Vgl. Jacobſon, evangel. Kirchenrecht 1, 105 
(1864) und Jacobſon, Geſchichte der Duellen 921. 923. 924, Anm. 193. 

?) Bol. ſchon Allgemeines Landrecht won 1794, 2, 11, 8. 39. 
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2. Die von den Konfiftorien unter Mitwirkung der Kommij- 
järe der Provinzialipnode geprüften und für bejtanden erflärten 
Kandidaten des Predigtamts befiten die Wahlfähigfeit zu allen 
geijtlichen Aemtern in der ganzen Kirche )). 

3. In diefem weiteren Stun ift die evangelijche Landeskirche 
eine „unirte” Kirche. 

In einem engeren Sinn läßt fi aber innerhalb derfelben 
doch noch von „unirten” Gemeinden im Unterichted von „Lutheri- 
ichen“ oder „reformirten“ veden, injofern nämlich in folchen 
unirten Gemeinden eine bejondere für Yutheraner und Neformirte 
gleich annehmbare Form der Abendmahlsfeier angenommen, auch 
meiltens für Predigt und Neligionsunterricht ein gemeinjamer 
weiter gejtecter Boden ermittelt ift. 

Jede lutheriſche und jede veformirte Gemeinde hat das Necht 
nach den darüber beſtehenden älteren VBorjehriften der Union in 
diefem Sinne ausdrüdlich beizutreten ?). 

Ein folcher Beitritt wie auch der Beitritt eines Cinzelnen 
zur Union enthält feinen Konfeſſionswechſel ?). 

Der Genuß von Stiftungen, Schenfungen und anderen Vor— 
theilen, welche an das Bekenntniß der reformirten Religion, oder 
an dasjenige der lutherifchen Keligion gefnüpft war, geht für feine 
Gemeinde, Kirchenftelle oder Schuljtelle verloren, wenn die Ge— 
meinde ausdrüclich der Union beitritt ®). 

4. Durch die Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
10. September 1873 und die Generaliynodalordnung vom 20. Ja— 
nuar 1876 werden, wie diejelben ausdrücklich ausjprechen, „ver 
Befenntnißjtand und die Union in den betreffenden Provinzen und 
den dazu gehörenden Gemeinden nicht berührt.” — In der That 
haben namentlich die den Ortskirchengemeinden durch die General- 
ſynodalordnung beigelegten Ablehnungsrechte in allen Glaubens— 


1) Königl. Verordnung vom 2. Dez. 1874 (zur Ausführung des $. 32, 
Nr. 2 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung v. 10. Sept. 1873), $- 3 
(6.-©. 355". 

2) Bol. Th. Miller, Kirchenordnung für Weftfalen u. die Aheinprovinz. 
1873. ©. 19, Ynm 5. 

3) Minifterialveffript v. 2. Mai 1826 (Bogt 2, 299) u. Königl. Kabinets- 
ordre v. 30, April 1830 (G.-©. 64. Vogt 1, 251). 

*) Königl. Kabinetsordre v. 30. April 1830 ©.-©. 64. 
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fachen den religiöjen Weberzeugungen der Gemeinden einen Schuß 
verliehen, den fie bis dahin nicht bejaßen. 

V. Träger der Rirchengewalt find der König in Gemeinjchaft 
mit der Generaljynode, und in gewiſſen Fällen in Gemeinschaft 
mit der Provinzialiynode. Mit den Shnoden übt er das, Firdh> 
liche Gefetgebungsrecht; ohne fie, aber unter Mitwirkung folle- 
gialifcher Behörden und von den Synoden gewählter Ausjchüffe 
führt er die Regierung der Kirche. Das Kirchenregiment kommt 
jedem König, ohne Nücjiht auf feine Konfeffion zu. Beide 
echte, die Theilnahme an der Gefetgebung und die Yeitung der 
Kirche werden mit dem Namen „Sirchenregierung”, „Kirchenregi— 
ment“ bezeichnet. Daß der König „Träger des Kirchenregiments“ 
oder „der Kirchenregierung“ fet und daß Der evangelische Ober- 
firchenrath zu Berlin und die acht Provinzialfonfiftorien „Organe 
der Kirchenregierung” find, ift nunmehr jtaatsgejeßlich und Durch 
die in der Generalſynode vertretene Kirche ausdrücklich aner- 
fannt 9. 

Eine Aufhebung, und wie ſogleich unten zu erwähnen ift, 
auch eine Aenderung der Zuſammenſetzung diefer Behörden kann 
hinfort weder auf dem Wege der bloßen füniglichen Verordnung 
noch auch jelbit auf dem Wege der Stirchengejeßgebung erfolgen, 
jondern erfordert ein Staatsgeſetz. Ebenſo kann ihr Beſtand nicht 
durch Verweigerung der Befoldungen im jährlichen Staatshaushalts- - 
etat beeinträchtigt werden, da vielmehr eine Verwilligungs = Ber: 
pflichtung des Yandtags beſteht. Sie find Staatsbehörden, 
weil fie zur Ausübung der landesherrlidhen Nechte über die 
Kirche eingejetst find, ihre Mitglieder vom König ernannt werden 
und unter den Stantsgefegen über die Rechtsverhältniſſe der 
Staatsbeamten ftehen. Die Sonfiftorien haben bis jett immer 
den Titel „Königliche” Konfiftorien behalten, wahrend der ewarıge- 
liche Oberkirchenrath nicht ausprüdlih als „Künigliche” Behörde 
bezeichnet zu werden pflegt. Die älteren faſt unentwirrbar ge- 
wordenen Streitfragen über die Natur der Nechte des Königs 
und die Stellung des Dberkirchenrathes und die Konfiltorien find 
nunmehr erledigt ?). 

) Staatögeje v. 3. Juni 1876. Art. 21 Generalfynodalordnung vom 
20. San. 1876, 8? 6. 

2) Die Kultusminifterialabtheilung für die inneren ewangel. Kirchenſachen 
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A. Ueberſicht der Organijation der Kirche. 

1. Jede Kirchengemeinde hat einen &emeinde-Kirchenrath 
(Presbyterium), bejtehend aus vier oder mehr Aelteften und dem 
Pfarrer als Vorſitzenden, und eine dreimal ftärfere Gemeinde- 
Bertretung, welche zujammen mit dem Gemeinde-Kirchenrath zu 
beichließen hat. Beide Vertretungstörper werden unmittelbar von 
der ganzen Gemeinde gewählt, in Nheinland - Weftfalen nur die 
weitere Gemeinde-Vertretung. In denjenigen Gemeinden, welche 
einen Patron haben, kann diejer jelbit am Kirchengemeinderath 
mit Stimmrecht Theil nehmen, oder einen Stellvertreter ernennen. 

Bon den 6204 Pfarritellen werden nur 720 durch freie 
Wahl der Gemeinden bejett, jeit dem 1. Januar 1875 ferner 
etwa 1900 abwechjelnd durch Gemeindewahl und Ernennung Sei- 
tens des Konfijtoriums. Die Hälfte aller Pfarritellen, nämlich 
3000 befegen bis auf dieſen Tag Privat-Patrone, großentheils 
Hittergutsbefiser, und einige Behörden, denen das Batronatrecht 
zufommt 9. Uebrigens gebührt der großen Mehrzahl der Gemeinden 
bei der Pfarrbefegung ein Ablehnungsrecht. 

2. Jeder Kirchen - Sreis (Kreis - Synodal-Berband) hat eine 
Kreis-⸗Synode und einen follegialijchen Kreisſynodal-Vorſtand. 

Die Kreisſynode bejteht aus dem Superintendenten als Vor— 
jisenden, aus allen Pfarrern des Kreifes, und der doppelten Zahl 
gewählter Mitglieder. Gemeinde-Kirchenrath und Gemeinde-Ver- 
tretung jeder Gemeinde wählen zufammen aus der Zuhl der 
jegigen oder früheren Xelteften fo viele Abgeoronete, als fie 
Pfarrer in der Synode haben; die volfreicheren Gemeinden wählen 
außerdem die andere Hälfte der Abgeoroneten, wozu jedes weltliche 
Mitglied des ganzen Kirchenverbands und auch etwa noch vor— 
handene nicht in Pfarrämtern ftehende Getjtlihe wählbar find. 


(der fpätere Oberfirchenrath) führte in einer Denkſchrift v. 18. Februar 1850 
aus, daß die Abtheilung und die Konfiftorien aufgehört hätten Staatsbe— 
hörden zu fein; dieſe Anfiht hing weſentlich mit der ebenfo ſchwer begreif- 
ligen zufammen, daß der König nicht al8 König, fondern „als vornehmftes 
Glied der Kirche” Die Kirche regiere. (Vgl. Aftenft. a. d. Verwaltung Der 
Abtheilung 1, 12—17). Eine fehr viel richtigere aber ebenfalls noch in 
manden Beziehungen anfechtbare Anficht vertrat E. Friedberg in feiner 
Schrift über die evangel. u. kathol. Kirche in den neu einverleibten Ländern 
1867, ©. 41. 
1) Aktenft. des evangel. Oberfirchenraths 7, 153 u. 155. 
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Der Superintendent, welcher vom evangelifchen Ober: Slirchen- 
rath im Einverjtändnig mit dem Kultusminifter mit Genehmigung 
des Königs ernannt wird, zufammen mit bier von der Synode 
gewählten Beifisern bildet den Synodal-Vorſtand. 

In Rheinland» Weftfalen jtehen fich die Zahl der Getftlichen 
und Weltlichen auf der Kreisſynode gleich, und die weltlichen Ab- 
geordneten werben bloß vom Ben ann und zwar aus jeiner 
Mitte gewählt. 

Die ftärfere Vertretung Der größeren Gemeinden auf den 
Kreisipnoden der ſechs Hftlichen Provinzen ift die mäßig angewen- 
dete Adoptirung eines in politiichen Verhältniſſen längſt allgemein 
angewendeten Grundſatzes, die das unnatürliche Uebergewicht Eleiner 
Dorfgemeinden über die großen Städte weniger fühlbar macht. 
Nothwendig war fie jchon darum, weil die nunmehr aufzulegenden 
Kirchenjteuern vorausfichtlich nicht nach Gemeinden, jondern mit 
Rückſicht auf Seelenzahl und Steuerfähigfeit umgelegt werben. 
Uebrigens iſt auch die jtärfere Vertretung des Laien-Elements im 
Verhältniß zu den Getftlichen um jo mehr gerechtfertigt, als Die 
größte Mehrzahl der Pfarrer nicht von den Gemeinden ge- 
wählt ift. 

3. Jede Provinz hat ein vom König bejettes Provinzial- 
Konfiftorium mit den Amtsfigen Königsberg, Pofen, Stettin, 
Berlin, Magdeburg, Breslau, Münfter und Koblenz, ferner einen 
oder mehrere vom König ernannte Generaljuperintendenten, und 
fodann eine Provinzial- Synode und einen von dieſer gewählten 
follegialifchen Vorſtand der Provinzial- Synode, welcher in ges 
wiljen Fällen an den Bejchlüffen des Konfiftoriums Theil nimmt. 

Die Provinzial» Synode wird zu ?/; von den Kreisipnoden 
gewählt, der Abgeordneten müfjen Geiftliche, /, Weltliche, das 
legte Drittel, welches von den volfsreicheren Wahlverbänden ge- 
wählt wird, kann weltlich oder geiftlich jein. Bis. zu Y, der Ab- 
geordneten kann der König ernennen. 

In Rheinland = Wejtfalen befteht die Provinzial- Synode aus 
allen Superintententen und aus einem geiſtlichen und vier mwelt- 
lichen Abgeordneten jeder Kreisſynode, welche aus der Witte der- 
jelben gewählt werden müſſen. Das geiftlihe Element hat aljo 
2); der Stimmen; aber dies wird Dadurch gemilvert, daß die 
große Mehrzahl der in geiftlichen Aemtern Stehenden von den 
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Gemeinden, die Superintendenten von den Synoden gewählt find, 
und eine nach Jahrhunderten zählende Tradition den Gegenfat 
zwijchen Getftlichen und Gemeinveglievdern viel mehr ausgeglichen 
hat, als anderwärts. — Der König ernennt feine Mitglieder zu 
den weitlichen Provinzial-Shnoden. 

Die Kirchengemeinden der drei Grafſchaften Stolberg-Wernt- 
gerode, Stolberg-Stolberg und Stolberg-Ropla find zu drei Kreis- 
Iynoden verbunden und wählen je einen Abgeorbneten zur Pro- 
vinzialſynode der Provinz Sachjen, ftehen auch unter dem Künig- 
lichen Konſiſtorium zu Magdeburg. In jeder der drei Graf- 
ichaften, und zwar am den gräflichen Reſidenzen Wernigerode, 
Neuſtadt in der Grafichaft Hohnitein und Roßla, beftehen noch 
gräfliche Mediat-Stonfijtorien 1), deren Rechte nunmehr durch König— 
lichen Erlaß vom 30. Dezember 1874 neu bejtimmt worden find 2). 

Das Stadt-FKonfitorium zu Breslau hat durch die neue 
Rirchenverfaffung aufgehört ?). 

4. Die Behörden und Vertretungen der ganzen Preußischen 
unirten Landeskirche find: der vom König bejeste evangelische 
Oberkirchenrath zu Berlin, die Generalfynode, der von dieſer ge— 
wählte Vorſtand der Generalſynode und der begutachtende Sy- 
nodalrath. 

Die Generalſynode beſteht aus 150 Adgeoroneten der Pro- 
vinzialſpnoden, 6 Abgeoroneten der theologijchen Fakultäten und 
30 vom König Ernannten. Außerdem fiten darin die General- 
Superintendenten der acht Provinzen. Der aus fieben Weitglie- 
dern bejtehende Generalipnodal:VBorjtand nimmt an gewiljen wich- 
tigen Bejchlüffen des evangeliihen Oberkirchenraths Theil, und 
bildet zujfammen mit 18 weiteren von der Generaliynode Ge— 
wählten den Synodalrath. 

B. Zuſammenſetzung und vechtlihe Stellung des Evang. 
Ober-Kirchenraths und der 8 Provinzial-Konfiftorien. 

Jacobſon, evangel. Kirchenrecht des Preuß. Staats 1, 181 (1864). 
Spangenberg in Lippert Annalen, Heft 3, 29. 

2) G.-9. Jahrgang 1875, ©. 2. 

3) Ueber feine Gefhichte und DVerfafjung vgl. das Neglement für das 
evangelifche Stadt-Konfiftorium zu Breslau v. 2. Nov. 1859, erlaffen vom 


Minifter der geiftlihen Angelegenheiten und vom evangel. Oberfirchenrath 
(Aktenſt. a. d. Verw. des evangel. Oberfirchenrath8 5, 167—175). 
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1. Die Kirchengemeinde- und Shnodalordnung vom 10. Sep- 
tember 1873 und die Generaljynoval-Dronung vom 20. Januar 
1876 haben an den älteren VBorjchriften über die Zuſammenſetzung 
des Ev. Oberfirchenrathes und der Provinztalfonfiftorien Nichts 
geändert, außer daß fie vorjchreiben, daß die Mitglieder des 
Generalfynodalvorjtandes an gewilfen Beichlüffen des Oberkirchen— 
raths, und die Mitglieder des Provinzialipnodalvoritandes ar 
gewiſſen Bejchlüffen des Provinzial-Konfiftoriums mit Stimmrecht 
Theil zu nehmen haben H. 

Die Generaliynodal-Drdnung 8. 7 Nr. 5 beftätigt ausdrüd- 
lich den Grundſatz, daß der Evang. Ober - Küirchenratb und bie 
Provinzial» Konfiitorien Eollegiale, mit geiftlichen und welt- 
lichen Mitgliedern beſetzte Behörden fein müfjfen und ſprach 
dann ferner aus, daß eine Anderung dieſes Grundſatzes „aus— 
jchließlich der landeskirchlichen Geſetzgebung unterliege.” Im dieſem 
Punkte nun hat das Staatsgefeß vom 3. Juni 1876, Art. 21 
Abi. 3 eingegriffen und beftimmt, daß „Veränderungen ber folle- 
gralen Verfaffung” des Evang. Oberfirchenrathes und der Konji- 
jtorien „der Genehmigung durch ein Staatsgefekß be— 
dürfen.“ 

Hiernach gelten folgende Regeln: 

a) Der Oberkirchenrath beſteht aus einem weltlichen Präſi— 
denten und aus weltlichen und geiſtlichen Räthen mit dem Titel 
„Oberkonſiſtorial-Rath“ 2), deren Anzahl weder ſtaatsgeſetzlich noch 
kirchengeſetzlich feſtſteht. Cr beſchließt kollegialiſch, alſo nach 
Mehrheit der Stimmen, und zwar ſo, daß bei Stimmengleichheit 
die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag gibt. 

b) Die Konſiſtorien beſtehen aus dem Generalſuperintendenten 
(oder wo mehrere vorhanden find, aus diefen), aus geijtlichen 
Räthen und einem weltlichen Kath ?). 

Der jedesmaligen Entſcheidung des Königs iſt e8 vorbehalten, 
ob ein bejonderer Konfiftortalpräfivent oder Direktor ernannt 


2) Generalfpnodalorbnung vom 20. San. 1876. ©. 36. Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung vom 10. Sept. 1873. 8. 68. Nr. 6. 

2) Königl. Kabinetsordre vom 26. Jan. 1849 und 29. Suni 1850. 
Nichter, Beiträge, ©. 77. 

2) Kichter, Beiträge, ©. 70. — Auch der Vice-General-Superintendent 
für Mafuren tritt zu den Königlichen Provinzial-Konfiftorien in die Stellung 


Preußen. Cvangeliſche Landeskirche. 235 


werden ſoll, oder ob der Oberpräſident der Provinz oder der 
Generalſuperintendent den Vorſitz führen jol!). Thatſächlich 
iſt dies bisher in den einzelnen Provinzen verſchieden gehalten 
worden ?). ’ 

Stellvertreter des Vorfigenden iſt immer der Seneraljuper- 
intendent ?). 

Für alle Angelegenheiten der evangeliichen Militär-Seelſorge 
des Armeekorps iſt der Militär -Dberpfarrer jtimmberechtigtes 
Mitglied des Konfiftoriumst). Nach der bisherigen Berfafjung 
jollten auch die bei den Bezirksregierungen angejtellten geijtlichen 
Käthe einigemal im Jahre zugezogen werden, und hatten hierbei 
Stimmredt?). Desgleichen waren die Konſiſtorien befugt, einen 
bei der Regierung angeftellten geiftlichen Rath mit Genehmigung 
des Kultusminijters auf längere oder fürzere Zeit in das Konſi— 
jtorium zu ziehen und an feiner Stelle ein Mitglied des Konfijto- 
riums in die Regierung abzuorbnen 6). 

ach den Veränderungen, welche in dem Verhältniß ver 
Konfiftorien zu den Negierungen und in der Bejchaffenheit der 
Bezirksregierungen durch Die neueſten Gefege eingetreten find, be- 
dürfen diefe Beſtimmungen wohl einer Nevifion. Ergibt fich bei 
Abſtimmungen des Konſiſtoriums Stimmengleichheit, jo entjcheidet 
die Stimme des Borfigenden). Außerdem gilt noch die Bejon- 
vderheit, daß der Generaljuperintendent alle Angelegenheiten, in 
welchen er als folcher mitjtimmt, und in denen die Stimmen- 


eines auswärtigen Raths und hat nicht nur den Plenar-Sitzungen defjelben 
beizuwohnen, fondern auch fonft an einzelnen Sigungen auf jpezielle Be- 
rufung oder. bei gegebener VBeranlafjung aus eigener Bewegung fich zur be— 
theiligen. (Dienſt-Inſtruktion vom 15. April 1868, Nr. 7.) 

1) Die Beftimmung der Verordnung vom 30. April 1815, 8. 15, wonad) 
der DOberpräfident von Rechtswegen Präfident des Konfiftoriums fein follte, 
(©.-©. 88) ijt durch die Verordnung vom 27. Juni 1845, 8. 6 aufgehoben 
worden. (G.-©. 442.) | 

2) Richter, Beiträge, ©. 70. 

3) Jacobfon 193. 

4) Val. oben ©. 167—168. 

>; Dienftinftruftion für die Konfiftorien vom 23. Dft. 1817, $. 13, 
(6.-©. 244); Verordnung vom 27. Juni 1845, $. 7 (©.-©. 442). 

6) Berordnung vom 27. Juni 1845, $ 7 (G-S. 443). 

°) Dienftinftruftion vom 23. Oft. 1817, $. 13 (©.-©. 244). 
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mehrheit gegen jeine Anficht und jeinen Antrag ausfällt, an den 
En. Ober-Sirchenrath zur Entſcheidung bringen fann ?). 

c) Ueber das gegenjeitige Verhältnig der Kabinetsordre vom 
6. März 1852 und vom 12. Sult 1853 bezüglich der Eonfeffionellen 
Ueberzeugungen der Mitglieder des Oberfirchenruthes und der 
Konfiftorien, jowie über deren gegenwärtige Bedeutung iſt jpäter 
zu handeln. — 

2. Das Staatsgejeb vom 3. Juli 1876, Art. 23 Nr. 7 be- 
jftimmt: „Den Staatsbehörven verbleibt — die Mitwirkung bei 
der Bejetung firchenregimentlicher Aemter oder bei der Anordnung 
einer kommiſſariſchen Verwaltung verjelben. Dieſe Mitwirkung 
oleibt in vem bisherigen Umfange bejtehen. Insbeſondere 
hat die Anjtellung der Mitglieder der Firchenvegimentlichen Be— 
hörden unter Gegenzeichnung des Minifters der getjt- 
lihen Angelegenheiten zu erfolgen.“ 

Hiernach gelten folgende Kegeln: 

a) Der Präfivdent und die Mitglieder des Oberfirchenrathes 
und der Provinzialfonfiftorien (einjchlieglih der Generalfuper- 
intendenten) werden vom Könige unter Kontrafignatur des Minifters 
der geiftlichen Angelegenheiten ernannt. Ohne diefe Gegenzeich- 
zeichnung können diefe Aemter nicht bejetst werben. 

Der Auftrag zur einjtweiligen Verwaltung eines der Aemter 
im Oberfirchenrath erfordert ebenfalls Kontrafignatur des Kultus- 
minijters, Derjenige zur Verwaltung eines Amts in einem Kon— 
ſiſtorium bloß vorher eingeholte Zuſtimmung defjelben. 

b) Der Präfivdent des Oberfirchenrathes wird vom König 
unter minijterieller Kontrafignatur ganz frei ernannt. 

Bor der Ernennung von Mitgliedern des Oberfirchenraths 
muß der Präfident diejes Kollegiums, nicht aber das Kollegium 
jelbjt mit feinen Anträgen gehört worden fein 2). 

Meber die Belegung evledigter Stellen in einem Konfijtorium 
braucht dieſes nicht mit Gutachten gehört zu werden, und wird 
auch nicht gehört. Dagegen muß das Oberfirchenraths-Kollegrum 


) Gefchäftsinftruftion fir die. General- Superintendenten vom 14. Mat 
1829, Nr. 26. Richter, Beiträge, 71. Bode, 1875, ©. 333, gibt unrichtig an, 
daß die Sache zur Entſcheidung des Kırftusminifters zu verftellen fei. 

2) Richter-Dove, 1874, 8. 152, Anm. 3. 
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mit feinen Anträgen vernommen werben). Dafjelbe tritt zu 
diefem Zwed mit dem Kultusminiſter in Verhandlung, nach deren 
Abſchluß die fönigliche Entſcheidung eingeholt wird, was nunmehr 
durch den Kultusminifter gejchieht, deſſen Kontrafignatur zur 
Bejtallung erforderlich ift. War ein Einverjtändnig zwiſchen ihm 
und dem Oberfirchenrath nicht erzielt worden, jo find die ab» 
weichenden Anfichten des letteren zur Kenntniß des Königs zu bringen. 

3. Die Mitglieder des Oberfirchenraths und der Konfiftorien 
find Staatsdiener, d. h. fie erhalten ihre Bejoldungen und Pen: 
fionen aus der Staatsfaffe und haben die allgemeinen Nechte und 
Pflichten der Staatsdiener, müfjen namentlich den Eid auf die 
Staatswerfafjung leiften. Die Praxis freilich ift jeit 1850 anders 2). 
Disziplinaritrafen der Entlafjung vom Amt, oder Strafverfegung, 
ſowie die unfreiwillige Verfegung in Nuhejtand werden vom Dig- 
eiplinarhof in Berlin, und in zweiter Inſtanz vom Staatsmint- 
jterium erfannt 3). Im Fall das Erfenntnig auf Dienjtentlaffung 
lautet, und ein Nechtsmittel nicht mehr jtattfindet, bedarf es noch 
der Beftätigung durch den König ®). 

Eine Stellung zur Dispofition mit Wartegeld kann gegen den 
Präfidenten des Ev. Ober-Kirchenraths nicht ausgeſprochen wer— 
dend). Ein Thronwechjel hat auf die vechtliche Stellung der Mit- 
glieder des Ev. Oberfirchenraihes ſowie der Konfiftorien feinerlei 
Einfluß; diefelben können, da fie auf Lebenszeit angeftellt find, 
nicht anders als aus gejeßlichen Gründen auf dem gewöhnlichen 
Weg ihrer Aemter entlafjen werden 6). 


2) Amtliche Zufammenftellung der Borfehriften über Die evang. Kirchen— 
verwaltung von 1857, bei Boche 1875, ©. 348. Dal. Richter-Dove 1974, 
8. 152, Anm. 3. 

2) Bol. Denkichrift d. Abtheilung vom 18. Fehr. 1850. (Aftenftüde d. 
Abtheilung ©. 12—17.) Bol. auch oben ©. 6. 

3) Gefe vom 21. Juli 1852, betr. die Dienftvergehen der nicht richter- 
lihen Beamten, die Verſetzung derfelben auf eine andere Stelle oder in den 
Ruheſtand. (G.-©. 465—18S.) i 

9 8. 47 diefes Geſetzes (G.-S. 475). Sacobfon, Ev. KR. 1, 167, 
Note 9 (1864) lehrt ebenfo, aber unter Berufung auf Allgem. Landrecht von 
1794, 2, 10, $. 101 und Kabinetsordre vom 12. April 1822, Nr. 5 
(G.S. 105). Alle andern Schriftfteller ſchweigen. 

5) Das Geſetz vom 21. Juli 1852, $ 87 (G.-©. 485) erwähnt defielben 
nicht unter denjenigen Staatsbeamten, die der Zurdispofitiongftellung unterliegen. 

6) Bei feinem Negierungsantritt erließ König Wilhelm unterm 2. Jar. 
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4. Hinfichtlich der dem Evang. Oberkirchenrath und den Kon— 
jiftorien zufommenden Amts-Rechte trifft das Geſetz vom 3. Juni 
1876 eine Reihe jpezieller Vorſchriften (Artikel 14, 15, 19, 
26, 27); jodann verfügt es allgemein: Daß auf den Evang. 
Dberkirchenrath und auf die Konſiſtorien alle echte übergehen 
follen, welche in Beztehung auf die Verwaltung der evangelifchen 
Landestirche bisher von dem Miniſter der geijtlichen Angelegen- 
heiten und von den DBezirfsregierungen geübt worden find. Der 
Zeitpunkt und die Ausführung des Ueberganges bleibt Königlicher 
Berordnung vorbehalten '). 

Ausgenommen hiervon bleiben die Batronatsverhältniffe, ſowie 
die firchlichen Angelegenheiten bei dem Militär und öffentlichen 
Anftalten. In Bezug auf diefe ändert das Geſetz vom 3. Juni 
1876 Nichts in den Zuftändigfeiten der Behörden?). Bei den 
„PBatronatsverhältniffen“ handelt es fich nicht bloß um eine Mit— 
wirfung bei der Beſetzung von Pfarreien landesherrligen Patro- 
nats, jondern auch um echte bei der Vermögensvnerwaltung. 

Der ‚allgemeine Ausdruck der Königlichen Kabinetsorvre vom 
26. Januar 1549, daß der Dberfirchenrath eine „von dem Mi: 
nijter der getjtlichen Angelegenheiten unabhängige Behörde“ 
jet, die innerhalb ihres Gejchäftskreifes „ſelbſtändig“ arbeite, 
— iſt allezeit nur in einem bejtimmten eingefchränften Sinne zus 
treffend geweſen und iſt e8 jo auch noch gegenwärtig. 

5. Der Oberfirchenrath darf durch feinen Präfidenten in 
unmittelbaren und mündlichen Verkehr mit dem König treten und 
forrejpondirt mit allen Staatsbehörden direft, ohne Vermittlung 
des Kultusminifters. Der Präfivent des Oberfirchenraths fungirt 
1861 eine vom Kultusminifter v. Bethmann-Hollweg gegengezeichnete Ver— 
fügung an den Evang. Ober-Kirchenrath, worin e8 hieß: „Im diefer Zuver— 
ſicht beftätige Ich den Präfiventen und die ſämmtlichen Mitglieder des Evang. 
Oberkirchenraths und alle übrigen Yandesherrlich beftellten Beamten der 
Landesfichen in ihren Funktionen und behalte mir vor, wegen des von 
ihnen abzulegenden Dienfteides das Weitere zur beftimmen.” (Aftenft. a. d. 
Verw. d. Ev. Ober-Sirhenraths, 5, 145). Man hat hierbei wohl ältere For- 
mularien angewendet, ohne den Sat aufftellen zu wollen, daß dieſe Beamten 
nur perfönlihe Diener des jeweiligen Königs feien, und mit feinem Tod 
ihrer Stellen ledig feier. 

nl: 

2 Nt. 922 
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auch „als Königliher Kommiſſär“ bet der Generalfynode!); da— 
gegen kann er in den beiden Häufern des Landtags in amtlicher 
Eigenschaft nicht erfcheinen. Alle Handlungen des Kirchenregiments 
jind hier vielmehr vom Kultusminifter zu vertreten. 

Die Ausfertigung der Verfügungen des Oberftrchenrathes 
erfolgt mit der Unterjehrift feines Präfiventen. 

VI Abänderung der firchlichen Verbände. 

1. Die geographiichen Gränzen der evangelifchen Kirche der 
8 alten Provinzen, und zwar der Gejammtkirche wie der Pro- 
vinztalfirchen fünnen nur durch Staatsgejeß geändert werden. 
Es verjteht fich dies jet um jo mehr von ſelbſt, als auch die Ver— 
änderung der politiichen Provinzialgrenzen als ein Gegenjtand der 
Gejeßgebung anerkannt ift?). Insbeſondere bedarf es auch eines 
Staatsgefees zur Uebertragung der im Geje vom 3. Juni 1876 
den Provinzialfpnoden zugeftandenen Nechte auf die demmächit zu 
bildende Provinztalfynode Berlin), 

2. Veränderungen bejtehender Kreis-Synodalverbände fünnen 
auf dem Wege der firchlichen Gejetgebung erfolgen, und zwar 
trifft Darüber das Konfiftorium mit Eimwilligung der betreffenden 
Kreisipnoden oder im Falle des Widerfpruchs unter Zuſtimmung 
der Provinzialiynode Enticheivung *). Tür Rheinland - Wejtfalen 
iſt nur „Anhörung“ der betheiligten Presbyterien, Kreis-Synoden 
und der Provinzial-Synode vorgeichrieben, dagegen Genehmiguug 
des En. Dberkirchenraths erforderlich 3). 

In denjenigen größeren Städten, welche mehrere Kreisſyno— 
dalfreife umfafjen, kann auch eine Vereinigung von mehreren 
Kreisiynoden und die Wahl eines gemeinjchaftlihen Shynodalvor- 
jtandes zur Beſchlußfaſſung über gemeinfame firchliche Angelegen- 
heiten der, Stadt auf dem Wege der firglichen Geſetzgebung Statt 
finden. Hierzu ift die Einwilligung der einzelnen Kreis— 
ſynoden und Anorbnung des Konfiftoriums erforderlich, wenn 


1) Generalſynodal-Ordnung vom 20. Sam. 1876, 8. 26. 

2) Brovinzialordnung vom 29. Juni 1875, 8. 4 (6.-©. 336). 

3) Art. 8, Schlußſatz diefes Geſetzes. 

4) 8.-G.- und ©.-D. vom 10. Sept. 1873, $. 49, Abſ. 4. 

5) Zufaß zur Kirchenordnung vom 5. März 1835, $. 34, vom 
25. Aug. 1853. 
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die vereinigte Kreisſynode und ihr Borjtand Diejenigen Nechte aus— 
üben follen, welche ven einzelnen Kreisſynoden und ihren Vor— 
jtänden nach Staatsgejeg zukommen !). 

Gegen den Widerfpruch einer oder aller Kreisſynoden fann 
die Vereinigung zwar durch das Konfiftortum unter Zuftimmung 
der Provinzialſynode ebenfalls angeoronet werden; allein der jo 
vereinigten Kreisipnode und deren Vorſtand fommen die genannten 
ftaatsgejeglichen Nechte dann nicht zu. 

3. Die Bildung neuer Pfarrbezirke erfolgt durch gemeinfame 
Verfügung der Bezirks-Negierung und des Konfiitoriums nad) 
eingeholter Genehmigung des Kultusminifters und des Evang. 
Oberkirchenraths). Die Mitwirkung der Staatsbehörden ift 
durch Das Geſetz vom 3. Juni 1876, Art. 23 neu bejtätigt 
worden ?). . 

Set die Bildung einer neuen Parochie die Verkleinerung 
oder fonftige Veränderung einer oder mehrerer bereits beftehenden 
voraus, jo müſſen außerdem alle diejenigen, welche ein Intereſſe 
dabei haben, vorher über die Veränderung gehört und die ihnen 
etwa zufommenden Entſchädigungen feſtgeſetzt werden 9). 

Die mangelnde Zuſtimmung der bisherigen Parochialgemeinde 
oder ihres Patrons hindert die Veränderung nicht, kann daher auch 
nicht im Weg der Klage vor den ordentlichen Gerichten ange- 
fochten werben >). 


) K. G. u. S. O. vom 10. Sept. 1873, 8. 57, Abf. 1 und Staatsgefet 
vom 3. Sunt 1876, Abf. 6. 

2, Allgem. Landrecht von 1794. Thl. 2, Tit. 11, $. 238. „Neue Pa— 
roten fünnen nur vom Staat unter Zuziehung der geiftlihen Oberen, 
errichtet, und die Grenzen derjelben beftimmt werden.“ Verordnung vom 
27. Juni 1845, betr. die Nefjort= Berhältnifie der Provinzialbehörden für 
das evang. Kirchenweſen, $.5 (©.-©. 442); Reſſort-Reglement vom 29. Juni 
1850, 8. 5 (.-©. 343). Sacobfon, Evang. KE-R., 170 und 177. 

3) Die Königl. Verordnung vom 9. Sept. 1876, Art. 4 (©.=©. 396) 
beläßt e8 in obiger Hinficht vorläufig bei den bisherigen Zuftändigfeiten der 
aufgeführten Staatshehörden. 

+) Allgem. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 239. 

5) Erf. d. Gerichtshofs für Kompetenz Konflikte vom 9. April 1864. 
Zuftiz - Minift.- Blatt 194. Zacobfon, Evang. KR. 230 (wo eine Reihe 
älterer Verfügungen eitirt find). Richter-Dove 1874, ©. 522, Anm. 23. 
8170 
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Eine ſolche Klage findet jedoch Statt, wenn eine Gemeinde 
oder ein Patron Entſchädigungs-Anſprüche geltend machen !). 

Das Interefje der Pfarrgemeinde bei Parochialveränderungen 
wird allein durch den Gemeindefirchenrath, ohne Mitwirkung ver 
Gemeindevertretung, wahrgenommen 2). 

Die nämlichen Regeln gelten auch für, Veränderungen der 
Parochialgrenzen, welche nicht mit der Gründung einer neuen 
Parochie zufammenhängen. 

Beſtehen innerhalb einer und derjelben politifchen Ortsge— 
meinde mehrere jelbitändige (nicht unter einem gemeinjamen Pfarr- 
amt verbundene) Parochien, jo kann angeordnet werden, daß Die 
Gemeinde-Kirchenräthe und beziehungsweife Gemeindevertretungen 
einiger oder aller diefer Barochien zum Zwed der Behandlung 
gewiſſer gemeinjamer Angelegenheiten zu Einer Verfammlung zu- 
jammentreten 3). 

Soll dies zu dem Zweck gejchehen, um über die Veränderung, 
Aufhebung oder Einführung allgemeiner Gebührentaren für alle 
Gemeinden Beichluß zu faffen oder um allgemeine Umlagen aus- 
zujchreiben, jet e8 zum Erjaß für die aufzuhebenden Stolgebühren, 
jet e8 zur Gewährung von Beihülfen an ärmere Parochien, jo er- 
fordert die Bereinigung dreierlet: Antrag mindestens der Mehrheit 
der Parochien, Zujtimmung aller Barochien oder jobald auch nur 
Eine widerjpricht, Zuftimmung der Provinzialſynode und drittens 
Berfügung des Konfiftortums ®). 

Soll die Vereinigung zu anderen gemeinfamen Zwecken ge= 
ſchehen, jo erfordert dies Einwilligung aller Parochien, oder ftatt 
dejjen die Zujtimmung der Kreisipnode und jodanı eine Ver— 
fügung des Konfijtoriums. 

Bet allen diefen Bejchlüffen äußern die Parochien ihren 


1) Allgem. Landredt 2, 11, 8. 240. Jacobſon, 230, Anm. 9. Unklar 
bleibt die Verfügung des Allgem. Landrechts 2, 11, 8. 249. 

2) Gefeß vom 25. Mai 1874, Art. 2, Nr. 4, 8-©. und ©.-D. vom 
10. Sept. 1873, $. 25, 

3) 8-6. und S.-O. vom 10. Sept. 1873, 8. 2. Geſetz vom 25. Mai 
1874, Art. 4. 

9 Geſetz vom 3. Juni 1876, Art. 9. 

Thudichum, Kirchenrecht. 16 
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Willen durch den Gemeinde-Kirchenrath ohne Mitwirkung der 
Semeinde-Vertretung ). 

4. Die Befreiungen gewiljer Perſonen oder Grunditüde vom 
Varochialwerband, welche das allgemeine Yandrecht von 1794 2, 
11, 88. 2833—287 vorgejchrieben hatte, oder welche nach Lokal— 
recht in Geltung waren, find vont 1. Januar 1877 ab aufge- 
hoben. 

Beſtehen an einem Drte mehrere Parochien, jo fünnen die 
bisherigen Erimirten diejenige Parochte wählen, welcher fie als 
Mitglieder dauernd beitreten wollen. Wachen fie von dieſem Necht 
feinen Gebrauch, jo gelten fie als Mitglieder derjenigen Parochie, 
innerhalb welcher ihre Wohnung belegen ijt ?). 

In Nheinland-Weftfalen waren alle Eremtionen jchon früher 
weggefallen 3). ? 

5. Die Errichtung von Seeliorge- Aemtern, deren Inhaber 
unbedingt abberufen werden dürfen, tjt nur mit Genehmigung des 
Miniſters der geiftlichen Angelegenheiten zulälfig %). Cs find Dies 
jolche Aemter, deren Inhaber die Seelforge über einen bejtimmten 
Kreis von Perſonen zu üben hat, ohne daß die Natur des Amts 
eine feſte Anjtellung gejtattet, wie dies ver Fall ijt theils bei 
manchen Hülfspredigeritellen und Pfarrvikariaten, theil8 insbe— 
fondere bei Stellen der Pfarrverweſer für den abgegrenzten Theil 
einer Parochie, deſſen fürmliche Errichtung zu einem Pfarrſyſteme 
noch nicht erfolgen kann ꝰ). 

VII. Arten, gegenjeitiges Verhältniß und Entjtehung ver 
Kirchengejete. 

1. Die von der Kirche jelbjt ausgehenden allgemeinen Ord— 
nungen, jetzt „Kirchen-Geſetze“ und „Kirchliche Verordnungen” ge= 
nannt, find entweder ſolche der ganzen Yandesfirche, oder der 


1) So ift nad) dem Geſetz vom 25. Mat 1874, Art. 2, Nr. 4 und Art. 4 
anzunehmen. 

2) Geſetz vom 3. Juni 1876, betr. die Aufhebung der Barochialeremtionen 
(G.S. 154). 

>) Müller, Kirchenordnung. 1873. ©. 20. 

1) Geſetz vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung und Anftellung der 
Geiftlichen, $. 19. 

5) Cirkular- Verfügung des enangel. Oberkirchenraths v. 30. Juni 1873. 
Atenftüde 7, 101. 
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Provinzialfirchen. Kirchenfreife und Kirchengemeinden fünnen dann 
noch daneben örtliche Statuten haben. 

Yandesfirchliche Geſetze gehen den provinzialfirchlichen und 
beide den örtlichen Statuten vor, ſoweit nicht die Verfaffung aus- 
prüdlich eine Ausnahme von dieſer Negel feſtſetzt. 

Kirchengeſetze können nicht duch bloße Verordnungen des 
Kirchenregiments abgeändert werden t). 

2. Yandesfirchliche Gejege bedürfen der Zujtimmung der. Ge— 
neraliynode nach zweimaliger Berathung und Bejchlußfafjung, und 
der Genehmigung des Königs); Gefege für einzelne Provinzen, 
joweit jie nicht von der Landeskirche ausgehen, der Zuſtimmung 
der Provinztaljynode und der Genehmigung des Königs >). 

Landeskirchliche Gefege werden vom König ſelbſt erlaffen, und 
„Behufs der Beglaubigung” von dem Präfiventen des evangelifchen 
Dberkirchenrath8 gezeichnet 4). Eine Kontrafignatur wie diejenige 
der Minifter in Staatsangelegenheiten ift dieß nicht, da die 
Kirchenverfaffung das Zuftandefommen von Kirchengefeßer weder 
an die Zuftimmung des Oberkirchenraths-Kollegiums noch jeines 
Präfidenten hat binden wollen noch fünnen. Insbeſondere müßte 
der Präfident des Dberfirchenrathg wie die Miniſter jederzeit ent- 
laßbar jein, wenn feine Einwilligung für erforderlich erklärt werden 
wollte. 

Inſtruktionen zur Ausführung der landeskirchlichen Ge- 
jege erläßt der Oberfirchenrath unter Wiitwirkung des General- 
Spynodalvorjtandes 5). 

Yandesfirchliche Geſetze, ſowie auch provinzielle Eirchliche Ge— 
jege erhalten ihre verbindliche Kraft durch die Verkündigung in 
dem unter DBerantwortlichkeit des evangelijchen Oberkirchenraths 
ericheinenden firchlichen Gejeg- und Verordnungsblatt. Sie be- 
ginnt, jofern in dem Geſetze fein anderer Anfangstermin beftimmt 
tt, mit dem vierzehnten Tage nach demjenigen Tage, an welchem 
1) &.-©.-D. v. 20. Ian. 1876, $. 8, Abf. 2. 

2) 6.-S..D. v. 20. Ian. 1876, 8. 6 u. 32, Abſ. 4. 
3) Kirchenvorftandg- und Synodalordnung v. 10. Sept. 1873, 8. 65. 
Kirhenordnung f. Rheinland u. Weftfalen v. 5. März 1835, $. 49. 

) .-9.-D. dv. 20. Ian. 1876, $. 6. Gebilligt durch Staatsgejeg vom 
3. Juni 1876, 8. 21 (I). 

5) ©.-5.-D. v. 20. Ian. 1876, 8. 36, Nr. 2. 

16 * 
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das betreffende Stüd des genannten Blattes in Berlin ausge— 
geben worden iſt 9. 

Einige genauere VBorausjegungen für die Entjtehung gewiljer 
Arten von Kirchengejegen find noch unter Nr. 3 anzugeben. 

3. Die General-Synodalordnung zählt alle Angelegenheiten 
auf, welche fortan theils ausjchlieglich theils eingeichränft Der 
landeskirchlichen Gejetgebung unterliegen. 

Auf Antrag jowohl der Kirchenregiernng wie der General- 
ſynode können auch noch andere Gegenjtände der Firchlichen Ord— 
nung, deren allgemeine firchengejetliche Regelung heilfam erachtet 
wird, durch landeskirchliche Gejete geregelt werden. 

Iſt diefe Negelung erfolgt, jo fann weder eine Veränderung der- 
jelben, noch deren Ueberlafjung an die provinztalfirchliche Geſetzgebung 
oder an das Firchenregimerttliche Verorpnungsrecht anders als im 
Wege der landesfirchlichen Gejetgebung geicheben ?). 

Ueber die Zuftänpigfeit der Yandeskirche und der Provinzial- 
firchen in Hinficht auf Beſchließung neuer fircklicher Ausgaben 
und von Kirchenſteuern, kann erjt ſpäter im Abjchnitt vom Finanz- 
weſen der Kirchen gehandelt werden. 

Der provinztalfirhlichen Gefeßgebung unterliegen: 
die Zulafjung von agendarijchen Normen, atechismus-Erflärungen, 
Neligions-Lehrbüchern und Gefangbüchern für den bloß provin- 
zellen Gebrauch ?). Gegen obligatorifche Einführung ſolcher Neue— 
rungen jteht jeder einzelnen Gemeinde ein ähnliches Widerſpruchs— 
recht zu wie gegen entiprehende lanveskirchliche Anordnungen 
(vgl. unten). Diejes Widerjpruchsrecht ift auch den Gemeinden 
in Rheinland-Weſtfalen beigelegt. — Veränderungen der revidirten 
Kirchenordnung für Weitfalen und die Aheinprovinz fünnen, wie 
bisher, von den Provinzialipnoden diefer Provinzen bejchlojjen und 
durch Beſtätigung der Slirchenregierung in Kraft geſetzt werden ®), 
während dieß in den übrigen Provinzen nicht angeht. 


2) General-Synodalordnung v. 20. San. 1876, 8. 6, Abf. 4 u. Staats- 
gejeß ». 3. Juni 1876, Art. 13, Abf. 3. 

2) General-Synodalordnnung v. 20. Ian. 1876, 8. 8. 

5) ©.-©.-D. v. 20. Jan. 1876, 8. 7, Nr. 3. Kirchenvoritands- u. Sy— 
nodalordnung dv. 10. Sept. 1873, 8. 65, Nr. 3. Bgl. auch Kirchenordnung 
f. Rheinland u. Weitfalen v. 5. März 1835, 8. 77 u. 106. 

+) ©-©.-D. dv. 20. San. 1876, 8. 10. 
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Die von den Provinzialſynoden gefaßten Bejchlüffe werden 
der Generalſynode vorgelegt: findet diejelbe, daß ein Bejchluß mit 
der Einheit der ewangeliichen Landeskirche in Bekenntniß und 
Union, in Kultus und Verfaſſung nicht vereinbar ift, jo iſt dem— 
jelben die firchenregimentliche Bejtätigung zu verfagen. Sit folche 
bereits ertheilt, jo hat die Kirchenregierung ihn außer Kraft zu 
ſetzen Y. 

Der landeskirchlichen Geſetzgebung find vorbehalten: 

a) Aenderungen der Kirchengemeinde- und Shynodalordnung 
vom 10. September 1573 und der General-Shynodalordnung vom 
20. Sanuar 1876, ſoweit dieß überhaupt mit Wirkung gegenüber 
‘den darüber erlafjenen Staatsgejegen gejchehen fanır. Aenderungen 
in Bezug auf die Zufammenjegung oder die Befugnifje der Ge— 
meindeorgane oder der Synoden fünnen nur mit einer Mehrheit 
von 2, der abgegebenen Stimmen in der Generalſynode be- 
ihlojjen werden ?). Beſondere Borausjegungen bejtehen für die 
Erlafjung landeskirchlicher Gejete, welche Aenderungen an der 
vevidirten Kirchenordnung für Weftfalen und Rheinland herbei- 
führen ſollen. Hterüber müſſen nämlich) immer nothwendig 
die Synoden beider Provinzen gutachtlich gehört werden, und 
zwar, wenn die Kirchenregierung das landesficchliche Gejeß der 

Generalſynode vorlegt, vor dieſer Vorlegung, wenn der Geſetzvor— 
ſchlag von Mitgliedern der Generalſynode ausgegangen und von 
der Generalſynode bereit3 angenommen tft, vor der Einholung der 
Königlichen Sanktion. Aeußern ſich beide Synoden übereinjtim- 
mend gegen die Veränderung ihrer Kirchenordnung, ſo bleiben 
dieſe Provinzen von dem Geltungsbereiche der betreffenden landes— 
kirchlichen Vorſchrift ausgenommen ?). 

b) Aenderungen der Kirchenverfaſſung, welche den Grundſatz 
betreffen, wonach das Kirchenregiment des Königs durch kollegiale, 
mit geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern beſetzte Kirchenbehörden 
auszuüben iſt, — vorausgeſetzt, daß der Kirche in Zukunft über— 
haupt ein Entſcheidungsrecht zukommen wird. Gegenwärtig tft Die 
Regelung dieſes Punktes ausjchlieglich der Stantsgejeßgebung vor- 
behalten. 

1) 6.-©.-D. v. 20. Ian. 1876, 8. 18. 


2) 8. 32, Abf. 5. 
3) 8. 10. 
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c) Die Disziplinargewalt über Geiſtliche und andere Kirchen— 
diener. 

d) Die Eirchlichen Erfordernijje der Anjtellungsfähigfett und 
die firchlichen Grundſätze über die Beſetzung der geijtlichen Aemter. 

e) Die Regelung der Firchlichen Yehrfreiheit. 

f) Die ordinatoriſche Verpflichtung der Geiſtlichen. 

8) Die zu allgemeinem landesfirchlichen Gebrauche bejtimmten 
agendarifchen Normen (Liturgie 2c.). Im der Kegel jollen hier- 
über zuvor die Provinzialiynoden gehört werden !). Soll die Ein- 
führung agendarifcher Normen auf dem Weg der lanvesfirchlichen 
Geſetzgebung nur für einzelne Provinztalbezirfe erfolgen, io bedarf 
e8 außer der Zuftimmung der Generalſynode auch der Zuftim- 
mung der betreffenden Provinztaliynode. 

Inſofern beſtehende agendartiche Ordnungen die Verwaltung 
der Eaframente betreffen, dürfen fie in den einzelnen Gemeinden 
nicht ohne Zuftimmung der Gemeindeorgane (de8 &emeinde- 
Kirchenraths und dev Gemeindevertretung) verändert werden. 

h) Die Zulaffung von Katechismus-Erklärungen, Religions— 
Lehrbüchern und Gefangbüchern für den allgemeinen landeskirch— 
lichen Gebrauch. — Gegen obligatorische Einführung folder Kirch- 
lichen Bücher fteht jeder einzelnen Gemeinde ein Widerſpruchs— 
vecht zu. 

i) Die Kirchenzucht wegen Berlegung allgemeiner Pflichten 
der Kirchengliever. Den Provinzial-Shynoden von Nheinland und 
Weitfalen iſt ihr bisheriges?) Necht der Beſchlußfaſſung über 
Kirchenzucht hiermit entzogen. 

k) Die kirchlichen Bedingungen der Trauung. 

1) Die Einführung oder Abſchaffung allgemeiner Feiertage. 

4. Statutarifche Dronungen für den Kreisſynodalbezirk wer: 
den von der Kreisſynode bejchlofjen 3), bepürfen der Zujtimmung 
der Provinzialſynode, und nachdem dieje ertheilt iſt, der Beſtäti— 
gung des Konſiſtoriums 9). 

1) ©.-©.-:D. vd. 20. Ian. 1876, 8. 9. 

2) Kirchenordnung von 1835, $. 120. 

3) $.:&. und ©.-O. v. 10. Sept. 1873, 8. 53, Nr. S u. $. 57, Staats. 
gefeß v. 3. Juni 1876, Art. 2, Nr. 4 und Art. 7. 

8-6. md SD. v. 10. Sept. 1873, 8. 53, Nr. Su. 8.65, Rr.5. 
Staatsgefe v. 3. Juni 1876, Art. 10, Nr. 1. 
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Statutariſche Ordnungen der kirchlichen Ortsgemeinden er— 
fordern übereinſtimmende Beſchlüſſe des Kirchen-Gemeinderaths 
und der Gemeindevertretung, darauf folgende Prüfung (Begut— 
achtung) durch die Kreisſynode, Prüfung durch die Provinzial— 
ſynode und Anerkennung Seitens derſelben, daß die entworfene 
Beſtimmung zweckmäßig und weſentlichen Vorſchriften der Kirchen— 
ordnung nicht zuwider ſei, ſowie endlich der abſchließenden Ge— 
nehmigung des Konſiſtoriums ?). 

5. Der Art. 13 des Staatsgeſetzes vom 3. Juni 1876 gibt 
neue wichtige Vorſchriften über die ſtaatsgeſetzlichen Voraus— 
ſetzungen für die Gültigkeit von Kirchengeſetzen, welche auch für 
die Provinzen Rheinland und Weſtfalen Anwendung finden. Für 
Kirchengeſetze oder Gemeinde-Beſchlüſſe, welche neue Ausgaben 
für kirchliche Zwecke feſtſtellen, oder Kirchenſteuern ausſchlagen, 
iſt ſtaatliche Beſtätigung gefordert (bei neuen Ausgaben zu 
landeskirchlichen Zwecken die Zuſtimmung des Staatsminiſteriums). 
Die näheren Grundſätze ſollen ſpäter in dem Finanzrecht der 
Kirche im Zuſammenhang dargelegt werden. 

a) Kirchliche Geſetze und Verordnungen, ſie mögen für die 
Landeskirche oder für einzelne Provinzen oder Bezirke erlaſſen 
werden, find nur ſoweit rechtsgültig, als fie mit einem Staats: 
geje nicht in Widerſpruch ftehen. Alle Behörden mit Nichter 
qualität find Daher berechtigt und verpflichtet vor der Anwendung 
von Kirchengejegen zu prüfen, ob ihre Form oder ihr Inhalt nicht 
einem Staatsgeſetz widerjpricht, und, wenn ſich Letzteres ergeben 
jollte, dem Kirchengejeß die Anwendung zu verjagen ?). 

Die ausprüdliche Aufnahme dieſer Beſtimmung, welche fich 
für andere Neligionsvereine von jelbjt verjteht, war für die evan- 
gelische Kirche darum nothwendig, weil deren Gejeße durch den 
König ſelbſt verfündigt werben, und Art. 106 der Berfafjungs: 
urfunde den Staatsbehörden die Prüfung der Nechtsgültigfeit 
Königlicher Verordnungen nicht gejtattet. Dieſe Vorſchrift des 
Art. 106 findet Hinfort auf Kirchengefege Feine Anwendung. 

b) Bevor ein von einer Provinzialiynode oder von der Ge- 


1) 8-6. und ©.-D. v. 10. Sept. 1873, $. 31, Nr. 11, 8. 46, 8. 53, 
Nr. 8. Staatsgeieh vom 25. Mai 1874, Art. 3 u. 5. 
2) Art. 13. 


248 Preußen. Evangeliſche Kirche in Hannover. 


neralſynode bejchloffenes Geje dem Könige zur Sanktion vorgelegt 
wird, iſt durch eine Erklärung des Staatsminiftertums fejtzujtellen, 
daß gegen das Gejeg von, Staatswegen nichts zu erinnern ift. In 
der Verkündigungsformel ift dieſe Feſtſtellung zu erwähnen 2). 

In der Generaliynodalordnung vom 20. Januar 1876, 8. 6 
hieß es ftatt deſſen nur: „Bevor ein von der Generalſynode an- 
genommenes Gejeg dem Könige zur Firchenregimentlichen Geneh- 
migung vorgelegt wird, ift die Erklärung des Mintfters der 
geiſtlichen Angelegenheiten darüber herbeizuführen, ob 
gegen den Erlaß deſſelben von Staatswegen etwas zu erinnern fer.“ 

ec) Zur Feſtſtellung ftatutarifjcher Ordnungen in dem 
der Kreisſynode überwiejenen Gejchäftsgebtete ?) bedarf es Der vor- 
gängigen Anerkennung Seitens der Staatsbehörde, daß Die entwor— 
fenen Bejtimmungen dem-Gejeß vom 25. Mai 1874 und dem 
Geſetz vom 3. Juni 1876 nicht zuwider jeien >). 

d) Zur Feſtſtellung von Gemeindejtatuten, welche die Kirchen— 
gemeinde» und Shnodalordnung (vom 10. September 1873) er— 
ganzen oder modifiziven *), bedarf e8 der vorgängigen Anerkennung 
Seitens der Staatsbehörde, daß Die entworfene Bejtimmung den 
in Artikel 1-4 und Artikel 8 des Staatsgeſetzes v. 25. Mat 1874 
jtaatsgejeglich genehmigten Vorſchriften nicht zuwider jet). 

Wer in beiden Fällen die hierzu fompetente Staatsbehörbe jet, 
wird durch königliche Verordnung bejtimmt 6). 


$..54. 
2, Die evangeliſch-lutheriſche und Die reformirte Kirche der Provinz 
Hannoder, 


Verzeichniß der Staatsgeſetze und Kirchengejege zur Negelung 
der Verhältniſſe der beiden Kirchen. 

1. Für beide Kirchen gemeinjam geltende Gejege: 

Authentiihe Deklaration v. 28. Sept. 1824 (G.-©. III. 287). 

Landesverfaſſungsgeſetz v. 6. Aug. 1840, — 


1) Staatsgeſetz vom 3. Sunt 1876, Urt. 13, Ab. 2. 

2) Kirchengemeinde- u. Synodalorbnung dv. 10. Sept. 1873, $. 53, Nr. 
8, 8.165, Nr.u5. 

3) Staatsgefes v. 3. Juni 1876, Art. 4. 

4) 8.-©. u. ©.=D. v. 10. Sept. 1873, $. 31, Nr. 11 und $. 46 

5) Staatsgeleß v. 25. Mai 1874, Art. 5 

6) Staatsgeſetz v. 3. Juni 1876, Art. 28. 


— 
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Geſetz v. 5. Sept. 1848, verſchiedene Aenderungen des Yandesverfafjungs- 
gejetes betr., $. 23, 28, 30 (G.«S. 267, 268); Ebhardt, 1. Folge, ©. 2. 

Geſetz v. 14. Okt. 1848, betr. die Kirchen u. Schulvorftände (G.-©. 301 
bis 306. Ebhardt, 1. Folge, ©. 41—44). Diejes Gefe fand Anwendung 
auf evangelifhe und katholiſche Kirchengemeinden, ift für die lutheriſchen 
Gemeinden jeit 1864 größtentheild unanwendbar geworden, gilt aber noch 
für die reformirten. 

Bekanntmachung d. Königl. Minifteriums d. geiftl. u. Unterrichts - Au= 
gelegenheiten v. 14. Dft. 1848, zur Ausführung des Gefetse8 über Die 
Kirchen- und Schulvorſtände. Ebhardt, 1. Folge, S. 44—51. 

Zuſatz⸗Geſetz über Kirchen- und Schulvorftände v. 5. Nov. 1850. Eb— 
hardt, 1. Folge, ©. 75. 

Zweites Zufat=Gefe über Kirhen- u. Schulvorftände v. 9. Okt. 1864. 
(6.5. 1, 439. Ebhardt, 2. Folge, ©. 142. Dove, Sammlung 91). Diefes 
Gejet gilt nur noch) für die reformirten Gemeinden. 

Bekanntmachung des Kultug-Minifteriums v. 21. Oft. 1864 zur Aus— 
führung des Geſetzes v. 9. Dft. 1864. (G.«S. 1, 447. Ebhardt, 2. Folge, 
©. 147—148). 

Bekanntmachung des Königl. Preußiſchen General-Gouvernements zu 
Hannover v. 24, Okt. 1866, betr. die Eivil-Adminiftration des ehemaligen 
Königreihs Hannover. (G.-S. 1, 293. Ebhardt, 1. Folge, S. 40-41). 

Königl. Preußifhe Kabinetsordre an das K. Preuß. Yandestonfiftorium 
zu Hannover v. 8. Dez. 1866. (Ebharbt, 1. Folge, ©. 251—252). 

Königl. Preußiſcher Erlaß v. 1. Juli 1868, vetr. die Eidesleiftung der 
evangelifchen Geiftlihen im der Provinz Hannover. (Preuß. Gejeg-Samm- 
lung ©. 703). 


2. Gejege für die evangeliſch-lutheriſche Provinzialkirche. 


Hannoverſches Staatsgeſetz v. 9. Oktober 1864 betr. die Kirchenvorftandg- 
und Synodalordnung für die evangeliſch-lutheriſche Kirche des Königreichs. 
(©.-©. 1, 437. Ebhardt, 2. Folge, 141. Dove's Sammlung 1865. ©. W). 

Kirchen-Vorſtands- und Synodalordnung v. 9. Dft. 1864 (©.-©. 1, 
413. Ebhard, 2. Folge, 120—141. Dove, Sammlung 63—90). 

Königl. Hannoverfche Verordnung v. 17. April 1866, betr. die Er— 
richtung eines evangel.zluther. Landes-Konſiſtoriums. (G.-2. 1, 105. Eb— 
hardt, 2. Folge, ©. 47.) 

Königl. Kabinetsordre vom 8. Dez. 1866 an das Landes-Konfiftortum 
(Ehharbt, 2. Folge 252.) 

Königl. Preußiſche Verordnung v. 4. Mai 1868 betr. die theologischen 
Prüfungen in der evangelifch=lutherifchen Kirche der Provinz Hannover. 
Preußiſche Gefeßfanımlung 473—475. Ebhardt, 2. Folge, ©. 71.) 

Kirchengeſetz v. 22. Dez. 1870, betr. die Wahlen der Pfarrer (erlaffen 
vom König von Preußen mit Zuftimmung der Hannov. Yandesfynode). 1871. 
S. 1-6. Dove, Zeitfehr. 10, 471-475. 

Kirchengefeß v. 22. Dezember 1870, betr. die Verbeſſerung ungenügend 
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dotirter Pfarrftellen (erlafien vom König mit Zuftimmung der Hannöv. 
Landesfynode). G.-©. 1871, ©. 6—7. Dove's Zeitfchrift 10, 476. 

Kirchengefeß vom 16. Juli 1873, Gmeritirungs- Ordnung (G.-©. 386 
bis 392). 

Kirchengeſetz v. 16. Juli 1873, betr. die Gnadenzeit. (6.-©. 393). 

Kirchengeſetz v. 2. Febr. 1876, betr. Abänderung der Emeritirungsord- 
nung v. 16. Suli 1873 (G.-©. 32). 

Kirchengeſetz v. 4. Juli 1876, betr. die weitere Berbefferung ungenügend 
dotirter Pfarrftellen. (6 -S. 275 — 276). 

Kirchengeſetz v. 5. Suli 1876, betr. die Wahlen der Pfarrer (G.:5. 277). 

3. Quellen-Sammlungen und Viteratnr. 

Ebhardt, Chr. H., Gefee und Verordnungen fir den Bezirk d. Königl. 
Confiftoriums zu Hannover in Kirchen- und Schulfadhen. 2 Bände. Han- 
nover 1845. — Erfte Folge (Fortfegung), Die Geſetze v. 1845—1857 begrei- 
fend (1858); zweite Folge, die Geſetze v. 1858—1568 begreifend (1869), — 
In diefer Sammlung fehlen. vie Gefege für die Bezirke der übrigen Kon— 
fiftorien. 

Ulrichs, H. Gefege u. Verordnungen . . . für den Bezirk des Konfifto= 
riums zu Aurid. Aurich 1860. 

Ruperti, ©. E., Kirchen- u. Schul-Gefeßgebung der Herzogthümer Bre- 
men und Berden. PVerben 1844. 2 Theile. 4°. 

Lohmann, Th., Kirchengefege der evangeliſch-lutheriſchen Kirche des 
vormal. Könige. Hannover. Thl. 1. Hannover 1871. (Enthält nur die 
feit 1864 eingeführten Kirhen-Gefeße, mit Kommentar u. einer juri- 
ſtiſchen Ausführung über das kirchl. Beitragsweſen (S. 250—276). 

Spangenberg, ©. (Oberappellationsrath zu Celle), das Zerritorial- 
Kirhenreht im Königreihe Hannover. (Enthält eine hiftoriihe Einleitung 
und einen Abriß des proteftantifchen, katholiſchen und jüdischen Kirchenrechts 
nah dem Stande des Jahres 1832). Die Arbeit ift nicht felbftandig im 
Drud erfhienen, fondern fteht in 9. 8. Lipperts Annalen des fathol., 
proteft. und jüdischen Kirchenrechts, Heft 2, 20—65;5 3, 14—60; 4, 65—94. 
Frankfurt a. M. 1832. 1833. 

Schlegel, Joh. K. Fürchtegott, Churhannöverſches Kirchenrecht. 5 Bode. 
Hannover 1801 — 1506. 

Wiggers, Jul., Kirchl. Statiftit 2, 219—223. 1843. 

Friedberg, E., die evangel. und kathol. Kirche der neu einverleibten 
Länder in ihren Beziehungen zur Preußiſchen Landesfirhe und zum Staate. 
11072 

v. Nonne, Staatsreht der Preuß. Monarchie 1, b, 636. 670—673. 
2,,298220, 1810981871. 

Dis zum Jahre 1848 waren die Eonfefjionellen Unterichtede 
zwiichen den lutherifchen und veformirten Gemeinden des König— 
reih8 Hannover nicht mehr von großer Erheblichkeit; im Kirchen— 
vegiment waren fie längjt verbunden, und wenn damals die Schaf- 
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fung einer Synodalverfaſſung zur Ausführung gekommen wäre, 
würde dieſelbe auch die reformirten Gemeinden mit umfaßt haben, 
da auch die Ständeverſammlung davon ausging, daß thatſächlich 
die Union bereits beſtehe Yy. Nachdem durch den Einfluß des 
Hofes die orthodox-lutheriſche Richtung in den Konſiſtorien und 
im Kultusminiſterium zur Herrſchaft gebracht worden war, kam 
es im Jahre 1864 zur Aufrichtung einer evangeliſch-lutheriſchen 
Sonderkirche mit einem eignen evangeliſch-lutheriſchen „Landes— 
Konſiſtorium“ und einer Landes-Synode, während die 120 refor— 
mirten Gemeinden keine weitere ſynodale Verbindung erhielten, 
und nach wie vor unter die verſchiedenen kleineren, vorwiegend 
mit Lutheranern beſetzten Provinzial-Konſiſtorien geſtellt blieben. 

Durch die Einverleibung des Landes in die Preußiſche Mo— 
narchie iſt an dieſen Zuſtänden Nichts verändert worden, außer 
inſofern die Rechte des Königs von Hannover und ſeines Kultus— 
miniſters auf den König von Preußen und den Preußiſchen Kultus— 
miniſter übergegangen ſind. Eine Vereinfachung des ziemlich 
byzantiniſchen Konſiſtorialbaus und eine Ausfüllung der zwiſchen 
der lutheriſchen und reformirten Kirche aufgethanen Kluft, welche 
dem Wunſche der Mehrheit der Bevölkerung wenig zu entſprechen 
ſcheint, iſt nur unter Mithülfe der Preußiſchen Staatsgeſetzgebung 
zu erreichen. 

1. Die Hannöverſchen Staatsgeſetze und Kirchengeſetze, welche 
zur Zeit der Beſitznahme Hannovers durch Preußen die Verhält— 
niſſe der Kirche regelten, find durch die bloße Thatſache der Ein— 
verleibung nicht außer Geltung getreten, jondern haben diejelbe 
nur verloren, joweit fie mit den Grundſätzen der Preußiſchen 
Staatsverfaffung in Wiverfpruch ftehen. Die dem Könige von 
Hannover zugejtandenen landesherrlichen Nechte find auf den König 
von Preußen als neuen Yandesherrn übergegangen und von ihm 
auch alsbald in Anſpruch genommen worden ?). 


1) Die Staatsgefete redeten längft bloß von einer „evangeliſchen“ Kirche, 
nicht von „lutheriſcher“ und „reformirter” Kirche. 

2) In der an das Yutherifche Yandeskonfiftorium gerichteten Kabinets- 
ordre König Wilhelms v. S. Dez. 1866 findet fih der Sat: „Infonderheit 
bin ich Mir bewußt, daß Sch das mit Meiner Krone verbundene Amt 
Des oberften Kirhenregiments in der ewangelifchen Kirche, auch für 
die evangeliſch-lutheriſche Landeskirche Hannovers in dem Umfange, in 
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Daſſelbe geihah in Schleswig Holjtein, Kurhejjen, Naſſau, 
Heflen-Homburg, indem die Preußiſche Negterung von der durch» 
aus richtigen und bei allen Territorialveräinderungen jeit 1805 
allüberall angewendeten Annahme ausging, daß die bejonderen 
Negierungsrechte, welche den deutjchen Landesherrn über die evan— 
geliſche Kirche zuftehen (die Nechte der SKirchenvegierung, des 
Kirchenregiments), ihnen in ihrer Eigenichaft als Oberhaupt des 
Staats zufommen, für fie daher verloren gehen jowohl durch Ab- 
danfung als durch Entjeßung und ebenſo weiter auch auf jeden ' 
Nachfolger in der Regierung von ſelbſt übergehn!). 

Allerdings ift in den legten Jahrzehnden won einer lange 
einflugreichen ‘Partei die Behauptung aufgeftellt worden, den deut— 
ſchen Landesherrn kämen die bejprochenen Nechte über die evan— 
geliihe Kirche nicht al8 Landesherrn, jondern als „vornehmiten 
Gliedern“ der Kirche (als den praecipuis membris) zu. Mit 
dieſer Theorie beweilt man aber entweder Nichts oder zu Viel. 
Will fie befagen, daß der Yandesherr vermöge diefer feiner ſtaat— 
lichen Stellung das hervorragendfte Glied der Kirche jet, jo geſteht 
man zu, daß das landesherrliche Kirchenregiment eben ein jtaat- 
liches Recht ift, d. h. daß es übergeht auf jeden, der nach jtaat- 
lihem Recht Yandesherr wird, ohne daß der Kirche ein Necht 
zufime, daran Etwas zu ändern. Ueberhaupt geht es nicht an, 
einen Yandesherin, der die Kirche in jo großer Ausdehnung durch 
ſtaatliche Behörden regiert, ohne deſſen Zuftimmung überhaupt 
gar Nichts geichehen kann, einfah unter die Klaſſe der „Mit . 
glieder” der Kirche einreihen zu wollen; es geht dies jo wenig, 
als man den König als den eriten Unterthan, als „praecipuum 
membrum civitatis“ bezeichnen darf. Die ganze Theorie hätte 
einen wirklichen Gehalt nur dann, wenn fie ausfprechen wollte, 
daß landesherrliche und Firchenherrliche Gewalt nur zufällig, 


welchem dafjelbe von dem früheren Landesherrn wahrgenommen worden ift, 
jo zu führen habe, daß es nicht zur Beunruhigung der Gewifjen, oder zur 
Störung guter, firhlier Ordnungen, jondern zur Förderuug und zum Bau 
des Reiches Gottes diene.” Ebhardt, 2. Folge, ©. 252. 

) Die bier vertretene Anfiht wurde ſchon im Februar 1867 v. E. Fried: 
berg im feiner Schrift „die ewangel. und luther. Kirche der neu einverleibten 
Linder in ihren Beziehungen zur Preußifchen Landeskirche und zum Staate“ 
S. 33—44 vertreten. 
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vermöge gejchichtlicher Verhältnifje, aber nicht nach dem geltenden 
Staatsrecht verbunden ſeien; darnach würde dann König Georg 
von Hannover und die Agnaten von Kurheſſen, Naſſau u. ſ. w. 
die Kirchengewalt in ihren ehemaligen Ländern fort zur verwalten 
haben. Allein ein ſolches Familten-Patrimonium ift das Landes- 
herrliche Kirchenregiment hiſtoriſch nie gewejen und iſt es noc 
weniger nach dem geltenden deutfchen Staatsrecht, welches allein 
dafür entjcheivend it, und nicht Schmalfaldifche und andere alte 
Artikel. 

In anderer Wendung tft die eben befümpfte Theorie neuerlich 
verthetdigt worden von Friedrich Detfer in den Preußiſchen Jahr— 
büchern 27, 435 (1871), indem er behauptete, in Kurheſſen bilve 
die landesherrliche over jtaatsoberhauptliche Eigenichaft nicht Den 
Grund, jondern nur die Borausiekung für die Ausübung 
der oberbifchöflichen Nechte. Allein auch das iſt entweder nur ein 
Wortipiel, oder führt zu der Konſequenz, daß die oberbiichöflichen 
Kechte nicht auf die Krone Preußen übergehen fonnten, welche 
Konjequenz Detfer zu ziehen weit entfernt tjt)). 

2. Bezüglich des Umfangs und der Ausübungsweife Des 
landesherrlichen Kirchenregiments jtehen folgende Vorfchriften noch 
in Geltung: 

Das Geſetz vom 5. September 1848, betr. verſchiedene Aen- 
derungen des Landesverfaſſungs-Geſetzes, 8. 23, verfügt): „In 
der evangeliichen Kirche werden die Nechte der Kirchengewalt vom 
Könige, jo weit es die Kirchenverfaſſung mit fich bringt, unmittel- 
bar, oder mittelbar durch die Konſiſtorial- oder Presbhterial- 
behörden, welche aus evangelijchen geiftlichen und weltlichen Per- 
jonen bejtehen, unter Küniglicher Oberaufficht ausgeübt, vorbehält— 
lich der ven Gemeinden und Einzelnen dabei zuftehenden Rechte." — 
„Ueber Abänderungen in der bejtehenden Kirchenverfaffung wird 
der König mit einer von ihm zu berufenden Verſammlung von 
geiftlichen und weltlichen Perfonen, welche theils von Ihm be- 
jtimmt, theils von den Geiftlichen und Gemeinden auf die jodann 
durch) Verordnung zu bejtimmende Weiſe erwählt werben, be- 


2) ©. dagegen auch G. Meyer in Dove’8 Zeitfchr. 10, 433 (1871). 
2) &.-©. 207. Das Grundgefes vom 26. September 1833, 8. 60, 
lautete kürzer und theilweiſe anders. 
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rathen.“ — „Einer jolhen Berathung bedarf e8 auch dann, 
wenn vor Einrichtung von Synoden für das ganze Königreich oder 
einzelne Yanvestheile neue Kirchenordnungen erlaſſen oder in wejent- 
lichen Grundſätzen derjelben, und namentlich in der Liturgie, Ver— 
ünderungen vorgenommen werden jollen.” — „Den Slirchenge- 
meinden joll eine allgemeinere Betheiligung bei der Anftellung 
ihrer Prediger eingeräumt werden, jo weit jolches von der allge: 
meinen Yandesgefeßgebung abhängt.” _ 

Landesverfaffungsgejeß v. 6. Auguſt 1840, 8. 67: „Bekennt 
jih der König oder Regent nicht zur evangeliſchen Kixche, jo 
werden die Nechte der Staatsgewalt einjtweilen von den vereinten 
evangeliichen Staatsminijtern ausgeübt. Zur Sicherjtellung des 
Rechtszuſtandes der evangelifchen Kirche jollen ſodann über die 
Art und Weije der Ausübung der Kirchengewalt die erforderlichen 
Anordnungen mit Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfamme 
(ung getroffen werden.“ 

3. Für die evangelifch-lutherifhhe Kirche find Die 
Vorſchriften des Gejees vom 5. September 1848 durch umfaj- 
jende neue Ordnungen zur Ausführung gebracht. 

a) Das Staatsgeſetz v. 9. Dft. 1864, betr. die Kirchenvorjtands- 
und Synodalordnung, beftimmt, $.1: „Der heute als Kirchengefet 
von ung verfündeten Kirchenvorftandg- und Synodalordnung für 
die evangelifch=lutheriiche Kirche des Königreichs wird hiemit die 
landesgejegliche Beiftimmung, jo weit es deren bedarf, er- 
theilt, unbejchadet übrigens jowohl einer weiteren Entwidelung 
beziehungsweife Abänderung dieſer Ordnung auf dem Dafür zu— 
jtändigen, in ihr jelbft vorgejehenen Wege der Kirchengejeß- 
gebung (!), als auch der verfafjungsmäßigen Zuftändigfeiten der 
Landesgeſetzgebung 2). — „Insbeſondere bedarf e8 der Beiftimmung 


) Im Inhalt ftimmt diefer Paragraph durchaus mit $. 61 des Grund- 
geſetzes von 1833 überein. 

2) Durch diefen Satz ift auf Verlangen der Ständeverfammlung aner- 
fannt worden, daß jeder Punkt der Kirchenordnung durch Staatsgeſetz ab- 
geändert werden kann. Dagegen ift in dem Geſetz die von der Ständever— 
fammlung am 4. Juli 1864 ausgefprochene Anficht, daß der Begriff der zur 
Wahl der Kirchenvorftände wahlberechtigten Kirchengemeinde nicht anders als 
durch Staatsgefes geändert werben fünne, nicht zum klaren Ausdrud ge= 
fommen, (DBgl. hierüberslohmann, ©. 5—7.) 
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ner Yandesgejeßgebung bei Abänderungen hinfichtlich der Nechts- 
verhältnifje des Patronats oder Hinfichtlich der die Beitragspflicht 
der Kirchengemeinden und Kirchenfaffen betreffenden Bejtimmungen 
der 88. 64, 79 und 81 der Kirchenvorftands- und Synodalord— 
nung.” 

b) Nach dieſer Ordnung hat jede Gemeinde einen direft ge 
wählten Kirchenvorjtand, in welchem der Pfarrer ven Vorfit führt, 
aber feine weitere Gemeindevertretung. Die Pfarritellen landes— 
herrlichen Patronat8 werden ſeit dem Kirchengejfeg vom 22. Dez. 
1870 abwechjelnd von der Kirchenregierung und dem Kirchenvor— 
jtand, over wenn letterer nicht einhellig gewählt hat, durch Wahl 
der Gemeinde auf Vorſchlag des Kirchenvorftands beſetzt. In der 
Bezirksſynode (Kreisipnode) iſt das geijtliche und weltliche Element 
ztemlich gleich ftark vertreten; die weltlichen Mitglieder werden 
vom Kirchenvorſtand aus feiner Mitte gewählt; der ernannte 
Superintendent und der gewählte Synodalausſchuß find die Voll— 
zugsbehörde des Bezirfs. Weber ihnen jtehen die von früher her 
‘ beibehaltenen Provinzialfonfijtorien, während entjprechende Pro- 
vinzialſynoden nicht eingerichtet find. Für die ganze lutheriſche 
Kirche beitehen die 1869 ind Leben getretene Landesſynode, der 
von der Landesſynode auf drei Jahre gewählte Ausſchuß und 
das jeit 1866 eingerichtete Yandes-Konfijtorium zu Hannover, 
welches in gewiljen Fällen mit dem Synodalausſchuß bejchlieft, 
und theils unmittelbar, theils in zweiter Inſtanz über den Provin- 
ztalfonfiftorien verfügt. 

Ueber Angelegenheiten der reformirten Sanansan kommt 
ihm keine Zuſtändigkeit zu. 

Das Landeskonſiſtorium ſoll aus ordentlichen und außerordent— 
lichen Mitgliedern beſtehen. Die letzteren haben, insgeſammt oder 
einzeln nur bei beſtimmten Geſchäften des Landeskonſiſtoriums ſich 
zu betheiligen, worüber im Wege der Inſtruktion das Nähere feſt— 
zuſetzen tjtt). 

Das Landeskonſiſtorium iſt dem Kultusminiſter untergeordnet; 
demſelben ſind allgemeine Anordnungen des Landeskonſiſtoriums 
vor ihrer Erlaſſung zur Einſicht vorzulegen und rückſichtlich 


) Königl. Hannöverſche Verordnung vom 17. April 1866, 8 1. 
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anderer Verfügungen kann der Kultusminifter ſolche Vorlegung 
verlangen. 

In den wichtigeren firchlichen Angelegenheiten kann der Kul- 
tusminifter nicht felbjtändig verfügen, jondern hat nur Veto- oder 
Beftätigungsrechte. Entſtehen zwiihen ihm umd dem Landeskonſi— 
ftorium Wieinungsverfchtevdenheiten über die Gränzen der beider- 
jeitigen Zuftändigfeit, oder können fie ſich in Angelegenheiten nicht 
einigen, für welche beiverjeitiges Einverſtändniß erforderlich iſt, ſo 
it auf den Bortrag des Kultusminiſters die Entſcheidung des 
Königs einzuholen. Wo die Genehmigung des Königs nothwendig 
tft, wird Diefelbe durch Vermittlung des Kultusminifters ein- 
geholt. 

Die erſte Landesſynode der evangelifch-lutheriichen Kirche 
der Provinz Hannover, von der Krone Preußen im Jahre 1869 
berufen, verlangte auf Grund der den Kirchen in Artikel 15 Der 
Preußiihen Verfaſſungsurkunde gewährten Selbftändigfeit, Ueber- 
tragumg der wichtigiten Nechte der Preußiſchen Krone und des 
Preußiſchen Kultusminifters auf das Hannöverſche Landeskonſiſto— 
rium und den Shnodal-Ausichuß }). 

Desgleichen verlangte fie eine Ergänzung der Kirchenverfaſ— 
jung dahin, daß die Mitglieder des Landes-Konſiſtoriums wider 
ihren Willen weder auf eine andere Stelle verjeßt, noch jonjt ihres 
Dienstes follten enthoben werden fünnen, wenn nicht das vereinigte 
Kollegium zujtimme. Ausgenommen folte bleiben der Weg des 
Disziplinarverfahrens und der Fall einer Emeritirung wegen 
förperlicher oder geiftiger Unfähigkeit. — Dieſe Anträge erhielten 
die Königl. Genehmigung nicht. 

ec) Hinfichtlih der Ausübung des Eirchlichen Geſetzgebungs— 
rechts gelten nach der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung vom 
9. Dftober 1864 folgende Negeln: $. 64: „Der Wirfungsfreis 
der Yandesipnode befaßt: 3) Bewilligung neuer Firchlicher Aus— 
gaben, jofern diefelben durch Leiſtungen der Kirchengemeinden oder 
jolcher Parochialfirchenfaffen, für welche nicht im Falle der Unzu— 
länglichfeit Dritte ganz oder theilweife einzutreten haben, gedeckt 


1) Dieſes Berlangen wird näher begründet in 8. WA. Bruel, die Selb— 
ftändigfeit der ewangel.-Iuth. Landeskirche Hannovers. 1870. (Anonymus): 
Rückblicke auf die erfte Hannöverſche Landesſynode. Berlin 1870. 
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werden ſollen.“ 8. 65: „Sirchengejege werden unter Zuftimmung 
der Landesſynode erlafjen, wieder aufgehoben, abgeändert und 
authentijch interpretirt.“ 

„Die Zuſtimmung der Landesſynode beſchränkt fich auf den 
wejentlichen Inhalt ver Geſetze. Die Bearbeitung der Gejebe 
nah Maßgabe der Beichlüffe der Landesſynode verbleibt der 
Kirchenregierung.“ 

„Dte Einführung neuer Katechismen, Gejangbücher und Agen- 
den darf von der Kirchen» Regierung nur angeordnet werben, 
nachdem die Yandesipnode zu deren Inhalt und Faſſung ihre 
Zujtimmung ertheilt hat. Auch iſt durch Mittheilung neuer bei 
der Kirchenregierung ausgearbeiteter Entwürfe folcher gottesdienft- 
lichen Bücher an die Bezirksſynoden den letteren Gelegenheit zu 
geben, ſich über dieſelben auszuſprechen.“ 

„Die Lehre ſelbſt bildet feinen Gegenſtand der Geſetz— 
gebung der Landeskirche ).“ 

4. Die Provinzialkonſiſtorien haben folgende Amtsſitze 2): 

a) Zu Hannover für die Würftenthümer Galenberg 
Grubenhagen mit dem Harze, Göttingen, Yüneburg, Hildesheim 
und die Grafichaften Hoya und Diepholz. Sein Sprengel iſt 
weit größer als die aller übrigen Konfiftorien ; es unterjtehen ihm 
6 Generalfuperintendenten, 67 Injpeftoren und 768 Pfarrer, dar- 
unter 4 veformirte. Sein Perſonal bilden: 1 Direktor, der welt- 
lich oder geiftlich jein kann, 6 geiftliche und 3 weltliche Konfijtorial- 
räthe umd eine unbejtimmte Zahl von Affefioren. 

b) Zu Stade für die Herzogthümer Bremen und Verben, 
dem 1 Generaljuperintendent, 16 Inſpektoren oder Superintendenten 
und 148 Pfarrer, darunter 3 veformirte unterjtehen. Es zählt 
1 weltlichen Direktor, 2 weltliche und 3 geiftliche Näthe. 

) Zu Dtterndorf für das Yand Hadeln, mit bloß 10 
Pfarreien. 

d) Zu Dsnabrüd mit 39 Pfarreien, worunter 3 reformirte, 
aus 1 weltlihen Direktor und 2 geiftlichen Räthen beitehend. 
Die Stadt Osnabrück hat noch ihr eignes Konfijtortumt. 


1) Vgl. über diefen $. 65 Lohmann 63—66. 

2) Spangenberg in Lippert Annalen 2, 36. 53—59. Etwas abmeichend 
Wiggers 2, 220. 

Thudichum, Kirchenrecht 17 
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e) Zu Aurich das gemifchte reformirt-lutheriſche Konftjto- 
rium, beſetzt mit 1 weltlihen Direktor, 7 weltlichen Räthen 
(ehemals den Mitgliedern der Yuftizkanzlei zu Aurich), dem refor— 
mirten Generaljuperintendenten, dem lutheriſchen Generaljuperin- 
tendenten und dem erjten Prediger der Stadt Aurich. ES unter- 
jtehen ihm 88 veformirte und 104 Yutheriiche Pfarreien. 

f) Zu Nordhorn, der reformirte Oberfirhenrath für 
die reformirte Grafichaft Bentheim, mit- 14 Pfarreien. Derjelbe 
bejteht aus 1 weltlichen Direktor, 2 geijtlichen Oberfirchenräthen 
und 2 weltlichen Aſſeſſoren. 


8. 55. 


3. Evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig - Hofitein 
und Lauenburg. 


Königl. Preuß. Verordnung vom 24. Sept. 1867, betr. die Errichtung 
eines evangeliſch-lutheriſchen Konfiftoriums in Kiel (G.-5. 1669—1670). 

Gemeinde-Ordnung für die evangel.-luth. Gemeinden v. 16. Aug. 1869, 
8. 60 (©.-©. 993. 994), theilmeife aufrecht erhalten durd die Kirchen- 
gemeinde» u. Synodalordnung v. 4. Nov. 1876, 8. 111 (6-9. 447). 

Preuß. Geſetz v. 23. Juni 1976, betr. die Bereinigung des Herzogthums 
Yauenburg mit der Preußifhen Monardie. $. 5 (G.S. 170). 

Königl. Erlaß v. 4. Nov. 1876, betr. die Einführung einer Kirchen— 
gemeinde= u. Synodal⸗Ordnung für die evangeliſch-Iutheriſche Kirche der 
Provinz Schleswig-Holftein, mit Ausihluß des Kreifes Herzogthum Lauen— 
burg (©.-©. 415—450). 


E. Friedberg, die evang. u. kath. Kirche der neu einverleibten Län— 
der in ihren Beziehungen zur Preuß. Landeskirche und zum Staat. 1867. 
©. 27—32. 

Tald, Handbuh d. Schlesw.-Holft. Privatrechts. 3, 676-760. 1838. 

Sallifen, Chr. Friedr., Abriß des Wiſſenswürdigſten aus den den Pre— 
diger und fein Amt in Schleswig und Holftein betreffenden BVBerordnungen. 
3. Aufl. 1843. (Altona). 

Matthiä, W. Chr, Beichreidung der Kirhenverfaffung in Schleswig 
u. Holftein. 2 Theile. Flensburg 1778—1786. 

Lau, in Herzogs Realencyklopädie 20, 614. 


1. Die Berfaffung der evangelijchzlutherifchen Kirche der 
Provinz Schleswig-Holftein beruht gegenwärtig in erjter Yinte auf 
ven aufgezählten Königlichen Verordnungen, welche vom König 
vermöge feiner landesherrlichen Kirchengewalt erlajjen find, mit 
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vorläufiger Zujtimmung des Yandtags, welcher die Mittel zur 
Ausführung bewilligte. Die als „kirchliche“ Ordnung verfündigte 
Berfafjung vom 4. November 1876 bedarf noch zu ihrer vollen 
Gültigkeit der Genehmigung durch Staatsgefet. Seit dem 1. Juli 
1876 jind auch die evangelifchen Gemeinden im ehemaligen 
Herzogthum Yauenburg unter das evangelifch-Tutherijche Konfijtorium 
zu Kiel gejtellt, und das Lauenburgiſche Konfijtorium aufgehoben 9; 
die DVerfafjung vom 4. November 1876 findet aber auf fie bis 
jetst feine Anwendung. 

2. Die neue Berfaffung ftimmt in den meilten Beziehungen 
überein mit derjenigen der ſechs öjtlichen alten Provinzen, nur daR 
die „Geſammtſynode“ der Provinz die oberite Stufe der ſynodalen 
Gliederung bildet. 

Die Geſammtſynode theilt das kirchliche Geſetzgebungsrecht 
mit dem Könige in voller Ausdehnung, unter Einräumung gewiljer 
Ablehnungsrechte an die Einzelgemeinden 2). 

Der von ihr gewählte aus drei Perfonen bejtehende Synodal— 
ausſchuß nimmt an gewiſſen wichtigeren Beichlüffen des Konſiſto— 
riums Theil ?). 

3. Die landesherrliche Behörde zur Ausübung der Kirchen- 
vegierung iſt das evangeliſch-lutheriſche Konfiftorium zu Kiel, be— 
jtehend aus 1: weltlichen Vorſitzenden, dem Generalfuperintendenten 
für Holjtein und dem für Schleswig, ſowie den erforderlichen geiſt— 
lichen und weltlichen Näthen. 

Das Konfiftorium hat diejenigen Gejchäfte zu beforgen, welche 
durch die Inſtruktion vom 23. Dftober 1817, die Königliche Ka— 
binetSordre vom 31. Dezember 1825 und die Verordnung vom 
27. Juni 1845 und die diejelden erläuternden, ergänzenden und 
abändernden Beitimmungen den Konfiftorien der älteren Yandes- 
fheile überwiejen find 2). Vorgeſetzte Behörde des Konfijtoriums 
iſt der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, an welchen in 
Fällen, welche über die Kompetenz des Konfijtoriums hinausgehen, 
zu berichten iſt. 


1) Preuß. Staatsgefeg vom 23. Juni 1°76, betr. die Vereinigung des 
Herzogthums Lauenburg mit der Preuß. Monardie 8. 5 (G.-9. 170). 
2) 8. 92. 93. ©.-©. 442, 
2) 8, 95 ©.:©. 443. 
4) Bol. jedoch d. Einſchränkung in $. 3, Abf.2 d. Verordn. v. 24. Sept. 1867. 
. a 


260 Preußen. Unirte Kirche in Kurheſſen. 


8. 56. 
4. Die unirte Kirche des Konfiitorialbezirfs Kaſſel (Kurheiien). 


Königl. Preußische Verordnung v. 22. Febr. 1867, betr. die Organifation 
der Verwaltungsbehörden in dem vormal. Kurfürftenth. Heſſen (G.-S. 273). 

Königl. Preußifcher Erlaß v. 13. Juni 1868, betr. die Bereinigung der 
Konfiftorien in Kaffel, Marburg und Hanau zu einem gemeinjchaftlichen Kon- 
fiftorium in Marburg (©.-©. 583. 584). 

Königl. Erlaß v. 24. April 1873, betr. Die anderweite Beftimmung des 
Sites für das fir den Regierungsbezirk Kaſſel einzurichtende Konfiftorium. 
(8.-S. 184). 

Königl. Erlaß v. 27. Sept. 1873, betr. das Disziplinarverfahren gegen 
Geiftlihe und Kirchenbeamte im Amtsbereih des Konfiftoriums zu Kaſſel 
(6.-©. 454). 

Königl. Erlaß v. 22. Juli 1874, betr. die Beftellung und Beftätigung 
der evangeliſchen Geiftlichen im Amtsbereiche des Konfiftoriumg zu Kaffel. 
(G.«S. 271). 


Büff, ©. %, Kurheſſiſches Kirchenrecht, bearbeitet mit Rückſicht auf 
Ledderhoſe und Pfeiffer. Caſſel 1861 (behandelt nur das proteftantifche 
Kirchenrecht). 

Ledderhoſe, C. W, Verſuch einer Anleitung zum Heſſen-Caſſelſchen 
Kirchenrecht. 1785. 

Pfeiffer, Chr. H., Kurheſſiſches Kirchenrecht. 1821. (Neue Bearbei— 
tung des Werks von Ledderhoſe). 

Meyer, Georg, die Beſtrebungen zur Herſtellung einer Presbyterial— 
u. Synodalverfaſſung im Gebiete des ehemal. Kurfürftenth. Heſſen (in Dove's 
Zeitihr. f. K.eR. 10, 408 --441. 1871). 

Oetker, 5, in den „Preußischen Sahrbüchern“ 27, 427—459. 1871. 

Heppe, H., Kichengefchichte beider Heſſen. Heft 2. 1876. 


1. Der Regierungsbezirk Kaffel beiteht aus dem ehemaligen 
Kurfürjtenthum Heffen, dem ehemals Baieriſchen Bezirksamt Gers- 
feld und Yandgerichtsbeztirt Drt ohne Aura, und aus dem früher 
Sroßherzoglih Heſſiſchen Kreife Vöhl, einjchlieglih der Enklaven 
Eimelrod und Höringhaufen 9). 

Ein Königlicher Erlaß vom 13. Suni 1868 ftellte alle zum 
Regierungsbezirk Kafjel gehörigen Yandestheile unter ein neu er- 
richtetes Konſiſtorium zu Marburg, indem die Konfijtorien zu 
Kafjel und Hanau aufgehoben, beztehungsweife mit dem zu Mar— 


2) Königl. Preuß. Verordnung v. 22. Febr. 1867 (G.-©. 273). 
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burg vereinigt wurden. Das neue Konfiitorium wurde der Auf- 
ſicht des Kultusminifters unterftellt. Hiermit waren alſo auch 
die ehemals Baterifchen und Großherzoglih Heſſiſchen Gebietstheile 
unter diejfelben Behörden gejtellt wie die Gemeinden der ehemals 
Kurheſſiſchen Landeskirche. 

Der Königliche Erlaß vom 13. Juni 1868 bejtimmt ferner 
wörtlich Folgendes: „Bet der Zufammenjegung des Konſiſtoriums 
it auf eine Bertretung der verfchtedenen Konfejjionen Rückſicht zu 
nehmen. Dafjelbe hat die Aufgabe, das Necht der verjchiedenen 
Konfefftionen und der in einem Theile des Yandes bejtehenven 
Union, jowie die auf dem Grunde dieſes Nechts ruhenden Ein- 
richtungen zu ſchützen und zu pflegen. Es beſchließt in den zu 
jeiner Entſcheidung gelangenden Angelegenheiten follegialifch nach) 
Stimmenmehrheit jeiner Mitglieder. In jolchen Sachen jedoch, 
welche das Bekenntniß unmittelbar berühren, tjt die konfeſſionelle 
Borfrage lediglich nach ven Stimmen der Mitglieder der betreffenden 
Konfefjion zu entjcheiden. Das Kollegium hat alsdann dieſe Ent- 
ſcheidung jeinem Gejammtbejchluß zu Grunde zu legen, oder, wenn 
Bedenken dagegen obwalten, die Sache zu höherer Entſcheidung 
borzutragen 1).“ 

Das Preußiſche Abgeordnetenhaus verweigerte aber dieſer 
neuen Schöpfung die Anerkennung, verwilligte nur Mittel für die 
drei Heſſiſchen Konfiftorien, jo daß das Geſammt-Konſiſtorium nicht 
in vechtliche Exiſtenz trat. 

2. Im Staatshaushaltsgejeg für 1873 bewilligte endlich 
unter dem Minijterium Falk, der Yandtag die Mittel zu einem 
Geſammtkonſiſtorium zu Kafjel, das außer Mitgliedern, die das 
Amt nur als Nebenamt verjehen, aus einer Anzahl von Räthen 
bejtehen joll, die fich nur den Gejchäften des Kollegiums widmen. 
Ein Königliher Erlaß vom 24. April 1373 verlegte hierauf den 
Sit des Konfiftoriums von Marburg nad Kaffel, und erfolgte die 
Ernennung eines vechtsgelehrten Präfiventen und von 2 weiteren 
weltlichen und 5 geijtlichen Räthen, welche theil8 der veformirten, 
theil8 der lutherischen Konfefiton angehören, während 1 als unirt 
bezeichnet ijt 2). 


988% 
©. 184. Es wurde am 28. Juli 1873 zu Kaſſel eröffnet. 
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Der Erlaf vom 27. September 1873 übertrug ihm die Aus- 
übung der vollen Disziplinarjtrafgewalt über Geiftliche und Kirchen- 
beamte in erjter Injtanz, während der Kultusminifter die zweite 
Inftanz bildet; ein zweiter Erlap vom 22. Juli 1874 ferner das 
Recht der Bejtellung und Beftätigung der evangelifchen Getit- 
lichen, unter Aufficht des Kultusminijters. 

3. Die Grundzüge der übrigen bisherigen Kirchenverfaffung 
bier zu Schildern, erjcheint im Augenblick nicht angezeigt, da eine 
neue Negelung derjelben nahe bevorfteht. 


829% 
5. Umnirte Kirche des Konſiſtorialbezirks Wiesbaden (Naſſau). 


Königl. Preußiſche Verordnung v. 22. Febr. 1867, betr. die Organiſa— 
tion der Verwaltungsbehörden in dem vormal. Herzogthum Naſſau u. ſ. w. 
(G.⸗S. 273). 

Königl. Preußiſche Verordnung v. 22. Sept. 1867, betr. die Errichtung 
eines evangeliſchen Konſiſtoriums in Wiesbaden (G.-©. 1569). 


v. Rönne, Staatsredt d. Preuß. M. 1, b. 677. 678 (1870). 

Dtto, W., Handbuch des beſonderen Kirchenrehts der evangeliſchen 
Kirche in Naſſau. Nürnberg 1828. 

Heydenreid, U. L. C., Aktenſtücke, die Vereinigung der luther. und 
reform. Kiche im Herzogth. Naſſau betr. (in Stäudlin's und Tzſchirner's 
Archiv 4, 1). 

1. Der Regierungsbezirt Wiesbaden bejteht aus dem ehe— 
maligen Herzogthum Naffau, dem ehemals Yandgräflih Heſſen— 
Homburgifchen Amte Homburg, einer Anzahl von früher zum 
Großherzogthum Heffen gehörigen Gemeinden, und der ehemaligen 
freien Stadt Frankfurt a. M. mit ihrem Gebiet )). 

Für alle evangeliichen Gemeinden des Negierungsbezirks, mit 
Ausnahme der Stadt Frankfurt und ihres Gebiets, ift Dur 
Königliche Verordnung vom 22. September 1867 ein „evange- 
liſches Konſiſtorium“ mit dem Sig in Wiesbaden angeoronet 
worden 2). Dafjelbe bejteht aus 1 weltlichen Vorfigenden, dem 
Seneraljuperintendenten, 1 Juſtitiarius und der erforderlichen 
Zahl geiftlicher Käthe. Der Wirkungsfreis des Konfiftoriums 


) 
) &.-©. 1569. 
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iſt der gleiche, wie er bi8 zum Jahre 1867 bei den übrigen 
Preußiſchen Konfiftorien wart). Vorgeſetzte Behörde des Konſi— 
jtortums iſt der Kultusminijter, an welchen in Fällen, die außer— 
halb der Zuſtändigkeit des Konfiftoriums liegen, zu berichten ift. 

2. Die VBerfündigung einer neuen Kirchenverfaffung fteht nahe 
bevor. 


8. 58. 


6. Die lutheriſchen und reformirten Gemeinden der ehemaligen freien 
Stadt Frankfurt a. M. und ihres ehemaligen Gebiets. 


Durch drei Staatsgejege der freien Stadt Frankfurt vom 
5. Februar 1857, nämlich das Organiſche Gefe wegen Abände- 
rung der Konftitutions-Ergänzungs-Afte vom 19. Juli 1816, das 
Geſetz über den Gejchäftsfreis des evangelisch - utherifchen Konſi— 
jtoriums und dasjenige über die Jufammenjegung und den Ge- 
ſchäftskreis des evangelifch-lutherifchen Gemeinde-Vorftandes wurden 
im Sabre 1857 die Kirchlichen Verhältniſſe der Stadt Frankfurt 
und der zu ihrem Gebiet gehörenden fünf Yandgemeinden neu ge- 
regelt 2). Für die evangelifch-Iutheriiche Gemeinde der Stadt mit 
Sachſenhauſen trat gleichzeitig eine „Gemeinde-Drdnung“ in Kraft, 
welche genauere Bejtimmungen über die Gemeindeverfaffung und 
über das geiftliche Amt enthält, und bereits am 3. und 4. No- 
vember 1856 durch Abjtimmung der ganzen Gemeinde unter der 
Borausfekung des Inkrafttretend obiger drei Staatsgejee geneh- 
migt worden war. 

Für die reformirten Gemeinden bejteht eine eigne Verfaſſung 
von früher her, mit einem reformirten Konfijtorium 3). 

Nach der Einverleibung der Stadt und ihres Gebiets in den 
Preußiichen Staat, wurde fie zwar Dem Negierungsbezirt Wies- 
baden zugetheilt, nicht aber unter das für diejen Negierungsbezirk 
errichtete Konfiftortum gejtellt. Vielmehr bejtimmte die König- 


1) Laut Inftruftion v. 23. Okt. 1817, Kabinetsordre v. 31. Dez. 1825 
u. Verordnung v. 27. Juni 1845, und den diefelben erläuternden und 
ändernden Beftimmungen. 

2) Dieſe Staatsgejete find abgedrudt in Dove's Sammlung der neuen 
Kirchenordnungen S. 303—311. 

3) Konftitutions-Ergänzungs-Afte v. 19. Juli 1816, Art. 37 und Ber- 
ordnung v. 8. Febr. 1820. 
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liche Verordnung vom 22. September 1867, 8. 3: „Sur Gebiete 
der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. bleiben bi8 auf Wei— 
teres die dort bejtehenden Konfiftorien in Wirffamfeit ).” Der 
Stadtgemeinde Frankfurt verbleiben ihre Patronatrechte in der 
Stadt mit Sachjenhaufen, jowie in den Ortſchaften Oberuriel, 
Schwanheim, Praunheim, Bonames und Haufen ?). 


So 
7. Unirte Kirche der Fürſtenthümer Walde und Pyrmont. 


Fürftlihe Verordnung v. 2. März 1853, die Organifation des Konfiftorit 
betreffend. 

Gemeindeordnung für die evangeliihe Kirche der Fürftenthümer Waldeck 
und Pyrmont vom 1. Auguft 1857. (Allgem. Kirhenblatt 6, 409). 

Berordnung vom 31. Oftober 1863 (Allgem. Kirchenblatt 13, 165). 

Staatögefe v. 31. Jan. 1873, betr. die Synodalordnung für die ver— 
einigte Kirche der Fürftenthümer Waldel und Pyrmont (Dove's Zeitichrift 
11, 481). 

Synodalordnung vom 29. Augüft 1872 (verkündigt erft unterm 18. Fe— 
bruar 1873, durch das Fürftliche Konfiftorium). Dove's Zeitfchrift 11, 474 
bi8 481. 

Der Schlußfat derfelben Yautet: „Die worftehende Synodalordnung, auf 
der im Juli 1872 gehaltenen Borfynode mit den Abgeordneten der vereinigten 
evangelifchen Kirche der Fürftenthümer Walded und Pyrmont vereinbart 
und am 29. Auguft 1872 von Serenifiimo genehmigt, wird im höchſten 
Auftrage Sr. Durchlaucht des Fürften als Gefet hiermit verfünbigt.“ 


B. Kleinere proteftantiiche Religionsvereine. 


S. 60. 


Die Verfaſſung der kleineren protejtantiichen Religions— 
vereine zu jchildern, kann hier nicht die Abficht fein, da bei der 
geringen Zahl ihrer Mitglieder Fein allgemeines Intereſſe dafür 
beiteht. Dagegen find die Staatsgejege, welche fie als Korpora- 


Y Königl. Preußische Verordnung v. 22. Sept. 1867, betr. die Errich— 
tung eines evangel. Konfiftoriums in Wiesbaden. $ 3. (6.-©. 1569). 

2) Geſetz v. 5. März 1869, betr. die Auseinanderfesung zwiſchen Staat 
und Stadt Franffırt a. M. 8. 1 und 7. (G.:©. 379. 381) und Rezeß 
v. 26. Febr. 1869. Art. 13. (©.-©. 387), beftätiat durch das eben ge= 
nannte Geſetz S. 1. 
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tionen anerkennen und ihre Berfafjung fejtjtellen oder anerfennen, 
wenigſtens aufzuzählen und die vorhandenen wenigen Hülfsmittel 
zur Orientierung über ihre Verhältnijfe anzugeben. 


I. Altlutheraner der acht alten Provinzen. 


Generalfonzefiion für die von der Gemeinschaft der evangeliſchen Landes— 
kirche fich getrennt haltenden Futheraner vom 23. Juli 1845 (Geſetzſamm— 
fung ©. 516—517. Vogt 2, 231). Diefe Generalfonzefiion füllt ihrem 
Inhalte nah ganz in das Gebiet der Öefeßgebung, kann daher nur durch 
Staatsgefets abgeändert werben. 

Cirkular-Erlaß des Minifterd des Kultus, der Iuftiz und des Innern 
vom 7. Auguft 1847 (Minifterialblatt f. d. i. V. 317. Vogt 2, 232. Woche, 
d. Preuß. leg. Pfarrer 75— 78). 

Eine Zufammenftellung weiterer Verfügungen und Nechtsfprüche bei 
L. v. Nonne, Ergänzungen und Erläuterungen des Allgemeinen Landrechts. 
. Ausg. 2. Abth. ©. 773. 774 (1866); auch Vogt 2, 232—235 (1857). 

Jacobſon, evangel. Kirchenreht 1, 124 (1564) und in Dove's Zeitjchr. 
1, 408—410. 

Bode, der Preußifche legale Pfarrer 1875. ©. 72—84. 

v. Hirſchfeld, ©., Neligionsftatiftif der Preuß. Monarchie im Jahre 
1861. Arnsberg 1866. ©. 14 und 82—85. 

Huſchke, Ueber den Sinn der Generalconceffion u. ſ. w. Liegnit 1846. 


I. Xeformirte der Nteverländ. Konfejjion (Kohlbrüggianer). 

Konzefjion vom 24. Nov. 1849. (Bal. Berliner Allgem. Kirchenzeitung 
©. 69.) 

Minifteriafreffript v. 28. Aug. 1854. 

Sacobfon, evangel. KR. 1, 124 und in Dove's Zeitſchr. 3, 358—359. 
v. Hirſchfeld 15 u. 85. 
III. Reformirte Niederſächſiſche Konföveration. 

Einige wenige urfprünglich franzöfisch-reformirte Gemeinden, 
nämlich zu Celle, Göttingen, Hannover und Münden bilden mit 
den außerhalb des Landes, zu Braunjchweig und Bückeburg bes 
jtehenden, jeit 1703 die fogenannte Niederfächfiiche Konföderation !). 
Diefelben jtehen nicht, wie die deutjchereformirten unter den landes- 
herrlihen Konfiftorien der Provinz Hannover, jondern ums 
mittelbar unter dem Königlichen Minijterium der geijtlichen An- 
gelegenheiten. Ihre Verfaſſung richtet fich nach) der Kirchenordnung 
vom 4. September 1839 2). 


or? 


1) Wiggers 2, 221. 
2) 8.-D. für die fonföderirten Gemeinden evangeliich-reformirter Konfeſ— 
fion in Niederfachfen vom 14. Sept. 1849 (Dove's Sammlung 312—323). 
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IV. Die evangelifchen Brüdergemeinden (Herrnhuter). 

Königlihe Konzefjionen vom 25. Dez. 17412, 7. Mai 1746, 18. Juli 
1763, 20. April 1780. 

Edikt v. 9. Suli 1788, die Keligionsverfaffung in Preußen betreffend, 
$. 2 (bei Bogt 1, 54). 

Konzeffion v. 10. April 1789. 

Erlaß vom 29. Juni 1868, betreffS der H.-©. zu Norden. Mojer, 
5 8%. v., Friedrih Wilhelms II. Conceſſion .... v. 10. April 1789, mit 
erläuternden Anmerkungen. Mannh. und Leipz. 1790. 

Jacobſon, evangel. Kirchenreht 1, 124 und in Dove's Zeitfehr. 1, 
395. 396. 

Boche, der Preußifche legale Pfarrer, 1875, ©. 68—72. 

v. Hirfohfeld, ©. 9 und 75. 

Eine ausführliche Begründung der Annahme, daß den Brüdergemeinden 
Korporationsrehte zufommen, enthält das Schreiben des Appellationsgerichts 
zu Slogan an das Kreisgericht zu Freiftadt in Schlefien v. 21. Oft. 1862, 
abgedrudt in Dove's Zeitfchr. 3, 460—468 und v. Rönne, Ergänzungen u. 
Srläuterungen des Allgem. Landrechts 2. Abth. (5. Aufl. 1866) ©. 772. 


V. Böhmiſche Brüdergemeinden. 
v. Hirſchfeld, ©., Neligionsftatiftif, ©. 6, Nr. 3 u. ©. 61. 


VI. Mennoniten. 


Das Geſetz von 12. Juni 1874, betr. die Verhältniſſe der 
Mennoniten!) beſtimmt S. 1: „Mennoniten : Öemeinden fünnen 
durch gemeinfchaftliche Verfügung der Meinifter der Yuftiz, Des 
Innern und der geiftlichen Angelegenheiten Korporationsrechte er- 
langen. 8. 2: Die Ertheilung der Korporationsrechte iſt nur zu- 
läffig und darf nicht verfagt werden, wenn 1. der Bezirk der Ge- 
meinde gengraphiich abgegrenzt iſt, 2. nach der Zahl und ‚Ver- 
mögenslage der dazu gehörigen Mitglieder anzunehmen iſt, daß 
die Gemeinde den von ihr Behufs Ausübung ihres Gottesdienſtes 
nach ihren Grundſätzen zu übernehmenden Verpflichtungen dauernd 
zu genügen im Stand fein wird, — 3. in dem Statut der Ge- 
meinde feine Feſtſetzungen getroffen find, welche mit den glg reinen 
gejeglichen Bejtimmungen im Wiverjpruch ftehen.” 

Abdrüde der älteren Privilegien und Verordnungen von 1780—1866 
bei 2. v. Rönne, Ergänzungen u. E. 5. Ausg. 2. Abth. ©. 768—772. 
(1866). Bol. auch Vogt 2, 238—246. (1857). 

Jacobſon, evangel. KR. 1, 125 (1864) und in Dove's Zeitichr. 1, 
394. 417. 


1) ©.-©. 238, abgebrudt in Dove's Zeitichr. 13, 237. 
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Bode, der Preußifhe legale Pfarrer. 1875. S. 85—91. v. Hirſch— 
feld, 10 und 76. 

VII. Baptiften. 

Geſetz v. 7. Juli, betr. die Ertheilung der Korporationsrehte an Bap— 
tiftengemeinden. (©.-S. 374). Dafjelbe ftimmt wörtlich überein mit dem 
Gele v. 12. Juni 1874, betr. die Verhältniffe der Mennoniten, 8. 1 u. 2. 

v. Hirſchfeld, 39 u. 90. 


C. Katholiſche und altkatholiihe Kirche. 


S40R 
1. Gemeinſames Recht der fathofiihen und altfatholiihen Kirche. 


Die ſyſtematiſche Darjtellung des Nechtes der Fatholifchen 
Landeskirche Preußens bietet, feit fie begonnen hat, ſich in eine 
neufatholifche oder vatifanijche und in eine altfatholiiche zu jpalten, 
manche Schwierigfeiten, weil in wichtigen Beziehungen noch un- 
fertige Verhältnifje bejtcehen; fie hat aber auf der andern Seite 
um jo größere praftifche Bedeutung, als die Staatsgejetgebung in 
der Zufunft noch beftimmter als bisher Stellung über die Trage 
zu nehmen genöthigt fein wird, wie weit die Autonomie der Kirche 
gehen fol und darf. Die proviſoriſche Verfaſſung insbejondere, 
welche fich die altfatholifchen Gemeinden bisher gegeben haben, 
wird in viel weiterem Umfang der Genehmigung durch die Staatö- 
gewalt zu unterwerfen fein. Wir werden fie in einem folgenden 
Paragraphen für fich kurz ſktizziren. 

I. Aufzählung der Staatsgeſetze. 

1. Staatsgejete, welche für den ganzen Umfang der M 
Geltung haben. 

Königl. Verordnung v. 27. Juni 1845, betr. die Reſſortverhältniſſe der 
Provinzialbehörden in Fatholifch-ficchlichen Angelegenheiten (G.?S. 443. 444). 

Gefe v. 11. Mai 1873 über die VBorbildung und Anftellung der Geift- 
fihen $. 29. (G.-©. 197). 

Königl. Verordnung v. 6. Dez. 1873, betr. die Vereidigung ber fatho- 
liſchen Biſchöfe (Erzbifchöfe, Fürftbifchöfe) in der Preußiſchen Monarchie. 
(6.:©. 479). 

Geſetz v. 20. Mai 1874 über die Verwaltung erledigter fatholiiher Bis— 
thümer (6.-©. 135— 139). 

Geſetz v. 22. April 1875, betr. die Einftellung der Leiſtungen aus 
Staatsmitteln für die römifch-fatholifhen Bisthümer u. Geiftlihen. (G.-©, 
194—196). 
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Geſetz v. 31. Mai 1875, betr. die geiftlihen Orden und ordensähnlichen 
Kongregationen der fatholifhen Kirche. (G.-©. 217—218). 

Gefet v. 20. Juni 1865, betr. die Bermögensverwaltung in ben fatho- 
liſchen Kirchengemeinden. (©..©. 241—258). 

Geſetz v. 4. Suli 1875, betr. die Rechte der altkatholifhen Kirchen— 
gemeinfhaften an dem Firchlichen Vermögen. (G.-©. 333— 334), 

Königl. Verordnung v. 27. Sept. 1875 über die Ausübung der Auf- 
fihtsrechte de8 Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden (©.-©. 571. 572). 

Geſetz v. 7. Juni 1876 über die Auffichtsrechte des Staats bei der Ber- 
mögensverwaltung in ben Fatholifchen Diözefen. (G.-©. 149—152). 

Königl. Verordnung v. 29. Sept. 1876 über die Ausübung der Auf- 
fichtsrechte des Staats hei der BVBermögensverwaltung in den katholiſchen 
Didzefen. (©.-S. 401—402). 


2. Staatsgeſetze, welche nur für einzelne Provinzen Geltung 
haben, und zwar: 

a) Für die acht alten Provinzen. 

Königl. Kabinetsordre v. 23. Auguft 1821, betr. die Königl. Sanktion 
der püpftlihen Bulle, d. d. Rom, den 16. Juli 1821. (G.-©. 113—152. — 
Obwohl die Bulle „De salute animarum“ niht in allen Punkten die Kö— 
niglihe Sanktion erhalten bat, ift fie in der Gefeßfammlung doch vollftändig 
Lateiniſch und Deutſch verfündigt. Zu den wenigen Abbrüden, welche auch 
die Ueberfegung beifügen, gehört der bei Hermens, Handb. 2, 696— 743). 

Breve des Papftes Pius VII. an die Domtapitel vom 21. Juli 1821, 
welches mit den Worten „Quod de infidelium* beginnt; — zuerft 1837 
öffentlich befannt geworden und zur ftaatsgefetlihen Norm erhoben Durch 
Geſetz vom 11. Mat 1873 über die VBorbildung und Anftellung der Geift- 
lichen 8. 29 (abgedrudt bei Schulte, die Rechtsfrage ©. 53. Friedberg, Staat 
u. Biihofswahlen. 1874. Beil. ©. 244—247. Walter, Fontes 262—263). 

Verabredung zwifhen König Friedrih Wilhelm IV. und Papft Gre— 
gor XVI. v. 23./24. September 1841, die Biihofswahlen betreffend, nieder— 
gelegt in gleichlautenden Noten. (Erſt im J. 1569 befannt geworben Durch 
Friedberg, das Veto der Regierungen, Anlage K.) 

Sm Geltungsgebiet des Preußischen Allgemeinen Landrechts von 1794 
kommen ferner defjen Borfchriften, auf dem linken Rheinufer die DOrganifchen 
Artikel v. 8. April 1802 zur Anwendung. (Bgl. oben S. 195. 197—199.) 


b) Hannover. 


Königl. Hannoverfhe Verordnung v. 20. Mai 1824, über die befchränfte 
Sanftion der Bulle des Papſtes Leo XII. v. 26. März 1824. „‚Impensa 
Romanorum Pontificum.“ (G.-©. 1, 87; Walter, Fontes 276). 


c) Schleswig-Holitein. 


Herzogl. holfteinisches Gefeß vom 4. Sul 1863 (in Dove's Zeitichrift 
209). 
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Verordnung der Civilkommiſſäre Defterreih8 und Preußens für das 
Herzogtum Schleswig v. 23. April 1864 (Dove's Zeitihrift 6, 144). 


d) Gebietstheile, welche zu den Diözefen der Oberrheiniichen 
Kirchenprovinz gehören. 

Kurfürftl. Heflifche Verordnung dv. 31. Aug. 1829, betr, die Verkündigung 
der päpſtlichen Bullen v. 16. Aug. 1821 „Provida solersque“ und vom 
11. April 1827, „Ad dominiei gregis custodiam“. (Kurheſſ. ©.-5. 45; 
Walter, Fontes 339. Die Artifel V. u. VI. ver letteren find wie in allen 
Staaten der Oberrheinifchen Kirchenprovinz mit abgebrudt, obwohl fie von 
der Regierung nicht angenommen wurden.) 

Kurfürftl. Verordnung v. 30. Aug. 1829 über die Beſetzung der Kirchen- 
ümter (Walter, Fontes 350). 

Kurfürftl. Verordnung v. 31. Aug. 1829 über die bifhöflihe Gewalt in 
Strafſachen und an dem Unterrichtsanftalten. (Walter, Fontes 351—353). 

Kurfürftl. Verordnung v. 18. Sept. 1829 über die Errichtung des Bis— 
thums Fulda. (Walter, Fontes 353—358). 

Kurfürftl. Verordnung v. 30. Jan. 1830, betr. die Ausübung bes ver- 
faffungsmäßigen Schuß: und Auffichtsrecht8 des Staats über die Fatholiiche 
Kirche (gleichlautend in allen Staaten der Oberrheintfchen Kirchenprovinz er— 
lajien). 

Kurheſſ. Berfaffungsurfunde v. 5. San. 1831, 8. 135. 

Herzoglich Naſſauiſches Edikt v. 9. Oft. 1827. 

Geſetz der freien Stadt Frankfurt a. M. v. 2. März 1830. 


3. Quellen⸗Sammlungen und Literatur. (Ueber erſtere ver— 
gleiche ſchon oben S. 197.) 


Hinſchius, P., die Preußiſchen Kirchengeſetze der Jahre 1874 und 
1875 mit Kommentar. 1875. (Ueber den Kommentar deſſelben Verfaſſers 
zu den die katholiſche Kirche nicht allein berührenden Staatsgeſetzen des 
Jahres 1873 vgl. oben S. 194). 

v. Rönne, L., Staatsrecht der Preuß. M. 1, b, 646—653. 1870. 

Laspeyres, E. A. Th, Geſchichte u. heutige Verfaſſung der katho— 
liſchen Kirche Preußens. Bd. 1. 1840; größtentheils geſchichtlichen Inhalts. 
Eine Fortfegung ift nicht erfchienen. 

Schroetter, (Kreisrichter), die rechtl. Stellung der fathol. Biſchöfe 
in Preußen feit Emanation u. im Geltungsbereiche des Allgem. Landrechts. 
1875. 

Spangenberg, ©, das Territorialfirhenreht im Königreih Han— 
nover (in Lippert's Annalen des Kirchenrechts 2, 55—60 u. 3, 39—44. 
1831. 1832). 


U. Die maßgebenden Staats- und Kirchengeſetze. 
Die Verfaſſung der katholiſchen Kirche Preußens iſt in den 
meilten für den Staat wichtigen Punkten durch die oben aufge 


. 
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zählten jtaatlichen Gejege und Verordnungen des 19. Jahrh. jowie 
durch das Allgemeine Yandrecht von 1794 geregelt. Die Satungen 
der römijchen Päpfte, ver Konzilien, der Biſchöfe fommen nur in 
dem Umfang in Betracht, welcher bereits oben ©. 210— 214 dar— 
gelegt worden ijt. 

Einer genaueren Ausführung bedarf an dieſem Drte die 
Stage, welche Bedeutung der Bulle de salute animarum und 
dem dazu gehörigen Breve, ſowie den in den neuen Provinzen 
ehemals verfündigten Bullen nah jtaatsrechtlichen Grundſätzen 
zufommt, da hierüber bisher jehr verichievene Auffafjungen 
herrichten. 

1. Hinfichtlich ver Bulle de salute find folgende Thatſachen 
feftzubalten. Nachdem der Preußiſche Staat jeit Beendigung des 
Befreiungskrieges feine neue Gejtalt erhalten hatte, traf der König 
unterm 30. April 1815 und 23. Dftober 1817 einige der noth- 
wendigjten Anordnungen über die vorläufige Verwaltung der 
fatholiichen SKirchenangelegenbeiten, fette fich aber jeit Juli 1816 
mit dem. Papft in Verbindung, um fih für die zu jchaffenden 
Einrichtungen des Einverſtändniſſes vefjelben zu verjichern, und 
zwar ließ er fich dazu herbei, die Verhandlungen in Nom, anjtatt 
in Berlin führen zu laffen. Ein Konkordat zu jchließen beabfich- 
tigte die Regierung niemals und hat es nicht gejchloffen; man 
wechjelte verſchiedene Noten und die Unterhändler fonjtatirten jo 
unterm 25. März 1821 das beiderjeitige Einverjtändniß, welches 
der König unterm 9. Juni guthieß. Unterm 16. Juli erließ dar— 
auf der Papſt Pius VII. eine Bulle „De salute animarum“, 
welche er dem Könige übergeben ließ (va fie ohne Königliches 
Plazet nicht verfündigt werden fonnte) und eine in ver Geſetz— 
jammlung ©. 113 abgedrudte Königliche Kabinetsordre vom 
23. Auguft 1821 brachte hierauf den ganzen Wortlaut der Bulle 
zur Öffentlichen Kenntniß, indem fie denjelben mit mehreren aus- 
drüclichen Vorbehalten janftionirt und fie zum bindenden Statut 
ver Fatholifchen Kirche des Preußifchen Staats erklärt. Die an den 
Staatskanzler gerichtete Ordre lautet: 

„Da die Mir von Ihnen vorgelegte päpjtliche Bulle, welche 
mit den Worten: „de salute animarum“ anhebt, und aus Nom 
vom 16. Suli d. 3. (XVII. Cal. Aug.) datirt iſt, nach ihrem 
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wejentlihen Inhalt mit jener Verabredung!) zufammenjtimmt, 
die unter dem 25. März d. 3. in Betreff der Einrichtung, 
Ausjrattung und Begrenzung der Erzbisthümer und Bis— 
thümer der Fatholiichen Kirche des Staats und aller darauf Be- 
zug habenden Gegenftände, getroffen, auch von Mir bereits unter 
dem 9. Juni d. 3. genehmigt worden tft; jo will Ich, auf Ihren 
Antrag, auch dem weſentlichen Inhalt diefer Bulle, namlich 
dem, was die auf vorerwähnte Gegenjtände fich beziehenden ja ch - 
lichen Verfügungen betrifft, hierdurch Meine Königliche Billigung 
und Sanftion ertheilen, Eraft deren dieje Verfügungen als bin- 
dendes Statut der fatholifchen Kirche des Staats von allen, 
die es angeht, zu beobachten find. Diefe Meine königliche Billi- 
gung und Sanktion ertheile Ih vermöge Meiner Majejtäts- 
rechte, und diejen Rechten, wie auch allen Meinen Unterthanen 
Evangeliſcher Neligion und der Evangeliichen Kirche des Staats, 
unbejhadet Demnach iſt ein Abdruck diefer Bulle in der 
Geſetzſammlung aufzunehmen, und für die Ausführung verjelben 
durch das Minifterium ver geiftlichen Angelegenheiten zu jorgen. 
Berlin, den 23. Aug. 1821. Friedrich Wilhelm. An den Staats- 
fanzler Herrn Fürften von Hardenberg.“ 

Die rechtliche Natur dieſes Erlafjes ift folgendermaßen zu 
bejtimmen: 

a) Nach dem damaligen Preußiſchen Staatsrecht, wonach dem 
König unumſchränktes Geſetzgebungsrecht zufam, jtellt jich die Ka— 
binetsordre als eine Vorfcehrift dar, die jeit dem Inelebentreten 
der Berfaffung vom 31. Sanuar 1850 entweder zu den Geſetzen 
oder Königlichen Verordnungen zu vechnen iſt. Ein Theil des 
Inhalts der Bulle gehört wohl unzweifelhaft zu den Gegenjtänden, 
welche im fonjtitutionellen Staat durch Geſetz zu regeln find. 
Indeſſen iſt thatjächlich nach 1850 Manches an der Bulle im 
bloßen Verordnungsweg geändert worden, und jchon vor 1850 tjt 
dieß ebenfalls gejchehen, nämlich durch Kabinetsordres, welche 
nicht in der Geſetzſammlung verfündigt wurden, was bei Geſetzen 
nothivendig geweſen wäre. In neuerer Zeit gerieth dieje Trage 
um jo mehr ing Dunkel, als man mehr und mehr anfing, die 
Bulle als einen Vertrag aufzufajjen. 

1) Der Ausdruck „Vertrag“, ja felbft der Ausdruck „Bereinbarung“ 
werden geflifientlich vermieden (!). 


19 Preußen. Katholifhe und altkatholifhe Kirche. 


b) Durch die Thatfache der Verkündigung der päpftlichen 
Bulle erfannte der König keineswegs ein Gejetgebungsrecht des 
Papftes über die Fatholiiche Kirche Preußens an, da die Kabinets— 
orore beftimmt das Gegentheil ausjpricht, indem jie bejagt: 
aa) daß die Bulle nur Kraft der Königlichen Sanftion in Gel- 
tung trete; bb) daß der König fie vermöge feines Majejtätsrechts, 
aljo vermöge feines unbeſchränkten GejetgebungsrechtS jederzeit 
abzuändern fich vorbehalte, cc) daß die Bulle darum auch mur 
die fünigliche Genehmigung erhalten habe in ihrem „wejentlichen“ 
Inhalt, was die „jachlichen” Verfügungen über Einrichtung, Aus- 
ftattung und Begrenzung der Bisthümer u. ſ. w. betreffe, daß 
alfo feineswegs aus ihrer Form, als einer päpftlichen Ver— 
ordnung, etwas den Majeftätsrechten Nachtheiliges abgeleitet wer- 
den dürfe. b 

Es iſt in neuerer Zeit von fatholiichen und protejtantifchen 
Schriftſtellern die Behauptung aufgejtellt worden, daß der Kabi- 
netsordre vom 23. Auguft 1821 und der durch fie verfündigten 
Bulle. ein Bertrag, alfo mit andern Worten ein „Konkordat“ 
zwifchen König und Bapft zu Grunde liege, woraus freilich wieder 
jehr verjchievene Folgerungen gezogen werden wollten. Die 
Bertreter des päpftlichen Standpunkts folgerten: Die Preußtiche 
Staatsgejesgebung dürfe Nichts ändern ohne Zuftimmung des 
Papftes, dem fie dagegen freies Aenderungsrecht unbedenklich zu— 
Iprechen. 

Zu den früheiten Vertretern der DVertragsthenrie gehört 
Laspeyres in feiner Gejchichte und heutigen VBerfaffung der katho— 
liihen Kirche Preußens. 1840. 1, 365—874. Nachdem dann 
das Obertribunal fie in einem Grfenntnig vom 11. Mär; 1850 
adoptirt hatte!), folgten ihr eine große Zahl auch von protejtan- 
tiſchen Schriftitellern 2). 


1) Sammlung der Entiheidungen 19, 409. 

2) Zu den Proteftanten, welche die Bulle für einen „Vertrag“ erklären, 
gehören: A. Dove, der neuere Bearbeiter des Richterſchen Werks, Auflage 
von 1874. ©. 530. (Die Bulle fei ein „völferrechtliher” Bertrag). Ferner 
Friedrich v. Sybel, das Recht de8 Staates bei Bilhofswahlen. 1873. 
©.4; Triedberg, Staat u. Bifhofswahlen. 1874. ©. 358. 378.432, welder 
fonfegquent folgert, daß auch durch ein Preußifches Staatsgejets die Bulle 
nicht interpretirt werden fünne, fondern daß dieß nur durch neuen Vertrag 
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Den älteren Schriftitellern tft diefe Auffaffung durchweg un— 
befannt; fie verneinen alle, daß ein Vertrag gejchlofjen werben 
wollte und gejchlojjen worden iſt; jo Eichhorn, Kirchenrecht 1, 408 
bi8 410. 1831; Klüber, öffentliches Recht, 8. 509, Note 6. 
Neuerdings ijt denn auch die ältere Auffafjung wieder lebhafter 
vertreten worden; insbeſondere äußerte der Kultusminifter Falk 
am 14. April 1875 im Preußiichen Herrenhaus: „Was die Bulle 
de salute betrifft, jo iſt die Staatsregierung der Anficht, daß 
beive Theile, jowohl die Kurie wie der König fich vollftändig be- 
wußt gewejen find, e8 handle fich bier nur um zwei einfeitige 
Afte, aber nicht um einen Vertrag.“ 

Böllig entjcheidend fällt die Thatſache ing Gewicht, daß eine 
Bertragsurfunde niemals aufgejegt, nicht unterjchrieben, nicht rati— 
fizirt worden iſt, aljo die bei jedem üöffentlichrechtlichen Vertrag 
ebenjowohl gewöhnliche als durchaus nothwendige Form der DVer- 
tragsichliegung nicht beobachtet worden iſt. Nach völferrechtlichen 
Kegeln exiſtirt demnach fein Vertrag; und noch weniger dürfen 
die Preußiſchen Staatsbehörden einen jolchen in der Bulle erbliden, 
da die Geſetzſammlung feinen jolchen verfündigt hat. 

Ob ein Biſchof, Domkapitular, Vikar eine gerichtliche 
Klage auf Ausfolgung der in der Bulle ausgejegten Bejoldungen 
und Bezüge babe, oder ob es nur ein Beſchwerderecht im Ver— 
waltungswege deßhalb gebe, ijt eine ganz für fich zu beantwortende 
Frage. Demm nicht nothwendig entipringt aus allen gejetlichen 
Vorſchriften ein jolches gerichtliches Klagerecht. 

Die ganze eben behandelte Trage hat in der Gegenwart 
nur eine allgemein prinzipielle und hiſtoriſche, dagegen feinerlei 
praftiiche Bedeutung mehr. Denn wenn die Bulle ein Vertrag 
wäre, jo würde fie durch die Kriegserflärung des Papites gegen 
Preußen längjt ihre verbindliche Kraft verloren haben 9. 


gefhehen könne; fchlage freilich diefe vertragsmäßige Auslegung fehl, jo müßte 
fih die Regierung einfeitig ganz von der Bulle Losfagen (). Th. Meier, 
das Preußiſche gemeine und provinztelle Kirchenrecht. 1868. ©. 424, Note 
379. In der Situng des Preußiſchen Herrenhaufes v. 14. April 1875 
fpraden auch Graf Udo zu Stolberg und Prof. Georg Befeler der 
Bulle die Natur eines völferrehtlihen oder Staats-Vertrages zu. 

) Sp auch Kultusminifter Falk im Preuß. Herrenhaus am 14. April 
1875. 

Thudichum, Kirchenrecht. 18 
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2. Unter dem nämlichen Tag, von welchem die Bulle de sa- 
lute datirt ift, 16. Juli 1821, erließ der Papft ein Breve an 
die Domkapitel, welches diefelben anmeilt, nur ſolche Perjonen 
zu Biſchöfen zu wählen, die dem König angenehm jeien, und jich 
hierüber vor der feierlichen Wahl zu verfihern. Diefe Weijung in 
die Bulle jelbjt aufzunehmen, hatte Nom abgelehnt, weil fein 
Papſt fich für ermächtigt halten dürfe, einem nicht Fatholifchen 
(kanoniſch gejprochen einem Feßeriichen) Fürſten ſolche Nechte offen 
zuzugeftehen, dies vielmehr nur in der Stille gejchehen dürfe. Der 
Papſt hatte übrigens dem Könige die Zujage gegeben, daß er 
dieſes Breve erlaffen werde !), und es bildete die Erfüllung diefer 
Zufage eine Borausjegung, dafür, daß der König den Inhalt der 
Bulle genehmigte. Das Breve wurde auch der Preußtjchen 
Regierung behändigt und von diefer den Domfapiteln zugeftellt, 
und ihm biermit die Eigenſchaft eines ftaatlichen Befehles bei- 
gelegt. 

Das Breve ließ der Papft auch für die Domkapitel ver öſt— 
lichen Diözefen ausfertigen, für welche es eigentlich überflüſſig 
war; und die Regierung verjtand fich nach einigem Zögern Dazu, 
es auch diejen mitzutheilen ?). In der Preußijchen Geſetzſamm— 
lung wurde e8 nicht verfündigt, alſo auch nicht Staatsgeſetz im 
formellen Sinne. Sein Inhalt, d. h. die den Domfapiteln auf- 
gelegte Berpflichtung, ift erſt jpäter durch das Staatsgefeß vom 
11. Dat 1873, 8. 29 zu einer ftaatsgejetlichen Norm erhoben, 
d. h. die Abänderung deſſelben zu einem &egenjtand der Gejeß- 
gebung erklärt worden. Auf ven Wunſch des päpftlichen Hofes 
wurde das Breve auch überhaupt nicht öffentlich befannt gegeben, 
felbjt den übrigen deutſchen Negterungen, namentlich der babiichen, 
welche um eine Abjchrift vergebens bat, verheimlicht 3). Deffent- 
lih befannt gemacht worden iſt es zuerjt im Sahre 1837 durch 
eine Belgiſche Zeitjchrift, das Journal historique et litteraire 
de Liege. 


) Erklärung des Kardinals Conſalvi v. 9. Februar 1821. Note ber 
Preuß. Regierung v. 20. März 1821 und Antwort Conſalvi's dv. 25. März 
(abgedrudt bei Friedberg, das Veto, Anlage G. N. und I. und Friedberg, 
Staat und Bifhofswahlen. 1874. ©. 58. 357). 

2) riebberg, das Veto. ©. 13. 14. 

?) Friedberg, Staat und Bifhofswahlen. 1874. ©. 359 und 167. 
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3. Bet den Bullen für Hannover und die Oberrheinifche 
Kirchenprovinz liegt die Sache genau ebenfo wie bei ver Bulle de 
salute anımarum, nur daß bei ihnen noch viel weniger Schein 
für das Borhandenjein eines Vertrags vorliegt. 

Auf die Frage it unten bei Württemberg und Baden zurüd- 
zufomment. 

III. Rechtsſtellung der Altkatholifen. 

1. Die päpftliche Konftitution vom 24. April 1870 über den 
Glauben, und die Konftitution vom 18. Juli 1870, welche ven 
Zitel führt „Erſte Dogmatifche Konjtitution über die Kirche 
Ehrifti” und mit den Worten „Pastor aeternus“ beginnt, in 
ihrem vierten Kapitel aber „das unfehlbare Lehramt des Römiſchen 
Papſtes“ definirt — dieſe Konjtitutionen find von den ſämmt— 
lichen Biſchöfen in Preußen als für ſich verbindlich angenommen 
und auch dem ihnen untergebenen Klerus und Volk als verbindlich 
verfündigt worden. 

Die Staatsregierung legte der Verfündigung fein Hinderniß 
in den Weg, glaubte vielleicht auch nach Lage der Preußiichen Ge— 
jetgebung dazu nicht befugt zu fein, unterließ aber auch alle 
Schritte um ein Verbot diefer Dogmen durch Staatsgeſetz herbei- 
zuführen. Dagegen machte der Kultusminijter v. Mühler im J. 1871 
im Auftrage des Königs den Bijchöfen die Mittheilung: „Tritt (in 
der Lehre der Kirche) eine Aenderung ein, wie e8 durch die Kon— 
jtitution vom 18. Juli 1870 gejchehen tjt, jo tjt der Staat weder 
verpflichtet, noch auch nur berechtigt, die Anhänger der alten Lehre 
in ihrem Verhältniß zum Staat als Abtrünnige zu behandeln. 
Sie find ihres Anspruchs auf den Schu des Staates nicht da— 
durch verluftig gegangen, daß die Kirche ven Inhalt ihrer Lehre 
verändert hat, und dieſer Schutz wird ihnen nach wie vor gewährt 
werden.“ 

Katholijche Geiftliche wurden indejjen gegen Strafverfürungen 
der Biſchöfe im Verwaltungsweg nur unvollftändig gejchütt. 
Nur injofern fie zugleih vom Staat angejtellte Religionslehrer 
waren, verjagte der Kultusminijter den Abjegungsvefreten der 
Biſchöfe die rechtliche Wirkung 9. 


1) Erlaß des Kultusminifters v. Mühler an den Biihof von Ermland 
v. 29. Juni 1871 Dove's Zeitfehrift 11, 103—105). 
18* 
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2. Die volle Tragweite jener Konjtitutionen lernte man in— 
zwischen mehr und mehr begreifen. Im Zujammenhang mit den 
bereits früher von dem Papſte erlaffenen Ausjprüchen jtellen jte 
fih nämlich dar als Anjpruch einer dem Papjte über alle Chrijten, 
auch alle Proteftanten zufommenden Obergewalt, welche über jeder 
Staatsgewalt fteht, jodann als Aufforderung an Klerus und Volk 
den ftaatlichen Gejegen und Obrigfeiten injoweit den Gehorjam 
zu verweigern, als der Papſt die Yeiltung dieſes Gehorſams ver- 
bietet. Umjturz der meijten geltenden Staatsgejege, namentlich 
Bernichtung aller Kirchen außer der päpftlichen ijt das Endziel 
diejes Syſtems. 

Daß dem fo fet, jollte fich ſchnell durch die That bewähren ; 
nicht bloß erklärten die ſämmtlichen Biſchöfe Preußens, öffentlich 
und in Eingaben an die Negierung, mehreren neuen von Krone 
und Landtag erlafjenen Geſetzen nicht gehorchen zu wollen, und 
bethätigten auch diefen Ungehorſam bei jedem Anlaß, fondern auch 
der Römiſche Papſt unternahm e8 in einem Aundjchreiben (Ency— 
fifa) an die Biichöfe Preußens vom 5. Februar 1875, die Preu— 
Biichen Gefege für „ungültig“ und wie für Sklaven gemacht zu 
erflären und alle Preußiichen Unterthanen und Staatsbeamten, 
welche fie befolgen oder ausführen helfen würden, mit Dem großen 
Kirchenbann zu belegen ?). 

3. Nach diejen jehr deutlichen Verſuchen der Verwirklichung 
des Unfehlbarfeits- Dogmas jchritt die Staatsgewalt zur Gegen- 
wehr. Geijtliche und Laien, welche den Staatsgefegen Gehorjam 
leiften, nahm fie durch die Geſetze über firchliche Zuchtmittel und 
Dieziplinargewalt gegen Verfolgung Seitens der Bilhöfe im 
Schuß, jehrieb vor, daß Niemand ein bijchöfliches Amt erhalten 
oder verwalten könne, wenn er nicht zuvor das uneingejchränfte 
etdliche VBerjprechen des Gehorſams gegen die Staatsgeſetze ge- 
leiftet habe und jperrte endlich denjenigen Stlerifern, welche aus 
Staatsmitteln Bejoldungen bezogen, dieſe Bezüge auf jo lange, 
als fie nicht das Verſprechen leilten, die Geſetze des Staats be- 
folgen zu wollen. (Bgl. oben ©. 15 und 19). Im Yaufe ber 
Zeit wurden ferner die Mehrzahl der Bischöfe wegen zahlveicher 

1, Abgedrudt in Moy's Archiv f. fathol. Kirchenrecht 33, 373. Acta 
s. sedis, 8, 301. In deutſcher Ueberſetzung in Schultheß, europäifcher Ge— 
[hichtsfalender. 1875. ©. 408—411. 
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Fälle von Ungehorſam gegen die Geſetze vor den Gerichten verfolgt 
und ihrer Aemter entſetzt. 

Durch die aufgeführten Vorſchriften hat die Staatsgewalt 
das Unfehlbarkeitsdogma als ein ſtaatsgefährliches bezeichnet und 
namentlich Jeden für die Zukunft als zum Biſchofsamt unfähig 
erklärt, der nicht eidlich die vom Papſt angeſprochene Obergewalt 
ablehnt. Aber ſie hat die letzten Konſequenzen nicht gezogen; ſie 
hat die Ausbreitung des Dogmas in Kirche und Schule nicht bei 
Strafe verboten und auch Biſchöfe und Kleriker, welche den 
Gehorſam thatſächlich auffündigen und welche das vom Geſetz ge— 
forderte Berjprechen des Gehorſams zu geben zögern, noch nicht 
ihrer geiftlichen Aemter entkleidet. 

4. Solange der Römiſche Papit feine Konftitutionen nicht 
zurüdgenommen und die Biichöfe fammt allen Katholifen Preußens 
nicht zur Befolgung aller Staatsgejege angewiejen hat, braucht 
die Preußijche Staatsregierung feinerlei Nechte des Papſtes auf 
Preußiſchem Staatsgebiet fürder anzuerkennen. Der Papſt bat 
ihr in jo ausgejprochener Form den Krieg erklärt, daß es als 
Pflicht der Regierung erjcheint, die gefährdete Souveränetät des 
Staats mit allen Mitteln zu wahren und nicht durch fortdauernde 
Anerkennung diefer auswärtigen geijtlichen Deacht die Preußiſchen 
Unterthanen in ihrer Unterthanenpflicht irre zu machen. Freilich 
wäre es mehr Aufgabe der Neichsgewalt gewejen nach diejer Seite 
der auswärtigen Angelegenheiten fowohl für Preußen, als alle 
deutichen Staaten abwehrend einzutreten, zumal die Strafgejeß- 
gebung in weiteftem Umfang in der Hand des Neichs ruht. Zur 
Kündigung der dem Papſt ehemals eingeräumten Nechte erjcheint 
die Preußiiche Regierung aber nach der Neichsverfaflung immer 
noch vollfommen zuftändig. 

Die Preußiſche Negierung hat hiernach auch bereits verfahren, 
namentlich den altfatholiihen Bifchof eingefegt, und in feinem 
Amte geichütt, obwohl derjelbe eine päpftliche Konfirmation nie 
nachgelucht und nie erhalten hat, vielmehr jchon vor feiner Wahl 
ausdrüclich erfommunizirt war und nach feiner Einjegung vom 
Papjt nochmals verdammt worden tft). 


1) Encyklika v. 21. Now. 1873 bei Friedberg, Aktenſtücke, die altkatho— 
Yifhe Bewegung betr. 390— 393. 
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Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß die Unſicherheit, welche 
mit 1848 in Folge der Verfaſſungsurkunde in Beziehung auf die 
wichtigſten Fragen des Preußiſchen katholiſchen Kirchenrechts ein— 
geriſſen war, ſeit 1870 noch weſentlich geſteigert worden iſt. 

5. Die Geſetze vom 20. Juni 1875 über die Vermögens— 
verwaltung der katholiſchen Kirchengemeinden und vom 4. Juli 
1875 über die Nechte der altfatholiichen Kirchengemeinichaften 
an dem firchlichen Vermögen, jtellten endlich außer Zweifel, daß 
diejenigen Preußischen Katholiken, welche von den Bijchöfen etiva 
wegen ihrer Nichtannahme der vatifaniichen Dekrete als von der 
Kirche ausgejchlojjen behandelt werden wollten, an allen Ver— 
mögensrechten ihrer Kirche vollen Theil behalten. 

Das erftere Geſetz erfennt fie, wenn noch nicht mit ausdrück— 
lichen Worten, fo doch durch den Inhalt namentlich der 88. 25 
bis 27, als wahlberechtigte und wählbare Gemeindegliever ar, 
und legt die Entjcheivung über Einjprüche in letter Inftanz der 
biichöflihen Behörde „im Einvernehmen mit ven Negierungs- 
präfidenten bei !).“ 

Noch entichievener thut dies das jüngere Gejek vom 4. Juli 
1875, welches von denjenigen Katholiken handelt, die nicht blog 
die vatikaniſchen Defrete ablehnen, jondern auch einer altkatholiichen 
Semeinjchaft beitreten. Diefen Gemeinschaften fichert e8 bejtimmte 
Kechte zu und verfügt zugleich, daß ein „Pfründen-Inhaber, 
welcher der altfatholiihen Gemeinſchaft beitritt, im Beſitz und 
Genuß der Pfründe bleibe”. Hiermit find Gerichte und Ver— 
waltungsbehörden nunmehr ftaatsgejeglih verpflichtet 
worden die genannten Katholifen gegen Verkümmerung ihrer Rechte 
zu ſchützen. 

Die Verfaſſung, welche fich die Altfatholifen des ganzen Reiche 
gegeben haben, ijt damit noch nicht für Preußen jtaatsgejetlich 
anerkannt, aber die proviſoriſche Anerkennung derjelben durch die 
Regierung, joweit eine folche fich aus der Anerkennung des Bir 
ſchofs Reinkens folgern läßt, im Allgemeinen gutgeheißen. 

Auf die Frage, ob die Altfatholifen fih durch Annahme 
diefer Verfaffung, die der Papſt ja auch ausprüclich verdammt hat, 
von, wejentlichen Einrichtungen der Ffatholiichen Kirche losgeſagt 
haben oder nicht, darf von den Staatsbehörden nun nicht weiter 

ı) Wahlordnung vom 20. Juni 1875, Art. 2. 
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eingegangen werden, da der Gejetsgeber ſelbſt dies für irrelevant 
erachtet hat; am Wenigften kann der Umftand irgend Etwas gegen 
fie entjcheiven, daß fie den Primat des Papftes in dem Sinne, 
wie, ihn die Päpſte verftehen, verwerfen, da der Staat diejen 
Primat mit feiner Sylbe garantirt hat und gegenwärtig überdies 
den Papſt nicht anerfennt. 

Bei der Faſſung der Preußiſchen Geſetze tft im Gegenjat zu dem 
entjprechenden Badiſchen zu beachten, daß der vatifantjchen Des 
frete darin mit feiner Shlbe gedacht it, was fonfequenter ericheint 
als das Badiiche Verfahren; denn wenn das Gejet jie erwähnte, 
durfte es nur in der Form eines Verbots derjelben geſchehen. 
Sodann find nicht wie im Badiſchen Gejeß „alle bezüglich der 
römijchefatholifchen Kirche des Yandes erlaffenen Staatsgefege” als 
anwendbar erklärt auf die Altfatholifen 1), weil diefe Vorjchrift, 
wenn fie auch in den meijten Beziehungen zutrifft, nicht zu Der 
Anerkennung des altkatholifchen Biſchofs paßt. der in ganz anderer 
Weiſe gewählt worden ijt, als die Bifchöfe bisher gewählt wurden. 

IV. Verfaſſung der katholiſchen Kirchengemeinden. 

1. Nach dem Staatsgefeg vom 20. Juni 1875 bat jede 
fatholiihe Kirchengemeinde einen Kirchenvorſtand, bejtehend aus. 
Pfarrer und 4—12 Kirchenvorftehern, darunter in Patronats- 
pfarreien der Patron oder fein Stellvertreter, und eine dreifach 
größere Gemeindevertretung, welche unter Umftänden fehlen darf. 
Beide Vertretungen werden von der ganzen Gemeinde gewählt. 
Der Pfarrer ift nicht VBorfitender derjelben und darf auch nicht 
dazu gewählt werden. 

2. Die Errichtung neuer PVarochien und die Veränderung 
bejtehender erfordert eine won der Bezirfs-Negierung und dem 
Biſchof gemeinfchaftlich vollzogene Berfügung, für welche zuvor die 
Genehmigung des Kultusminijters einzuholen ift?). Es finden in 
diefer Beziehung die fchon oben S. 240 dargejtellten Grundſätze 


2) Hinſchius, Kommentar. 1875. ©. 180 am Ende. 

2) Reſkript des Kultusminifters v. 30. Sept. 1874, betr. die Bildung 
neuer Ffatholifher Parochien. (Abgedr. bei Hinihius, Kommentar. 1875. 
©. 207.) Die Vorſchrift der Kabinetsordre vom 7. April 1840, wonach 
vor der Bildung neuer fatholiiher Parochien überall Die unmittelbare König: 
lihe Genehmigung einzuholen war, ift dur KabinetSordre vom 27. Juli 
1874 aufgehoben worden. 
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des allgemeinen Yandrechts ebenfo Anwendung wie beit der evan- 
geliichen Kiche!). Das Interejje der Pfarrgemeinden bei Ver: 
änderungen von Parochialgränzen ift von dem Kirchenvorſtand 
wahrzunehmen, über die Veränderung aber auch die Genteinde- 
Vertretung zu hören ?). 

Seit 1348 hatte die Negierung die ftaatlichen Nechte theil- 
weije aus ver Hand gegeben und den Bifchöfen überlaffen, vie 
Verhandlungen über die Neugründung oder Veränderung der Pa- 
rochien allein zu führen, allein darüber zu beſchließen und die ur— 
fundliche Feſtſtellung vorzunehmen. Erjt nachträglich wurde Die 
Beftätigung der Regierung eingeholt und diefe wurde nur injofern 
als nothwendig erachtet, um den Kirchenbüchern publica fides’ zu 
verleihen und die abminijtrative Beitreibung ver Pfarrabgaben zu 
ermöglichen 3). Allein diefe Praxis war eine unrichtige, wie denn 
auch das Obertribunal unterm 31. Mat 1861 erkannte, daß die 
Beitimmungen des Allgemeinen Yandrechts durch die Verfaljungs- 
urkunde nicht als aufgehoben anzujehen ſeien ®). 

3. Die Parochialeremtionen find durch Gefeg vom 3. Juni 
1876 aufgehoben. (Val. oben ©. 242.) 

4. Die Erridtung von Seelforge - Nemtern, deren Inhaber 
unbedingt abberufen werden dürfen, ift nur mit Genehmigung des 
Miniſters der geijtlichen Angelegenheiten zuläſſig. (Vgl. oben 
‚©. 242)9). 


1) Ir dem Reſkript des Kultusminifter® vom 30. Sept. 1874 find in 
diefer Hinfiht folgende allgemeine Säbe ausgefproden: „Nach den Grund— 
ſätzen des Preußischen Staatsrechts ift die Befugniß, Parochien zu errichten 
und die Gränzen derfelben zu beftimmen, eine dem Staat vorbehaltene At= 
tribution. Bei Ausübung derfelben follen die geiftlihen Oberen ihres dabei 
obmwaltenden Interefjes wegen gehört werden. Die eigentlihe Entſcheidung 
gebührt dagegen überall der Staatsgewalt, die allein darüber zu beftimmen 
bat, zu welcher Parodie Semand als beitragendes Mitglied gerechnet wer= 
den fol.“ 

2) Geſetz v. 20 Juni 1875, 8. 8 u. 57. Hinfhius, Kommentar, 1375. 
©. 169, Anm. 81. 

2, Nichter in Dove's Zeitfhrift 1, 116. 1860. 

4, Entid. 46, 31. 

5) Geſetz v. 11. Mat 1873 über die Borbildung und Anitellung der 
Geiſtlichen. 8. 19. 
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5. Das Geſetz v. 4. Juli 1875, betr. die Rechte der alt- 
fatholiichen SKirchengemeinjchaften an dem firchlichen Vermögen, 
gibt nach dem Vorbild des Badiſchen Gefeges vom 15. Juni 1874 
proviforiiche Beftimmungen, in welcher Weije die Altfatholifen und 
altfatholiichen Kirchengemeinichaften am Genuß des örtlichen fatho- 
liichen Kirchenvermögens mitbetheiligt jein jollen. Es überträgt 
zu diefem Zweck den höheren Verwaltungsbehörden das Entjchei- 
dungsrecht nach gewiſſen gejeglich feitgejtellten Anhaltspunften, und 
ſchließt die richterliche Kompetenz aus, weil es fich hier um Schuß 
nicht bloß gewordener, jondern auch werdender Organiſationen 
handelt und um eine fchonende Behandlung in Berhältnifjen, bei 
welchen jtrenger Geſetzesbuchſtabe nicht Leicht durchführbar tft. 
Denn nach diefem würden die Altkatholifen die allein zum Genuß 
des Sirchenvermögens Berechtigten fein, und die vatikaniſchen Ka— 
tholifen alle Pfründen und Kirchen zu räumen haben. 

Das Geſetz gibt feine Beſtimmung des Begriffes „Altfatho- 
lifen” und nimmt auch auf die Synodal- und Gemeindeordnung, 
welche fich die Altkatholifen unterm 27.—29. Wat 18574 gegeben 
haben, nirgends ausdrüclich Bezug; aber daß es unter Altkatho- 
lifen diejenigen Katholiken verjteht, die den vom König anerkannten 
Biſchof Neinfens als ihren Biſchof und die Kirchenverfaffung vom 
27. Wat 1874 als für ſich bindend anerkennen, kann nach dem 
Zweck des Geſetzes und nach der Sejchichte feiner Entjtehung nicht 
bezweifelt werden. 

a) Als altfatholiihe Gemeinſchaft, welcher Meitgenuß des 
Kirchenvermögens nad Maßgabe des Gejetes eingeräumt werden 
fann oder muß, gelten: Einmal, die zu gottesdienitlichen Zweden 
gebildeten altfatholiihen Vereine, jofern diefelben von dem Dber- 
präjiventen als firchlih organtjirt anerkannt worden find; und 
jodann die altkatholiichen Parochien). Bei Erlaß des Geſetzes 
waren nämlich unter Mitwirkung der Negierung bereits 11 alt- 
katholiſche Parochien eingerichtet und als Korporationen anerkannt ?). 
Die Gründung diefer Pfarreien wird vom Geſetz nun zwar be— 
ftätigt, aber zugleih auch, injoweit e8 fih um die Theilnahme 
ihrer Mitglieder am katholiſchen Kirchenvermögen handelt, als nicht 


9 5 
2) Hinſchius S. 188. 189. 


un 
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geſchehen fingirt, d. h. ihre Meitgliever als Mitglieder der allge 
meinen fatholifchen Gemeinde behandelt ?). 

b) Diefer ſtaatlich anerkannten altfatholiihen Gemeinſchaft 
ſpricht das Geſetz Anſprüche auf das örtliche Kirchenverinögen der— 
jenigen fatholifchen Gemeinde oder Pfarrei oder der mehreren 
Gemeinden oder Pfarreien zu, aus welchen eine erhebliche Zahl 
von Gemeindegliedern der betreffenden altfatholijchen Semeinjchaft 
beigetreten ift. Dieſe Rechte können in einem geringeren oder 
größeren Mitgebrauch, in einer Theilung des Gebrauches meh- 
rerer Objefte, unter Umjtänden aber auch im Alleingenuß bejtehen, 
je nach der Fleineren oder größeren Zahl der Gemeinvegliever, Die 
der altkatholifchen Gemeinjchaft beigetreten oder nicht beigetreten 
find, und der Art des vorhandenen Bermögens. 

Gemeindemitglieder im Sinne diefes Sefeges find alle männ— 
lichen, volljährigen (21jährigen), jelbjtändigen Katholiken, welche 
in der fatholifchen Kirchengemeinde wohnen. Selbjtändig find dies 
jenigen, welche einen eignen Hausftand haben, oder ein öffentliches 
Amt befleiven, oder ein eignes Geſchäft oder als Mitglied einer 
Familie deren Gefchäft führen und weder unter Vormundſchaft 
noch unter Pflegſchaft jtehen ?). 

Bedingung der Anwendbarkeit des Geſetzes ift nicht, daß fich 
der gengraphiiche Bezirk der altkatholifchen Gemeinjchaft mit dem 
Pfarriprengel, um deſſen Vermögen es fich handelt, vede; 3. B. 
zählt die altkatholiſche Gemeinjchaft zu Köln oder zu Breslau 
Mitglieder, die ihren Wohnfig in verjchievenen Pfarriprengeln 
diefer Städte haben; die Gemeinschaft kann dann entweder Mit» 
gebrauchsrechte in einem oder dem andern diejer Pfarriprengel er» 
halten oder es fünnen ihr Kirche, Pfründe u. j. w. eines der 
Pfarriprengel zum Alleingebrauch überwiejen werben 3). 


1) 8. 5,.Abf. 2 und $. 8 Hinfdius ©. 193. 

usa 

3) 8.2. Aus diefem Grunde ift der 8. 1 des Geſetzes folgendermaßen 
gefaßt: „Su denjenigen katholiſchen Kirchengemeinden, aus welchen eine er— 
hebliche Anzahl von Gemeindemitgliedern einer altfatholifhen Gemeinfchaft 
beigetreten ift, wird die Benutzung des kirchlichen Bermögens im Verwaltungs— 
wege bis auf Weitered nah Maßgabe der folgenden Beftimmungen ge= 
ordnet.“ — Die Kommiffion des Herrenhaufes (Berichterftatter Bejeler) 
hatte folgende andre Fafjung des 8. 1 beantragt: „Wenn fih in einer katho— 
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c) Die Regelung der Benutung foll nach folgenden Gefichts- 
punkten erfolgen: 

aa) An der Kirche und dem Kirchhof, ſowie den firchlichen 
Geräthſchaften wird ver altfatholifchen Gemeinfchaft der Meitge- 
brauch eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Kapellen u. |. w.), 
mehrere firchliche Geräthe derjelben Art vorhanden, fo kann eine 
Gebrauchstheilung nad beftimmten Objekten verfügt werden. 

St die Mehrheit der Gemeindegliever der altfatholijchen 
Gemeinjchaft beigetreten, jo fteht ver Gemeinjchaft der Mitgebrauch 
der Kirche in den Stunden zu, welche zur Abhaltung des Haupt- 
gottesdienjtes herkömmlicherweiſe bejtimmt jind, 

Sind mehrere Kirchen vorhanden, jo erhält fie den Gebrauch 
der Hauptfirche. 

bb) Pfrünvden, in deren Genuß fich Geiftliche befinden, die 
nicht der altfatholiichen Gemeinschaft beigetreten find, können einer 
altkatholiihen Gemeinjchaft nur dann überwiejen werden, wenn 
fie zur Erledigung kommen, und zwar gelten dann folgende 
Kegeln: 

Wo die Mehrheit der Gemeindemitglieder der altfatholtichen 
Gemeinſchaft beigetreten ift, und nur Eine Pfründe vorhanden tft, 
wird diejelbe im Erledigungsfall der altfatholiihen Gemeinjchaft 
überwiefen. 

Sind mehrere Pfründen vorhanden, jo kann bei deren Er- 
ledigung mit Rückſicht auf das Zahlenverhältnig der zur fatholi- 
ſchen Kirchengemeinde und der zur altkatholifchen Gemeinschaft ge- 


liſchen Kirchengemeinde eine altkatholifche Gemeinschaft gebildet hat ($. 7) und 
diefe nah der Zahl und Bedeutung ihrer Mitglieder die Befähigung zu 
einem dauernden forporativen Verbande aufweift, fo wird die Benutzung des 
tirhlihen Vermögens im VBerwaltungswege bis auf Weiteres nad) Maßgabe 
der folgenden Beftimmungen geordnet”. Die Negierung erklärte fich gegen 
diefe Kommifjionsanträge. Diefelben gingen von der unrichtigen Voraus— 
fegung aus, daß man bleibende Nechtsverhältnifie ſchaffen müſſe, während 
es fih darum handle, der Entwidelung freie Bahn zu lafjen. Die Forde- 
rung, daß der altfatholifche Verein fich mit der Kirchengemeinde im feinen 
Grenzen deden müſſe, widerfpreche ganz den realen Berhältnifien; fie lege 
die Ausführung des Geſetzes lahm. Die zweite im Paragraphen geftellte 
Forderung fei unflar, enthalte fein annehmbares Prinzip. Das Herrenhaus 
nahm hierauf den S. I nach den Beichlüffen des Abgeorbnetenhaufes mit 50 
gegen 20 Stimmen, und die übrigen Paragraphen ebenfo im Ganzen an. 
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hörigen Gemeindeglieder eine Genußtheilung nach bejtimmten 
Pfründen verfügt werden, d. h. e8 kann der jtärferen Gemein- 
ichaft die größere, der Fleineren Semeinfchaft die Fleinere Pfründe 
überwiejen, oder auch das Pfründeinfommen ſonſt ausgeglichen 
werden (3. B. wenn beide Gemeinden gleich jtark, Die beiven vor- 
handenen Pfründen aber jehr verjchteven gut find). 

cc) An dem übrigen, zu firchlichen Zwecken bejtimmten 
Vermögen (außer Kirche, Kirchhof, Firchlichen Geräthichaften und 
Pfründen) wird der altfatholiichen Gemeinschaft, mit Rückſicht auf 
das Zahlenverhältnig beider Theile, der Mitgenuß eingeräumt. 

Umfaßt die altfatholijche Gemeinfchaft die große Mehrheit 
der Gemeindeglieder, fo daß die Zahl der übrigen Gemeindemit- 
glieder nicht mehr erheblich ijt, jo kann die Einräumung des 
vollen Genufjfes an die Genteinjchaft verfügt werden. 

In diefem Ball, d. h. jobald die Einräumung des vollen Ge— 
nujjes an die altfatholiiche Gemeinjchaft erfolgen jol, muß eine 
Neuwahl des Kirchenvorftandes und der Gemeindevertretung an— 
geordnet werden. 

d) Ueber die Art und den Umfang der den altfatholischen 
Gemeinjchaften nach den 88. 2—5 des Gejetes einzuräumenden 
echte entjcheivet der Oberpräfident. Gegen die Entfcheidung des 
Dberpräfidenten jtebt die Berufung an den Kultusminifter offen. 
Die Entſcheidungen find im Verwaltungswege vollitredbar Y. 

e) Die Mitglieder der altfatholifhen Parochien bleiben 
verpflichtet, zu der Unterhaltung der Kirche, des Kirchhofs und der 
jonitigen Bermögensftüce beizutragen, deren Benutzung ihnen nad 
den SS. 2—4 diejes Geſetzes zufteht 2). 

f) In den Eigenthumsverhältniſſen des Firchlichen Vermögens 
tritt durch das Geſetz feine Aenderung ein ?). 

g) Das Gejeß enthält Eine Vorſchrift, welche ganz allge- 
meiner Natur ift, ſich auf die ganze fatholifche Kirche bezieht; es 
verfügt nämlich, dag ein Pfründeninhaber, welcher der altkatholifchen 
Gemeinjchaft beitritt, im Beſitz und Genuß der Pfründe bleibe. 


8. 
$. 5, Abf. 2. Ueber die Gründe diefer Beſtimmung vgl. Hinſchius 
8 
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Borausjegung iſt, daß er derjenigen altfatholiichen Parochie oder 
dem vom Oberpräfidenten als kirchlich organifirt anerfannten alt- 
fatholijchen Verein beitritt, welche fich ſchon jett über feinen Wohn- 
ort erjtrecfen, oder welche gerade durch feinen Beitritt auf feinen 
Wohnort ausgedehnt werden. 

Bedingung des Schuges ift nicht, daß bereitS andere Per— 
jonen in der betreffenden Fatholifchen Kirchengemeinde ebenfalls zu 
einer altkatholiihen Gemeinſchaft übergetreten find, und noch 
weniger, daß eine „erhebliche“ Zahl übergetreten ijt!). 

Db dagegen ein Pfründeninhaber, welcher nicht feinen Bei— 
tritt zu einer altkatholifchen Gemeinjchaft erklärt, ſondern nur die 
vatifanifchen Defrete nicht annimmt, feiner Pfründe beraubt wer- 
den dürfe, darüber hat das Gejeß feine Bejtimmung, und darin 
weicht es wejentlih vom Badiſchen Gejeß vom 15. Juni 1874 
ab. Es erklärt fich dies daraus, daß das Preußiſche Geſetz feine 
Entjtehung den Anträgen von Mitglievern der altkatholifchen Kirche 
verdankt, Die vorzugsweiſe ein Interejje nur daran hatten, Geiſt— 
liche und Laien zu jchügen, die ihrer Kirche förmlich beigetreten 
find ?). 


1) Anders Tegt Hinfhius, Kommentar ©. 186 den $. 3 aus. Er 
meint, das vorliegende Geſetz ſchütze einen Pfründeninhaber, der einer alt- 
katholiſchen Gemeinfchaft beitrete, nur unter der Borausfegung, daß aus 
feiner Gemeinde außerdem eine „erhebliche" Anzahl von Gemeindegliederi 
bereitS beigetreten ift oder jedenfalls zugleich mit ihm beitritt. Freilich will 
Hinſchius damit nicht jagen, daß wenn die Borausfegung fehle, der Pfründen- 
inhaber von feinem vatikaniſchen Bifchof der Pfründe beraubt werden dürfe; 
vielmehr meint er, daß die Frage, ob das geſchehen dürfe oder nicht, nad 
der Lage der Gefetgebung zu beurtheilen ſei, die vor dem 4. Juli 1875 be= 
ftand. Im diefem Sinne zitirt er auch eine Stelle aus dem Bericht der 
Kommiffion des Herrenhaufes, dahin lautend: „Die Frage, ob ein Pfründen— 
inhaber überhaupt durch den Beitritt zum Altfatholieismus und fpeztell zu 
einer altkatholifhen Gemeinschaft feine Pfründe verliere oder nicht, werde 
durd den vorliegenden Geſetzentwurf nicht berührt.” — Der juriftiiche Grund, 
den Hinſchius für fich geltend macht, tft der, daß $. 1 des Geſetzes als Be— 
dingung aller einzelnen Vorſchriften des Geſetzes Die Vorausſetzung aufitelle, 
daß aus einer Fatholifchen Kirchengemeinde eine erheblihe Anzahl von Mit— 
gliedern einer alttatholifhen Gemeinſchaft beigetreten fein müſſe. Allein dieſe 
Tragweite hat der $. 1 offenbar nicht. Bedingung ift dies nur fir ein Ein- 
greifen der Berwaltungsbehörden; in $. 3, Abſ. 1 wird aber eine abfolute 
gefetlihe Borfchrift gegeben, bei welcher ein Befinden der Berwaltungs- 
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V. Die Pfarreien werden in der ganz überwiegenden Zahl 
von den Biſchöfen frei bejett, namentlich auf dem linfen Rhein— 
ufer, wo die von Napoleon 1. getroffenen Anordnungen beibehalten 
wurden, auch die Anftellung auf Widerruf bis 1874 Regel blieb. 
Auf dem rechten Rheinufer erlitt das landesherrliche Patronatrecht 
jett 1848 jehr große Einschränkungen, jo daß es von viel gerin- 
gerer Bedeutung ift, als in den Süddeutſchen Staaten. Privat- 
patronate beftehen in erheblicher Zahl nur in Sclefien. Das 
Hecht zur Pfarrwahl, welches die Gejege vom 20. und 21. Mat 
1574 den Gemeinden derjenigen Diözefen zujprechen, wo die Bi— 
Ihöfe den Staatsgefegen über Anjtellung der Geiftlichen den Ge— 
horſam verweigern oder es nicht zur gefeßlichen Beſtellung eines 
Bisthumsverweſers kommt, iſt zu einer praktiſchen Bedeutung noch 
nicht gelangt. 

Die Landdekane ernennt der Biſchof theils frei, theils auf 
Grund von Wahlen der Pfarrer des Defanats-Bezirks. 

VI. 1. Die Kirchenprovinzen, Suffragan-Bisthümer, exemten 
Bisthümer, apoftoliihen Bifariate, Dekanate und Pfarreien, zu 
welchen die fatholifchen Staatsunterthanen Preußens gehören, jind 
bereits oben ©. 185 —189 aufgezählt worden ). Beſondere Her- 
vorhebung verdienen in diefer Hinficht folgende Thatjachen. 

a) Cine Fleinere Anzahl Fatholifcher Gemeinden fteht unter 
Biſchöfen, welche in anderen veutfchen Staaten ihren Sit haben, 
nämlich unter dem Erzbiſchof von Freiburg und den Bilchöfen von 
Mainz und Würzburg, indem bei der Erwerbung der Fürftenthümer 


behörden gar nieht ftattfindet. Die von Hinſchius zitirte Stelle aus dem 
Beriht der Herrenhaus-Kommiffion würde nicht ind Gewicht fallen können, 
wo das Geſetz ganz klar vedetz fie ift aber auch in Wirklichkeit gar keine 
Aeuferung der Kommiffion, fondern nur die referirte Aeußerung eines Mit- 
glieds derſelben. Außerdem würde e8 fehwer zu glauben fein, daß das Mit- 
glied des Abgeordnetenhaufes, welches den Gefegentwurf einbrachte (der Abg. 
Petri, welcher ſelbſt Altkatholit ift), beabfichtigt habe, den altkatholiſchen 
Pfründeninhabern nur unter fo ſchweren Borausjegungen dem geſetzlichen 
Schuß zu verbürgen. Er würde Damit mit den von ihm entwidelten Rechts— 
anfhauungen in Widerfpruch getreten fein, und die Frage, ob eim zu einer 
altfatholifchen Gemeinde übergetretener Pfriindeninhaber feine Pfründe zu 
behalten berechtigt fei, Sehr bedenklich verdunkelt haben. 

!) VBgl. Hirſchfeld, ©. v., Neligtonsftatiftif des Preuß. Staats im Jahre 
1861. Arnsberg 1866. ©. 89, 
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Hohenzollern (1849) und von Gebietstheilen des Großherzogthums 
Hefjen und des Königreichs Baiern (1866) die früheren Didzefan- 
Berhältniffe beibehalten wurden. 

Die Amtsbefugniſſe des altfatholifchen Biſchofs erjtreden fich 
auf die altfatholiichen Gemeinden des ganzen Staatsgebietd. — 
Dagegen gehört die Fatholiiche Gemeinde Nordſtrand in der Preu— 
Biichen Provinz Schleswig - Holjtein zur Utrechter Kirchengemein- 
ſchaft und fteht unter dem Bijchof von Utrecht). 

b) Einige Bezirke Schlefiens ftehen unter den Defterreicht- 
ſchen Erzbifchöfen von Prag und Olmüß, aber allerdings unter 
bejtimmten unten zu erwähnenden Beichränfungen. 

c) Die Preußifchen Biſchöfe von Trier, Münfter und Pader— 
born üben auch Rechte über die katholiſchen Staatsunterthanen 
benachbarter Eleinerer deutichen Staaten, der Fürſtbiſchof von 
Breslau über Deiterreichifche Unterthanen. 

2. Nach ven Gejegen und Verordnungen des Staats find Die 
Erzbijchöfe und Biſchöfe die Firchlichen Vorgeſetzten ihrer Pro— 
vinzen und Diözefen 2), und zwar fo, daß fie durch andere Firchliche 
Behörden in der Kirhenregterung ſo gut wie nicht bejchränft find, da 
die Domkapitel weſentlich nur die Bedeutung berathender Kolle— 
gien haben. In der Provinz Hannover bejtehen noch zwei könig— 
liche fatholiiche Konfijtorien. Den Domfapiteln gebührt das Necht 
der Wahl der Biſchöfe und Erzbifchöfe unter: Mitwirkung der 
Krone; auch auf die Befekung der Domkapitel jelbft hat die 
Krone einen- bejtimmten Einfluß. Die näheren Kegeln hierüber 
find in dem Abjehnitt über die Organijation der katholiſchen Kirche 
angegeben. 

Die Bilchöfe find nur Vorgeſetzte derjenigen Fatholiichen 
Kirchengemeinden, welche mit Genehmigung des Staats gebildet 


1) Motive zum Gefegentwurf vom März 1875, betr. die Einftellung der 
Leiftungen aus Staatsmitteln f. d. röm.-fath. Bisthümer und Geiftlichen. 

2) Preußiſches Landrecht von 1794 2, 11, 8. 115: „Bei den fatholi= 
Then Glaubensgenoſſen ift der Biſchof der gemeinschaftlihe Vorgeſetzte aller 
Kirchengefellfhaften des ihm angewiefenen Diſtrikts.“ — Organiſche Artikel v. 
8. April 1802, Art. 9: „Der katholifche Kultus wird unter der Leitung der 
Erzbiſchöfe und Biſchöfe in ihren Diözeſen und unter derjenigen der Pfarrer 
in ihren Pfarreien ausgeübt werden." Bol. auch das Gejes vom 20. Dat 
1874 u. 20. Sunt 1875. 
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und ihnen unterftellt find, ſowie der einzelnen in ihren Sprengeln 
wohnenden Katholifen. Wenn der Bijchof Martin von Paderborn 
in einer von ihm veröffentlichten Drudjchrift!) im Jahre 18364 
ausiprach, daß er „von Gottes und Nechtswegen Biſchof der 
Diözefe Paderborn, d. h. nicht bloß der Katholiken diefer Diözeſe, 
fondern aller Chriften, die innerhalb der Grenzen derjelben 
wohnen, welchem Bekenntniſſe fie auch angehören mögen, jei”, jo 
trug er damit einen Sat des Kanonijchen Nechts vor, der in 
Deutjchland nicht anerkannt ift, und der in dem Munde eines 
Preußischen Biſchofs eine Anmaßung enthielt, zu deren ausdrück— 
licher Zurüdnahme er vom Staat hätte genöthigt werden müffen, 
die aber vom damaligen SKtultusminifter von Mühler nur eine 
ihwächliche Zurücweifung erfuhr 2). 

Seit Errichtung des Königlichen Gerichtshofs für Firchliche 
Angelegenheiten iſt e8 wieder Eargejtellt, daß Bilchöfe wie alle 
Geiftlichen auf Antrag der Staatsbehörden aus ihren Aemtern 
entfernt werden können. 

3. ‚Die Abgränzung der Diözejen und Kirchenprovinzen der 
römifch-fatholiichen Kirche Preußens iſt durch) Staatsgejege oder 
Beroronungen feitgeftellt ?). Aenderungen hieran fünnen nur dur) 
ftaatliche Verfügung, im Zweifel durch ein Geſetz, bewerfjtelligt 
werden. Es folgt hieraus, daß ein Preußijcher katholiſcher Biſchof, 
welcher eine päpitliche Berfügung über eine andere Eintheilung 
von Diözefen oder Provinzen verfündigen würde, eine ungejeßliche 
Handlung verübte, und nod mehr, wenn er Anjtalten machen 
wollte, jie zur Ausführung zu bringen. 

Auch die Begründung neuer Diözefen u. ſ. w. in jolchen 
Zandestheilen, in welchen bisher eine Organtjation der fatholijchen 
Kirche fehlte, ift nur durch Staatsgejeß zuläffig, und darf fich 
folglich auch Niemand Biſchof, Erzbiſchof, apoſtoliſcher Vikar u. |. w. 
eines Sites oder einer Diözeje oder eines Bezirks nennen, welche 
vom Staate nicht als jolche anerkannt find Y. 


1) Ein bifhöfliches Wort an die Proteftanten Deutihlands. Paderborn 
1864. ©. 8. 

2) Jacobſon, Evang. K.-R. 2, 722. 

3) Vgl. die oben ©. 267—269 aufgeführten ftaatl. Verordnungen und 
päpfti. Cirkumſkriptionsbullen. 

4) Unfer deutſches Recht fteht alfo auf dem Standpunkt der von Lord 
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Kein Biſchof oder Erzbiſchof kann Eremtionen von feiner 
geijtlichen Gewalt bewilligen, feine &emeinde fich derjelben ent- 
ztehen, und ebenjowenig der Papſt jolche anoronen, wie noch unten 
zu zeigen iſt ?). 

VI. Dem Römischen Papit ijt es nicht geftattet, innerhalb 
des Preußifchen StaatsgebietS neue Kirchliche Aemter zu begründen, 
welche den Preußiſchen Yandesgejegen unbekannt find, oder die ge- 
jetlich beftehenden Aemter durch von ihm beauftragte aber nicht 
in landesgejeglicher Weiſe bejtellte Stellvertreter (Delegaten, Vi— 
fare) verwalten zu laffen. Ebenſowenig kann er durch folche Be— 
auftragte päpftliche Verfügungen oder Entſcheidungen fund maden. 
Auch Disziplinarunterfuchungen dürfen nur innerhalb des Reichs 
geführt und die Entſcheidung nur innerhalb deſſelben gefällt 
werden. 

Dieje Regeln ergeben fih jehon aus dem unter VI. Gejagten; 
jie find aber auch noch anderweit lanvesgejetlich ausdrücklich be— 
jtätigt. 

Das Gefeß vom 12. Mai 1373, $. 1 bejtimmt: „Die Firch- 
liche Disziplinargewalt über Kirchendiener darf nur von deutſchen 
firchlichen Behörden ausgeübt werden.“ 

Ganz allgemein verfügt das Allgemeine Preußiſche Yandrecht 
von 1794 2, 11, 8.135: „Sein auswärtiger Bijchof oder anderer 
geiftlihe Dbere, darf fih in Kirchenjachen eine gejeßgebende 
Macht anmapen. 8. 136: Auch darf er irgend einige andere 
Gewalt, Direction, oder Gerichtsbarfeit in jolchen Sachen, ohne 
ausdrückliche Einwilligung des Staats, nicht ausüben. 8. 157: 
Kein Unterthban des Staats, geiftlichen oder weltlichen Standes, 


Ruſſell im $. 1851 im England durchgefetten ſog. Kirchentitel-Bill, welche 
den römiſch-katholiſchen Bilhöfen den Gebraud von Titeln der anglifanijhen 
Kirche verbot, und welche durch den Einfluß eines weniger umfihtigen Pre— 
miers (Gladftone) 1870 bejeitigt wurde. 

1) Preuß. Allgem. Landrecht v. 1794 2, 11, 8. 116: „Ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Staats fann feine Kirchengefellihaft von diefer Unterord— 
nung gegen den Bischof der Didzes ausgenommen werben.” Drganijche 
Artikel v. 8. April 1502 (18 Germinal an X) Art. 10: „Alle Privilegien, 
welche auf eine Exemtion von der bifchöflihen Gewalt oder auf eine Bei- 
legung diefer Gewalt lauten, find abgefchafft.” Vgl. auch Königl. Preuß. 
Patent v. 30. März 1847. 

Thudichum, Kirchenrecht. 19 
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kann unter irgend einem Vorwande zu der Gerichtsbarkeit aus- 
wärtiger geiltlicher Dberen gezogen werden. $. 138: Iſt ver- 
dergleichen auswärtigen Obern eine Direktion oder Gerichtsbar- 
feit innerhalb der Grenzen des Staats zugeftanden, fo müſſen fie, 
zu deren Verwaltung, einen vom Staat genehmigten Vicarius 
innerhalb Landes bejtellen. $. 139: Ein ſolcher Vicarius muß 
nicht nur felbjt die den einländiſchen Biihöfen vorgejchriebenen 
Grenzen genau beobachten, fondern auch nicht gejtatten, daß’ dieſe 
Grenzen von jeinen auswärtigen Obern überjchritten werden. 
8. 140: Vielmehr muß er, wenn etwas dergleichen, jo er nicht 
hintertreiben fann, unternommen wird, dem Staat davon in Yeiten 
getreue Anzeige machen.“ 

Auf dem linken Rheinufer fteht noch folgendes Verbot der 
Franzöfiichen Organifchen Artikel vom 8. April 1302 in Geltung: 
Art. 2: „Niemand, er möge fih Nuntius, Xegat, apojtoliicher 
Bifar oder Kommiſſär nennen oder einen Namen führen, welchen 
er wolle, kann ohne die Ermächtigung der Regierung auf franzö— 
fiihen Boden oder anderswo eine Thätigfeit ausüben, welche fich 
auf die Angelegenheiten der Gallikaniſchen Kirche bezieht 1).“ 


ı) Dergleihen ift in Preußen niemals von der Negierung zugegeben 
worden. Schon die dem Nefiventen in Rom, Wilhelm von Humboldt, im 
$. 1800 vom König ertheilte geheime Inſtruktion (mitgetheilt bei Mejer, 
Propaganda 2, 357) befagte in dieſer Hinfiht: „ES hat auch der römifche 
Hof von Zeit zu Zeit Verfuhe gemacht, dem von mir obgedachtermaßen 
feitgehaltenen Gefhäftsgang — durd das Minifterium nämlich — eine andere 
ihm vortheilhafte, Mir und Meiner Unterthanen Interefie aber nachtheilige 
Richtung zu geben. Dahin gehören insbeſondere folgende unzuläffige Ver— 
ſuche: I. Einen päpftlihen Legaten oder Nuntius anhero abzuordnen, oder 
irgend ein Subjekt, unter irgend einer Benennung, was diefe oder ähnliche 
Eigenfhaiten habe. Diefes nun, oder irgend etwas Achnliches werde Ich 
nicht zugeben, aus Gründen, welche von felbft ſprechen. Da ih nun 
weiß, daß der römische Hof immer das Vorhaben hegt und nährt, und auf 
einen vermeintlich günftigen Zeitpunkt der Ausführung defjelben harrt: jo 
haben Sie Ihre Aufmerkfamfeit auf Alles, was ſich darauf bezieht, zu 
richten 2c. II. Ebendaſſelbe gebe ich Ihnen hiermit zur Beachtung zu er- 
kennen in Anjehung der etwaigen Ideen de Srömischen Hofes, einen Vicarium 
Apostolicum Generalem für, Meine fatholifchen Untertdanen, oder irgend 
ein ähnliches Subject, unter irgend einer Benennung zu beftellen; weil hier 
völlig par ratio, wie ad I. ift. III. So ift auch jeder Verſuch unzuläffig, 
von Nom aus irgend einem ausländifhen Prälaten Aufträge zu ertheilen, 
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VIII. Borausjegungen für die Entjtehung neuer Kirchengejete. 

1. Ueber das Gebiet, in welchen den Biſchöfen und jonjtigen 
Dberen der katholiſchen Kirche Preußens Seitens des "Staates 
Sreiheit der Anordnung gelafjen fein joll, fehlt es noch durchaus 
an neuen und Karen Borjehriften, die bei der Erjchütterung der 
älteren jtaatlichen und Firchlichen Nechte und auch wegen der Ent- 
jtehung der altfatholifchen Kirche nothiwendig erfcheinen. Viel zu 
weit iſt namentlich die den Bilchöfen gelaffene Befugnig in Hin- 
ficht des firchlichen Disziplinarverfahrens. Alle kirchlichen Anord— 
nungen fönnen nur vom Bischof verfündigt werden, da nur er der 
alleinige vom Staat anerkannte Vorgeſetzte der Diözefe ift. Zur 
Ausübung eines Zwangs gegen den Bijchof, um ihn zur Verkün— 
digung päpftlicher Anordnungen zu nöthigen, iſt die Staatsregie- 
rung nicht verpflichtet. 

Die andere Frage, ob die Staatsregierung berechtigt ſei, 
päpitlichen Anordnungen gegen die Bilchöfe mit äußerem Zwang 
Geltung zu werfchaffen, laſſen wir hier auf fich beruhen, va fie 
augenblicklich nicht praftiich iſt. 

2. Die älteren landesgejeglichen Vorſchriften über das Er- 
forderniß jtaatliher Genehmigung zur Gültigfeit kirchlicher Ver— 
ordnungen find dur Verkündung der Verfaffungsurfunde keines— 
wegs in dem Umfang weggefallen, als die VBerwaltungspraris nad) 
1850 annahm. 

Dagegen hat die VBerfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850, 
Art. 16 das frühere Recht der Staatsregierung bejeitigt, alle 
firhlihe Anordnungen ohne Ausnahme wor ihrer Befanntmahung 
auf ihre Zuläffigfeit prüfen und die Bekanntmachung geeigneten 
Falls verhindern zu dürfen (Recht des Plazet). Die Berfafjungs- 
urkunde ſchrieb pofitiv vor, e8 follten nur die Beihränfungen An— 
wendung finden, welhen auch alle Veröffentlichungen von Privat- 


welche fi auf meine Staaten und Unterthanen beziehen. Vor mehreren 
Sahren machte der römische Hof einen folhen Verſuch in Anfehen des Prä— 
Yaten Litta zu Petersburg, welcher päpftlicher Nuntius in Polen gemejen war. 
Ich habe e8 aber nicht geftattet und werde dergleichen niemals geftatten 2c. 
IV. In ganz neuen Zeiten, während der Papft in Frankreich war, find Ehe— 
dispenfen für Berfonen, welche Meine Unterthanen find, durch den Nuntius 
zu Wien, von Meinem Gefandten daſelbſt negotiirt worden. Künftig muß 
und wird das wegfallen 2.” 
19% 
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perjonen unterliegen, nämlich die in dem Preßgeſetz und den all- 
gemeinen Strafgejegen aufgejtellten !). 

Durh Einführung der Berfaffungsurfunde in Hannover, 
Schleswig-Holjtein, Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt vom 1. Dit. 
1867 an, find auch dort alle früheren Plazetrehte des Staats 
erloſchen. 

Durch das Verfaſſungsgeſetz vom 18. Juni 1875 iſt nun 
dieſe Vorſchrift wieder aufgehoben, und damit an Krone und 
Landtag das Recht zurückgegeben, im Weg der ordentlichen Geſetz— 
gebung Beſchränkungen aufzuſtellen. 

Hierzu ſind denn auch Anfänge gemacht. Das Geſetz vom 
20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Kirchengemeinden, ſowie das Geſetz vom 7. Juni 1876 über die 
Aufſichtsrechte des Staats bei der Vermögensverwaltung in den 
katholiſchen Diözeſen ſchreibt für eine größere Anzahl allgemeiner 
oder ſpezieller Anordnungen des Biſchofs oder der Gemeinde-Vor— 
ſtände vorgängige Einholung der ſtaatlichen Genehmigung vor. 
Eine generelle Vorſchrift aber, wie ſie für die evangeliſche Landes— 
kirche ergangen iſt, fehlt bis jetzt noch. 

Einige Rückblicke auf das ältere Recht dürften hier zur Ver— 
gleichung am Platze ſein. 

Das Preußiſche Allgemeine Landrecht von 1794, Thl. 2, 
Tit. 11, verfügte: 8. 117: „Kein Biſchof darf in Religions— und 
Stirhenangelegenheiten, ohne Erlaubniß des Staats neue Verord- 
nungen machen, oder dergleichen von fremden geiftlichen Dbern 
annehmen.“ 

8. 118: „Alte päpftlichen Bullen, Breven, und alle VBerord- 
nungen auswärtiger Obern der Geijtlichfeit müfjen, vor ihrer 
Publikation und Vollſtreckung dem Staat zur Prüfung und Ge- 
nehmigung vorgelegt werden.“ 

In Frankreich iſt das Plazet von altersher durch König und 
Parlamente geübt worden, und als feit 1789 die fonftitutionelle 
Staatsform eingeführt und auch die Stellung der Kirche durch 
Staatsgejet neu geregelt wurde, erging unterm 9./17. Sunt 1791 


ı) Die Beftimmung. ift der Belgifchen Verfafjungsurkunde v. 25. Febr. 
1831, Artikel 16 nachgebildet (1. Die Grundrechte des deutſchen Volks vom 
27. Dez. 1848 enthielten Nichts dergleichen. 
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auh ein Gefeß über die fünftige Ausübungsweile des Plazet, 
welches vorjchrieb, daß päpftliche Verfügungen nur mit Zus 
ftimmung des gejetgebenden Körpers und des Königs 
und auch nur durch den König im Gejegblatt verfündigt werden 
dürften, indem e8 zugleich jtrenge Strafen gegen die Uebertreter 
anjette 1). 

Die Drganifchen Artitel vom 8. April 1802 beftimmen: 
Art. 1: „Reine Bulle, fein Breve, Nejkript, Dekret, Mandat, 
feine Amtsverleihung (provision), feine al8 Verleihung zählende 
Unterjchrift noch fonjtige Ausfertigungen des Römiſchen Hofes, 
jelbjt wenn fie jih nur auf Privatperjonen beziehen, Fünnen an— 
genommen, verfündet, gedruckt oder jonjt auf irgend eine Weife 
in Vollzug gefett werden, ohne die Ermächtigung der Negterung ?).“ 
Ferner Art. 3: „Die Defrete der auswärtigen Synoden, ſelbſt die 
der allgemeinen Konzilien können in Frankreich nit verkündigt 
werden, bevor die Negierung ihre Form, ihre Uebereinftimmung 
mit den Gefegen, Rechten und Freiheiten der Franzöfiichen Re— 
publik und überhaupt alle Umſtände geprüft hat, welche bei ihrer 
Verkündigung die öffentlihe Ruhe jtören oder berühren könnten.“ 


!) Desenne, Code general Frangais. Hermens, Handbuch 1, 263. 
269— 270. Das Gefet lautet: „L’assemblee nationale, apres avoir en- 
tendu ses comites de’constitution et ecelesiastique réunis, considerant 
qu’il importe à la souverainete nationale et au maintien 
de l’ordre publie dans le royaume, de fixer constitutionellement les 
formes conservatrices des antiques et salutaires maximes par lesquelles 
la nation francoise s’est toujours garantie des entreprises de la cour 
de Rome, sans manquer au respect dü au chef de l’eglise catholique, 
deerete ce qui suit: Art. 1: Aucun brefs, bulles, reserits, constitu- 
tions, decrets, et aucunes expeditions de la cour de Rome, sous quel- 
que denomination que se soit, ne pourront éêtre reconnus pour tels, 
recus, publies, imprimes, affiches, ni autrement mis & execution dans 
le royaume, mais y seront nuls et de nul effet, s’ils n’ont été presentes 
au corps legislatif, vus et vérifiés par lui, et si leur publication ou exe- 
eution n’ont été autorisces par un deeret sanctionne par le roi, et 
promulge dans les formes etablies pour la notification des lois.“ 
Art. 2 enthält die Strafbeftimmungen. 

2) Als im Oftober 1803 der Kardinal-Legat Caprara einen vollftänbigen 
päpftlihen Jubiläums-Ablaß verfündigt hatte, jo erjtattete Staatsrath Por— 
tali8 an Napoleon einen Bericht über die Frage, ob zu ſolchen Verkündi— 
gungen die Genehmigung der Regierung erforderlich erſcheine. Ein Abdrud 
des Berichts bei Hermens, Handb. 4, 381—383. 


x 
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Art. 4: „Kein National- oder Metropolitan-stonzil, feine Did- 
zefan= Synode, feine bevathende Verſammlung darf ohne die 
auspdrüdliche Erlaubniß der Regierung Statt haben.” 

Ein Dekret Napoleons vom 23. Februar 1810 verfügte in- 
dejjen, daß die dem forum internum angebörigen Defrete der 
Poenitentiaria eines Plazet nicht bevürften. 

Ale Schriftjtüde der Biſchöfe unterlagen der Zenjur des 
Präfekten und wurden in der Bräfeftur-Druderet, und zwar ums 
ſonſt gedrucdt. Auf dem biichöflihen Schriftjtüc brauchte darum 
aber auch der ertheilten Drucderlaubnig feine Erwähnung zu ge- 
ſchehen. Später übertrug Napoleon die Zenfur einem Zentral- 
bureau in Paris !). 

Bei der neuen Organiſation der Stoatsverwaltung jeit 1815 
behielt fich die Negterung” das Necht des Plazet im vollſten Um- 
fang vor. Die Beftimmungen. des Preußijchen Allgemeinen Land— 
rechts und der Drganijchen Artikel wurden in feiner Weije auf- 
gehoben, vielmehr durch die Dienftinftruftion für die Provinzial- 
fonfiftorien vom 23. Dftober 1817, 8. 3 und 4 noch verichärft 2). 
Diefe leßteren lauten wörtlich; 

8. 3: „Die Angelegenheiten der landesherrlichen Nechte circa 
sacra der römiſch-katholiſchen Kirche, verwaltet, injofern fie die 
interna derjelben betreffen, der Oberpräfivent, unbeſchadet der ge- 
jetz- und verfaffungsmäßigen Amtsbefugniffe der, diefer Kirche un— 
mittelbar vorgejegten Biſchöfe. Das Konfiftorium iſt in Anſehung 
diejer Angelegenheiten blos eine berathende Behörde. ES hängt 
von dem Oberpräſidenten ab, welche von denſelben er darin durch 
die Fatholifchen Näthe zum Vortrag bringen laffen will. Ihm ges 
bührt indeſſen die Entſcheidung; die Verfügungen werden in feinem 
Namen ausgefertigt, blos von ihm vollzogen, nnd die Berichte 
und Gejuhe in vergleichen Angelegenheiten namentlih an ihn 
gerichtet.“ 

8. 4: „Unter den dem Oberpräfivdenten beigelegten 'innern 
Angelegenheiten der römiſch katholiſchen Kirche werden verftanden: 
1. Die Erörterungen über die Zuläffigfeit päpftliher Bullen 

1) Friedberg, Gränzen zwilhen Staat und Kirche 518. 

2) &.=©. 238—239. Bei v. Rönne, d. Preuß. Monarchie 1, b, 628 
1870 ift diefe wichtige Inſtruktion ganz überfehen und nur ein Minifterial- 
reffript vom 31. Auguft 1818 ausgezogen. 
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und Breven, oder von andern auswärtigen geiltlichen Obern ber- 
rührende Verordnungen, wegen deren Genehmigung ftets an 
das vorgejette Miniſterium zu berichten und won diefem mit 
Unſerm Staatsfanzler zu fommuniziren iſt; 2. die Beſorgung 
der Gejuche an den Papft, oder an auswärtige geijtliche Oberen, 
um kanoniſche Bejtätigung der Unjerer Seits ertheilten geijtlichen 
Würden, fowte um Dispenjation von Eheverboten nach den Grund— 
jäßen des kanoniſchen Rechts. ES verjteht fich, daß diejes auf dem 
vorichriftsmäßigen Wege gejcheben, und fofern die Sache zweifel- 
haft over bedenklich ift, an das vorgefegte Meinijterium zur Mit— 
theilung an den Staatsfanzler berichtet werden muß; 3. die Er— 
örterung und Erledigung der Streitigfeiten mit andern Religions— 
parteien über Gegenjtände des öffentlichen Kultus. Auch hier muß 
nicht allein in zweifelhaften, jondern auch in wichtigen und folge- 
reichen Fällen an das vorgeſetzte Minifterium berichtet werben ; 
4, die Erörterungen über Reviſion und Berichtigung der Kirchen— 
geſetze, welhe ohne Genehmigung der angeordneten Miniſterial— 
behörde nicht befannt gemacht werden dürfen, 5. Beauffichtigung 
der Prüfungen, welchen die Kandidaten des geiftlichen Standes 
Seitens der geiftlichen Behörden unterworfen werden; 6. alle im 
8. 2 berührte Neligionsangelegenheiten, in jo weit fie ihrer Natur 
nach unter dem jure circa sacra der Ffatholifchen Kirche mit be- 
griffen werden fünnen.” — (Diejer 8. 2 handelt unter 12 Num— 
mern von den Rechten der Konfitorien bezüglich der firchlichen 
Angelegenheiten der evangeliichen Konfeffionen, und joll alſo 
analoge Anwendung auf die fatholische Kirche finden, in einer 
Ausdehnung, die nicht genau bejtimmt war und eine jehr nach- 
drüdlihe Ueberwachung der bijchöflichen Verwaltung auch in 
anderen als den in $. 3 und 4 genannten Dingen ermöglichte.) 

Im Sahre 1838 ordnete der König aus Anlaß der Aufleh= 
nung des Erzbiichofs von Köln durch eine Kabinetsordre vom 
9. April 1838 ftrenges Einfchreiten gegen alle Perſonen an, welche 
Erlafje auswärtiger Dberen oder ihrer Agenten über 
religiöfe und kirchliche Verhältniffe mit Umgehung der Königlichen 
Behörden verbreiteten '). 

Nicht ganz drei Jahre nachher befiegelte König Friedrich 


1) ©.-©. 240. Hermens 3, 813. 814. 
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Wilhelm IV. die Niederlage der Politif jeines Vaters durch faft 
gänzliches Fahrenlaſſen des Plazet. Ein Rundſchreiben des 
Kultusminifters Eichhorn vom 1. Januar 1841, welches nicht in 
der Geſetzſammlung erjchien ), machte den Biſchöfen folgende Mit- 
theilung: 

„Se. Majeftät der König, unfer allergnädigiter Herr, haben 
zu bejchliegen geruht, daß in allen geiſthichen Angelegenheiten, 
wo das bierarchijche Verhältniß zwijchen den Btichöfen des Landes 
und ihrem geiftlihen Oberhaupte zu gegenfeitigen Mittheilungen 
Anlaß gibt, der diesfällige Verkehr mit dem Römiſchen Stuhle 
fortan frei von allen Beichränfungen Statt finden könne, und die 
Bermittelung vefjelben durch die Königlichen Behörden nur in den 
Fällen einzutreten babe, wo jolche von ven Biſchöfen oder dem 
Römiſchen Stuble jelbjt nachgejucht werden ſollte. Allerhöchſtdie— 
jelben hegen das volle Vertrauen, daß bei dieſem Verkehr Die 
Biſchöfe jtets ihres, dem Yandesherrn geleijteten Eides der Treue 
uud des Gehorſams eingedenk jein, und auch in Abficht der An— 
wendung oder Ausführung von Erlaffen, welche fie von dem Rö— 
mijchen Stuhle erhalten, die Vorſchriften der bejtehenden Gejete 
und DBerfaffung nie unbeachtet laffen werden.“ 

„Demgemäß erwarten Se. Majeſtät von ihnen nicht nur die 
jedesmalige Anzeige von dem Inhalte der Verhandlungen zwijchen 
ihnen und Nom, jondern auc insbeſondere, daß fie die an fie 
gelangenden Schreiben over Erlafje des päpftlichen Stuhls, welche 
nicht ausschließlich die Lehre betreffen, fonvdern zugleich ven 
Staat und die bürgerlichen Verhältniſſe, wenn auch nur mittelbar, 
berühren, ohne die vorangegangene ZJujtimmung der 
weltlihen Behörde wederverfündigen, noch jonft irgend 
in Anwendung bringen. Dagegen wird die weltliche Be— 
hörde die Zuftimmung überall bereitwillig ertheilen, wo die Be— 
fanntmachung oder Anwendung jener Schreiben und Erlaffe weder 
dem Staate, noch den Nechten Einzelner nachtheilig tft.“ 

„Es gereicht mir zur bejonderen Freude, Ew..... von 
diefem Königl. Beichluß, dem Ausfluffe des großartigiten Ver— 
trauens (!!!), in Kenntniß zu jegen. Se. Majeſtät haben feinen 
aufrichtigeren Wunſch, als daß der num ganz freigegebene Verkehr 


Y Ein Abdrud bei Hermens, Handbuch 3, 861. 862 (1841). 
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ununterbrochen aufrecht erhalten, und Allerhöchſt denſelben nie 
durch Mißbrauch die Pflicht auferlegt werden möge, zu Maß— 
regeln zurüczufehren, welche die Erhaltung der Nechte Ihrer 
Krone und die landespäterliche Sorge für das Wohl und den 
Srieden aller Ihrer Unterthanen als nothwendig erjcheinen lajjen 
könnte.“ 

Die Verfaſſungsurkunde von 1848 und 1850 räumte dann 
auch die in der Kabinetsordre aufrecht erhaltenen Reſte des Pla— 
zet vollends weg. 

IX. Hinſichtlich der Theilnahme der Geiſtlichen, namentlich 
der Biichöfe, an Verfammlungen und der" Korreipondenz mit dem 
Bapft oder päpftlichen Nuntien beſtanden ſowohl nach Preußiſchem 
Landrecht als nach Franzöſiſchem Necht gefegliche Beichränfungen. 

Das Allgemeine Yandrecht von 1794 2, 11, 8. 142 bejtimmt: 
„Den Einladungen zu auswärtigen Sirchenverfammlungen 
dürfen inländijche Getjtliche ohne bejondere Erlaubniß des Staats 
nicht Folge leijten.“ 

Die Drganiichen Artikel vom 8. April 1802, Art. 20 ver- 
fügen dafjelbe mit folgenden Worten: „Die Bijchöfe find ver— 
bunden, fich innerhalb ihrer Diözeſen aufzuhalten; fie fünnen die— 
jelben nur mit Erlaubniß des erjten Konſuls verlafjen !).“ 
Außerdem fordern fie in Art. 4 zur Abhaltung von National: 
oder Provinzial Konzilien, Diözeſan-Synoden und allen jonjtigen 
berathenden Verſammlungen ausprüdliche Erlaubniß der Regie— 
rung. 

Der Code penal von 1810, Art. 207 u. 208 enthält jtrenge 
Berbote der heimlichen Korrejpondenz der Geijtlichen mit auswär- 
tigen Mächten über veligiöje Angelegenheiten. 

Wach den für ganz Preußen bis 1841 beftehenden Vor— 
ichriften ?) war e8 den Bijchöfen und bei erledigtem Stuhl auch 
den Domfapiteln und Kapitelövifaren unterjagt, fich direft an ven 
päpftlichen Stuhl zu wenden; alle Gejuche, welche überhaupt an 
den Papſt gebracht werden durften, waren dem Ober-Präſidenten 


1) Bol. fon Dekret v. 12. Juli (24. Aug.) 1790, Tit. 4, Art. 1 u. 2. 

2, Königl. Inftruftion für die Provinztalfonfiftorien v. 23. Oft. 1817, 
$. 4 (vgl. oben ©. 295). Neffript des Kultusminifters v. 31. Aug. 1818 
(Kamp, Annalen 2, 717. v. Nönne, Staatsredht 1, b, 628). 
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der Provinz zu übergeben, der ihre Weiterbeförderung bejorgte; 
die von Domfapiteln, Prieftern oder Yaten ausgehenden mußten 
erſt dem Biſchof vorgelegen haben und von ihm beglaubigt ein. 

Auch die Kurheſſiſche Verfafjungsurfunde von 1831, $. 135 d. 
bejtimmte: „Von allen bifchöflihen, unmittelbaren oder mittel- 
baren Slommunifationen mit dem Römiſchen Stuhle, welche nicht 
etwa lediglich in Beziehung auf einzelne Fälle der eigentlichen 
Seeljorge, oder auf gewöhnliche der Römiſchen Kurte unſtreitig 
zufommende Dispenjationen beabfichtigt werden möchten, noch 
bloß in Glückwünſchungs-, Dankſagungs- und anderen dergleichen 
Geremonialfchreiben beitehen, wird die Staatsregierung durch den 
landesherrlichen Bevollmächtigten bei dem Bisthume nach wie vor 
Einficht nehmen laſſen.“ 

Diefe Borjchriften- beruhen auf dem vollfommen richtigen 
Grundgedanken, daß, wenn ein auswärtiger geiftlicher Souverän 
innerhalb des Staates überhaupt Verfügungsrechte haben joll, die 
Verhandlung darüber, wie bei allen auswärtigen Angelegenheiten 
durch die Staatsregierung oder wenigſtens unter ihrer Stontrole 
gejchehen muß. Die Regierung muß wiljen, was die Bijchöfe und 
Kapitel dem Papit berichten und muß wiſſen, welche Forderungen 
der Papſt an dieſe ftellt, damit fie nicht durch Thatjachen über- 
raſcht und hintergangen werde. 

Insbeiondere dienten die Verbote auch dazu, es den Biſchöfen 
unmöglich zu machen, hinter vem Rüden der Regierung dem Papjt 
einen Gehorſamseid zu leijten, oder ihn in anderer Form zu 
leiiten, als die Negierung gejtatten wollte. Die Leiſtung eines 
ſolchen Eides mit Umgehung der Regierung enthielt dann ſchon 
an fich eine Pflichtverlegung, die Dienftentlaffung zur Folge haben 
fonnte, 

Endlich aber ift das Verbot geeignet, den Papſt von ftaats- 
widrigen Zumuthungen an die Bijchöfe abzuhalten und ebenjo 
auch den Biſchöfen es zu erleichtern, päpftlihe Zumuthungen 
zurückzuweiſen. 

König Friedrich Wilhelm IV. hob dieſe Vorſchriften durch 
die Kabinetsordre vom 1. Januar 1841 auf, und erklärte, von 
ven Bilchöfen nur „jevesmalige Anzeige von dem Inhalt Der 
Vorhandlungen zwifchen ihnen und Nom zu erwarten !).” Die 


) Abgedrudt bei Hermens, Handbuch 3, 861. Bgl. oben ©. 296. 
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Berfafjungsurfunde vom 31. Januar 1850, Art. 16 verfügte jo- 
dann: „Der Verkehr der Neligiong-Gejellichaften mit ihren Oberen 
ift ungehindert”, was die Verwaltungspraris ſeit 1852 in der 
dem Papſt günftigjten Weiſe auslegte ‘). 

Die üblen Früchte diefer Politik, welche die Erfahrungen 
der Jahrhunderte Furzfichtig mißachtete, find in der Gefchichte der 
legten Jahrzehnde deutlich genug bervorgetreten, ſowohl in den 
Angelegenheiten der Preußiſchen Diözejen al8 den allgemeinen 
Angelegenheiten der Kirche. Ein vatikanifches Konzil wie das von 
1869 und 1870 iſt nach dreihundertjähriger Pauſe nur möglich 
geworden durch Aufgeben der jtaatsgeieglichen Vorjehriften über 
die dazu nothwendige Staatserlaubnif. 

Das Berfafjungsgefeg vom 18. Sunt 1875 hat nunmehr 
den Artikel 16 der Verfafjungsurfunde von 1850 wieder aufge- 
hoben. 

X. Verbot der geiftlichen Drven umd ordensähnlichen Kon- 
gregationen ?). 

1. Vom 3. Juni 1875 an find alle Orden und ebenfo alle 
orvensähnlichen Kongregationen der Fatholifchen Kirche von dem 
Gebiete der Preußischen Monarchie ausgeſchloſſen und die Errich- 
tung von Nievderlafjungen derjelben unterjagt ?). 

2. Niederlaſſungen der Orden oder orvdensähnlicher Kongre- 
gationen, welche ich ausschließlich der Strankfenpflege widmen, 
bleiben fortbeſtehen; fie fünnen jedoch jederzeit durch königliche 
Verordnung aufgehoben werden; big dahin find die Minijter des 
Innern und der geijtlichen Angelegenheiten ermächtigt, ihnen bie 
Aufnahme neuer Mitglieder zu gejtatten. 


1) Richter in Dove's Zeitfehrift 1, 111. 

2) Geſetz v. 31. Mat 1875, betr. die geiftl. Orden u. ordensähnl. Kon— 
gregationen der fatholifhen Kirche. (6.9. 217. 2185 verfündigt unterm 
3. Juni 1575.) Hinſchius, Kommentar 1875. ©. 83—104. 

®) Eine vorübergehende Einjhränfung fügt der dritte Abjat des S. 1 
bei: „Die zur Zeit beftehenden Niederlaffungen dürfen vom Tage der Ber: 
kündigung dieſes Geſetzes ab neue Mitglieder nicht aufnehmen und find 
binnen ſechs Monaten aufzulöfen. Der Minifter der geiftlichen Angelegen- 
beiten ift ermächtigt, biefe Friſt für Niederlaffungen, welche fich mit dem 
Unterricht und der Erziehung der Jugend befhäftigen, um für deren Erſatz 
durch anderweitige Anftalten und Einrichtungen Zeit zu lafjen, bis auf vier 
Sahre zu verlängern.” 
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Die fortbeftehenden Niederlaffungen der Orden und ordens— 
ähnlichen Kongregationen find der Aufjicht des Staates unter- 
worfen. Die näheren Beitimmungen hierüber werden von den 
Minijtern des Innern und der geijtlichen Angelegenheiten erlafjen. 

3. Das Bermögen der aufgelöjten Niederlaſſungen der Orden 
und ordensähnlichen Kongregationen unterliegt nicht ver Einziehung 
durch den Staat. Die Staatsbehörden haben dajjelbe einjtweilen 
in Verwahrung und Verwaltung zu nebmen. 

Der mit der Verwaltung beauftragte Kommifjarius ift nur 
der vorgejegten Behörde verantwortlich, die von ihm zu legende 
Nechnung unterliegt der Nevifion der füniglichen Oberrechnungs— 
fammer in Gemäßheit der VBorjehrift des $. 10, Nr. 2 des Ge— 
jeßes vom 27. März 1872. Cine anderweite Verantwortung 
oder Nechnungslegung findet nicht Statt. 

Aus dem Vermögen werden die Mitglieder der aufgelöften 
Niederlaffungen unterhalten. Die weitere Verwendung bleibt ge- 
jeglicher Bejtimmung vorbehalten. 

Dieje Bejchlagnahme des Vermögens bildet das hauptſäch— 
liche Zwangsmittel der Staatsverwaltung, um dem Geſetz Gel: 
tung zu verschaffen. Strafbeitimmungen gegen jeine Webertretung 
oder Umgebung fehlen, und um jolchen Berjonen, welche jich eines 
Ungehorſams gegen das Gejes ſchuldig machen, einen bejtimmten 
Aufenthaltsort verbieten oder anweiſen zu fönnen, würde e8 einer 
reichsgejeglichen Ermächtigung bedürfen !). 

4. Mitgliedern von Orden und ordensähnlichen Kongregationen 
darf die Erlaubniß, am öffentlichen Schulen over privatim Unter- 
richt zu ertheilen, nur noch an den Orten und auf jo lange Zeit 
gegeben werden, als dieß nothwendig erjcheint, um Erſatz durch 
andere Xehrfräfte zu gewinnen, und diefe Erlaubniß fann nur von 
dem Kultusminijter jelbjt ausgehen ?). 


Hinſchius S. 93, Note 10. 

2) Schlußſatz des $. 1 des Geſetzes. Diefe gefetliche Vorſchrift beftätigt 
das Reſkript des Kultusminifter® vom 15. Junt 1872 (abgedrudt bei Hin- 
fhins ©. 104) und erweitert fein Verbot auch auf den Privatunterricht. 
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8. 62. 
2. Die altfatholiiche Reichskirche. 


Triedberg, E. Sammlung der Altenftüde zum erſten vatikaniſchen 
Eoneil mit einem Grundriſſe der Geſchichte defjelben. Tübingen 1872. 

Triedberg, E. Aftenftücde zur altfatholiihen Bewegung. Tübing. 1873. 

Berichte über die Verhandlungen der altfath. Synoden, herausgegeben 
von der Synodal-Nepräfentan;. 

Mejer, O., Die Propaganda 2, 90. 94. 1853 (über die Utrechter 
Kirche). 

I. Die altfatholiiche Kirche des deutſchen Reichs, welche nach 
der oben ©. 159 gegebenen Statiftif gegenwärtig etwa 118 Ge— 
meinden und DBereine und 50,000 Seelen zählt, und deren Bischof 
in Preußen, Baden und Hefjen jtaatlich anerfannt ijt, hat auf 
ihrer erjten Synode zu Bonn, am 27. Mat 1874, ihre Berfaj- 
jung feitgejtellt ). An der Synode nahmen 28 Geijtlihe und 
57 von den Gemeinden gewählte Abgeordnete Theil, und Bifchof 
Reinkens führte den Vorſitz. 

Die angenommene Berfaffung it die „Synodal- und Ge— 
meindeordnung“, welche der Altkatholifen-Rongreß in Konjtanz am 
12.—14. September 1873 vorläufig gut geheißen hatte. Der 
8. 1 derjelben erklärt übrigeng ausprüdlich: „daß Diefe Drgani- 
jation injofern einen proviforifchen Charakter habe, ald durch die 
Beſetzung der beftehenvden Bisthümer und Pfarreien mit altfatho- 
liſchen Biſchöfen und Prieftern andere Verhältniſſe eintreten 
würden.“ 

Die erſte altfatholiihe Synode hat ferner die Erklärung be- 
ichlofjen, „daß die verfaffungsmäßigen Organe der Kirche Die Sh- 
noden ſeien“, und daß e8 denjelben zujtehe „die bejtehenden kirch— 
lichen Gefege zu ändern und neue Geſetze zu erlajfen.“ Die Sy— 
noden ſeien theils allgemeine, theils partifuläre. Die Synode der 
deutſchen altfatholifchen Kirche dürfe fich für berechtigt halten, 
jolhe Anordnungen zu bejchliegen, wie fie nach dem alten firch- 
lichen Rechte jede Partikularſynode zu erlafjen befugt war 2). 

Das freie Gejetgebungsreht des Papftes (Papalſyſtem) hat 


9 Abgedrudt bei Friedberg, Aftenftüde zur altfath. Bewegung ©. 359 
bis 374. 
2) Schultheß, Europ. Gefhichtsfalender 1874. ©. 132—133. 
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fie damit verworfen, ebenſo die Lehre, daß Beſchlüſſe der Synoden 
zu ihrer Gültigkeit der Beſtätigung des Papſtes oder des Biſchofs 
bedürften. Darüber ob auf allgemeinen Synoden der ganzen 
Kirche weltliche Abgeordnete der Gemeinden Sitz und Stimme 
haben könnten, iſt ein Ausſpruch nicht erfolgt. 

Uebrigens nimmt die neue Verfaſſung in mehreren Hinſichten 
auf das „gemeine Recht“, d. h. das gemeine katholiſche Kirchen— 
recht Bezug ($. 5 11. 51). 

II. Die Organijation der Kirche ift folgende: 

1. Jede Gemeinde wählt unter Theilnahme aller Gemeinde- 
glieder ihren Pfarrer, der lebenslänglich angejtellt ift, und 6—18 
Kirchenräthe, welche mit dem Pfarrer den Kirchenvorjtand bilden. 
Der Vorſitzende des Kirchenvorſtands wird von dieſem jelbit ge— 
wählt. x 

2. Die Synode, welche jährlich zufammentritt, bejteht aus dem 
Biſchof, der Synodal-Repräſentanz, allen Geiftlichen und aus De— 
legirten der Gemeinden. Auf je 100-200 Männer fommt ein 
Delegirter; größere Gemeinden wählen auf je 200 Männer einen 
Delegirten. In der Synode hat demnach das weltliche Clement 
das entjcheidende Uebergewicht. 

3. Die Synode wählt mit Stimmenmehrheit den Biſchof und 
die aus 4 Geiſtlichen und 5 Laien bejtehende Shynodalrepräjentang, 
in welcher der Biſchof den Vorſitz hat, die aber zum zweiten Vor— 
ftand einen Laien erfürt. 2 Geiftlihe und 3 Yaien find Die 
ordentlichen Mitglieder und müſſen am Wohnort des Bijchofs 
oder in nicht großer Entfernung davon wohnen. Außerdem wählt 
fie 6 Synodal-Examinatoren, aus welchen der Bijchof 3 Theologen 
und einen Sanonijten zur Vornahme der theologiihen Prüfung 
unter Vorſitz des Biſchofs oder jeines Stellvertreters beruft. 

Die Synode erfennt über Entlafjung der Pfarrer und über 
Beichwerden wegen Verweigerung der bijchöflichen Bejtätigung einer 
Pfarrwahl. 

4. Die Synode bejchließt mit Stimmenmehrheit. Wird jedoch 
ein Beichluß mit einer Mehrheit von weniger als zwei Drittel 
der Stimmen gefaßt, jo kann jowohl die Weinderheit als auch 
die Synodal-Repräſentanz, fjofern legtere hierin einjtimmig it, 
verlangen, daß die Frage der nächjten Synode vorgelegt werde. 
Bon dieſer kann fie dann mit einfacher Mehrheit entjchieven werden. 
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D. Die Israelitiſchen Kirhen-Gemeinden und Verbände, 
8. 63. 


Die kirchlichen Verhältniffe der Juden find im J. 1847 für 
den ganzen damaligen Umfang der Preußijchen Monarchie durch 
Staatsgejets einheitlich geregelt worden, und diefe Ordnung der 
Dinge dauert in den’ acht alten Provinzen noch ziemlich unver= 
ändert fort. In den im 3. 1866 neu erworbenen Gebieten find 
die älteren Staatsgejege und Verordnungen ebenfall8 bis jegt in 
Geltung geblieben, jo daß es nun neun oder mehr verfjchiedene 
Provinztalrehte in dieſer Hinficht gibt. 

An einer ſyſtematiſchen Darjtelung derfelben gebricht es 
bis jetzt noch völlig. Die bejte Ueberficht, mit Vorſchlägen für die 
fünftige Geſetzgebung gewährt die Schrift von Mafower „über bie 
Gemeinde-Verhältniffe der Juden in Preußen“. 

Die gegenwärtig in Geltung ſtehenden Gejege find: 

Für das ganze Königreich: 

Geſetz v. 28. Juli 1876, betr. den Austritt aus den Jüdiſchen Syna— 
gogen-Gemeinden (G.-©. 353—355). 

Für die acht alten Provinzen: 

Geſetz v. 23. Juli 1847 über die Berhältniffe der Suden. $. 35—70. 
(6 -S. 270-277). 

Geſetz v. 26. Juli 1876, betr. die Zuftändigleit der Verwaltungsbehör— 


den und der Verwaltungsgerichtsbehörden im Geltungsbereihe der Pro— 
vinzialordnung v. 29. Juni 1875. $. 164 (G.-S. 339). 


Für Hannover: 


Hannöverſches Geſetz v. 30. Sept. 1842 über die Rechtsverhältniffe der 
Juden. Tit. III. (©.-©. 1, 24). 

Minifterial-Belanntmadhung v. 19. Ian. 1844, betr. das Jüdiſche Sy— 
nagogen-, Schul- und Armenweſen (G.-©. 1, Nr. 6). Ausſchreiben der 
Landdroftei Hildesheim v. 28. Febr. 1853, betr. die Jüdiſchen Synagogen— 
Bezirke (.-©. 3, Nr. 2). 

Königl. Verordnung v. 31. Dez. 1860, betr. die Beftätigung einer von 
den Landrabbinern beantragten allgemeinen Synagogen-Orbnung (G.-©. 1, 
Nr. 47). 


Für Schleswig-Holftein: 


Berordnung v. 8. Febr. 1854 über die Verhältniſſe der Juden im Her— 
zogthum Schleswig. Holſteiniſches Geſetz v. 14. Juli 1863, betr. die Ver— 
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hältniſſe der Juden (abgebr. in Dove's Zeitfehr. f. K.=R. A, 269—272 und 
470— 474). 

Königl. Preußiſcher Erlaß v. 24. Juni 1867, betr. die Abänderung des 
8. 11 des Geſetzes f. Holftein und des 8. 16 der Verordnung f. Schleswig 
(6.-©. 1308). 


Für Kurheſſen: 
Berordnung v. 30. Dez. 1823, die gemeinheitlichen VBerhältniffe der Is— 


raeliten betr. 
Geſetz v. 29. Oft. 1833. 


Für Nafjau: 


Verordnung des Minift. d. Innern v. 7. San. 1852, betr. die Kultus- 
perhältnifie der Juden. 


Für Frankfurt a. M.: 


Reglement v. 8. März 1839. 

Raths-Protokoll v. 1. Mai 1849. 

Senatsbeihluß v. 25. April 1854. 

Berfügung des Königl. Preuß. Polizei-Präfidenten v. 9. März 1868. 


QDuellen-Sammlungen und Yiteratur. 


Mafower, über die Gemeinde-Berhältniffe der Juden in Preußen. 
Berlin 1873. (Auf S. 37—104 find die geltenden Gefeße theils wollftändig, 
teils auszugsmweife abgedruckt.) 


Lediglich das Necht der acht alten Provinzen berüdjichtigen: 
Bode, der Preuß. legale Pfarrer. 1875. ©. 120—146. 
Ergänzungen und Erläuterungen der Preußiichen Rechtsbücher. 5. Ausg. 
beſorgt v. 2. v. Rönne. Bd. 2. 775-783. 1866. 

Bogt, Kirhen- und Eherecht der Kathol. und Evangel. 2, 246—256. 
1857. 

Altmann, W., Praris. 1861. ©. 259—264. 

v. Hirſchfeld, Religionsſtatiſtik d. Preußiſchen Staats im 9. 1861. 
Arnsberg 1866. ©. 13. 77—82. 


Aeltere Literatur: 


L. v. Rönne und H Simon, die Berfaffung und Berwaltung des 
Preuß. Staats. Thl. 8, Bd. 3: „Die früheren und gegenwärtigen Berhält- 
nifje der Juden in dem fümmtlichen Landestheilen des Preuß. Staates.“ 
Breslau 1843. 

Heinemann, $, Sammlung der die religiöfe und bürgerliche Ver— 
fafjung der Juden in den Preuß. Staaten betr. Geſetze. Bd. 1. 2. Aufl. 
mit einem Nachtrage. Berlin 1835. Bd. 2. Breslau 1837. 
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II Berleihung des Korporationsredts an Reli— 
gtonsvereine und geiftlihe Geſellſchaften und Wie- 
dberentziehung des Korporationsredht2. 


8. 64. 


1. In Art. 31 enthält die Verfaffungsurfunde vom 31. Ja— 
nuar 1850 die allgemeine auf alle Vereine bezügliche Vorfchrift, 
daß die Feſtſtellung der Bedingungen, unter welchen Korporationg- 
rechte zu ertheilen oder zu verweigern feien, Gegenſtand der Ge- 
jeßgebung ſei; und in Art. 13 verfügt fie insbeſondere weiter, 
daß „pie Neligionsgefellichaften, jo wie die geijtlichen Geſell— 
haften, welche feine Korporationsrechte haben, dieſe echte 
nur durch bejondere Gejeße erlangen können.“ 

Dieje Vorfchrift entzieht der Negierung das Necht, neu fich 
bildenden Neligionsvereinen Korporationsrechte zu gewähren; im 
jedem einzelnen Fall muß ein Spezialgejet erlaſſen werden, wobet 
der Yandtag dann auch Gelegenheit hat, dafür zu jorgen, daß dent 
Berein die nothwendige Verfaſſung vorgefchrieben werde. 

Es verjteht jich von ſelbſt, daß der Art. 13 unter „Neligions- 
Gejellichaften“ nicht bloß einzelne Ortsgemeinden verjteht, und 
daß daher das Gejeß die Negierung ermächtigen fann, künftigen 
Gemeinden eines gewiſſen Bekenntniſſes Korporationsrechte beizu- 
legen, wie dies dann auch im den Gefegen von 1874 und 1875 
über die Korporationsrechte der Mennoniten und Baptiften ge— 
ſchehen iſt t). 

Unter den „geiſtlichen Geſellſchaften“, welchen ebenfalls nur 
durch Spezialgeſetz Korporationsrechte verliehen werden dürfen, 
ſind nicht bloß Orden mit dauernden Gelübden zu verſtehen, ſon— 
dern überhaupt alle auf die Religionsübung bezüglichen Vereini— 
gungen, Kongregationen und Geſellſchaften. 

Die VBerfaffungsurfunde hat bei diefem Ausprud jih im All- 
gemeinen an die Definitionen gehalten, welche das Preußiſche 
Landrecht von 1794 2, 11, 8. 11 und 12 aufitellt, und welche 
lauten: „Religionsgejellihaften, welche fich zur öffentlichen "eier 
des Gottesdienjtes verbunden haben, werden SKirchengefellichaften 
genannt.” — $. 12: „Diejenigen, welche zu gewiljen anderen 


1) Dal. oben ©. 266—267. 
Thudichum, Kirchenrecht. 20. 
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bejonderen Neligionsübungen vereinigt find, führen den Namen der 
geiftlichen Gejellichaften 9.“ 

2. Die durch Geſetz begründeten Korporationsrechte können 
nach allgemeinen ftaatsrechtlihen Grundjägen nur durch Gejeß 
zurüdgenommen werden. Nur injoweit ein Ermeſſen der Regie— 
rung binfichtlih der Anerfennung einer Einzelgemeinde als Kor— 
poration ftattfindet, könnte ein ſolches Ermeſſen auch Hinfichtlich 
der Frage eintreten, ob die Bedingungen fortdauern, unter welchen 
die Anerkennung erfolgte, oder ob fie nicht mehr vorhanden find. 

Hierüber find neue, klare und etriheitliche ſtaatsgeſetzliche Vor— 
ſchriften dringendes Bedürfniß. 


IV. Freiheit der Gründung neuer Religionsvereine 
und Rechtsſtellung der Vereine ohne Korporations— 
recht. 


8. 65. 


Berfafjungsurfunde v. 31. San. 1850, Art. 12. 13. 29. 30. 31. 

Geſetz v. 11. März 1850 über die Verhütung eines die gefeliche Frei= 
beit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs de8 Berfammlungs- und Ber- 
einigungsrechtes (G.-9. 277—283). 

Sacobfon, in Dove's Zeitfehr. 1, 422—443. 1861. 

Schulze, Herm., Preuß. Staatsredt 1, 403—406. 

Meier, Th, das Preußifhe gemeine und provinzielle Kirchenrebt fr 
das Geltungsgebiet des allgemeinen Landrechts. 186%. ©. 6-11. 

©. v. Hirſchfeld, Neligionsftatiftif der Preuß. Monarchie im Jahre 
1861. Arnsberg 1866. ©. 10—52: Ausführliche Gefhichte der Neligions- 
vereine. S. 53—62: Juriſtiſche Ausführungen. S. 77—94: Gtatiftik. 
101: Ueberfichten. 

Bode, der Preuß. legale Pfarrer. 1875. ©. 91—120. 

Die Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850, Artikel 12, 
Ipriht den allgemeinen Grundjag aus: „Die Freiheit des reli- 
giöjen Belenntnifjes, der Bereinigung zu Neligiong-Ge- 
ſellſchaften (Art. 30 u. 31), der gemeinfamen häuslichen und 
öffentlichen Neligionsübung ift gewährleiftet“. — Der hierin aus: 
drücklich in Bezug genommene Artikel 30 lautet: „Alle Preußen 
haben das Necht, fich zu jolchen Zwecken, welche den Strafgejegen 
nicht zumiverlaufen, in Gejellichaften zu vereinigen. — Das Gejeß 


1) Befondere Beltimmungen hierüber enthalten dann nocd 2, 11, 8. 939 
bis 1073 u. 1218—1232. 
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regelt, insbeſondere zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit, 
die Ausübung der in dieſem und in dem vorſtehenden Artikel 
(29) gewährleiſteten Rechte. Politiſche Vereine können Beſchrän— 
kungen und vorübergehenden Verboten im Wege der Geſetzgebung 
unterworfen werden.“ 

Hieran ſchließt ſich ſofort das Vereinsgeſetz vom 11. März 
1850, 8. 2 mit folgender Beſtimmung: „Die Vorſteher von Ver- 
einen, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten be- 
zwecen, find verpflichtet, Statuten des Vereins und das DVerzeich- 
niß der Mitglieder binnen drei Tagen nach Stiftung des Vereing, 
und jede Nenderung der Statuten oder der Vereinsmitglieder 
binnen drei Tagen, nachdem fie eingetreten ift, der Ortspolizei— 
behörde zur Kenntnißnahme einzureichen, verjelben auch auf Er- 
fordern jede darauf bezügliche Auskunft zu ertheilen. — Die Ort$- 
polizeibehörde hat über die erfolgte Einreichung der Statuten und 
der Berzeichnifje, oder der Abänderungen derjelben, fofort eine Be— 
ſcheinigung zu ertheilen.” — „Die Betimmungen dieſes und des 
vorhergehenden Paragraphen beziehen fich nicht auf Firchliche und 
religiöje Vereine und deren Berfammlungen, wenn diefe Vereine 
Korporationsrechte haben.“ 

Damit ift ausgefprochen, daß die Vorjchrift auf Religions— 
Bereine ohne Korporationsrecht Anwendung findet ?). 

ach den eben aufgeführten Gefegen gelten nun im Einzelnen 
folgende Regeln: 

1. Die Gründung eines neuen Neligionsvereins ift nicht von 
einer vorangehenden jtaatlichen Genehmigung abhängig. Sie tjt 
eine in jeder Hinficht erlaubte Handlung ?) und Verträge über 
Dermögensrechte, welche zu dieſem Zweck unter den Mitgliedern 
geſchloſſen werden, find vollfommen wirkjam. 

Der Grundfag des Allgemeinen Yandrechts von 1794 2, 11, 
8. 10 und des Patents vom 30. März 1847, betr. die Bildung 
neuer Neligionsgejellichaften, wonach eine Religionsgeſellſchaft exft 


!) Ueber den Zufat „wenn diefe Vereine Korporationsrechte haben” vgl 
Reſkript des Miniſt. des Innern v. I. Aug. 1850 (Minift.: Bl. der innern 
Verw. 1850, ©. 204; auch bei Vogt 1, 49). 

2) Erkenntniß des Obertribunals v. 18. März 1853 (Entjheidungen Bd. 
25, 228). Jacobſon in Dove's Zeitſchrift 1, 422 —425; 431—433. 
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durch Staatliche „Genehmigung“ entjteht, ijt durch die Verfaffungs- 
urfunde vom 31. Januar 1850 hinfällig geworden. 

2. Die Vorjteher des Vereins müſſen binnen drei Tagen nach 
der Stiftung Statuten und Mitglieververzeichnig bet der Orts— 
polizeibehörde einreichen, ebenjo jede Uenderung daran. Ein Re— 
ligionsverein ohne Statuten iſt nicht wohl denkbar. Sollten die 
Ichriftlich übergebenen Statuten unvolljtändig fein, jo kann die 
Drtspolizeibehörde meitere Auskunft fordern. 

Die Folge der Unterlaffung der jchriftlichen Einreichung der 
Statuten und Berzeichniffe beſteht nur in Gelditrafen für Die 
Borfteher im Belauf von 15—150 Mark). 

3. Bür ſolche Berfammlungen eines Vereins, für welche Zeit und 
Drt im Boraus feitfteht und der Drtspolizeibehörde bekannt ift, 
bedarf e8 feiner beſondern Anzeige; wohl aber iſt von außerordent- 
lichen Bereinsverfjammlungen 24 Stunden vorher Anzeige zu 
machen. 

4. Die Ortspolizeibehörde tft befugt, in jede Verſammlung 
1 oder 2 Polizeibeamte oder andere als Abgeoronete der Polizei 
fenntliche Perjonen zu ſenden. Diejen fteht in den im Geſetz be— 
zeichneten Fällen das Recht zu, die Verſammlung aufzulöjen. 

5. Sobald der Verein beginnt politifche Gegenftände im 
feinen Verfammlungen zu erörtern, wird er zu einem politifchen 
Berein, und unterliegt dann den beſondern Beſchränkungen folcher 
Bereine ?). 

6. Das Vereinsrecht ift laut Art. 30 der Berfaffungsurkfunde 
nur zu jolchen Zwecken gewährleiftet, „welche den Strafgefegen 
nicht zuwiderlaufen“ 3). 

In andern Fällen haben weder die Gerichte, noch weniger bie 
Bermwaltungsbehörvden gejegliche Bollmachten, Neligionsvereine wegen 
einer nur gemeinjchäplihen Tendenz zu unterdrücken. Nur die 


2) Geſetz vom 11. März 1850, 8. 13. 

2).8. 8: 

8) In diefer Hinficht fommen nunmehr in Betradht: Die Beftimmungen 
des Strafgejegbudhs v. 26. Febr. 1876, $. 128 und 129, fowie das Reichs— 
gefeß vom 4. Juli 1372 über das Verbot des Jefuitenordens und der ihm 
verwandten Orden; ferner das Preußifche Geſetz v. 31. Mai 1875 über das 
Verbot der geiftfihen Orden ‚und SAN Kongregationen (vgl. oben 
©. 299). 
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einzelnen Mitglieder können wegen der ihnen zur Yaft fallenden 
ungefeglichen Handlungen oder Unterlaffungen beftraft werben 1). 
3. B. kann fein Verbot ergehen gegen einen Verein, welcher 
Glaubens- oder Sittenlehren verbreitet, wodurch ftaatsgefeglich 
verbotene Handlungen als erlaubt, oder ftaatlihe Einrichtungen 
als umfittlich und unerlaubt hingeftellt werben. 

7. Die höheren zuſtändigen AuffichtSbehörvden über die Be— 
folgung der gefeglichen Vorſchriften über das Vereinsweſen find 
die Bezirks-Negierungen 2). 

8. Jeder neue Religionsverein bat, ſolange er nicht durch 
gerichtliches Urtheil für verboten erklärt ift, diejenigen echte, 
welche ein erlaubter Verein überhaupt hat, nämlich das Necht: 

a) jein Glaubensbefenntniß fejtzuftellen ; 

b) die Form und Feier des Gottesdienftes zu regeln; 

ce) feine Berfaffung zu oronen, alſo die Wahl von Vorftehern, 
Beitellung von Geiftlihen, Lehrern u. ſ. w., desgleihen die Ent- 
lafjung derfelben nach Gutdünken zu vegeln; 

d) beliebige Umlagen auf die Mitglieder zu verabreden. 

In allen diefen Dingen redet der Staat gar nicht mehr mit. 

Welche Negeln bezüglich des Neligionsunterrichts chulpflich- 
tiger Kinder von DVereinsmitgliedern in Anwendung zu kommen 
haben, ift an einem andern Drt zu unterfuchen. 


Zweites Kapitel. 
Boiern, 
I. Allgemeine ftaatsgejeglihe Bejtimmungen. 
8. 66. 


Geſetze für das ganze Königreich. 
Organiſches Edift vom 8. September 1808, betr. die Anordnung einer 
Seltion in Kirchengegenftänden bei dem Minifterium des Innern. 


1) Eine andere Meinung äußert Sacobfon in Dove's Zeitſchrift 1, 433. 
1861. Daß freilih „der Staat” das Recht hat, Vereine wegen ihres Glau— 
bensbefenntnifies aufzuheben, ift unbeftreitbar; aber diefe Rechte de8 Staats 
können nicht duch bloße Berwaltungsverfügung wahrgenommen werben. 

2) 9. Rönne, Preuß. Staatsreht 2, a, 221, Anm. 1, b. 
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Berfafiungsurfunde v. 26. Mai 1818, Tit. IV., 8. 9. 

U. Beilage zur Berfafjungsurfunde: Edikt über die äußern Rechtsver— 
hältniffe der Einwohner des Königreichs Baiern in Beziehung auf Religion 
und kirchliche Geſellſchaften (gewöhnlich Religions-Edikt genannt). 

Königl. Verordnung v. 17. Dez. 1925, betr. die für die Angelegenheiten 
der Kirche und des Unterricht8 errichtete Minifterial-Seftion (Reg.Bl. 1036). 

Königl. Verordnung v. 17. Dez. 1825, betr. die Formation, den Wir- 
fungsfreis und den Gejhäftsgang der oberften Berwaltungsftellen in den 
Kreifen. ; 

Königl. Verordnung v. 27. Febr. 1847. 

Königl. Verordnung v. 16. März 1849, die oberfte Leitung der Kirchen 
und Schulangelegenheiten betr. 


Provinzielle Geſetze. 

Das Preußifhe Allgemeine Landrecht v. 5. Febr. 1794 fteht als ſub— 
fidiäres Recht in Geltung (foweit e8 nicht feit 1803 und 1806 abgeändert 
worden ift) in den ehemaligen Fürftenthümern Ansbah und Bayreuth, den 
ehemaligen Reichsſtädten Dinkelsbühl, Weißenburg und Windsheim, fowie 
einigen Diftriften der ehemaligen geiſtlichen Fürſtenthümer Bamberg, Würz- 
burg und Eichftädt, bis 1806 Tauter Preußischer Befit. (Bol. P. v. Roth, 
Bayeriſches Eivilrecht 1, 119, Anm. 8 und oben ©. 195). In der Rhein— 
pfalz gilt noch ein Theil der bis 1814 eingeführten Franzöſiſchen Gefete. 


Duellenfammlungen. 


Dillinger, G., Sammlung der Bayerifchen Verordnungen. Bd. 8: 
Religion und Kultus betr. 1838 (umfaßt die Verordnungen von 1606 bis 
1838). Bd. 9: Unterrichtsmefen. 

Pözl, Sammlung der Bayeriihen Berfafjungsgefege. 1852. 


Literatur. 

Silbernagel, 3., Verfaſſung und Verwaltung ſämmtlicher Religions— 
genofjenfhaften in Bayern. Landshut 1870. 

Brendel, Sebald (ehemals Prof. in Würzburg), Handbuch des Fath. 
u. proteft. Kirchenrechtd. Bamberg 1823. 3. Aufl. in zwei Bänden. Nürn— 
berg 1850 (mimmt in ausgedehnter Weife auf das Baierſche Recht Rüdficht). 

Gründler, C. Aug, das im Königreih Bayern geltende Fatholifche 
und proteftantifche Kirchenrecht. Nürnberg 1839). 

v. Sicherer, Herm. (Prof. an der Univerfitit München), Staat und 
Kirche in Bayern vom Negierungsantritt des Kurfürften Marimilian Ior 
feph IV. bis zur Erklärung von Tegernſee, 1799—1821. 1873. (Mit 
45 größtentheils bisher geheim gehaltenen Aftenftücden 11)). 

J. Die rechtliche Stellung der Kirchen oder Neligionsvereine 
in Baiern ijt gegenwärtig noch in der Hauptjache nach den Vor— 
ihriften der Stants-Verfafjungsurfunde vom 26. Mat 1818 und 
ihren Beilagen und Anhängen zu beurtheilen. Bon der Berfaf- 
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jungsurfunde ſelbſt fommt namentlich die Vorfchrift des Titels IV. 
8. 9 in Betracht, jodann das jehr ausführliche jog. Neligiong- 
edikt, welches die II. Beilage der Verfaſſungsurkunde bildet und 
deren rechtliche Natur in jeder Hinficht theilt. 

Die Schlußſätze des 8. 103 des Edikts lauten folgender- 
maßen: „Diejes allgemeine Staatsgrundgejeß bejtimmt, in An- 
jehung der Neligionsverhältniffe der verjchievenen Kirchen-Gejell- 
ichaften, ihre Nechte und VBerbindlichfeiten gegen den Staat, die 
unveräußerlihen Majeftätsrechte des Negenten, und die 
jedem Unterthan zugefiherte Gewifjensfreiheit und Religionsaus— 
übung.“ — „In Anjehung der übrigen innern Kirchen - Ange: 
legenheiten find die weitern Beftimmungen, in Beziehung auf die 
katholiſche Kirche, in dem mit dem päpftlichen Stuhle abgejchlofjenen 
Konkordat vom 5. Junius 18175, und in Beziehung auf die pro- 
teftantifche Kirche in dem hierüber unterm heutigen Tage (26. Mat) 
erlajjenen eigenen Edikte enthalten.“ 

Die Berfaffungsurfunde wurde am 26. Mat 1818 zunächit 
durch Mittheilung an alle öffentlichen Behörden und durch öffentlichen 
Anſchlag Fund gemacht, am 6. Juni erjchten jie im Gejegblatt, 
am 17. Sunt die II. Beilage, am 22. Suli das Konfordat und 
das Edikt über die protejtantiiche Kirche !). — Im Rheinkreis er- 
folgte die Verkündigung der Berfaffungsurfunde am 12. Juni 1818 
unter Borbehalt gewijjer Mopdififationen?), welde 
ein Königliches Reſkript vom 5. Dftober 1818 °), ſowie hinſichtlich 
der vereinigten protejtantiichen Kirche des Rheinkreiſes die König- 
liche Bejtätigung der Vereinigungsurfunde vom 10. Dftober 1818 
feititellte *). 

1. Das Cdikt über die proteftantifche Kirche, welches der 
König, Jo wie die ganze Verfaffungsurfunde aus ſouveräner Macht- 
vollfommenbheit erließ, hat in allen Punften ohne Ausnahme die 
Natur eines Staatsverfafjungsgejeges, an welchem nur auf dem 
erichwerten Wege der Berfafjungsgejeßgebung geändert werden 
fann, nämlich mit Zujtimmung von 2/, Majoritäten in beiden 


Y Pözl, Sammlung, Einleitung ©. XIV. 9. v. Sicherer 276. 
2) Döllinger, Sammlung 1, 381. 382. 

2) Döllinger, I, 382—385. 

*) Döllinger 8, 8, 1280. 
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Kammern bei Anwefenheit von 3/, der gejelichen Mitgliederzahl. 
Es ijt dies bei der Annahme des Verfaſſungs-Geſetzes vom 
4. Juni 1548 von beiden Kammern anerkannt worden, und kann 
daher jett nicht mehr in Frage gezogen werben. An fi würde 
jonft auch die Anficht vertheidigt werben fünnen, daß dem Edikt 
nur die Natur eines einfachen Staatsgejeges zufomme, wofür jich 
die Autorität Braters anführen läßt. - 

2. In Bezug auf den größten Theil des Inhalts des Kon— 
fordats verhält es fich genau ebenjo, nur nicht in Bezug auf 
jeinen ganzen Inhalt, nämlich nicht diejenigen Bejtimmungen, 
welche den Vorſchriften der Berfaffungsurfunde und ihrer II. Bei— 
lage widerjprechen. Dieſe widerſprechenden Artifel haben dadurch, 
daß fie mit dem übrigen Inhalt zufammen verfündigt worden find, 
in Baiern doch niemals gejegliche Kraft erlangt. Es verhält fich 
in diefer Hinficht wie mit den oben ©. 270— 275 beiprochenen päpit- 
lichen Bullen für Preußen und die Oberrheinifche Kirchenprovinz. 
Der entiheidende Grund hierfür ift, daß die Verfündigung erfolgte 
auf Grund des 8. 103 der IL. Berfaffungsbeilage, welcher bejtimmt, 
daß die Verfaffungsurfunde und ihre II. Beilage den Vorrang 
behaupten follen vor denjenigen Bejtimmungen, welche noch für die 
einzelnen Kirchen verfündigt werden würden. Nur für die „übri- 
gen“ innern Kirchen-Angelegenbeiten der fatholiichen und bezteh- 
ungsweije protejtantiichen Kirche, aljo für die in der Verfaſſungs— 
urfunde und ihrer II. Beilage nicht bereitS geregelten Angelegen- 
heiten, jollten das Konfordat und das Edikt über die proteftantifche 
Kirche maßgebend werden‘). Bei der Verfündigung der leteren 
ijt dieß auch nochmals ausprüclich betont worden, indem beide 
Gejege als „Anhang Nr. I. und II. zu dem $. 103 des Religions— 
edikts“ publizirt worden find. 

Das Konfordat wurde fowohl in dem Yateintfchen Text, in 
welchen es vatifizirt ift, al8 in einer Deutjchen Ueberſetzung ver— 
fündigt, welche in einer Minifterialfonferenz mit Stimmenmehrheit 
feftgeftellt und vom König genehmigt worden war, und in manchen 
Ausdrüden weniger günftig für den päpftlichen Stuhl lautet. Da 


1) Ueber die Entftehung und Bedeutung des Ausdrucks „übrigen“ vgl. 
v. Sicherer 269. 
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Ueberſetzung den Sinn wiedergibt, welchen der Geſetzgeber mit 
dem Lateiniſchen Text als gegeben annahm, ſo iſt der deutſche 
Text als der im Zweifel maßgebende zu betrachten. Daß über 
die Auslegung von Staatsverträgen andere Regeln gelten, fällt 
hier nicht in's Gewicht, weil dieſe Regeln, wie unten noch zu zeigen 
iſt, auf das Konkordat nicht Anwendung leiden. 

a) Zu denjenigen Beſtimmungen des Konkordats, welche ir 
Baiern niemals jtaatsgejetliche Kraft erlangt haben, gehören vor 
Allem die Artikel 1 und 17 deſſelben, welche folgendermaßen 
lauten: Art. 1: „Die römisch-Fatholifche-apoftolifche Neligion wird 
in dem ganzen Umfange des Königreichs Baiern und in den dazu 
gehörigen Gebieten unverfehrt mit jenen Nechten und Prärogativen 
erhalten werden, welche fie nach göttliher Anordnung und 
den Fanonifhen Satzungen zu genießen bat.” Art. 17: 
„Alles Uebrige, was firchliche Segenftände und Perjonen betrifft, 
wovon in diefen Artikeln nicht ausdrüdliche Meldung geichehen 
it, wird nach ver Xehre ver Kirche und nad der beſtehen— 
den und angenommenen Disziplin derjelben behan— 
delt werden (juxta doctrinam Ecelesiae, ejusque vigentem et 
approbatam disciplinam). Sollte aber in Zukunft ſich ein An- 
Itand ergeben, jo behalten Sich Seine Heiligfeit und Seine Königl. 
Majeität vor, Sich darüber zu benehmen, und die Sache auf 
freundjchaftliche Weife beizulegen.“ 

Ob unter der „beitehenden Disziplin der Kirche“ die im 
Sahre 1818 im Königreich Baiern oder in der ganzen römijchen 
Kirche bejtehende Disziplin gemeint jei, oder überhaupt die jeweilen 
deitehende Disziplin, bleibt dunkel, ebenjo wie auch der Ausdruck 
„angenommen“ ebenfowohl auf die Annahme Seitens des Bater- 
ſchen Staates als der Kirche gehen kann y. Bon irgend welcher 
Bedeutung ift e8 nicht, welcher Auslegung man folgen mag, weil 
„die Yehre der Kirche” ganz unbedingt als maßgebend hingejtellt 
it, und alle wejentlichen Punfte der Disziplin der römiſchen 
Kirche zugleich Glaubensjäte find. Daß der Papit die Stelle des 
Konkordats in dem ihm günjtigiten Sinne verftand, wird Niemand 
bezweifeln wollen, ſowie fich andererſeits nicht leugnen läßt, daß 

2) Im Defterreihifhen Konkordat v. 1855, Art. 34 hieß es beſtimmter: 
„a Sancta Sede adprobatam“, 
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er in die Wahl von Ausdrücden willigte, die jeine Anfprüche nicht 
deutlich anerkannten. 

Nach der Verfaflungsurkunde kommen Kirchenfagungen (Ka— 
noniſches Necht) nur zur Anwendung, joweit über eine Frage nicht 
jtaatliche Geſetze beſtehen und insbejondere fünnen neue Kirchen= 
fatungen nur mit Plazet des Königs eingeführt werden. 

b) Ein weiterer, ebenfall8 nicht feinem ganzen Inhalt nach 
zur Geltung gefommener Artikel des Konfordats iſt Artikel 18, 
welcher lautet: „Beide fontrahirende Theile (nämlich Papjt und 
König) veriprechen für Sich und Ihre Nachfolger die genaue Be— 
obachtung alles deſſen, worüber man in diefen Artikeln gegenfeitig 
übereingefommen ift, und Seine Königliche Majeftät werden gegen 
wärtige Uebereinfunft als Staatsgejet erklären.” — „Berner 
veriprechen Seine Königliche Majeftät für Sih und Ihre Nach- 
folger, nie aus irgend einem Grunde den Artikeln etwas beizu- 
fügen; oder daran etwas abzuändern, oder diejelben auszulegen (I), 
ohne Dazwiichenfunft und Mitwirkung des apoftoliichen Stuhls“ 
(dev Latemiſche Text hat aber: „absque Sedis Apostolicae 
auctoritate et cooperatione“), 

Nach ver Verfaffungsurfunde Tit. VIL, 8. 2 und Tit. X., 
8. T erfolgt die Abänderung und authentijche Auslegung aller 
Gejege, auch der Berfajjungsgefege durh König und Yandtag 
und nach Zit. IL, 8. 1 vereinigt der König, als Dberhaupt des 
Staats, in fih alle Rechte ver Staatsgewalt- und übt fie unter 
den von ihm in der Berfajjungsurfunde feitgejesten Bejtimmungen 
aus. Auch das Konkordat fann hiernach, da es zu den Staat$- 
gejeen gehört, auf dem Wege der Gefetsgebung geändert und aus» 
gelegt werden, und e8 hat der Schlußiat feines Artikels 18, ſo— 
fern er etwas Anderes befagen wollte, niemals rechtliche Geltung 
erlangt. Dieß ift um fo weniger zweifelhaft, als der 8. 103 des 
Neligionsedikts, auf Grund deſſen das Konfordat publizivt worden 
iſt, ausprüdlich „die unveräußerlichen Majejtätsrechte des Negenten“ 
vorbehält, das wichtigite Miajeftätsrecht aber gerade das der Gejeß- 
gebung tft. — 

Die eben vorgetragene Anficht über Verhältniß von Konfordat 
und Verfafjungsurfunde iſt bisher mit geringen Abweichungen von 
allen Minifterien und namentlich von allen Yandtagen Baierns als 
die richtige angenommen und thatjächlich befolgt worden. Neben 
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dem Konfordat fam feit 1818 nicht das Kanonifche Recht zur An— 
wendung, jondern zunächſt die zahlreichen jtaatlichen Geſetze und 
Verordnungen, welche bei Verkündigung der DVerfaffungsurfunde 
bereit8 in Geltung jtanden und der DVerfaffungsurfunde nicht 
widerjprachen, — während fie dagegen mit dem Kanoniſchen Necht 
überall in Widerſpruch ftehen. 

Auch jehr zahlreiche feit 1818 erlaffene Staatsgefege und 
Verordnungen ftehen mit dem Konkordat in Widerſpruch, find aber 
dennoch von Krone umd Landtag gutgeheißen worden. Die oben 
vorgetragene Anficht ift much Die der Baierſchen Staats- und 
Kirchenrechtslehrer 1), mit Ausnahme derjenigen, welche vem Glauben 
huldigen, daß alle Chriften nach göttlichem Necht dem Papſt unter- 
iworfen jeien, und daß alle Kronen und Staaten jeinen Befehlen 
unbedingten Gehorjam jchulden 2). 

Daß der DVerfailler Verfaſſungs-Vertrag vom 23. November 
1870, welcher das Deutjche Neich ins Leben rief, ebenfalls nicht 
zu manchen Artikeln des Baterichen Konkordats jtimmt, iſt leicht 
zu erjehen; nichtsdeftoweniger ijt er mit 2/; Majorität von ven 
Baierfchen Kammern angenommen worden. Durch Neichsgejete 
fönnen an dem Baierſchen Staats: und Kirchenrecht noch unab— 
jehbar viele Aenderungen erfolgen, die mit dem Konfordat nicht 
zu vereinigen find, und find auch bereits ergangen. 

Gegen die Einführung Eines dieſer Neichsgejege in Baiern 
— warum nur gegen diejes Eine bleibt dunkel — hat fich ver 
Papſt bemüßigt gejehen, dem Baierſchen Gefandten in Nom einen 
feierlichen Proteit  zuftellen zu laſſen, unter dem Anführen, 
daß fie eine Verlegung des Konfordats enthalte. Es dürfte hierin 


1) Brendel, Sebald, Brofeffor in Würzburg, Handbuch des Kirchen- 
rechts. 1823. ©. 193-199. Pözl, Sof, Lehrbuch des Bayerifchen Ber- 
faffungsrechts. 8. 17. Henner, die fatholifhe Kirchenfrage im Bayern. 
Würzburg 1854. Roth, P. v., Bayerifches Eivilreht 1, 228, Anm. (1871). 
Sicherer, 9. v., Staat und Kirche in Bayern 1799-1821. München 
1874. Silbernagel, $., Berfaffung u. Verwaltung ſämmtlicher Religions- 
genofjenfhaften in Bayern. 1870. ©. 6—8. 

2) Ein umgenannter „Bayerifcher Kanoniſt“ in Lipperts Annalen des 
Kirchenrechts. Heft 2. ©. 5—20: Das Bayerische Konfordat im Verhältniffe 
zum Religions: Edit. 1832. Moy, Lehrbuch des Bayer. Staatsrechts 1, 
345 (1840). 
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der Anfang einer Kündigung des Konforbats Seitens der Kurie 
zu erbliden fein. 

Daß die Urheber der Baieriſchen Berfaffungsurfunde, die zu- 
gleich die Urheber des Konkordats find, gerade von der Abficht 
ausgingen, dem Konforbat lediglich innerhalb des Rahmens der 
Berfaffungsurfunde Geltung zu geben, wird unmwiderleglich auch 
durch die Gefchichte der Entftehung und Einführung beider be- 
wieſen, welche erft in allerneuefter Zeit, namentlich durch die For— 
Ihungen Hermann von Sicherers völlig Har geftellt worden ift. 
Die durch letztere befannt gemachten TIhatjachen find jo ſchwer 
wiegend, daß fich behaupten läßt, e8 würden viele unrichtige Aus- 
legungen vermieden worden fein, wenn man fie jchon früher ges 
fannt hätte. x 

Das Konkordat ift nad dem Sturze des Miniſters Mont— 
gelas (2. Februar 1817) auf Betreiben der dem päpftlichen Hof 
ergebenen Minifter, ver Grafen von Nechberg und von Thürheim, 
am 5. Juni 1817 won den Unterhändlern unterzeichnet, am 24. Okt. 
4817 vom König, am 9. November vom Papft vatifizirt worven ?). 

Um die Mitte des Dezember brachten die Zeitungen ven 
Zext der Uebereinfunft 2). Der Eindrud, den fie auf alle Prote= 
jtanten und auch auf den aufgeflärten fatholiichen Klerus hervor— 
brachte, Fonnte nur der des höchiten Erftaunens und des Unwillens 
fein. Die in den Artikeln 1 und 17 über die Herrichaft der katho— 
liſchen Religion und des Kanoniſchen Nechts in Baiern ließen die 
ganze bisherige Staatsgeſetzgebung über die Nechtsitellung der Pro- 
teftanten, namentlich das Neligionsedift vom 24. März 1509 als 
hinfällig erjcheinen, und jtellten die Unterdrückung derſelben in 
nähere oder entferntere Ausficht. Die protejtantiichen Städte des 
Königreih8: Augsburg, Lindau, Memmingen, Stempten, Bayreuth, 
Erlangen, Nürnberg, Regensburg und die proteftantijche Geiftlich- 
feit wandten fi) an den König mit der Bitte um ſtaatsgeſetzliche 
Seftjtellung ihrer Nechte. In den Zeitungen und vielen Flug- 
ihriften entbrannte ein lebhafter Kampf und auch die übrigen 
deutſchen Negierungen ließen ihr Befremden nah München melden, 
wozu um jo mehr Anlaß vorlag, als der Inhalt des Konfordats 


ı) 9. Sicherer 253. 254. 
2) ». Sicherer 261. 
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mit dem Artifel 16 der deutſchen Bundesafte vom 8. Juni 1815 
in Widerſpruch jtand !). 

Unterm 12. März 1818 ließ der König zur Beruhigung der 
Protejtanten an die protejtantijchen Generaldefanate eine Erklärung 
ergehen, worin er zuficherte, „daß er nicht nur alle in Beziehung 
auf die Firchlichen Verhältniffe ver Proteſtanten erlaffenen früheren 
Edifte und Verordnungen aufrecht erhalten, jondern auch denjelben 
in der bevorſtehenden Verfaſſung des Neiches und den damit in 
Berbindung ſtehenden konſtitutionellen Gejegen gegen jeden Einfluß 
der fatholifchen Geijtlichkeit eine vollfommene Sicherjtellung ver— 
Ichaffen werde 2).” 

Am 26. Mat 1818 erhielt die Verfaffungsurfunde die Unter- 
ichrift des Königs und wurde am nämlichen Tag in München 
durch öffentlichen Ausruf und Vertheilung der Urkunde verkündigt 
und auf diefe Weiſe auch in den Provinzen die Werfündigung be> 
wirft, jofort auch in den folgenden Tagen von allen Staatsbeamten 
und den Geiftlichen aller Konfeffionen der in der Verfaſſung vor— 
gejchriebene Eid auf diejelbe gefordertd). Der katholiſche 
Pfarrflerus leijtete dieſen Etd allerwärts unbe- 
dingt, mit Ausnahme weniger Perfonen?). 

Daß der König das Konkordat nicht feinem ganzen Wortlaute 
nah ausführen könne und werde, hatte er den Papſt ſchon 
vor dem Abſchluß wijjen laſſen, und e8 war dagegen ein 
Widerſpruch nicht erfolgt; vielmehr hatte der päpftliche Nuntius 
della Genga dem Grafen Nechberg ſelbſt erklärt, daß der päpſt- 
liche Hof ein Auge zubrücen werde, wenn der König die Ausfüh- 
rung des Konkordats mit den Rückſichten bewerkjtellige, zu denen 
ihn die Baierſchen Verhältniſſe nöthigten. Indeſſen, daß es frei: 
ich fo ſtark in feiner Wirkſamkeit befchnitten werden würde, und 
dag durch eine konſtitutionelle Verfaffungsurfunde dem Protejtan- 
tismus ein jo jtarfer Halt geboten werde, darauf war man wohl 
nicht gefaßt geweien. Der Papit gab feinem Unwillen über das 


2.02 Sicherer. 257 II. 

2) v. Sicherer 266 umd Urkunden ©. 77, Nr. 20. 

3) Pözl, Sammlung, Einl. XIV. 

v. Sicherer 277. 278, Gegen bie ſich Weigernden wurde Temporalien= 
fperre verhängt. (W. Kahl, über die Temporalienfperre. 1876. ©. 166 ff.)- 
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Geichehene auch jofort den lauteſten Ausprud, nahm aber doch 
Anstand, einen Abfagebrief nah München zu fenden, da die Ver— 
faffungsurfunde vom Baierſchen Volk und Klerus mit allgemeiner 
Freude angenommen worden war. Dean verfuchte es daher lieber 
mit einem Sunftgriff. Kardinal Conſalvi überredete nämlich den 
Kardinal Häffelin, der immer noch baterjcher Gefandter in Nom 
war, unterm 27. September 1818 „im Namen des Königs“ eine 
Grflärung abzugeben, wonah das Neligionsedift nicht als 
ein für die Katholifen verbindliches Geſetz verfün- 
Digtworden feti). 

Die Erklärung, die Häffelin am 27. September 1818 im 
Namen des Königs abgab, lautete dahin?): „daß Seine, des 
Königs, Abficht allzeit gewefen jet und fein werde, daß das Kon— 
fordat getreu und heilig in allen feinen Theilen vollzogen 
werden foll; daß dieſes als Reichsgeſetz verfündete Konkordat allzeit 
als jolches werde betrachtet und geachtet werden; daß das der 
Berfaffung angehängte Edikt, dejjen Hauptzwed ift, die Ordnung, 
die Nechte umd die gute Harmonie unter allen Unterthanen des 
Reichs zu handhaben, nur für diejenigen, die fi nicht 
zur katholiſchen Religion befennen, als Richtſchnur dies 
nen foll und werde, während das Konfordat für alle 
Katholiken als Richtſchnur dient und dienen Soll; 
daß der auf die Verfaſſung zu leitende Eid auf feine Weife ſowohl 
den Dogmen, al8 den Gefegen der Kirche zu nahe treten kann, 
weil bei der Verkündigung der Verfaſſung der entjchievene Wille 
und die bejtimmte Abficht des Königs gewejen tft, daß der zu 
leijtende Eid ih auf nicht8 anders, als auf die bürgerliche Ord— 
nung beziehe, und daß er Diejenigen, die ihn leifteten, niemals zu 
einer Handlung verbindlich mache, welche den Gejegen Gottes und 
der Kirche entgegen fein fünnte.“ 

Am 2. Dftober drückte der Papſt in einem Konfiftorium feine 
Freude darüber aus, und Diefe Allofution wurde jofort in Batern 


2) v. Sicherer 278—299. 

2) Der Italienifhe Tert im Bullarium Romanum, Continuatio Tom. 
15, 120 u. biernad bei O. Mejer, zur Geld. der Nöm.-Deutfhen Frage 2, 
183, Note 3. 9. v. Sicherer 287. Lipperts Annalen des Kirchenrechts 2, 
13. de Schenkl, Institutiones jur. éccles. $. 224. 225. 
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verbreitet, wo die Ultramontanen lauten Jubel darüber aufjchlugen. 
Der neue päpftliche Nuntius fand fich gleichzeitig in München ein, 
um den Erfolg des Schachzugs zu retten). Allein diefe an Ver— 
rätherei gränzende Weberjchreitung jeiner Injtruftionen Seitens 
Häffelins blieb doch wirkungslos.“ Der König ließ allen oberjten 
Landesbehörden am 7. November 1818 eine Mittheilung zugehn, 
dag die Auffaſſung jeines Gejandten in Nom unvichtig jer?), und 
erließ auch eine ähnliche Note nah Nom. 

Hierauf griff Nom zu Drohungen; in verjchtevdenen Noten 
vom 13. Januar 1819 jtellte ver Papft in Ausficht, daß er dem 
fatholiichen Klerus in einem öffentlichen Erlaß die bevingungslofe 
Eidesleiltung auf die bateriiche VBerfaflung verbieten werde. Frei— 
lich hatte der nievere Klerus den Eid bereits geleiftet,; aber am 
23. Sanuar 1819 follten die beiden Kammern zujammentteten, 
wobet von den in denjelben fitenden Getjtlichen der Ständeeid ge- 
fordert wurde. Die Mehrzahl der Bilchöfe und alle in der 
zweiten Kammer fitenvden Geiftlihen letjteten ihn, troß den An— 
jtrengungen des Nuntius, ohne Vorbehalt, der Erzbijchof von 
München, v. Gebfattel und einige andere Geijtliche, nachdem ver 
Verſuch einer bedingten Leiftung von der Negterung als verfaj- 
jungswidrig zurüdgewiejen war. Der Papſt wagte Angefichtd der 
Stimmung des Bolfs und der Regierung feine Drohung nicht zu 
verwirklichen; man 309 e8 vor, lieber durch Verhandeln noch Etwas 
zu erreichen, und dies gelang endlich, wenigſtens theilweife. Der 
König ließ fih zu dem Verſprechen herbei, eine Erklärung über 
die Geltung des Konfordats und die Bedeutung des Verfaſſungs— 
eids zu erlaffen, deren Wortlaut mit Nom abgeredet war, Die 
zwar nicht deſſen Verlangen befriedigte, aber ihm Anhalt genug 
für fünftige Operationen ließ. 

Im Negterungsblatt (nicht im Geſetzblatt) vom 19. Sep- 
tember 1821, ©. 304 erichien alſo eine „Königliche Alferhöchite 
Entichliegung, den Vollzug des Konkordats betreffend“, datirt 
Zegernjeec, den 15. September 1821, und fontrafignirt 
vom Miniſter Freiherrn v. Zentner, in Abwefenheit des dirigi- 
renden Staatsminiiters Grafen von Thürheim, deren entjcheidende 


1) Am 10. November 1818 überreichte er feine Beglaubigungsichreiben. 
2) Döllinger 8, 287. 
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Stelle folgendermaßen lautet t): „Zugleich fügen wir zur Beſei— 
tigung aller Mißverjtändnifje über den Gegenſtand und die Be— 
ihafjenheit des von Unfern katholiſchen Unterthanen auf die Kon- 
ftitution abzulegenden Eides die Erflärung bei, daß, indem Wir 
Unfern getreuen Unterthanen die Konftitution gegeben haben, 
Unjere Abficht nicht gewejen jei, dem Gewiſſen derfelben im Ge— 
ringften einen Zwang anzuthun; daß daher nach ven Beitimmungen 
der Konftitution felbft der von Unſern katholiſchen Unterthanen 
auf diefelbe abzulegende Eid lediglich auf die bürgerlichen 
Verhältniſſe ſich beziehe, und daß fie Dadurch zu nichts werden 
verbindlich gemacht werden, was den göttlichen Geſetzen oder 
den katholiſchen Kirchenſatzungen entgegen wäre Auch 
erklären wir neuerdings, daß das Konfordat, welches al8 Staats— 
gejeß gilt, als folches angejehen und vollzogen werben joll, und 
daß allen Behörden obliege, ſich genau nach feinen Bejtimmungen 
zu achten.“ 

Diefe berühmte ZTegernfeer Crflärung iſt von den beiden 
Kammern des Königreichs niemals weder gutgeheigen noch zurüd- 
gewiejen worden; jie ijt eine vom König unter Kontrafignatur des 
damaligen Juſtizminiſters einjeitig ausgefprochene Erklärung über 
die Abfichten, die er bei Verleihung der Staatsverfafjung gehabt 
habe, und welcher Sinn einigen Beitimmungen diefer Verfaſſungs— 
urkunde beimohne. Cine „authentiiche” d. h. die fünftigen Könige, 
ferner die Kammern und alle Staatsbehörven bindende Auslegung 
fonnte die Verfaſſungsurkunde dadurch nicht erfahren, weil nach 
allgemeinen Nechtsgrundjägen und ausdrücklicher Beſtimmung der 
Verfaffungsurfunde Tit. 7, S. 2 Gefege nicht ohne Zujtimmung 
des Yandtags authentiſch erläutert werden können. Dieje Auf- 
fafjung theilen alle oben ©. 315 genannten Schriftjteller, während 
die Anhänger der päpftlichen Suprematie natürlich über alle ſtaats— 
rechtlichen Gegengründe leicht hinausfommen. Schon im Jahre 
1823 wurde die Königliche Erklärung von einem derjelben als eine 
einjchränfende Auslegung des Eides und als ein Sieg des eid- 
weigernden Klerus ausgerufen 2). Mehrveutig und nur eine Yort- 


2, Dillinger 8, 289. ». Sicherer 335. 
2) Schenkl, instit. jur. eceles. ab Josepho Scheill, S. 323. 
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jegung des ſeit 1817 von den Begünjtigern Noms eingehaltenen 
unrühmlichen Schaufeliyitems ift fie allerdings '). 

Unterm 2. November 1850 überreichten die baterifchen Erz- 
biichöfe und Biſchöfe dem König Marimilian II. eine von ihnen 
auf einer Zuſammenkunft zu Sreifing am 20. Dftober berathene 
Denkichrift 2), worin fie die trogige Erklärung „zu den Füßen“ des 
Königs niederlegten, daß ſie die II. Verfaſſungsbeilage, ſoweit fie 
in direktem Widerfpruch mit dem Konfordat jtehe, nie anerkennen 
würden und Verwahrung einlegten gegen jede einjeitige, nicht in Ueber— 
einjftimmung mit dem Oberhaupt der Kirche vorgenommene Inier- 
pretation des Konkordates. ES war, auf Deutjch geiprochen, eine 
Aufjagung des Gehorſams gegen die Staatsverfaffung, welche 
einer der Unterzeichner, Bilchof Peter von Augsburg, durch die 
Beifügung des Motto's Far hervorhob: „für das Konfordat, das 
ganze Konkordat, nichts als das Konfordat ?).“ 

Einem großen Theil ihrer Forderungen entiprach der König 
durch eine „Allerhöchſte Entſchließung vom 8. April 1852, einige 
Beitimmungen der Beilage II. zur Verfaſſungsurkunde betr. t).“ 
Bejonders bedeutungsvoll war der erjte Sat jener Entſchließung, 
dahin lautend: „Ber Auslegung und Anwendung mehrdeutiger und 
zweifelhafter Stellen der zweiten VBerfaljungsbeilage ift jene Inter- 
pretation anzunehmen, welche mit ven Beitimmungen des Konfor- 
dats übereinjtimmend ift, oder fich denjelben annähertd).” Die 


) Nach Angabe eines ungenannten Baieriſchen Schriftfteller8 in Lipperts 
Annalen des Kirchenrechts 2, 16. 1832 wäre e8 den Fatholifchen Geiftlichen 
bald darauf geftattet worden, den Eid nach folgender Lateinifchen Form ab- 
zuleiften: „Ego infra seriptus juramentum constitutioni praesto sub 
hac conditione, ut non respiciat, nisi ordinem civilem, nec ullo modo 
me ad aliquod obliget, quod aut dogmatibus, aut Dei et ecclesiae 
catholieae romanae legibus et juribus adversari possit.“ — Die Nichtig- 
feit diefer Angabe zu prüfen, fehlt mir das nöthige Material. 

2) Abgedr. in Ginzels Archiv f. Kirchengeſch. u. Kirchenrecht 2, 173—225 
und Henner, die fath. Kirchenfrage in Baiern. 1854. 118. 

3) Eilbernagel S. 10, Anm. 

*) Ein Abdrud bei Walter, Fontes 233; Permaneder, Handbud des 
Kirchenrechts. 1865. ©. 1053—1057. 

5) Wenn Pözl, Lehrbuch 8. 17, Note 10 meint: „ES fei gegen dieſe Ber- 
fügung Nichts zu erinnern, da fie bloß eine allgemeine Auslegungsregel ein- 
ſchärfe“, fo ift dies doch ein Irrtum, weil das Konkordat unzweifelhaft von 

Thudichum, Kirchenrecht. 21 
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Biſchöfe waren mit diefem großen Erfolg natürlich nicht zufrieden, 
fie richteten unterm 15. Mai 1853 neue Erklärungen an das Mi- 
nijterium, welche diefes unterm 9. Dftober 1854 beantwortete !). 

Endlih nach 21 Jahren hat ein mit Königlicher Genehmigung 
ergangener Minifterialerlaß vom 20. November 1873 den früheren 
vom 8. April 1852 außer Wirkſamkeit geſetzt?). Derfelbe gibt 
eine Reihe einzelner Vorſchriften über die zu beobachtende Ver— 
waltungspraris, enthält aber auch unter I. folgende Eröffnung an 
die Königlichen Kreisregierungen, Kammer des Innern: „ES follen 
in allen bei den VBerwaltungsitellen und Behörden vorkommenden 
Geſchäftsgegenſtänden kirchlicher und Firchenpolitifcher Natur, wie 
es der Staatsverfaffung entjpricht, die beftehenden Grund- 
geſetze des Staates, ſowie die übrige hierher bezügliche Ge- 
jetgebung des Yandes die Norm geben und nach den Regeln des 
Kechtes ihrem ganzen Inhalte nah zur Anwendung 
gebracht werden; in gleicher Weiſe behält c8 bei den auf Grund 
diejer Gejeßgebung erlaffenen Verordnungen und Inftruftionen fein 
Bewenden; demzufolge tritt in allen jenen Fällen, in welchen und 
joweit die angegebenen Abjchnitte der Meinijterialentjchliegung vom 
5. April 1852 auf das beftehende Recht Hinweifen, oder Zuftändig- 
feiten der Staatsorgane, wie fie im Jahre 1852 ſchon beftanden 
haben, vorbehalten, durch die Zurücknahme der eben allegirten 
Entichliegung feine Veränderung ein.“ 

I. Die Berfaffungsurfunde und ihre II. Beilage zieht dem 
ordentlichen Geſetzgebungsrecht von Krone und Landtag, jowie dem 
Königlichen VBerordnungsrecht eine Reihe feiter Schranfen im In— 
terejje der Selbjtändigfeit ver Kirchengejellichaften. 

Die Berfaffungsurfunde Tit. 4, 8. 9, Abi. 5 bejagt: „Die 
geiftliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungskreiſe nie ge- 
hemmt werden, und die weltliche Regierung darf in rein 
geiftlihen Gegenjtänden ver Religionslehre und des 
Gewiſſens ſich nicht einmifchen, als in joweit dag Oberit- 


Grundanfhauungen ausgeht, die mit der Berfaffungsurfunde unvereinbar 
find. Die Verfaffungsurfunde und das Neligionseditt find vielmehr Tediglich 
aus fich felbft zu erklären. 

Abgedr. in Moy und Bering, Archiv f. kath. Kirchenrecht 8, 395. 

2) Dove's Zeitfhr. 12, 259.- 260. 
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hoheitliche Schutz und Aufſichtsrecht eintritt, wonach feine Ver— 
ordnungen und Gejete der Kirchengewalt ohne vorgängige Ein- 
fiht und das Plazet des Königs verfündet und vollzogen werden 
Dürfen.“ 

Die 1I. Beilage der Berfaffungsurfunde wiederholt dieſe Vor— 
ſchrift und jet fie namentlich in den SS. 38—43, 51—61 in ein 
genaueres Licht. Dennoch bietet die Auslegung derjelben auch jo 
noch, wie es bei folchen allgemeinen DBerfalfungs- Paragraphen 
meiſtens der Fall zu fein pflegt, erhebliche Schwierigfeiten, die fich 
nur dann vermindern, wenn man aus der Gejchichte derjelben ſich 
die Abficht des Gejetsgebers veranschaulicht. 

Der größte Theil des Neligionsedifts ift nämlich bereits 
unterm 24. März 1809 für den damaligen Umfang des König: 
veihs in Geltung gejett worden !), und die Art und Weife, wie 
es damals durch Spezialgefete und Verordnungen zur Ausführung 
fam, darf im vielen Hinfichten ohne Weiteres als diejenige ange- 
nommen werden, welche auch für die Ausführung der entjprechenden 
Vorſchriften des neuen Neligionsedifts maßgebend ift, namentlich 
aber dann, wenn auch nach 1818 die gleiche Praxis der Staats: 
gejeßgebung und Staatsverwaltung berrfchend blieb. Wie nad 
diefen Gefichtspunften die einzelnen Beſtimmungen dev Berfaffungs- 
urkunde auszulegen jeten, ift mit mehr Sicherheit bei den jpeztellen 
Lehren zu beantworten, und bier zur Orientirung nur einige all- 
gemeine Gefichtspunfte hervorzuheben. 

Die I. Berfafiungsbeilage behält in verjchiedenen Kapiteln, 
namentlich in SS. 62—75 die Negelung einer Reihe von Gegen— 
jtänden al8 vein ftaatliher oder bürgerlicher ver aus— 
jehlieglichen Negelung dur) den Staat vor; in anderen jog. 
„inneren“ Kirhenangelegenbeiten, jehließt fie in $. 38 
jede jelbftändige Anordnung durch Staatsgejeß oder jtaatliche Ver— 
ordnung aus, indem fie jeder genehmigten Sirchengejellichaft das 
Recht zufpricht, dieſe innern Stirchen » Angelegenheiten jelbit zu 
ordnen, mit folgenden zwei wichtigen Maßgaben: a) „unter der 
oberjten Staatsaufficht nach den im III. Abſchnitt (8. 50—79) 
enthaltenen Beſtimmungen“, aljo namentlich mit Vorbehalt des 
Staatlichen Plazet und deS Recursus ab abusu; ſodann b) „nac 


1) Döllinger S, 15—27. 
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der Formel ihrer Kirche“ und „nad der von der Staatsgewalt 
anerkannten Verfaſſung ihrer Kirche.” Aus den letten Worten 
ergibt fich, wie auch aus anderen Gtellen des Religionsedikts, 
3. B. 8. 27, daß feine Kirche eine andere Verfaſſung haben 
fann, als welche vom Staat anerkannt iſt. 

Für die proteftantifche Kirche der fränkiich-altbaterichen Pro— 
vinzen ijt die Zuficherung der jelbjtändigen Ordnung der inneren 
Angelegenheiten darum von geringerem. Werth, weil der König 
gerade eben „nach der Verfaſſung der Kirche” — die er der— 
jelben aus Königliher Machtvollkommenheit gab — mehr Rechte 
üben darf, als in den meilten andern deutſchen evangeliichen 
Rirchen. 

Die II. Berfafjungsbeilage 8. 76—79 zählt noch eine dritte 
Kategorie von Angelegenheiten auf, die fie „Gegenjtände gemijchter 
Natur“ nennt, welche zwar „geitlich” feien, aber zugleich irgend 
eine Beziehung auf den Staat und das weltlihe Wohl der Ein- 
wohner deſſelben haben. Bei diefen Gegenftänden findet nicht bloß 
das Plazet, jondern auch eine „Mitwirkung“ der weltlichen Obrig- 
feit Statt und die Staatsgewalt kann „durch eigne Anord= 
nungen” dabei alles dasjenige hindern, was dem üffentlichen 
Wohle nachtheilig jein Fönnte. 

III. Der König übt die ihm über die Kirchen zufommenden 
Kegierungsrechte in der Hauptjache durch das „Staatsminijterinm 
des Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten”, gewöhnlich 
Kultusminijterium genannt, aus. 

Früher bejtand fein eignes Kultusminijterium, jondern jeit 
1808 eine Seftion für evangeliiche Kirchbenangelegenheiten beim 
Minifterium des Innern, von welcher im Jahr 1818 das prote- 
ſtantiſche Oberfonfiftortum ausgejchteden wurde, und die im Jahre 
1825 eine neue Organifation und den Namen „Dberfirchen- und 
Schulrath“ erhielt. Sie zählte 2 Fatholijche und 1 protejtantifchen 
Rath und zwar lauter Laien. Im Jahre 1846 wurde ein eignes 
„Minijterium des Innern für Firchliche Angelegenheiten” gejchaffen, 
diefem dann durch Verordnung vom 27. Februar 1847 auch 
das Schulwejen übertragen, und dieje Einrichtung, welche im 
Jahre 1848 außer Kraft trat, durch Verordnung vom 16. März 
1849 neu bejtätigt. 
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Eine berathende, in einigen Fällen auch oberjte entjcheidende 
Behörde ijt der Staatsrath t). 

Unter dem Kultusminijter find die Bezirfs-Negterungen zur 
Ausübung jtaatlicher Rechte über alle Kirchen berufen, währen 
die protejtantifchen Konfiftorien die Doppelte Eigenfchaft von Stants- 
und Kirchenbehörden haben. 

IV. Ueber das Recht der Kenntnißnahme und des Plazet 
bejtimmt im Anſchluß an Zitel 4, 8. 9 der Berfaffungsurkunde 
die II. Beilage derjelben Folgendes: 8. 57: „Da die hobeitliche 
Dberauffiht über alle innerhalb der Grenzen des Staats vorfal- 
lende Handlungen, Ereigniſſe und Berhältniffe fich erſtreckt, jo tt 
die Staatsgewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Verſamm— 
lungen der Kirchengejellichaften gelehrt und verhandelt wird, Kennt- 
niß einzuziehen.” 8. 58: „Diernach dürfen feine Geſetze, Verord- 
nungen oder jonjtige Anordnungen der Kirchengewalt nad) den 
hierüber in den Königlichen Landen ſchon längſt beſtehenden 
Seneralmandaten ohne Allerhöchite Einficht und Genehmigung 
publizirt und vollzogen werden. Die geijtlichen Obrigfeiten find 
gehalten, nachdem jie die Königliche Genehmigung zur Publikation 
(Plazet) erhalten haben, im Cingange dev Ausſchreibungen ihrer 
Verordnungen von derſelben jederzeit ausprüdlich Erwähnung zu 
thun.“ 8. 59: „Ausjchreiben der geiftlichen Behörden, die fich 
blos auf die ihnen untergeorbnete Geiſthichkeit beziehen, und 
aus genehmigten allgemeinen Verordnungen hervorgehen, be- 
dürfen Feiner neuen Genehmigung.“ 8. 61: „Die vorgefchriebenen 
Genehmigungen fünnen nur von dem Könige jelbjt, mitteljt des 
Königlichen Staatsminifteriums des Innern ertheilt werden, an 
welches die zu publizivenden Firchlichen Geſetze und Verordnungen 
eingefendet, und jonftige Anordnungen ausführlid angezeigt werden 
müfjen.“ 

Der genauere Sinn dieſer VBerfaffungsbejtimmungen ijt theils 
aus den von ihnen angezogenen Generalmandaten und fonjtigen 
älteren Vorſchriften zu ermitteln ?). 

Eine anders lautende Beltimmung enthält Artikel XI e. des 


1) pðzl, Lehrbuch des baier. Verfaſſungsrechts $. 175, Note 5 u. 6. 
2) Ein Abdruck der von 1770—1833 deßhalb ergangenen Verfügungen 
bei Döllinger 8, 64—79. 
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Konfordats. Den Erzbifchöfen und Biſchöfen ftünde es darnach 
zu, „nach Erfordernig des geiftlichen Hirtenamts fich dem Klerus 

d dem Volfe der Diözeje mitzutheilen, und ihren Unterricht 
und ihre Anoronungen in Eirchlichen Gegenftänvden frei Fund zu 
machen“; woran ji) der weitere Sat anreiht: „übrigens bleibt 
die Nommunifation der Biichöfe, des Klerus und des Volfes mit 
dem heiligen Stuhle in geijtlihen Dingen und kirchlichen 
Angelegenheiten völlig frei.“ 

Diejer Artikel ift niemals in vechtliche Geltung getreten. 
Uebrigens würden, die Biſchöfe nach ihm auch nur das Recht 
haben, ihre eignen Anordnungen, nicht Bullen des Papites, fund 
zu machen, und nur Anordnungen in „Eirchlichen” Gegenjtänden, 
nicht in folchen, welche nicht rein firchlich find. 

Seit 1°50 behaupteten die Bilchöfe, die Einführung der 
PBreffreibeit und die Aufhebung der Cenſur habe auc das König— 
liche Plazet hinfällig gemacht. Allein die Königliche Entichliegung 
vom 8. April 1852, Ziffer 2 wies diefe Auffaſſung zurüd, und 
verfügte nur, daß „für die von dem Dberhaupte ver Kirche oder 
von den Bilchöfen ausgehenden Jubiläums- und Ablaßverkündi— 
gungen, dann für die Fajtenpatente das Plazet bis auf Weiteres 
im Voraus ertheilt werde”; verhieß auch ferner, daß „vie in 
8. 57 reſervirte bobeitliche Oberaufficht nicht jo gehandhabt werden 
jolle, daß die freie Berathung firchlicher Gerichts: und Synodal— 
verfammlungen gejtört würde.“ Nicht umdeutlich war damit auf 
die Ueberwachung etwaiger Provinzial und Diözeſan-Synoden ver- 
ztchtet. 

Die Minijterial- Entichliefung vom 20 November 1873 hat 
die frühere von 1852 wieder außer Kraft gejekt. 

V. Ueber den recursus ab abusu bejtimmt die II. Verfaf: 
jungsbeilage (Religiongedift) vom 26. Mai 1818 Folgendes: 
Ss. 52: „Es ſteht . . .. den Genofjen einer Kirchengefellichaft, 
welche durch Handlungen der geijtlichen Gewalt gegen die fejtgejette 
Ordnung bejehwert werden, die Befugnig zu, dagegen den Könige 
lichen landesfürjtlichen Schuß anzurufen.“ 8. 53: „Ein folcher 
Rekurs gegen einen Mißbrauch der geiftlichen Gewalt kann ent- 
weder bei der einjchlägigen Negterungsbehörde (Bezirfs-Negterung), 
welche darüber alsbald Bericht an das Königliche Staatsminijterium 
des Innern zu erjtatten hat, oder bei Sr. Majeftät dem König 
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unmittelbar angebracht werden.“ 8. 54: „Die angebrachten Be— 
ſchwerden wird das Königliche Staatsminiſterium des Innern 
unterſuchen laſſen und, eilige Fälle ausgenommen, nur nach Ver— 
nehmung der betreffenden geiſtlichen Behörde das Geeignete darauf 
verfügen.“ 

Das Verfügungsrecht ſteht jetzt dem Staatsminiſterium des 
Innern für Kirchen- und Schulweſen zu. 

Die Miniſterial-Entſchließung vom 8. April 18521) hatte 
verjuht, als „Handlungen gegen die feitgefetste Ordnung“ vier 
Fälle namentlich zu bezeichnen, um auf diefe Weiſe eine einjchrän- 
fende Auslegung des NeligionsediftS einzubürgern. Als jolche 
Handlungen jollten hiernach „vornehmlich“ betrachtet werden: 

a) wenn die Stirchenbehörde, ihren geiftlichen Wirkungskreis 
überjchreitend, über bürgerliche Verhältniffe urtheilt und in die 
Kechtsiphäre des Staats eingreift, 

b) wenn diejelbe ein pofitives Staatsgeſetz verlekt, 

e) wenn jelbe behufs des Vollzugs ihrer Erfenntnifjfe jich 
äußerer Jwangsmittel bedient, 

d) wenn fie die Beſcheidung in geiitlichen Sachen anhängiger 
Beſchwerden verzögert, den Inftanzenzug behindert oder abändernde 
Erkenntniſſe höherer Injtanzen nicht in Vollzug bringt.” 

Die mit Königlicher Genehmigung ergangene Minijterial- 
Entichliegung vom 20. November 1873 bat jene frühere wieder 
aufgehoben 2). 


U. Die einzelnen Religionsvereine. 
A. Proteſtantiſche Kirche. 


——— 
Ueberſicht. 


Die Proteſtanten des Königreichs bilden zwei verſchiedene, 
unter Leitung des Staats ſtehende Kirchen: die Proteſtantiſche 
Kirche der rechtsrheiniſchen Yandestheile und die Unirte Kirche der 
Rheinpfalz. 

Bis zum Jahre 1848 machten beide zuſammen die „Prote— 


Walter, Fontes 233. 
2) Dove's Zeitſchr. 12, 259. 
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ſtantiſche Geſammtgemeinde“ aus, wie fie in der Verfafjungsurfunde 
vom 26. Mai 1818 genannt wird, und jtanden unter dem Dber- 
fonfiftorium zu München. Die Pfälzifche unirte Kirche genoß nur 
injofern Selbjtändigfeit, als an ihrer Gottesdienit- und Yehrord- 
nung, jowie ihrer Shynodalverfaffung Nichts ohne Zuftimmung der 
Pfälziſchen Generalipnode geändert werden konnte. 

Unter König Ludwig I wurde es Syſtem der ultramontan 
gefinnten Ninifter, jo viel wie möglich die Konfijtorien und nament- 
ih das Oberfonfiftorium mit Männern zu bejeten, welche ber 
extrem lutherifchen Richtung zugethan waren, und welche fich be- 
ftrebten, die Grundlagen der Union in der Aheinpfalz in jeder 
Weiſe zu untergraben. Auf Verlangen der Pfälziſchen General- 
ſynode wurde daher durch Staatsverfafjungsgefeg vom 4. Juni 
1848 die Unterordnung der Pfähifchen Kirche unter das Münchener 
Dberkonfiftorium aufgehoben, womit freilich wenig erreicht war, 
jeit die ultramontanen Minifterien der 1850er Jahre auch das Kon- 
fiftortum zu Speyer der jtreng lutheriichen Partei in die Hände 
lieferten. 

Die Yostrennung der Pfälziſchen unirten Kirche gab einigen 
einflußreichen Mitgliedern im Miniftertum und im Oberfonjijtortum 
die Möglichkeit, die vechtsrheinifche Kirche zu einer „lutheriſchen“ 
in jtrengem Sinne zu machen, und jeit 1853 die Reformirten aus 
ven Konfiftorien und aus den Synoden zu verbrängen. Den 
wenigen fonftituirten reformirten Gemeinden wurde gejtattet, ſich zu 
einer Art jelbjtändiger Kirche zufammenzuthun, von welcher Frei— 
heit die Mehrzahl Gebrauch machte. 

Die beiden Generalſynoden der Konfiftorialbezirfe Ansbach 
und Bayreuth find gemäß der durch Staatsverfaffungsgejeg vont 
4. Juni 1848 ertheilten Ermächtigung zu Einer Generalfynode 
vereinigt worden. 

Die Staatsgejege und landesherrlichen Verordnungen, welche 
bis zum Jahre 1848 und beziehungsweile 1853 die Verwaltung 
der protejtantiichen Geſammtkirche geregelt haben, blieben für die 
unirte Kirche der Pfalz auch nach ihrer Abtrennung großentheils 
in Geltung. Namentlich gelten für die Amtsbefugniffe des Kon- 
ſiſtoriums zu Speyer und feine Unterordnung unter das Kultus- 
minijterium diejelben Vorſchriften, wie für das Oberfonfijtorium 
zu München. 
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S. 68. 
1. Die Protejtantiiche Kirche Der Provinzen rechts des Nheins. 


I. Maßgebende Geſetze und Literatur. 


Verordnung v. 5. Sept. 1808, betr. die Anordnung einer Sektion in 
Kirchengegenſtänden bei dem Minifterium des Innern. 

Inſtruktion dv. 23. Jänner 1809 über die Prüfung der Proteftantifchen 
Pfarramts- Kandidaten und derem Beförderung (modifizirt unterm 8. Nov. 
1813). 

Organiſches Edikt v. 17. März 1809, betr. die Bildung der Mittelftellen 
für die proteftantifchen Kicchenangelegenheiten und ihre Verhältniſſe zu dem 
bei dem Minifterium des Innern angeordneten General-Konfiftorium (Neg.- 
DI. 569. Döllinger 8, 1329—1335). 

Konfiftorialordnung v. 8. Sept. 1809, Nr. I. Inſtruktion für das Ge— 
neral= Konfiftorium der proteft. Gefammt- Gemeine des Königreichs Baiern, 
Nr. IL Speial-Inftruftion für die Kreis-Kommiſſariate in Beziehung auf 
das Kirchenmwefen. (Reg.-Bl. 1459 u. 1521. Dillinger 8, 1308—1322 und 
1335 - 1338. Wand 164—177 u. 177—181.) 

Anhang Nr. II. zu dem $. 103 der II. Verfafjungs- Beilage (des Reli— 
gionsedikts): Edikt v. 26. Mai 1818, über die innern kirchlichen Angelegen- 
heiten der Proteftantifhen Gefammtgemeinde im Königreid). 

Königliche Entſchließungen v. 15. Dez. 1818, betr. die neufonftituirten 
proteft. Konfiftorien zu Ansbach und Bayreuth. (Intelligenzblatt für ven 
Nezat-Kreis S. 1929. Döllinger 8, 1344—1345 und Anmerf. zu ©. 1345.) 

Königl. Entſchließung v. 28. Oft. 1824 auf die Petition der beiden 
General-Synoden zu Ansbah u. Bayreuth v. 3. 1823 (Döllinger 8, 1299, 
$. 1407). 

Minifterial-Entfhliegung v. 12. Jan. 1829 über die Gefhäftszuftändig- 
feit des Oberkonfiftoriums. (Dillinger 8, ©. 1325.) 

Königl. Entfhliegung v. 2. Suli 1831 zur Erläuterung der Entſchließung 
dv. 12. Jan. 1829 (Dillinger 8, 1326 und. Wand 152, Anm.). 

Staatsverfaffungsgefe v. 4. Juni 1848, die proteftantifchen General- 
Synoden und den Konfiftorial-Bezirt Speyer betr. (G.-Bl. 149. — Pözl, 
Sammlung 114. Wand 159—160. Dove, Sammlung 94.) 

Minifterial- Entfehließung v. 17. Mai 1849, die Stellung des Königl. 
proteftantifchen Konfiftoriums zu Speyer betr. (Wand 161. Dove, Samm— 
lung 95.) 

Königl. Entſchließung v. 7. Oft. 1850 über die Einführung von Kirchen— 
vorftänden. 

Königl. Entſchließung v. 26. Febr. 1853 über die Synodalverhältnifie 
der reformirten Pfarrgemeinden, (Urkunden u. ſ. w. ©. 102—106.) 

Wahlordnung für die proteftantifchen Generalſynoden v. 31. Juli 1853 
(Urkunden u. |. w. ©. 79—85. Dove, Sammlung ©. 116—120). 
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Gefhäftsordnung für die proteft. Generalfynoden v. 31. Aug. 1853 
(Urfunden ©. 85—102). 

Minifterial-Erlaß v. 27. Juni 1856, die reformirten Gemeinden betr. 

Königl. Entſchließung v. 7. Febr. 1861, betr. Abänderung der Wahl- 
ordnung für die Generalfynoden. (Dove, Sammlung 116—118, Anm.) 

Königl. Entſchließung v. 4. Dft. 1863, betr. Abänderung des $. 21, 
Abf. 2 der Kirchenvorftandsorbnung v. 1850. (Dove's Zeitſchrift 11, 105). 

Königl. Entſchließung v. 20. Sept. 1871, betr. Abänderung der Wahl- 
ordnung zur Generaliynode. (Dove's Zeitſchr. 11, 106— 109.) 

Königl. Verordnung v. 12. Aug. 1876, betr. die Gehalte der Staats- 
diener (G.= u. D.-Bl. 570. 572). 


Duellen-Sammlungen. 


Dillinger, Sammlung der Berordnungen 8, 1272—1771 (enthält die 
Geſetze v. 1803— 1838). Neue Folge, heransgeg. v. Strauß. Bd. 3, Bd. 23 
der ganzen Sammlung (enthält die Geſetze bis 1852). 

Amtshandbuch für die proteftantifche Geiftlichleit de8 Königreichs Baiern. 
Sulzbach 1821. Neues Amtshandbuh für die proteft. Geiftlichen dieſſeits 
(rechts) des Rheins. 2 Bände. Nördlingen 1862 u. 1864. 

Urkunden über die Berfaffung der proteftantifhen Kirche im biefjeitigen 
Bayern und über die firhlihen Streitfragen. Erlangen 1857. ©. 153. 


Silbernagel, J., Verfaſſung u. Verwaltung ſämmtlicher Religions- 
genoſſenſchaften in Bayern. 1870. ©. 105—161. 369—385. 435. 

v. Dobened, ſyſtematiſche Zufammenftellung der geltenden allgemeinen 
Beftimmungen für die proteftantifhe Kirche in Bayern. Ansbach 1844. 

Wiggers, kirchliche Statiftif 2, 181—184. 1843. 

Hommel, Fr., Kreis- und Stadtgerihtsaffefjor, die wahre Geftalt der 
bayer. Landeskirche und die Generalfynode von 1849. Nördlingen 1850. 

Sommel, Fr. Recht der Kirche, Union und die bayerifche proteftant. 
Landesfirche. Stuttgart 1853. Bertheidigt den Umionscharakter der Landes— 
kirche. 

Scheurl, Ab. v., über die lutheriiche Kirche in Bayern. Erlangen 
1853. ©. 52. (Gegen Hommel gerichtet.) 

Scheurl, Ad. v., die verfaffungsmäßige Stellung der evangelifch-Luthe- 
rischen Kirche in Bayern zur Staatsgewalt. Erlangen 1872. 

Kahl, W., die Selbftändigfeitsftellung der proteft. Kirche in Bayern 
gegenüber dem Staate. 1874. 


HI. Die protejtantifchen Gemeinden in den Provinzen rechts 
des Rheins, oder wie eg in der offiziellen Sprache zu beißen 
pflegt „dieſſeits des Rheins“, bilden die „Proteſtantiſche Kirche“, 
zu der verfaffungsmäßig auch die veformirten Gemeinden und alle 
einzelnen Neformirten immer noch gehören, da die Ausjcheidung 
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der Neformirten, welche jeit dem Jahre 1853 erfolgte, feine voll- 
jtändige war und die jtantegrundgefetliche Beltätigung noch nicht 
erhalten hat. 

Statt des Namens „Proteftantiiche Geſammtgemeinde“ it 
auf Wunjch der Generalfpnoden von Ansbach und Bayreuth durch 
Königliche Entſchließung vom 28. Dftober 1824, 8. 13 der Ge— 
brauch der Benennung „Brotejtantiiche Kirche”, „als der Analogie 
umd der ausgeiprochenen Gleichheit der Rechte der chrijtlichen Kon— 
fejjionen gemäß“, gejtattet worden !); Dagegen wurde die Bezeich- 
nung „Svangeliihe Kirche”, „Evangeliiches Konſiſtorium“, „Evange— 
iiches Pfarramt” u. j. w. in amtlichen Aeußerungen als verfai- 
jungswidrig unterjagt 2). 

Die Bezeihnung „evangeliſch-lutheriſche“ Kirche iſt jpäter 
doc einmal, nämlich im der Geſchäftsordnung für die proteſtan— 
tiihen Generalfpnoden vom 31. Auguft 1853, 8. 9 in beiläufiger 
Weiſe angewendet worden. Schon vorher war in der Königlichen 
Entihliegung vom 7. Dftober 1850 über die Einführung von 
Kirchenvorſtänden, 8. 5, beſtimmt worden, daß ftimmberechtigt und 
wählbar nur Diejenigen Mitglieder der Kirchengemeinden fein 
jollten, „welche der proteftantifchen Kirche, lutherifchen Bekennt— 
nifjes, angehören”, was dem erjten entjcheivenden Anfang zur Aus- 
ſchließung der Neformirten bildete. 

Die Kirche zählt etwa 823 Kirchengemeinden, in 64 Defa- 
naten. 

1. Das Defanat München mit den wenigen &emeinden 
des Negierungsbezirts Oberbaiern iſt dem Dberfonfiltorium zu 
München unmittelbar untergeordnet. Im Jahre 1867 zählte es 
5 Pfarrftellen (nicht Pfarrbezirke) und 6 Pfarrvikariate. 

2. Dem Konfijtorium zu Ansbach find untergeordnet: 

Defanate. Pfarrſtellen, 


Im Regierungsbezirk Mittelfranken 26 428 
" Y Schwaben u. Neuburg Me Sl 
Sa. 33 519 


ı) Dillinger 8, 1301. 

2) Minifterial- Entfchließung v. 1. Oft. 1834 u. 8. Mär; 1835. (Döl- 
linger 8, 13038 und 1304.) Die lettere Verfügung erläutert die frühere da— 
hin, daß an der Benennung der Pfälziſchen Kirche Nichts geändert fein folle. 
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3. Dem Konfiftorium zu Bayreuth 
Defanate. Pfarrſtellen. 


im Regierungsbezirk Oberfranken 17 208 

; ” Unterfranfen 9 120 

7 " Oberpfalz 

N X iederbaiern ) — 42 
Sa. 30 370 


Dieje Eintheilung befteht jeit 1838). 


III. Die Berfaffung der Kirche ift in allen wichtigen Bezieh- 
ungen durch die Staatsverfaſſungsurkunde und Staatsgefege beftimmt, 
jo daß infoweit eine Umgeftaltung derjelben nicht ohne Mitwir- 
fung des Landtags erfolgen kann. 

Die Einführung von Presbyterien fonnte ohne Geſetz ges 
ſchehen, weil dieſe Presbyterien feine erheblichen Nechte erhielten, 
namentlich mit der Vermögensverwaltung Nichts zu thun haben; 
die Aenderung des Wahlmodus für die Synoden war möglich, 
weil das Edikt von 1818 Nichts über den Wahlmodus beftimmt. 
Die Generaliynode ift aber bis auf diefen Tag eine berathende 
Körperſchaft, die fein Necht der Einwilligung befist, und kann 
ohne Staatsverfaffungsgejeg nicht zur mehr werden. 

Das Firchliche Geſetzgebungsrecht d. h. das echt, die nicht 
ſtaatsgeſetzlich feſtſtehenden Theile der SKirchertverfaffung und Die 
Lehr- und Gottesdienftordnung zu ändern, ſowie die übrigen kirch— 
lichen Regierungsrechte (Ernennungs-, Beftätigungs-, Beitrafungs-, 
Aufficht3-Nechte u. |. w.) kommen dem Könige unter Kontrafignatur 
des dem Landtage verantwortlichen Kultusminijters nach Anhörung 
und auf ven Grund von Anträgen des Ober-Konfiftoriums zu. 

Ueber die wefentlihe Frage, inwieweit der König oder ber 
Kultusmintjter auch ohne Anhörung und Anträge des Oberfonfi- 
ſtoriums verfügen könne, ift unten genauer zu handeln. 

IV. Die Einrichtung und Stellung der Konfiftorialbehörden 
iſt folgende: 

1. Das Oberkonſiſtorium ijt zujfammengejett aus einem Prä- 
fiventen, welcher weltlich oder geiftlich fein Fann, 1 weltlichen und 


1) Königl. Entjehliegung v. T. März 1838 (Reg.Bl. 193. Döllinger 8, 
1349). Silbernagel 1870. ©. 436. 
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4 geiftlichen Oberfonfijtorialväthen !). Wenn der Präfident, wie 
dies jeit lange der Fall ift, dem geiftlichen Stande angehört, io 
befindet jich das weltliche Element in der entſchiedenen Minorität. 
Verfaſſungsmäßig joll einer der geiftlichen Näthe der veformirten 
Religion angehören; diefe Stelle ift aber feit der Organifirung 
einer reformirten Kirche umbejett gelafjen worden, obwohl die 
Reformirten noch unter dem Oberfonfiftorium jtehen 2). 

Die Konfijtorien zu Ansbach und Bayreuth beftehen aus einem 
weltlichen Vorſtande, 1 weltlichen und 2 geiftlichen Aäthen. Das 
Amt des Vorſtandes befletvet der Direktor (nicht der Präfident) 
der Bezirksregierung oder der ältejte protejtantijche Rath derjelben 3) ; 
die geiftlichen Konfijtorialräthe find zugleich Hauptprediger an den 
Stadtpfarrkirchen. Vielfach gehörte einer derſelben der reformirten 
Konfeſſion an, wozu jedoch feine rechtliche Nothwendigfeit beitand. 

Alle Mitglieder der drei Kollegien müfjen übrigens verfal- 
jungsmäßig der „protejtantiichen” Konfeſſion angehören. 

Das Oberkonfiftorium und die Konfiftorien behandeln alle 
Gegenstände ihrer Zuſtändigkeit „mittelft gemeinjchaftlicher Be— 
rathung in fürmlichen Situngen“. „Bet fich ergebender Stimmen— 
gleichheit ijt die Stimme des Vorjtandes entfcheidend 4.“ 

Mit dem Konfiftorium zu Ansbach ijt die theologiiche Prü- 
fungs-Rommiffton für die Aufnahme- Prüfung der Proteftanttichen 
Pfarramts-Kandivaten verbunden >). 

Seneral-Superintendenten gibt es nicht, und ihre Einſetzung 
würde auch ohne Berfaffungsgejets nicht thunlich fein, da der An— 
hang II. die firchlihen Behörden und die Nechte der Konfiftorien 
und Defane gejetlich feitjtellt, die Einjegung von Superintendenten 
hieran aber Aenderungen hervorbringen würde. 

Die Mediat-Konfijtorien der Standesherrn find jchon feit 
Sahrzehnden eingegangen. 

2. Die Ernennung des Präfiventen, der Vorſtände und der 
Käthe erfolgt durch den König unter Kontrafignatur des Kultus- 


1) Anhang Il. v. 26. Mai 1818, 8. 2. 
2, Silbernagel 106, Anm. 1. 

8) Anhang II., S. 4. 

4) Anbang IL, 8. 22. 23. 

5) Anhang IL., $. 8. 


334 Baiern. Proteſtantiſche Kirche der rechtsrheinifgen Provinzen. 


minifters. DVorjchlagsrechte fommen dem Oberfonfiltorium und 
auch dem Oberkonſiſtorial-Präſidenten nicht zu. 

3. Die Gehalte und beziehungsweise Bunktions- Zulagen aller 
Mitglieder des Oberkonjiftoriums und der Konfiftorten werden aus 
der Staatsfafje bejtritten ). Diefelben jind gegenwärtig durch Die 
Königliche Verordnung vom 12. Auguft 1876 fejtgejtellt 2). 

Die Mitglieder der genannten Sollegien haben in jeder Be- 
ztehung die Pflichten und Nechte der Staatsdiener. 

4. Ueber die Stellung des Oberfonfiitoriums zum Kultus: 
minijterium und zum König enthält der Anhang II. zum Religions— 
edift vom 26. Mai 1818 folgende Beftimmungen: $. 1: „Das 
oberite Episfopat und die daraus hervorgehende Leitung der Pro— 
teftantichen inneren Kicchen-Angelegenheiten ſoll künftig durch ein 
jelbjtftändiges Ober-Konſiſtorium ausgeübt werden, welches dem 
Staats - Minijterium des Innern unmittelbar untergeordnet tft.“ 

8. 11: „Der Wirkungsfreis des Dber-Konfiftoriums jo wie 
der — — Konſiſtorien — — iſt beſchränkt auf die Gegenftände der 
inneren Kirchen-Polizey, auf die Ausübung des mit der Staats- 
gewalt verbundenen Episfopats und Die Yeitung der innern Kirchen- 
Angelegenheiten.” 8. 18: „Das Ober-Konfiftorium ift ein dem 
Staats-Minijterium des Innern unmittelbar untergeordnetes Rol- 
Yegium; e8 empfängt hiernach von demjelben Aufträge und Befehle 
durch Reſkripte und erjtattet an dafjelbe Berichte.” 8. 19: „Daſ— 
jelbe hat hiernach an genanntes Staats - Minijterium gutachtliche 
Berichte zu erjtatten und durch dieſes die Allerhöchite Entjchließung 
zu erholen: a) in allen Gegenjtänden — — (folgt unter den 
Buchjtaben a bis k eine Aufzählung der Fälle). 

Aus diefen Paragraphen ergibt fich zunächſt, daß alle wich- 
tigeren Maßnahmen in Sirchenfachen nur durch Königliche 
Entſchließung getroffen werden fönnen, daß diefe nur durch 
Bermittlung und unter Kontraſignatur des Kultus- 
mintfters eingeholt werden fann, und daß der Königlichen Ent- 
ichließung ein „gutachtliher Bericht” des Oberkonſi— 
ſtoriums vorausgegangen jein muß. Das Hecht des Königs zur 


') Anhang II. v. 26. Mai 1818, 8.3 u. 5. 
2) ©.- u. B.-Bl. 570. 572. Der Etat war früher durch Königl. Ent- 
ſchließung v. 15. Dez. 1818 feftgeftellt. (Döllinger 8, 1322—1325.) 
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Berjagung der Genehmigung tft ein vollfommen unbejchränftes. 
Dem König fommt aber ferner auch Das Necht zu, pofitive Ver— 
fügungen zu treffen, welche won den Anträgen des Oberkonfiftoriums 
abweichen, da dieſes im Allgemeinen nur „gutachtlichen” Bericht 
zu erjtatten bat, eine Regel, die übrigens wichtige Ausnahmen hat. 

In minder wichtigen Suchen, welche der Königlichen Ent 
ſchließung nicht unterliegen, kann das Oberfonfiftorium feineswegs 
frei jchalten; vielmehr kann fih der Kultusminijter das Beſtäti— 
gungsrecht vorbehalten, und auch jelbjtändig Verfügungen an das 
Oberkonſiſtorium erlaffen. Zwar ift dieß vom Oberfonfijtorium 
in einer Eingabe vom 10. Dezember 1828 bejtritten und dieſer 
Einwand auf das im S. 19 gebrauchte Wort „hiernach“ geſtützt 
worden; allein das Minijterium hat diefe Einwendungen mit 
Grund für unzutreffend erklärt). 

Auf den in 8. 1 gebrauchten Ausdrud, daß das Oberfonjijto- 
rium eine „jelbjtändige” Behörde jein folle, ift gegenüber der Har 
ausgeiprochenen Unteroronung unter das Kultusminijterium gar 
fein Gewicht zu legen, um jo weniger, als diefer Ausdruck fich 
genügend daraus erklärt, daß Bis zum Sabre 1818 die Berwal- 
tung der proteftantiichen Kirchenangelegenheiten einer Sektion des 
Meinijteriums des Innern unter dem Namen „Sektion für evange- 
liſche Kirchenangelegenheiten” und „General-Konfijtorium“ über- 
tragen war, worin auch Katholiken ſaßen und welcher eine fejte 
kollegialiſche Verfaſſung fehlte. 

Eine ganz unzweifelhafte allgemeine Beſchränkung des 
Königlichen Verfügungsrechts ergibt ſich dagegen aus der bereits 
oben S. 322. 323 mitgetheilten Vorſchrift der Verfaſſungsurkunde 
Titel 4, 8. 9, Abſ. 5 und ſodann aus 8. 38 der II. Berfaffungs- 
beilage. In Fragen diefer Art fünnen am bejtehenden Necht nur 
ſolche Aenderungen vorgenommen werden, welche von Oberkonſi— 
jtorium beantragt find. Im Uebrigen ift zur Auslegung des 
II. Anhangs zum Religionsedift auf die älteren Ordnungen von 
1808, 1809, 1813 und 1817, welde in 8. 8, 11 und 19 des 
II. Anhangs als fortgeltend bezeichnet werden, zurüczugehen ?). 


1) Erlaß v. 12. Ian. 1829 (Döllinger 8, 1326). 
2) Eine andere Meinung hat v. Scheurl, die verfafjungsmäßige Stel- 
fung der evangel.=luther. Kiche in Baiern zur Staatsgewalt, 1872, ©. 8 
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Wenn die Verordnung vom 8. September 1808, VL, Wr. 4 
dem Dberkonfijtorium „pie oberſte Yeitung des Gottesdienjtes, Die 
Dewahrung oder Verbefjerung der Liturgie und des Gottes- 
dienjtes“ beilegt, jo folgt daraus nicht, daß erhebliche Umge- 
jtaltungen ohne freie Zuftimmung der einzelnen Gemeinden vor- 
genommen werben fönnten. 

Unterm 28. Oftober 1824 ertheilte König Maximilian I. auf 
eine Vorſtellung der Ansbacher General-Shynode „die feierliche 
Berficherung”, daß er „in den inneren Kirchenangelegenheiten der 
Protejtanten ohne Mitwirkung des proteftantiichen Oberkonſiſto— 
riums, weldes darüber die Meinung der General- Synoden nad 
Umständen einholen mag, niemals irgend eine Veränderung vor- 
nehmen oder vorzunehmen gejtatten werdet). Großen Werth 
hatte dieſe Zuficherung nicht, weil die Ausdrücke „Mitwirkung“ 
und „innere Kirchenangelegenheiten” ſich auf verſchiedene Weife 
veritehen laſſen, der König auch jchwerlich mehr zuzufagen beab- 
fihtigte, als die Verfaffung und die Gefeße an die Hand geben. 
König Ludwig I. wiederholte unterm 2. Juli 1831 die Zufiche- 


aufgeftellt und behauptet, das Edikt fei vielmehr „aus dem gemeinen deutſchen 
proteftantifhen Kirchenrecht zu erklären und zu ergänzen“. Allein wenn es 
wirklich ein gemeine proteftantifches Kirchenrecht gäbe, was zu Yäugnen ift, 
fo könnte e8 doch offenbar höchſtens inſoweit eine fubfiviare Anwendung 
finden, als nicht ein gemeines oder lokales Baierifches proteftantifches 
Kirhenreht in Wirkfamkeit if. Wenn v. Scheurl zur Unterftütung feiner 
Anficht fi auf die im Konkordat, Art. 17, enthaltene entiprechende Vorſchrift 
beruft, welche das Kanoniſche Recht als ſubſidiäre Nechtsquelle bezeichnet, jo 
ift diefe Analogie ſchon darum ganz verfehlt, weil diefer Sat des Konkor— 
dats zu denjenigen gehört, welche nie in Geltung getreten find. Ob nad) 
den Belenntnißichriften der lutheriſchen und veformirten Kirche, oder nad 
dem Weftphäliichen Frieden ein katholiſcher Landesherr Anfprud auf die Re— 
gierung der proteftantiichen Kirche feines Landes haben fünne, ift für die 
Beantwortung der Frage, was das Baierifhe Berfaffungsreht Darüber be= 
ftimmt, ganz gleichgültig. Ebenſowenig läßt fih aus dem Sate folgen, 
daß ein Fatholiicher Fürft nah Kanoniſchem Recht über Proteftanten Feine 
kirchlichen Negierungsrechte haben könne, weil das Kanonifche Recht alle 
Chriſten als alletır dem Papft und den Biſchöfen unterworfen betrachte; denn 
das Baieriſche Staats- und Kirchen-Recht ift himmelweit dom Kanonifchen 
Recht verſchieden. 
ı) Döllinger 8, 1302. 
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rung unter gleichzeitiger Erläuterung des Erlaſſes vom 12. Ja— 
nuar 18291), 

Am 19. Oktober 1873 beſchloß die Generaliynode eine Bitte 
an den König zu richten, Einleitungen zur Befeitigung der Unter: 
ordnung des Oberkonſiſtoriums unter das Kultusminifterium treffen 
zu lajfen. Der Kultusminijter v. Lutz erklärte jedoch am 13. Juli 
1874 in der Abgeoronetenfammer, daß er dem König nicht an- 
rathen werde, irgend welche Schritte in diefer Hinficht zu thun, 
daß dagegen eine ausgedehntere Mitwirkung der Gemeinden bei 
der Kirchenverwaltung als angezeigt erjcheine ?). Im der That 
haben die proteftantiichen Gemeinden bisher gegen die hierarchiichen 
Uebergriffe des von der Kirche jelbjt ganz unabhängigen, faſt ganz 
aus Geijtlichen bejtehenden Oberkonfiftoriums öfters ihren Schuß 
beim Kultusminiſter gefunden, der durch die protejtantijchen Mit— 
glieder der Abgeoronetenfammer über die Wünſche ver Bevölkerung 
bejjere und ficherere Auskunft erhalten kann, als durch Erklärungen 
einer Generaliynode, in welcher die Gemeinden nicht zum Worte 
fommen und die der Präfivent des Oberkonſiſtoriums leitet und 
zügelt. 

5. Nach der II. Berfaffungsbeilage, S. 76 c. gehört die „Ein- 
theilung der Didzefen, Dekanats- und Pfarr - Sprengel“ zu den 
Gegenſtänden „gemifchter Natur”, über welhe die Kirchengewalt 
nicht ohne Mitwirkung der weltlichen Dbrigfeit einjeitige Anord— 
nungen treffen darf. Die Abgränzung der beiden SKonfiltorial- 
bezivte beruht nicht auf Staatsgeſetz, kann daher nad Anhörung 
des Oberfonfitoriums durch Königliche Verordnung verändert 
werden. Die Veränderung bejtehender Pfarrfprengel und die 
Gründung neuer Pfarreien erfolgt nach Anhörung des Oberfonfi- 
jtoriums durch Königliche Entjchliegung ?). Bet Veränderungen 
haben die Streisregierungen die betheiligten Gemeinden und Pfarrer 
vorher zu hören und über die Veränderung gutachtlich zu berichten *). 
Eine Zuftimmung der Gemeinden ift nicht erforderlich. 

Das Neligionsedift vom 26. Mai 1813 (II. Verfaſſungs— 


1) Döllinger 8, 1326. 1327. 
2) Schultheß, Geſchichtskalender ©. 154— 155. 

3) Anhang IT. zum Neligionsedift v. 26. Mai 1818, 8. 19e. u. ff. 
+) Silbernagel 134—136. 

Thudichum, Kirchenrecht. 22 
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beilage) 8. 88 ertheilt die Zufage: „Den Mitgliedern ver öffent- 
(ich aufgenommenen Kirchen-Gejelffchaften jteht die Bildung einer 
eigenen Gemeinde aller Orten frey, wenn fie das erforderliche 
Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener, zu den Ausgaben für 
den Gottesdienft, dann zur Errichtung und Erhaltung der nöthigen 
Gebäude befigen, oder wenn fie die Mittel hiezu auf gejelich ge- 
ftattetem Wege aufzubringen vermögen.“ 

V. Organifation der Kirchenvorjtände und Synoden. 

1. Jede Kirchengemeinde hat einen Kirchenvorjtand, bejtehend 
aus den ſämmtlichen Gemetnde-Beiftlichen und 4 bi8 12 weltlichen 
Semeindeglievern, welche von der Gemeinde in öffentlicher Ab- 
jtimmung gewählt werden. Der Pfarrer führt den Vorſitz umd 
hat bei Stimmengleicyheit die entfcheivende Stimme. 

Die wichtigjte Aufgabe des Kirchenvorjtandes iſt die Wahl 
eines Abgeoroneten zur Diözeſan-Synode; ſonſt hat er wenig Be— 
deutung, da ihm in Bezug auf Berwaltung des Kicchenvermögens 
alle Kompetenz fehlt. Hierfür bejtehen nämlich „Kirchenverwal- 
tungen“, die noch proteſtantiſch, nicht „lutheriſch“ find. Eine wei- 
tere Semeindevertretung iſt nicht vorhanden. 

Die Pfarrer werden größtentheil® vom König auf Anträge 
des Oberkonſiſtoriums und des Kultusminijters ernannt; in einer 
Anzahl von Städten, namentlich ehemaligen Reichsſtädten, fommt 
der Stadtgemeinde das Patronatrecht zu; die meiſten Patronate 
befigen Standesherrn und andere Adelige. Im Ganzen werden 
322 Pfarritellen von Patronen und 570 vom König vergeben. 

2. In der Didzefan-Shnode jtimmen der Dekan, alle Pfarrer 
und diejen gleichitehenden Geijtlichen und eine gleiche Anzahl welt- 
licher Abgeordneten jeder Gemeinde, welche der Kirchenvorjtand 
aus feiner Mitte!) wählt. Der Dekan leitet die Synode. 

3. Zur vereinigten General-Shynode wählt jede der 64 Diö— 
zeſan-Synoden einen geijtlichen und einen weltlichen Abgeordneten 
in geheimer Wahl; der geiftliche Abgeoronete kann nur aus den 
Mitgliedern der Dibzeſanſynode, der weltliche nur aus dem be- 
treffenden Defanatsbezirf genommen werden. 

Die theologifche Fakultät zu Erlangen ſendet einen Abgeord- 
neten. 


— 


1) Berordnung v. 24. Aug. 1851, 8. 2 (Urkunden ©. 71.) 
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Ale Wahlen bedürfen der Beftätigung des Königs auf Vor- 
trag des Kultusminijters (!). 

Die Synode tagt „unter der Yeitung eines Mitgliedes des 
Oberkonſiſtoriums“ 1), wählt alfo ihren Vorfigenden nicht. Wen 
die Bezeichnung diefes Mitglieds zujtehe, dem König nach Gut— 
achten des Oberkonſiſtoriums, oder legterem in jelbjtändiger Weife, 
ift nirgends ausdrüclich bejtimmt. Den Situngen der ‚Öeneral- 
ſynode wohnt ferner, jedoch ohne an den Berathungen Antheil zu 
nehmen, ein Königlicher Kommiſſär bei 2). Außerdem find Mit— 
‚glieder der Konfiftorien zur Ertheilung von Auskunft gegenwärtig ?). 
Ein jtändiger Ausschuß der Generaljynode bejteht nicht. 

VI. Bon den 7 veformirten Gemeinden haben 5 fich zu einer 
Kirchengemeinjchaft mit Synode und Moderamen vereinigt. Maß— 
gebend find dafür der Königliche Erlaß vom 26. Februar 1855 
und der Minijterial-Erlaß vom 27. Juni 1856 9. 


Se00: 
2. Die Unirte Kirche der Rheinpfalz. 


I. Duellen-Sammlungen und Yiteratur. 


Bereinigungsurfunde beider proteftantifhen Konfefjionen im Könial. 
Bayer. Rheinkreiſe, beſchloſſen v. d. Generalfynode zu Kaiferslautern vom 
2.—5. Auguft 1818 und beftätigt durch Königl. Reſkript v. 10. Oft. 1818. 
(Berfündigt im „KRreisamtsblatt“ der Pa. Abgedrudt bei Wand, Hand- 
buch 46—68. Döllinger, Sammlung 8, 1280—1293.) 

Die feit 1821 ergangenen Kirchengefege find im der Form Königlicher 
Entſchließungen auf Anträge der Pfälziſchen Generalfynode ahgefaßt und 
zwar jo, daß im erfteren der Inhalt der Anträge nicht vollftändig aufgenommen 
ift, jo daß der Wortlaut des neuen Kicchengefees nur aus Antrag umd 
Entfchliegung zufammen entnommen werden kann. (Ein vollftändiger Ab— 
drud der Anträge und Beichlüffe der General-Synoden v. 1821—1857, mit 
den hierauf ergangenen Königl. Entfhliegungen bei Wand, Handb. 68 — 149.) 

Kevidirte Wahlordnung für die Presdyterien, Diözefan- und General- 
Synoden v. 17. Juni 1876. 


!) Anhang IL, $. 7. 

2) Anhang IL, $. 7. 

3) Wahlordnung zur Generalfynode $. 4 u. 5. 

+) Eingehende Angaben darüber bei Silbernagel. 1870. ©. 157—161 
und 437. 
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Inſtruktion des Konfiftoriums zu Speyer v. 15. Aug. 1876 zur revi— 
dirten Wahlordnung vom 17. Juni 1876. 

Königl. Verordnung v. 17. Juni 1876, die Einführung von ftändigen 
Synodalausihüfien betr. 


Wand, Heinr. (Negierungs- u. Konfiftorialrath), Handbuch der Ver— 
faffung und Verwaltung der proteftant.-ewangel. hriftlichen Kirche der Pfalz. 
Speier 1859. 

Döllinger, Sammlung (ſ. oben ©. 330). 

Siebenpfeiffer, Handbuh der Verfaſſung und geſammten Verwal— 
tung der Pfalz. Bd. 2. Zweibrüden 1832. Fortfegung von Luttrings- 
haufen, Bd. 1. Speier 1846. 

Ueber Sammlungen der Geſetze aus der Zeit der Franzöſiſchen Herr— 
ſchaft vgl. ſchon oben ©. 197. 

(Umbſcheiden) Kirchengefes und Kirchengewalt in der Bayeriſchen 
Pfalz. Minden 1860. ©. 84. 

Kolb in von NRotteds u. Welders Staatslerifon 4, 542—560. 1846. 

Silbernagel, 3, Verfaſſung und Verwaltung. 1870. ©. 162—177. 


Il. Die „Protejtantijch - Evangelifch -Chrijtliche Kirche“ der 
Kheinpfalz, wie Die VBereinigungsurfunde vom 10. Dftober 1818 
fie nennt, zählt 227 Gemeinden in 16 Defanaten (früher Inſpek— 
tionen genannt). Die 3 Pfarritellen zu Speyer ftehen ummittel- 
bar unter dem Konfiftorium zu Speyer und werden theilweife won 
den geiftlihen Konfijtorialräthen verjehen!). 

III. Die Kirchengewalt übt der König unter Verantivortlich- 
feit des Kultusminifters, unter Beirath des Königl. Konfiftoriums 
zu Speher, und joweit e8 die firchliche Gejetgebung betrifft unter 
Zujtimmung der Generalſynode. 

IV. Die Organiſation der Gemeinden und der Geſammtkirche 
iſt nach den neueften Ordnungen folgende: 

1. Jede Kirchengemeinde hat ein Presbyterium (Kirchenvor- 
Itand), bejtehend aus 5—12 Presbytern und dem Pfarrer als 
Borjigendem. Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angejtellt, 
io haben diejelben alle Sit und Stimme im Kirchenvorftand. 
Die Presbyter werden von der ganzen Gemeinde in unmittelbarer 
geheimer Wahl gewählt. Cine tweitere Gemeinvevertretung be— 
ſteht nicht. 


') ©ilbernagel 1870. ©. 436. 
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Die Pfarrer werden allefammt vom König auf Antrag des 
Konſiſtoriums ernannt, ohne daß den Gemeinden eine Mitwirkung 
zuftünde; denn das den Gemeinden ehemals unter Franzöſiſcher 
Herrichaft eingeräumt gewefene Wahlrecht wurde gleich bei der 
Befitsnahme des Yandes durch das Deftreichiich-Baieriiche Gouverne- 
ment bejeitigt. 

Das Konfiftorium ift jedoch nunmehr angewiefen, den alfen- 
falls jich Eundgebenden Wünfchen der Kirchengemeinden jede thun- 
liche Berücdjichtigung zuzuwenden. 

2. Die firchlichen Behörden und Bertretungen des Dekanats— 
bezirfs find: Der vom König auf Lebenszeit ernannte Defan, die 
Diözeſanſynode und der von dieſer gewählte Synodal-Ausſchuß. 
In der Synode, welche der Dekan leitet, Haben alle Pfarrer, 
Pfarrverwejer und exponirten Vikare von Amtswegen Sit und 
Stimme und eine gleich große Zahl von weltlichen Abgeordneten, 
welche das Bresbhterium jeder Gemeinde wählt, und zwar aus 
den Kirchenmitglievdern des ganzen Dekanatsbezirfs wählen fann. 
Für diefe Wahlen ift e8 unter Umftänden von Wichtigkeit, daß 
im Presbyterium bei Stimmengleichheit der vorfigende Pfarrer 
den Ausichlag gibt. 

3. Die Generalſynode beſteht aus 32 geiitlichen und 32 welt- 
lichen Abgeordneten unter Vorſitz eines Mitglieds des Konfifto- 
riums zu Speyer. Jede der 16 Diözeſanſynoden wählt 2 geift- 
fihe und 2 weltliche Abgeordnete, und kann dazu jeden Pfarrer 
und beziehungsweife jedes weltliche Mitglied der Kirche der ganzen 
Pfalz erfiefen. Die Generalſynode wählt einen General-Synodal- 
ausſchuß. 

4. Die oberſte konfeſſionelle Staatsbehörde der unirten Kirche 
der Rheinpfalz iſt das Konſiſtorium zu Speyer, welches aus einem 
weltlichen Direktor, 1 weltlichen Rath und 2 geiftlichen Räthen, 
alle proteftantifcher Konfeſſion, bejteht. Der Direktor iſt nicht 
zugleich wie früher Direktor oder Rath der Bezirksregierung d), 
indem das DVerfaflungsgefeß vom 4. Juni 1848, Art. 3 verfügt, 
daß das Konfiftorium zu Speyer „mit einem jelbjtändigen 
Borjtande verjehen und ſoweit nöthig, mit geijtlichen Mitgliedern 
verſtärkt werden joll. 

„Bei Beſetzung der erledigten Konfiitorialvathsitellen wird 


1) Der NegierungssPräfident war nie zugleih Dirigent des Konfiftoriums. 
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jederzeit das Konfiftorium mit jeinem Gutachten vernommen wer— 
den, wobei es jedoch der General-Shynode unbenommen bleiben joll, 
auch ihre Wünfche hierüber zu äußern ?).” 

Bei Stimmengleichheit ift die Stimme des Direktors ent- 
ſcheidend >). 

Dit dem Konfiftorium zu Speyer tft die theologiiche Prü— 
fungs-Rommifjion für die Aufnahms- Prüfung der Proteftantiichen 
Pfarramts-Kandivaten aus dem Rheinkreiſe verbunden 3). 

V. Hinfihtlich der Ausübung der Firchlichen Gefetgebung iſt 
folgende Bejtimmung der DBereinigungsurfunde vom 10. Dftober 
1818, $. 17 maßgebend: „Die von der gegenwärtigen Synode 
feitgefeßten und von Sr. Königl. Majeftät auf den Antrag des 
Oberkonfijtoriums genehmigten Bejtimmungen über Yehre, Ritus, 
Yiturgie, veligiöfen Schulimterricht, Kirchenvermögen und Kirchen» 
verfaffung fünnen auf feine Art, ohne die Zuftimmung der fünftigen 
Synode des Rheinkreiſes, Abänderungen erleiden, noch denjelben 
etwas Entgegenlaufendes verorbnet werden *).“ 


B. Katholiſche Kirche. 
8.70: 


I. Die Verfaſſung der fatholifchen Kirche Bayerns beruht 
in erſter Yinie auf den bereits im 8. 66 beiprochenen VBerfajfungs- 
gejegen, jodann auf den hierdurch beftätigten älteren und den feit 
1818 ergangenen neuen Staatsgejegen und Königlihen Verord— 
nungen. Hervorzuheben find hier beſonders folgende: 

Indultum des Papftes Pius VII. v. 13. Nov. 1817, betr. die Ernen- 
nung der Erzbiſchöfe und Biſchöfe. (Bullarii Romani continuatio 14, 432. 
Romae 1849.) 

Cireumferiptionsbulle des Papſtes Pins VII. v. 1. April 1818 „Dei 
ac domini nostri Jesu Christi“. (Bullarii Romani continuatio 15, 17 
bis 31. Dillinger 8, 361—382; am 23. Sept. 1821 in der Domkirche zur 
Münden vom päpftlihen Nuntins verkündigt. Vgl. v. Sicherer 335.) 


2) Bereinigungsinfunde v. 10. Oft. 1818, $. 17. 
2) Anhang IL, $. 23. 

2) Anhang IL, 8. 8. 

) Dillinger 8, 1290. Wand 64. 
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Minifterial-Reffript v. 25. März 1841, betr. den Verkehr der Biſchöfe 
mt dem PBapft 

Minifterial-Erlaß v. 20. Nov. 1873, betr. den Vollzug des Konkordats. 
(Dove, Zeitihr. 12, 259—260. Diefer Erlaß jet die Minifterial-Ent- 
ſchließung v. 8. April 1852 vollftändig außer Kraft und gibt in mehreren 
Sinfihten neue Beftimmungen.) 


Quellen-Sammlungen und Yiteratur. 

Doöllinger, Sammlung 8, 271—1263. (1838). Fortiegung von F. 
vd. Strauß. Bd. 3. (1853). 

Silbernagel 33—104; 193—196; 203— 236; 330—365; 125—435. 
(1870). 

Gutachten der Juriftenfatultät zu München v. 1869, das Unfehlbar- 
feitsdogma betr. (Augsburger Allgem. Zeitung v. 16. u. 17. Nov. 1869, 
320810921). 

Berchtold, Joſ., die Umvereinbarteit der neuen päpftlichen Glaubens: 
defrete mit der Bayerifhen Staatsverfafjung. 1871. 

Nechtsgutachten Über die Frage der Anerfennung des altfatholifchen 
Biſchofs Dr. Neinfens in Bayern. Belannt gemacht vom königl. Bayer 
Staatsminifterium des Innern für Kirchen» und Schulangelegenheiten. 
Münden 1874. 

Niedermaier, F. Geftaltung der rechtlichen Verhältniſſe der Fatholi- 
ſchen Kirchengeſellſchaft in Bayern durch Verkündung der Vatikaniſchen Be- 
ſchlüſſe v. 18. Julj 1870 und deren Nichtanerfennung durch die Altkatholifen. 
Würzburg 1875. 

Dürrfhmidt, 9, die Elöfterlihen Genofjenihaften in Bayern und 
die Aufgabe der Neichsgefetsgebung. 1875. 


IH. Im Sahre 1871 zählte Die katholiſche Landeskirche 
3,464,364 Seelen in 2872 Bfarrbezirken, welche zu 204 Defanaten 
und 3 Diözefen verbunden find). Klojter-Nieverlaffungen be— 
itanden im Sabre 1874 620 mit 6148 Mitgliedern 2). 

Ehe wir auf die NRechtsjtellung der Altfatholifen eingehen, 
geben wir eine Ueberficht der firhlichen Einrichtungen, wie fie nach) 
den Staatsgejegen in Geltung jteht. 

1. Die Eintheilung der Diözejen, Defanats- und Pfarr- 
Sprengel kann von der Kirchengewalt nicht ohne Mitwirkung der 
weltlichen Dbrigfeit verändert werden ?). Die Kirchenprovinzen 


ı) Bol. oben ©. 188. 

2) Dürrſchmidt, die klöſterlichen Genoffenichaften. 1875. ©. 188. 

°) II. Berfaffungsbeilage 8. 76e. u. 8. 77. Vgl. oben ©. 337 und 
Konfordat Art. 12, Lit. f. 
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und Diözefen !) find im I. Anhang zur II. BVerfaffungsbeilage 
Art. 1 aufgezählt und ihr Umfang in einigen Beziehungen be- 
jtimmt, und dann beigefügt: „Die neuen Grenzen ber einzelnen 
Diözefen werden, ſoweit e8 .nöthig befunden wird, noch bejtimmter 
ausgefchteden werben”. Dieß geſchah durch die vom König ge- 
nehmigte Circumſkriptionsbulle v. 1. April 1818, verfündigt im 
Sabre 1821. Erſt hierdurch wurden auch die Katholiken in den 
ehemals proteftantifchen Gebieten den Sprengeln zugetheilt. Ein 
Antrag auf Veränderung bejtehender Pfarriprengel kann ſowohl 
von der betreffenden Kreisregierung als vom Ordinariate aus- 
gehen. Die Kreisregierung hat dann die betreffenden Gemeinden 
und Pfarrer zu vernehmen, mit dem Ordinariat Verhandlung zu 
pflegen und die Sache endlich dem Kultusminifterium zur Erholung 
der Königlichen Entſcheidung vorzulegen d. — Hinfichtlich des 
Nechts zur Gründung neuer Gemeinden findet die allgemeine Be— 
jtimmung der II. Verfaffungsbeilage S. 88 (vgl. oben ©. 338) 
auch hier Anwendung. 

2. Die Pfarrgemeinden haben zur Verwaltung des örtlichen 
Kirchenvermögens, welches nicht Pfründe tft, eine „Kirchenverwal- 
tung” von ähnlicher Zuſammenſetzung wie bei den protejtantifchen 
Gemeinden. (Vgl. oben ©. 338). 

3. Die Hälfte aller Seelforge- Pfründen wird vom König 
vergeben, mehr als !/, von Gemeinden, Korporationen und Privat- 
perjonen, nur 1/; won den Btichöfen. 

4. Der fatholtfche König ernennt die Erzbiſchöfe und Bifchöfe, 
jowie die Dechanten dev Domkapitel, und befett die in den Mo— 
naten Sanuar, März, Mat, Juli, September und November zu 
Erledigung gefommenen Kanonikate ?). 

5. Die Erzbiſchöfe und Bischöfe, ſowie bei unbejetstem Stuhl 
die Kapitelsvikare können mit dem päpftlichen Stuhl unmittelbaren 
Verkehr unterhalten. Bis zum Jahre 1841 mußten fie alle an 

1) Metropolitanftugl Minchen - Freifing mit den Suffragan-Biſchöfen 
Augsburg, Paſſau und Regensburg; Metropolitanftuhl Bamberg mit ben 
Suffragan-Biſchöfen Würzburg, Eichftedt, Speyer. 

2) Minifterial- Erlaß v. 13. Juli 1811 u. 13. Dez. 1844. Silbernagel 
50--52. 

3) I. Anhang zur II. Berfafjungsbeilage (Kontordat) Art. 9 u. 10. 
Indult v. 13. Nov. 1817. 
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den Papit gehenden Sachen durch den Baterifchen Gejandten in 
Kom übergeben laſſen und empfingen umgekehrt die päpftlichen 
Berfügungen durch diefe Vermittlung. Ein Minifterial-Erlaß vom 
25. März 1841 hob dieß nach dem Vorbild Preußens auf!). 
Uebrigens kann der Papft den Biſchöfen feine Meinungen und 
Befehle auch durch feinen Nuntius mittheilen, der vom Könige 
als Geſandter förmlich anerkannt wird. 

6. Im Konkordat vom 24. Dftober 1817, Art. 7 machte der 
König von Baiern die jehr dehnbare und daher gefährliche Zu- 
jage: „Se. Königlihe Majeſtät werben in Anbetracht der Vor— 
theile, welche die religiöfen Orden der Kirche und dem Staate (!) 
gebracht haben, und in der Folge auch noch bringen könnten, und 
um einen Beweis Allerhöchit Ihrer Bereitwilligfeit gegen den 
heiligen Stuhl zu geben, einige (!) Klöfter der geijtlichen Orden 
beyderlei Gejchlechts entweder zum Unterrichte der Jugend in der 
Religion und den Wiſſenſchaften, oder zur Aushülfe in der Seel- 
jorge, oder zur Kranken: Pflege, im Benehmen mit dem heiligen 
Stuhle mit angemejjener Dotation (!) herſtellen laſſen.“ 

Der König verjpricht hierin die Herjtellung einiger Klöfter, 
jogar ziemlich deutlich die Herjtellung auf Staats- oder königliche 
Koften, nach vorgängiger Berathung mit dem Papſt. Welche Arten 
von Orden und Klöftern, wie viele, zu welcher Zeit und unter 
welchen genaueren Bedingungen ſie zuzulaffen feten, bleibt ber 
Entjeheidung des Königs vorbehalten. An Freiheit der Klofter- 
gründung tft nicht entfernt gedacht, noch weniger an Freiheit des 
Beitritts zu geiftlihen Orden. Ja e8 bat der König dem Wort- 
laute nach feineswegs darauf verzichtet, diejenigen künftig herzu- 
jtellenden Klöfter auch wieder eingehen zu laſſen, welche der Kirche 
und dem Staat den erwarteten Vortheil nicht gebracht haben 2). 

Die 11. Beilage der Berfaffungsurfunde ſprach denn auch in 
8. 76—78 aus, daß bezüglih der „Errichtung geijtlicher Geſell— 
ichaften und ſonſtiger Inſtitute und Beſtimmung ihrer Gelübde“ 
„von der Sirhengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigfeit 
feine einjeitigen Anoronungen geſchehen dürften“, und daß ver 


1) Silbernagel 33, Anm. 1. 
2) Sn hat ſchon der baier. Katholif Brendel in feinem Handbud des 
Kirchenrechts 1823, ©. 356 angebeutet. 
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Staatsgewalt die Befugniß zujtehe, „durch eigne Verordnungen“ 
dabei alles dasjenige zu hindern, was dem öffentlichen Wohle nach— 
theilig fein Fünnte. 

Die Zahl der Ordensanjtalten ift jeit dem Jahre 1823 von 
etwa fünfen auf 620 geftiegen !). 

III. Die päpftlichen Konjtitutionen von 1870, namentlich 
diejenige über das unfehlbare Lehramt des Bapftes (vgl. oben 
S. 275) bejigen in Baiern feine rechtliche Geltung, da das zu 
ihrer Verkündigung nothwendige Königliche Plazet verjagt worden 
it. Unterm 9. Auguft 1870 machte das Baierifche Kultusmini- 
jterium die Bilchöfe Baterns darauf aufmerkſam, daß Die Ver— 
fündigung und Bollziehung der bisher ergangenen Konzilsbejchlüfje 
und auch der einfache Abdruck verfelben in den oberhirtlichen Ver— 
ordnungsblättern ohne Erfüllung der von der Staatsverfajjung 
geforderten Vorausjegungen (ohne das placetum regium) nicht 
jtattfinden dürfe). Deffenungeachtet verfündigte der Erzbiſchof 
von München am 18. Auguft in dem Paftoralblatt für die Erz- 
diözefe München-Sreyfing den Text der päpftlichen Konjtitution vom 
18. Sult 18703). Im September 1870 wendete fich der zweite 
Baieriſche Erzbifchof, der zu Bamberg, an die Negterung, und 
juchte um Ertheilung des Königlichen Plazet nach. Erſt nach ſechs 
Monaten, im April 1871, erhielt ev vom Kultusminijter Antwort 
und zwar eine abjchlägige. Wenige Wochen darauf, am 25. April 
1871 verfündigte der Erzbijchof troßdem die päpftlichen Konſtitu— 
tionen und drohte zugleih in einem Erlaß an die Geiftlichkeit 
jedem Yeugner des neuen Dogmas, jedem Unterjtüßer oder Begün— 
jtiger Döllingers, und jedem Anhänger einer geheimen Gejellichaft 
den Kirchenbann ®). Die fämmtlichen Bilchöfe folgten diejen Bei- 
jpielen. 

Die Königliche Staatsregierung hat gegenüber dieſer Ver— 
legung der verfajjungsmäßigen Hoheitsrechte des Staats folgenden 
Standpunkt eingenommen. 


) Dürrſchmidt, H, die Höfterlihen Genoffenihaften in Bayern und Die 
Aufgabe der Reichsgeſetzgebung. 1875. 

2) Schultheß, europ. Gefhichtsfalender ©. 207. 

8) Dove's Zeitfehr. 10, 865. 

*) Schultheß, Gefchichtsfalender ©. 121. 
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1. Die päpitlichen Konjtitutionen betrachtet fie als für die 
Batertichen Staatsuntertbanen nicht verbindlich und nerweigert 
jede Mitwirkung zu ihrer Durchführung. Am 14. Dftober 1371 
gab fie in Folge einer Interpellation von 46 Abgeordneten der 
fiberalen Partei die Erklärung ab!,: a) Die Staatsregierung 
iſt gewillt, allen fatholifchen Staatsangehörigen geiftlichen und 
weltlichen Standes, welche die Lehre von der Unfehlbarfeit des 
Papjtes nicht amerfennen, ven vollen in den Gejegen des 
Yandes begründeten Schuß gegen den Mißbrauch geiftlicher Ge— 
walt zu gewähren, und fie, ſoweit ihre Zuftändigfeit reicht, 
in ihren wohlerworbenen Rechten und Stellungen zu jchügen. 
b) Sie ift entjchloffen das religiöfe Erziehungsrecht der Eltern 
gegenüber dem Dogma von der Unfehlbarfeit des Papftes anzuer- 
fennen. ce) Wenn von Anhängern der alten Fatholifchen Lehre Ge- 
meinden gebildet werden, fo gedenft die Staatsregierung, wie fie 
den Einzelnen fortwährend als Katholiken betrachten zu wollen er- 
Hört hat, auch die Gemeinden als Fatholifche anzuerfennen und 
folglich denſelben ſowie ihren Geiftlichen alle jene Nechte einzu- 
räumen, welche fie gehabt hätten, wenn die Gemeindebildung vor 
dem 18. Juli 1870 vor fich gegangen wäre. 

In Gemäößheit diefer Erklärung ſchützte die Negterung diejenigen 
Profefforen und Lehrer, welche die Unterwerfung unter das Un— 
tehlbarkeitspogma vermweigerten und deßhalb von dem Biſchof exfom- 
munizirt und entjeßt wurden, in ihrem Amt und Gehalt, die 
altkatholijchen Pfarrer wenigjtens in ihrer Pfründe, altfatholiiche 
Gemeindeglieder in der Ausübung ihrer Wahlrechte bei der Wahl 
der firchlichen Gemeindevertretung (ver jog. Kirchenverwaltung), 
m Mitgebrauch der Kirchhöfe, des Grabgeläutes u. |. w. Ferner 
wurden die Kinder altfatholifcher Eltern von dem in öffentlichen 
Schulen ertheilten Religionsunterricht neufatholifcher Priejter dis— 
penfirt. Altkatholiſche Geiftliche, deren Gemeinden ihnen nicht 
folgten, blieben zwar im Genuß ihrer Pfründe, wurden aber in der 
Ausübung ihres getitlichen Amts gegen die Exrfommunifation der 
Biſchöfe nicht geſchützt ?). 

1) Schultheß, Gefhichtsfalender S. 207—214. 

2) Das Rechtsgutachten ©. 8 führt dafür den merkwürdigen Grund an, 
daß ein folder Schutz ein Eingriff in die „Gewifjensfreiheit" dritter Per— 
fonen fein würde. { 
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Ueber die Frage, welchen ſtrafrechtlichen Schutz die Altkatho— 
liken und ihr Gottesdienſt in Baiern anzuſprechen haben, vergleiche 
das Erkenntniß des oberſten Gerichtshofs vom 15. September 1873 
bei Stenglein, Zeitſchrift für Gerichtspraxis 3, 101 und die 
Kritik deſſelben von Meves im Gerichtsſaal 27, 346. 

Bereits im Jahre 1871 wurde ferner dem altkatholiſchen 
Biſchof von Utrecht, Loos, kein Hinderniß in den Weg gelegt, 
biſchöfliche Funktionen, namentlich die Ertheilung des Sakraments 
der Firmung auszuüben und ſeit 1873 wurde auch dem von der 
altkatholiſchen Reichsſynode gewählten Biſchof Reinkens Freiheit 
gelaſſen in Baiern zu firmeln, Prieſter zu weihen und andere 
prieſterliche und biſchöfliche Amtshandlungen vorzunehmen. Die 
Staatsregierung ſagte ſich mit Recht, daß jedes Verbot hiergegen 
eine ſtaatliche Beihülfe zur Durchführung des Unfehlbarkeitsdogmas 
enthalte und daher als rechtswidrig erſcheine. Die Altkatholiken 
ſind von den neukatholiſchen Biſchöfen mit Unrecht aus der Kirche 
ausgeſchloſſen worden, und es werden ihnen von den Biſchöfen 
und neukatholiſchen Prieſtern alle Wohlthaten der Kirche 
widerrechtlich verweigert. Die Staatsregierung hat bisher 
feine Mittel gefunden, diefem verfajfungsmwidrigen Zuftand 
abzubelfen; unmöglich kann fie ven Altkatholifen wehren, fich für 
ihre Kultusbedürfniſſe zu helfen, jo gut fie eben vermögen. Auch 
nach diefer Seite alfo muß die Staatsregierung davon ausgehen, 
daß die Nechte der Biſchöfe juspendirt feien. 

Dis hierher jtimmt das Berhalten der Negierung mit dem: 
jenigen dev Regierungen von Preußen, Baden und Hejien überein; 
im Weiteren aber trennen fich ihre Wege. 

2. Unterm 23. Dftober 1873 wendeten fich der altfatholtiche 
Biſchof Reinkens und die Mitglieder der altkatholiſchen Synodal— 
Repräſentanz an das Staatsminifterium mit der Bitte, dem Biſchof 
Reinkens für Batern die Königliche Anerkennung „als Fatholifcher 
Biſchof“ erwirken zu wollen!), Das Miniſterium beauftragte 
eine Kommifjion von Nechtsgelehrten mit der Begutachtung ver 
rechtlichen Zuläfjigfeit diefer Anerfennung ?), und da dieſes Gut— 

) Abgedrucdt in dem „Rechtsgutachten“ ©. 34-44. 

2) Die Kommifjion beftand aus dem Neichsrathe von Neumayr als 
Vorſitzenden, Appellationsgerihtsdireftor von Kleinfhmid aus Minden, und 
den Profefjoren von Pözl aus München (Referent) und von Held und Edel 
aus Wirzburg. 
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achten verneinend ausfiel, jo wurde das Geſuch abichläglich be- 
ichteden ). Auch altkatholiichen Vereinen, welche ſich innerhalb der 
vorhandenen katholiſchen Pfarrbezirke bildeten, ift bis jest Korpo- 
vationsrecht, das Recht der Pfarrei, in feinem alle zugeftanven 
worden. Die Erklärung vom 14. Dftober 1871 unter ec. wurde 
nur auf jolche Gemeinden bezogen, deren Majorität jammt dem 
Pfarrer beim Altkatholizismus verharrten ?). 

Die Negterung geht nämlich von der Anſchauung aus, daß 
die Altkatholifen, obwohl fie von den Bischöfen erfommunizirt und 
der Hirchlichen Wohlthaten beraubt find, dennoch immer noch in 
der Hauptjache unter der Jurisdiction der Biſchöfe ftehen?). Die 
Bildung katholiſcher Pfarreien könne nach Baieriſchem Recht nur 
mit Zuſtimmung des Bischofs erfolgen 9, diejer Biſchof ſei aber 
derjenige der betreffenden Diözefe, einerlei ob er dem verfaſſungs— 
widrigen Vatifanismus anhänge und die Altkatholifen erfommuni- 
zirt oder nicht; und fo lange die Altkatholifen nicht die Erlaubniß 
der Vatikaniſchen Biichöfe erbrächten, könne ihren Bereinen auch 
fein Korporationsrecht beigelegt werben’). Die Nichtanerfennung 
des Biſchofs Reinkens macht e8 hiernach überhaupt den Altkatholifen 
unmöglich, fih auf Die Dauer zu behaupten. Sie fünnen nur 
ichwer für die nöthigen Geiftlichen ſorgen, von einer bifchöflichen 
wirkſamen Aufficht über ihre Geiftlichen kann nicht die Rede fein, 
fie müffen die Beiträge zu den Kultusfoften der neufatholiichen 
Gemeinden fortleiften, während fie von jedem Genuß des Firchlichen 
Bermögens ausgejchloffen find. 

Hiernach ift die Behauptung aufzuftellen: Die Altkatholifen 
Baierns werden ungünftiger behandelt als Solche, die aus der 
Ratholiichen Kirche ausgejchloffen worden oder freiwillig ausgetreten 
find; fie haben von ihrer Eigenjchaft, die nach dem Geſetz allein- 
berechtigten Katholiken zu fein, nur nachtheilige aber nicht vortheil- 
bafte Wirkungen zu empfinden, 


2) Am 10. April 1874 veröffentlichte das Kultusminifterium das Nechts- 
gutachtent. 

2) Rechtsgutachten ©. 8. 

3) Rechtsgutachten ©. 9. 

9 Mir wiffen nicht, ob dies genau dem Baieriſchen Recht entfpricht- 
Dal. oben ©. 337 u. 343. 

5) Nechtsgutachten S. 27—28. 
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Unjere rechtliche Anficht geht dahin, daß die Negierung nad) 
Baieriſchem Verfaſſungsrecht vollfommen in der Lage ift, ſowohl 
den Biſchof Reinkens vorhaltlih Königlichen freien Ernennungs- 
rechts in jedem fünftigen Sal anzuerkennen oder zu ernennen, als 
auch den altkatholifchen Gemeinden oder Pfarreien Korporations- 
rechte beizulegen, und zwar fowohl, wenn man von der Voraus- 
jegung ausgeht, daß die Altkatholifen eine neue Kirchengeſellſchaft 
feien, als wenn man fie lediglich als Theil der bejtehenden Fatho- 
liſchen Kirche anfiebt. 

Daß dem Könige verfafjungsmäßig das Necht zufteht, neue 
Kirchengeſellſchaften mit dem Recht öffentlicher Korporationen auf- 
zunehmen, und daß es feines Gefeges, am wenigiten eines Ver- 
faffungsgejeßes dazu bedarf, werden wir unten nachweifen. Hier 
unterjuchen wir nur die andere Alternative, die Gründe, warum 
die Gründung altfatholifcher Gemeinden und Pfarreien und die 
Anerkennung eines altfatholiihen Biſchofs auch dann zuläfjig 
bleiben, wenn man die Altkatholifen als Theil ver bejtehenden 
Kirche betrachtet. 

Die Verkündigung des Unfehlbarfeitspogmas in Batern hat 
eine doppelte Bedeutung für den Staat. 

Sie enthält einen Umfturz der bisherigen fatholiichen Kirchen: 
verfafjung, indem der Papſt jih nunmehr Rechte beilegt, die Die 
Staatsfouveränetät zu vernichten beftimmt find, und den Bateriichen 
Staatsgeſetzen ihre Straft entziehen werden, wenn es dem Papjt 
gelingen jollte, die Baieriſchen Unterthanen zur Befolgung jeiner 
Befehle zu bewegen. 

Seitens der Biſchöfe enthält fie aber zweitens eine Verlegung 
ihres Berfaffungseides und den Beginn einer direften Auflehnung 
gegen die Rechte des Königs. 

Eine Verpflichtung des Königs von Baiern, Rechte des 
Papſtes und der neukatholiſchen Biſchöfe in Baieriſchen Kirchen— 
angelegenheiten ferner anzuerkennen, aus dem Grunde, weil dieſe 
Rechte in der Verfaſſungsurkunde von 1818 garantirt ſeien, iſt 
undenkbar ). Denn die Rechte des Königs und des Staats find 


1) Ich ftimme hierin überein mit Schulte, Denffhrift über das Verhältniß 
des Staates zu den Sätzen der päpftl. Konftit. v. 18. Juli 1870. Prag 
1871. ©. 71—74. Die Defterreihifche Regierung erklärte bereit8 unterm 
30. Juli 1870 ihr Konkordat für hinfällig (vgl. oben ©. 10). 
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ebenfalls in der Berfafjungsurfunde gewährleijtet, und fie find 
nicht etwa von schwächerer Beſchaffenheit als die des Papites 
oder von Baieriſchen Unterthanen, was die Baierifchen Bijchöfe 
bislang noch nicht aufgehört haben zu fein. 

Dem Könige fommen vielmehr, um fich in feinen Rechten zu 
behaupten, alle Zwangsrechte zu, welche der Zweck erfordert. Dar- 
auf, ob die geltenden Strafgejege die Mißachtung des Königlichen 
Plazet Seitens der Bijchöfe, Die laut der II. Verfafjungsbeilage 
die Nechte und offenbar auch die Pflichten „öffentlicher Beamten“ 
haben, mit Strafe bedrohen oder nicht, ferner ob den Adminiftrativ- 
behörden die Befugniß zufomme oder fehle, durch Androhung von 
Geldſtrafen ihren Befehlen die Befolgung zu fichern, kann gar 
Nichts ankommen, da die Hauptfrage bleibt, wie der Staat umd 
die Staatsangehörigen gegen die Folgen einer verfaſſungswidrigen 
Handlung zu ſchützen ſeien. Zu diefem Zwed alles Nothwendige 
vorzufehren tft die Negierung ebenfowohl berechtigt als verpflichtet. 
Zu allem Ueberfluß erklärt die Verfafjungsurfunde vom 26. Mat 
1818, Zit. 1, 8. 2 ausdrücklich das Königreich für einen „jouve- 
ränen“ Staat und verfügt in Titel 2, 8. 1: „Der König ift das 
Dberhaupt des Staats, vereinigt in ſich alle Rechte der 
Staatsgewalt, und übt fie unter den von Ihm in der gegen- 
wärtigen Berfajjungs- Urkunde fetgejegten Bejtimmungen aus.” 
(Dal. oben ©. 4) Die Regierung wäre hiernach befugt, Die 
Weigerung der Bischöfe, ihre verfaflungswidrigen Verfündigungen 
zurücdzunehmen, als Niederlegung ihres Amtes anzuſehen und neue 
Biſchöfe zu ernennen, oder, was weniger wäre aber denfelben 
Grundſatz enthielte, jede Bollziehung bijchöflicher Verfügungen 
durch Die Staatsbehörden einzuftellen. Daß fie von diefen Rechten 
feinen Gebrauch gemacht, jondern die Jurisdiktion der Bijchöfe, 
mit ven vorhin angegebenen Ausnahmen fortwährend vejpektirt 
hat, war eine Inkonſequenz, welche die Bijchöfe ermuthigte, wieder- 
holt beim König und beim Yandtag gegen das Miniſterium wegen 
Berfaffungsverlegung Beichwerde zu führen, diefelben Biſchöfe, 
welche fich zuerjt der wahren Verhöhnung der Verfaffung jchuldig 
gemacht haben. 

Biel weniger als die eben als zuläjfig bezeichneten Mapregeln 
enthält die Anerkennung der altfatholiichen Pfarreien als katho— 
licher Pfarreien und die Anerkennung des Biſchofs Neinkens als 
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Baieriſchen Biſchofs für die Altkatholiken, indem den neukatholi— 
ſchen Biſchöfen alsdann, in Fortſetzung der bisherigen Inkonſequenz, 
die meiſten ihrer Rechte verbleiben. 

Wir glauben, daß ſich die Baieriſche Regierung ſehr bald 
überzeugen wird, daß ſie nicht auf halbem Wege ſtehen bleiben 
kann, daß die Altkatholiken entweder völlig im Stich gelaſſen oder 
völlig geſchützt werden müſſen, wozu nach katholiſcher Lehre das 
Vorhandenſein eines Biſchofs und nach der Natur der Sache eine 
die verſchiedenen Gemeinden verbindende Verfaſſung gehört. 

Die Thatfache, daß der Baterifchen Regierung bei der gegen- 
wärtigen Zufammenjegung der Kammern des Yandtags die Unter- 
ſtützung der Volfsvertretung fehlt, daß in der Kammer der Reichs— 
räthe bis auf diefen Tag jogar Erzbiichöfe und Bilchöfe mitjtimmen, 
welche fi von ihrem Verfaſſungseid Iosgejagt haben, erjchwert 
der Regierung zwar ihre Aufgabe, entbindet fie aber nicht von 
ihren verfaffungsmäßigen Pflichten. Die Schwierigfeiten, welche 
neuerdings den Nechten des Königs zur Bejekung der Bisthiimer 
entgegengeftellt werden, dürften dazu beitragen, die Situation zu 
klären. 


C. Griechiſche Kirche und Israeliten. 


I. Das Verfaſſungsgeſetz vom 1. Juli 1834 beſtimmt: „Die 
Befenner der unirten ſowohl, als der nicht umirten griechifchen 
Kirche genießen mit den Bekennern der in dem Königreiche bereits 
verfaffungsmäßig bejtehenden drei chriftlichen Kirchen-Geſellſchaften 
gleiche bürgerliche und politifche Rechte Y.“ Ob der Gefetsgeber 
zu den „bürgerlichen“ Rechten aucd das Recht zählen wollte, Re— 
ligionsgemeinden mit Korporationsrechten zu gründen ?), iſt aus 
dem Wortlaut des Geſetzes zwar nicht ficher zu entnehmen, aber 
zu bejahen ?). 


) &.-5. 41. Pbzl, Sammlung ©. 43. 

2) $. 88 der II. PVerfaffungsbeilage. 

3) Diefe Anfiht vertreten Moy, Lehrbuch des Bayer. Staatsrechts 1, 91. 
Silbernagel ©. 177, während die entgegengefettte Meinung ihren Vertheidiger 
in Pözl, Lehrbuch des Bayer. Verfafjungsrehts S. 90, Anm. 6 bat. Auch 
Roth, Bayer. Civilrecht 1, 228, Anm. 4. 
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Bis jetzt bejteht nur die Eine Gemeinde zu München. 

I. Nach der Zählung von 1871 waren in ganz Baiern 
50,662 Israeliten vorhanden, welche zu 42 Nabbinaten verbunden 
find). Den Nabbinats- Gemeinden fommen Korporationsrechte 
zu2). Die Berfaffung der Gemeinden in den rechtscheiniichen 
Provinzen beruht auf dem Edikt vom 10. Juni 1813, im Uebrigen 
aber lediglich auf Königlichen Verordnungen und Miniſterial-Ver— 
fügungen 3). In der Rheinpfalz fommt die Königliche Verordnung 
vom 27. Januar 1854, betr. die Israelitiichen Kultusgemeinden 
in Betradt ®). 

Eine überfichtliche Darjtellung der Nabbinatsverfaflung gibt 
Silbernagel ©. 182—-190 (1870). 


Il. Die Gründung neuer Religionsvereine und die 
Berleihung von Korporationsrehten an diejelben. 


SR 


Das Geſetz vom 26. Februar 1850, betr. die Berfammlungen 
und Vereine, welches Freiheit ver Abhaltung von Verſammlungen 
und der Gründung von Vereinen gewährt, erjtredt fih nicht auch 
auf Berfammlungen zur Ausübung der Religion und auf die 
Gründung von Neligionsvereinen. — Hierüber nämlich enthält 
die II. Berfaffungsbeilage vom 26. Mai 1818 Bejtimmungen, 
welche nicht ausdrücklich aufgehoben worden find und durch ein 
einfaches Gejeß, wie e8 das Geſetz nom 26. Februar 1850 iſt, 
nicht aufgehoben werden fonnten 3). 

Allerdings waren die von der Frankfurter Nationalverſamm— 
lung bejchloffenen und vom Reichsverweſer verfündigten Grund— 
vechte des deutichen Volks von 21.27. Dezember 1848, welche in 
Artikel 5, S. 15 und 17 Neligionsfreiheit und Freiheit der Grün- 

1) Silbernagel 438. 

2) 9. dv. Roth, Bayer. Civilrecht 1, 261, Anm. 3 (1871). 

3) Döllinger, Berordnungen- Sammlung Bd. 6 und 22, Abſchnitt 3. 

4) Medicus, C. 8. F., die Gemeindeordn. für die Pfalz. 1869. ©. 135. 

5) Pözl, Lehrbuch des Bayer. Verfaſſungsrechts $. 29, Anmerk. 7 und 
8. 90; derſelbe in Dollmanns Geſetzgebung Bayerns 4, 457 (Kommentar 
zum Geſetz v. 26. Febr. 1850, Art. 4). 1863. 

Thudichum, Kirchenrecht. 23 
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dung von Religionsvereinen zuficherten, auch in Baiern verkündigt 
worden; allein nach dem Scheitern der Frankfurter Neichsverfaj- 
jung und nach der Wiederaufhebung der Grundrechte durch den 
hergeftellten Bundestag (25. Auguft 1851) waren Negierung und 
Yandtag Baterns ſtets darin einig, daß die Verfafjung von 1818 
in unveränderter Geltung jtebe. 

Die U. Verfaffungsbeilage beftimmt nun Folgendes: 8. 2: 
„Auch darf Niemanden, zu welcher Religion er fich befennen mag, 
die einfache Hausandacht unterfagt werden“. 8. 3: „Sobald aber 
mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion fich verbinden 
wollen, jo wird jederzeit hierzu die Königliche ausdrückliche Ge- 
nehmigung nad) den im II. Abjchnitte folgenden näheren Beftim- 
mungen erfordert.“ Der II. Abjchnitt verfügt alsbann weiter: 
8. 26: „Religions- oder Kirchen -Gejellfchaften, die nicht zu den 
bereit$ gejetlich aufgenommenen gehören, dürfen ohne ausdrückliche 
Königliche Genehmigung nicht eingeführt werden.” 8.27: „Sie 
müffen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und innere Eirch- 
liche Verfaſſung zur Einfiht und Prüfung dem Staatsminijterium 
des Innern (jet dem Kultusminifterium) vorlegen.“ Die SS. 28 
u. ſ. f. enthalten genauere VBorjchriften über die Aufnahme neuer 
Keligionsvereine: Hiernach jtellt ſich als geltendes Necht Folgen— 
des dar: 

1. Kein Religionsverein fann ohne ausdrückliche Königliche 
Genehmigung entjtehen; die Bildung eines jolchen ohne diefe Ge- 
nehmigung und die Abhaltung von Verfammlungen vdejjelben find 
verfaffungswidrig ) und fünnen folglih verhindert werben. Ob 
Strafen darauf ftehen, mag bier ununterjucht bleiben. 

2. Die Genehmigung oder Aufnahme eines Religionsvereins 
fann unter verfchiedenen Bedingungen erfolgen ?). Enthält fie 
feine Vorſchriften über die Verfaſſung des neuen Neligionsvereing, 
jo jind diejenige Verfaſſung und diejenigen Glaubensformeln als 
genehmigt anzufehen, welche dem Minifterium vorgelegt worden 
waren 3). 


1) So Pözl in den ©. 353, Anm. 5 angeführten Schriften. Anderer 
Meinung ſcheint übrigens Silbernagel ©. 18—19 und 393 zu fein. 

2) Religionsebift 8. 32. 37. 45. 89. 

2708.027: 
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Seder genehmigten Religionsgejellichaft iſt Fraft Geſetzes Die 
frete Ausübung ihres Privat» Oottesdienftes gejtattet, wozu auch 
die Anjtellung gottesdienjtlicher Zufammenfünfte in gewiljen dazu 
bejtimmten Gebäuden gehört !). 

3. Wird einem Neligionsverein KRorporationsredt 
ichlechthin ertheilt, jo hat dies die Beurtheilung defjelben , als 
juriftiiihe Perjon zur Folge, und den bejonderen ftrafrechtlichen 
Schutz für jeinen Gottesdienjt und die bejondern Vorzüge für feine 
Getjtlichen, welche das Neichsrecht oder auch Das Baierifche 
Landesrecht für jolche Neligionsvereine mit Korporationsrecht ge- 
währt ?). 

Solche Religionsgejellichaften werden in Baiern ebenſo wie 
Keligionsgejellfchaften ohne Korporationsrechte als „nicht öffent- 
liche“ oder auch als „Privat:Gefellichaften” bezeichnet?) und dieſen 
Namen führen z. B. auch die Israelitiſchen Kirchenverbände, 
welchen Korporationsrechte zukommen 9. 

Die Ertheilung von Korporationsrechten ift nur injfoweit an— 
zunehmen, als fie ausdrüdlich ausgejprochen ift?). 

Einem Neligionsverein kann aber auch das Recht einer 
„öffentlichen“ Korporation beigelegt werden, mit der Wir- 
funa, daß 

a) die zur Feier ihres Gottesdienjtes und zum Neligions- 
unterrichte beitellten Perſonen die Nechte und Achtung „öffentlicher 
Beamten” genießen 6); 

b) daß jie Eigenthum erwerben können”) und dieſes Eigen- 
thum unter dem bejonderen Schute des Staats jteht ?); 


1) Berfaffungsbeilage $. 33 u. 34. 

2) Bol. oben ©. 129. 

3) II. Berfaffungsbeilage 8. 32. 45. 

9) Bal. oben ©. 353. 

5) Die II. Berfafjungsbeilage 8. 45 beſagt: „Die Eigenthumsfähigfeit der 
nicht öffentlichen Kirchen - Gefellichaften wird nach ihrer Aufnahmsurfunde, 
oder wenn in biefer darüber nichts feftgefetst ift, nach den Rechten der Privat- 
Geſellſchaften beſtimmt.“ — Hier ift der Ausdrud „Privat-Geſellſchaft“ im 
gewöhnlichen privatrechtlihen Sinn gebraucht. 

6) II. Berfafiungsbeilage 8. 30. 

7), 8. 44. 

8) 8. 31. 
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c) daß jie berechtigt find, fi) der Glocken und ſonſtiger Aus— 
zeichnungen zu bedienen, welche Geſetze oder Gewohnheit den öffent- 
lichen Kirchen angeeignet Haben !). 

In Bezug auf Verwaltung der Angelegenheiten folder ein— 
fachen oder „öffentlichen Korporationen finden die allgemeinen 
Vorſchriften des Neligionsedifts Anwendung; namentlich unterliegen 
ihre Beichlüffe dem Königlichen Plazet und der Königlichen Ober- 
aufficht, dem recursus ab abusu u. j. w. 

Die Beilegung des Nechts der „öffentlichen“ Korporation tft 
nur anzunehmen, wenn die Genehmigungsurkunde dies ausdrücklich 
bejagt 2). 

4. Zur Beilegung des Rechts einer einfachen Korporation 
oder des Rechts einer öffentlichen Korporation in Dem eben dar— 
gelegten Sinn, genügt die Königliche Genehmigung ?) und bedarf 
e8 feiner Zuftimmung des Yandtags. Die Verfafjungsbeilage 
fordert nirgends ein Geſetz, redet überall nur von „Königlicher 
Genehmigung” 9 und fordert als Vorbedingung nur, daß die be- 
treffende Kirchengefellichaft ihre Olaubensformeln und innere firch- 
liche Berfaffung „vem Staatsminifterium des Innern“ zur Ein— 
jiht und Prüfung vorlege, nicht alfo auch, daß den Kammern 
deren Einficht und Prüfung zufommen müſſe. 

Die vom Kultusminifterium im Jahre 1874 zur Begutachtung 
der Frage, ob der König auf dem Verwaltungsweg den altkatho- 
liſchen Biſchof Reinkens als Biſchof der Baieriſchen Altkatholiken 
anzuerkennen berechtigt ſei, niedergeſetzte Kommiſſion von Baieriſchen 
Rechtsgelehrten hat in ihrem Rechtsgutachten S. 16 die Anſicht ent— 
wickelt, es ſei ein Geſetz erforderlich, um eine neugebildete Reli— 
gionsgeſellſchaft mit den Befugniſſen einer „öffentlichen“ Korporation 


) II. Verfaſſungsbeilage 8. 35. 

2) Dies ergibt 8. 32, welcher den unklaren 8. 28 beſtimmt erläutert. 

3) Daß jedenfalls Königlihe Genehmigung erforderlich ift, fanır nach der 
Berfafjungsbeilage nicht bezweifelt werden und ift auch umnbeftritten. Vergl. 
Roth, Bayer. Civilrecht 1, 202—207, namentlih ©. 205, Anm. 14; fodann 
258— 261, namentlih ©. 261, Anm. 15 271. 272. Pozl in Dollmann's 
Gefeßgebung 4, 475—476. (Kommentar zum Geſetz v. 26. Febr. 1850 über 
Verſamml. v. Vereinen Art. 11). 

9 8. 28: „Die mit ausdrüdliher Königliher Genehmigung aufgenom- 
menen Kirchen⸗-Geſellſchaften genießen die Rechte öffentliher Korporationen.“ 


Baier. Gründung neuer Religionsvereine, 357 


oder auch überhaupt mit Korporationsrechten auszuftatten. Wir 
halten feinen einzigen der von der Kommiſſion dafür angeführten 
Gründe für erheblich. Wenn die Berfaffungsurkunde den drei hrift- 
lichen Kirchen das Recht öffentlicher Korporationen gewährleiftet, und 
ferner ausjpricht, daß die Israeliten nach den bejtehenden bejon- 
deren Geſetzen und Verordnungen zu behandeln feien, jo folgt 
daraus nur, daß es nicht erjt einer Königlichen Gewährung für 
dieje Neligionsvereine bedarf, daß alles Königliche Belieben in 
Dezug auf jie ausgejchloffen ift. Wenn ſodann ein Verfaſſungs— 
gejeg (vom 1. Juli 1834) für nothiwendig gehalten wurde, um den 
Befennern der Griechiichen Kirche gleiche bürgerliche und politifche 
Rechte mit den beſtehenden drei chriftlichen Konfeſſionen beizulegen, 
jo erklärt jich dies einfach Daraus, daß die Verfafjungsurfunde 
den Vollgenuß diefer Rechte an das Bekenntniß der drei alten 
Konfeſſionen band. Eine jolche weit über die firchliche Seite der 
Stage hinausgehende Sleichjtellung konnte alfo natürlich nicht durch 
Königliche Verfügung erfolgen). Seitdem aber das Reichsgeſetz 
vom 3. Juli 1869, welches die bürgerlichen und politiichen 
Rechte für unabhängig vom Neligionsbefenntnig erklärt, auch in 
Baiern gilt, bedarf es für feinen neuen Neligtonsverein mehr eines 
diefen Punkt betreffenden Geſetzes. Am wenigiten endlich beweiit 
der Umitand, daß jeit Entjtehung der Verfaffung der König noch 
nie einem neuen Neligionsverein das Recht einer öffentlichen Kor— 
poration beigelegt habe. Die Anficht der Kommiſſion finden wir 
auch in der bisherigen jurijtiichen Yiteratur Baierns, ſoweit fie 
uns befannt tft, nicht vertreten. 


— 


V Pbzl lehrt ſogar ſelbſt, wie oben ©. 352, Anm. 3 erwähnt wurde, 
daß das Geſetz ſich auf die Frage der Verleihung des Korporationsrechts gar 
nicht beziehe. 
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Drittes Kapitel. 
Königreich Sachſen. 
I. Allgemeine ftaatsgejeglihe Beftimmungen. 
E73, 


Codex des im Königreihe Sachen geltenden Kirchen- und Schulrehts 
mit Einfhluß des Rechts der frommen Stiftungen und der Ehe, bearbeitet 
v. W. Richter. Leipzig 1840. Kl.-Fol. 579 ©. 2. Aufl. Bearbeitet von 
Ed. Schreyer. 1864. 

Codex Augusteus oder neuvermehrted Corpus juris Saxonici, 
zuerft 1724 von 3. Chr. Lünig herausgegeben. 2 Theile. Fol. Dann 
von Andern fortgefet: Continuatio I. 1772. II. 1805. 2 Theile. III. 1824 
2 Theile in Quart, bis 1818 reihend. (Sit eine Sammlung aller Ge- 
fee, aud der auf Kirchenrecht bezüglichen, übrigens Brivatarbeit. Bal. 
Weber 1, 10. 1843.) 

Weber, E. Gottl. v., ſyſtematiſche Darftellung des im Königreiche 
Sachſen geltenden Kirhenrehtd. 1. Bd.: Deffentliche Kirchenverfaſſung. 
2. Bd. Abtheilung 1 und 2: Privatfichenreht. 1. Aufl. 1818. 1825. 
1829. 2. Aufl. 1843 u. 1845. (Bezüglich des älteren Rechts nimmt die 
2. Auflage vielfach auf die erfte Bezug, ſodaß letztere nicht entbehrt werben 
fann. Bgl. Borrede zur 2. Aufl. ©. X.) 

Neubert, 8. Zul, Handbuch des im Königreihe Sachſen mit Ein- 
ſchluß der Oberlaufit geltenden Kichen-, Ehe- und Schulrechts. Thl. 1—3. 
Leipzig 1837. (Von weit geringerer Brauchbarfeit als das Werk Webers.) 

Weiſſe, Chr. Ernft, Lehrbuch des Königl. Sächſiſchen Staatsrechts. 
Bd. 2, 408 - 439 (Kirchenſtaatsrecht). 1827. 

Neher, Kirchl. Geographie u. Statiſtik 2, 376—379. 


1. Die Verfaſſungsurkunde vom 4. September 1831 ſteht in 
der Oberlauſitz nur mit gewiſſen Einſchränkungen in Geltung; 
namentlich kommt Krone und Landtag kein freies Geſetzgebungs— 
recht über dieſelbe zu, ſondern es iſt theils Begutachtung, theils 
Einwilligung der Provinzialſtände der Oberlauſitz zu gewiſſen An— 
gelegenheiten erforderlich. (Wal. 8. 61 der Verfaſſungsurkunde.) 
Dieſe beſonderen Rechte ſind geregelt in der Verordnung des 
Königlichen Geſammminiſteriums vom 2. Dezember 1834, betr. 
die Uebereinkunft mit den Ständen der Dberlaufit wegen der 
durch die neue Verfaſſung des Königreichs Sachjen bedingten Mo- 
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dififatton dev bejonderen Berfaffung diejer Provinz vom 17, No- 
vember 1834 (Gej.-Samml. 481. 485. Lover des im König— 
reih Sachjen geltenden Kirchen- und Schulrechts. 1867. ©. 356 
big 390). 

2. Die Verfafjungsurfunde vom 4. September 1831 enthält 
einige allgemeine Vorſchriften über Kirchliche Verhältniſſe. Zu- 
nächſt verfügt $. 32: „Jedem Yandeseinwohner wird völlige Ge: 
wifjensfreiheit, und in der bisherigen over der künftig ge- 
jeglich feitzuftellenden Maaße, Schu in der Gotteswerehrung 
jeines Glaubens gewährt”, womit das Verordnungsrecht in Kirchen— 
jachen auf ein engjtes Gebiet eingejchränft und alles Wejentliche 
der Staatsgejetsgebung, alſo der Vereinbarung zwiſchen Krone und 
Landtag, vorbehalten worden tjt. 

Die Verfaffungsurfunde erwähnt in 8. 33 und 56 der Vor— 
vechte der „aufgenommenen“ hrijtlichen Konfeſſionen, und bejtimmt 
in 8. 56, daß weitere chriftliche Konfefjionen nur „mitteljt befon- 
dern Geſetzes“ aufgenommen werden könnten . Nach der ge- 
jammten Gejeggebung Sachjens find unter „aufgenommenen“ oder 
„anerkannten“ ?) Konfejjionen jolche Keligionsvereine verjtanden, 
denen außer der öffentlichen Gottesperehrung in Kirchen mit 
Glocken auch Korporationsrechte zukommen. — Zu den anerkannten 
Keligionsgejellichaften gehören gegenwärtig die Evangeliſch-Luthe— 
riiche, Die Neformirte, die Römiſch-Katholiſche und die Deutjch- 
Katholiſche 3). 

3. Nach 8. 57 übt der König die Staatsgewwalt über die 
Kirchen (jus eirca sacra), insbejondere die Aufficht und Das 
Schutrecht über diefelben aus, und zwar „nach ven diesfallfigen 
geſetzhichen Beſtimmungen“. Durch die letzten Worte empfängt 
der etwas dunkle Ausdruck der vorausgehenden feine genauere Aus- 
legung. Berner verordnet die Verfaflung, daß der König Diejes 
fih über alle Kirchen und Konfeſſionen eritredende jtaatliche 
Hoheitsrecht durch nen Borftand des Kultusmintjteriums 

) Berfafiungsurfunde vom 4. September 1831: $. 56: „Nur den im 
Königreiche aufgenommenen oder künftig, mittelft befondern Geſetzes, auf- 
zunehmenden, chriftlihen Konfeſſionen fteht die freie öffentliche Religions— 
Übung zu.” 

2) Geſetz v. 20. Juni 1870, $. 1 (Dove's Zeitſchr. 9, 461). 
3) Coder ©. 327, Anm. 15. 
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zu üben habe, welcher jtet$ der evangelijhen Konfej- 
iton zugethan jein müſſe . Diejen Grundſatz bejtätigt für die 
enangelifch-lutherifche Kirche das Staatsgefeg vom 16. April 1873 
8. 2 durch folgende Vorſchrift: „Das jtaatliche Dberauffichtsrecht 
über die evangelisch -Tutherifche Kirche und folglich) auch über das 
evangelifch-lutherifche Landeskonſiſtorium (jus circa sacra) führt 
das Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts (8. 57 
der Verfaſſungsurkunde, Abi. 1)“. — „Der Borjtand diefes Mint- 
ſteriums ijt den Ständen dafür verantwortlich, daß feine Bejchlüffe 
und feine Anordnungen der Vertretungen oder Behörden der 
evangelifch-luthertichen Kirche in Wirkſamkeit treten, welche in Die 
Kompetenz der Staatsbehörden oder der Stände eingreifen.” — 
Auch das Geſetz vom 23. Auguft 1376, betr. die Ausübung des 
jtaatlichen DOberauffichtsrechts über die fatholiiche Kirche, 8. 35, 
befagt: „Die Staatsregierung wird in allen durch dieſes Geſetz 
derjelben zugewiejenen Berechtigungen und Obliegenheiten durch 
dag Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts ver- 
treten ?).” Das Kultusminifterium tft bet Ausübung dieſer Be— 
fugniffe jelbftändig, d. h. an die Genehmigung des Königs, außer 
in gewiſſen Fällen, nicht gebunden. 

Der Kultusminijter gehört übrigens auch Kraft ausprüclicher 
Vorſchrift der DVerfaffungsurfunde in $. 41 zu den Staatsmini- 
jtern, welchen die jelbitändige Ausübung der landesherrlichen 
Kirchengewalt über die evangelijchen Glaubensgenoſſen übertragen 
wird. 

4. Beſchwerden über Mißbrauch der kirchlichen Gewalt können 
auch bis zur der oberſten weltlichen Staatsbehörde gebracht werben 3). 
Diefe oberjte Behörde ijt das Gefammtminiiterium®). Die be— 
jondern nur für die katholiſche Kirche geltenden Bejtimmungen 
des Geſetzes vom 23. Auguſt 1876 werden unten angegeben 
werden. 


1) Verfaſſungsurkunde 8. 41 u. 57. Berordnung v. 7. Nov. 1831, betr. 
die Einrichtung der Minifterialdepartements. 

2) &- u. B.-Bl. 341. 

°) Berfafjungsurfunde $. 58. 

*) Berfaffungsurfunde $. 41, Abſ. 2. v. Weber 1, 52 (1843). 
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II. Die einzelnen Religionsvereine. 
A. Evaugeliſche Kirche. 


S. 74. 
1. Evangeliſch-lutheriſche Kirche, 


Für die Erblande kommen vorzugsweife die folgenden Staats- 
und Kirchengejege in Betracht: 

Verfaſſungsurkunde v. 4. Sept. 1831, $. 41. 56-60. 

Staatsgejeß v. 30. März 1868, betr. die Publikation der Kirchenvor- 
ſtands- und Synodalordnung, jowie die Vertretung der evangel.lutheriſchen 
Kirchengemeinden. (Gejet- ‚und Berordnungsblatt 1, 201—203. Dove, 
Zeitfhr. 9, 454—456.) * 

Kirchenvorſtands- und Synodalordnung v. 30. März 1868, erlaſſen 
von dem in Evangelieis beauftragten Staatsminiſtern. (G.- u. B.-Bl. 204 
bi8 219. Dove, Zeitfhr. 9, 347—359 und 450—454). Bekanntmachung 
dv. 30. Jan. 1871, die Wahlbezirke für die Landesſynode betr. (G.- u. B.-Bl. 
4—8). 

Kirchengeſetz v. 3. Sunt 1871, betr. authentifche Erläuterung des zweiten 
Abſatzes des 8. 38 der Kirchenvorftands- und Synodalordnung v. 30. März 
1868. (&.- u. B.-Bl. 79. Dove, Zeitiehr. 10, 463.) 

Berordnung des Kultusminifteriums v. 27. Juli 1871, betr. die Ber- 
pflihtung der Geiftlihen und Religionslehrer (G.- u. B.Bl. 179. Dove's 
Zeitichr. 10, 464—465). 

Staatsgejeß v. 16. April 1873 zur Publitation des Kicchengefetes 
wegen Errichtung eines evangelifch-Iuiherifchen Landeskonfiftoriums (G.- v. 
V.Bl. 374—376. Dove, Zeitfehr. 12, 98 u. 99). 

Kirchengeſetz v. 15. April 1873, betr. die Errichtung eines evangelifch- 
lutherifchen Landestonfiftoriums. (©.- u. B.:Bl. 376—382. Dove's Zeitfhr- 
12, 99— 104. Das Geſetz ift mit dem 15. Dftober 1874 in Wirkfamteit 
getreten; vgl. Verordnung v. 26. Aug. 1874.) 

Kirchengejet v. 15. April 1873, betr. den won jeder ordentlichen Landes— 
ſynode zu beftellenden ſtändigen Ausſchuß. (G.- u. B.-Bl. 332—383. Dove 
Zeitfehr. 12, 104.) 

Kirchengeſetz v. 15. April 1873, betr. eine Abänderung der Beftimmungen 
in $. 25 der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung über die Bejeßung 
geiftlicher Stellen. (G.- u. B.=Bl. 383—385. Dove, Zeitichr. 12, 105—107.) 

Kirchliche Verordnung v. 15. April 1873 zur Ausführung des Kirchen- 
gejetes v. 15. April 1873 (Ö.- u. B.-Bl. 386). 

Verordnung des Kultusminifteriums v. 26. Aug. 1874, betr. den Ein— 
tritt der veränderten Zuftändigfeit der Behörden für Kirchen-, Schul- und 
Stiftungsfaden (G.- u. B.-Bl. 216—217). 
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Verordnung des evangel.Auther. Landeskonſiſtoriums vom 22. Juni 
1875 (erlaſſen mit Genehmigung der in Evangelicis beauftragten Staats— 
minifter), betr. das Verfahren bei Beſetzung geiftliher Stellen in den Erb- 
landen. G= u. V.Bl. 271—276. 

Verordnung des evangel.zluther. Yandeskonfiftoriums v. 30. Nov. 1575, 
erlaffen mit Genehmigung der in Evangelieis beauftragten Staatsminifter, 
betr. einige Veränderungen in der firchlihen Ordnung (namentlich $. 22 über 
kirchliche Zucht). (G.- u. B.-Bl. 399— 404.) 


Bezüglich des Markgrafthums Ober-Laufiz fommt bejonvers 
in Betracht: 

Hebereinfunft mit den Ständen ber Oberlaufiz v. 17. Nov. 1334, $. 9. 
(Sonder 356— 390). 

Berordnung des Kultusminifteriums v. 28. Mai 1868 (mit Genehmi- 
gung des Königs und Zuftimmung der Provinzialftände erlafjen), betr. Ein- 
führung der Kirchenvorſtands- und’Synodalordnung v. 30. März 1868 in 
der Oberlauſitz. G.- u. B.-Bl. 309310. 

Kirhlihe Berordnung v. 26. Suni 1874, betr. die Einführung Des 
Kirchengeſetzes v. 15. April 1873 (wegen Abänderung bes 8. 25 der Kirchen— 
vorftandg= u. Synodalorbnung v. 1868) in der Oberlaufiß (G.- u. B.=Bl. 
88). Dieje Einführung erfolgte mit Zuftimmung der Provinzialftinde der 
Oberlaufig und mit einigen Einfchränfungen, welche von den in Evangelieis 
beauftragten Staatsminiftern und der Landesſynode zugeftanden find. 

Verordnung des Kultusminifters v. 12. Sept. 1874, betr. die Konſiſto— 
rial-Inſpektionsbefugniſſe über Die evang.=lutherifchen Kirchen der Oberlaufit 
(8. u. V.Bl. 299— 303). 

Berorbnung der Kreishauptmannihaft zu Bauten als Konfiftorial- 
behörde v. 10. Suli 1875, betr. dag DVerfahren bei Bejegung geiftlicher 
Stellen in der Oberlanfit. (©. u. B.-Bl. 279— 285). 

Für das Unterfonfiftorium zu Glauchau jind maßgebend: 

Rezeß v. 4. Mat 1740. 

Rezeß v. 9. Dft. 1835. 

(Beftätigt durch Kirchengefeß v. 15. April 1873, betr. die Errihtung 
eines evangel.luther. Yandeskonfiftoriums $. 8. G.- u. B.-Bl. 381). 


I. Nach ver Volfszählung vom Dezember 1871 umfaßt die 
evangelifch - lutheriihe Kirche des Königreihs etwa 2,490,000 
Seelen, in mehr als 925 Pfarrgemeinden mit 1072 Prediger— 
jtellen. Die Gemeinden der Erblande waren bisher zu 37 Diö— 
zejen over Ephorien verbunden, am deren Spite ein Superintendent 
jteht, während in der Oberlaufig eine ähnliche Drgantjation fehlte. 
Es iſt beabjichtigt, die Ephorien mit der neuen politiichen Bezirks— 
eintheilung in Uebereinitimmung zu bringen. 


— 
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Die Gemeinden der Oberlauſitz mit 123 Predigerſtellen, find 
mit der Kirche der Erblande in allen wichtigeren Beziehungen 
verbunden, Haben aber in anderen noch ihr bejonveres Necht. 
Daſſelbe gilt von den Gemeinden des Konfiftorial-Sprengels 
Glauchau, worin fih 39 geijtliche Stellen befinden Y. 

I. Die Berfaffung der ewangelifch-lutherifchen Kirche beruht, 
abgejehen von der Verfafjungsurfunde und anderen älteren Vor— 
ihriften, hauptjächlich auf den oben angeführten Staatsgefegen vom 
30. März 1863 und 16. April 1373, ſowie den hierdurch ge- 
nehmigten Kirchengejegen. Inwieweit dieſe Kirchengefege in Zu— 
funft ohne Mitwirkung des Landtags geändert werden können, 
oder ein Staatsgejet dazu erforderlich iſt, bleibt unficher, weil die 
zwei Staatsgejege fich nur an zwei Kirchengejege anlehnen, und 
über die Bedeutung ihrer Öenehmigung fich nur unklar ausiprechen. 
Dies gilt namentlich vom Eingang des Staatsgejeges vom 30. März 
1868, alio lautend: „Wir Johann, von Gottes Gnaden König 
von Sachſen, haben die von Unjeren in Evangelicis beauftragten 
Staatsminijtern vorgefchlagene Kirchenvorftands- und Synodal— 
ordnung für die evangeliſch-lutheriſche Kirche des Königreichs 
Sachſen Unjeren getreuen Ständen zur Begutachtung (!) be= 
ztebentlih Genehmigung vorlegen laſſen und ertheilen nunmehr 
derjelben, wie jolhe mit Nüdjicht auf die ſtändiſche Erklärung 
unter heutigem Tage erlaffen wird, Unſere lanvdesherrliche Ge— 
nehmigung ?).” 

Ueber die jubfiviäre Anwendbarkeit des Römiſchen und Ka- 
noniſchen Nechts in evangelifchen Kirchenſachen vgl. Weber, Spit. 
Darit. 1, 19 u. 20. 1843. 

II. Die „in Evangelieis beauftragten Staatsminijter, nämlich 
der Vorſtand des Kultusminiſteriums, welcher jtet8 der evangeli— 
ſchen“ Konfeſſion zugethan jein muß und mindeſtens zwei andere 
Mitglieder des Geſammtminiſteriums evangeliſcher Konfeſſion, ſind 
zuſammen mit der Landesſynode Träger der Kirchengewalt; ſie 
üben die landesherrliche Kirchengewalt (jus episcopale oder jus 
in sacra) über die evangeliſch-lutheriſche Kirche aus, und zwar 
völlig jelbitändig ohne jede Mitwirfung des Königs, 


— 


2) Codex 1864. ©. 538, Anm. 4. 
2) Dove, Zeitſchr. 9, 454. 
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jo lange fich derſelbe nicht zur evangeliſchen Kirche befennt. 
Die Rechte deſſelben befchränfen fich auf die Ernennung der Mi- 
nijter Ü). 

Unter ihnen ſteht das im Jahre 1873 errichtete Landeskon— 
jiftorium zu Dresden, und unter dieſem wieder einige Unterkonſi— 
jtorien. General-Superintendenten gibt es nicht. 

IV. A. 1. Jede Gemeinde hat einen Kirchenvorſtand, be- 
jtehend aus dem Pfarrer als regelmäßigem Vorjigenvden und 4—16 
von der Gemeinde gewählten weltlichen Mitglievern, „Kirchenvor- 
jteher” genannt. Wo mehrere Geiftlihe find, nehmen auch dieſe 
Theil. Der Patron kann den Situngen beimohnen, vegelmäßig, 
ohne Stimmrecht. Cine weitere Gemeinde: Vertretung fehlt; es 
fann aber vom Konfiftorium over den in Evangelicis beauftragten 
Staatsminiftern, wo fie es für angemefjen halten, die Entſcheidung 
einer vollen Gemeindeverfammlung erholt werden. 

Die Befeung der Pfarreien findet in der Weiſe jtatt, daß: 
das Yandesfonfiftorium, beziehungsweife ver Patron dem Kirchen- 
vorjtand 3 Kandidaten vorichlägt, aus welchen der Kirchenvorjtand 
einen wählt. Lehnt dieſer alle Kandivaten ab und es erfolgt nicht 
eine gütliche Verjtändigung, jo geht das Ernennungsrecht auf die 
in Evangelieis beauftragten Staatsminifter, bei Patronatftellen 
auf das Landeskonſiſtorium über. — Die Öeijtlichen an der evan— 
geltichen Hofkicche werben von den in Evangelieis beauftragten 
Staatsminiftern ernannt. 

2. Eigentliche Kreisfpnoden und Kreisipnodal-Borjtände gibt 
es nicht; an der Spite der Ephorien fteht nur der Superintendent, 
iwelcher von den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern auf 
Borjchlag des Yandeskonfiftoriums ernannt wird. In der Ober- 
laufits fehlen die Superintendenten. 


ı) Staat8-Berfaffungsurfunde v. 4. Sept. 1831, 8. 57, Schlußſatz: 
„Insbeſondere wird die Yandesherrliche Kirchengewalt (jus episcopale) über 
die evangelifchen Glaubensgenofien, fo Yange der König einer andern Kon— 
feffton zugethan ift, von der 8. 41 bezeichneten Minifterialbehörbde ferner in 
der zeitherigen Maße ausgeübt.” (Val. auch Staatsgefeß v. 16. April 
1873, 8. 2.) 8. 41: „Auf den Vorſtand des Minifterii des Kultus, welcher 
ftet8 der evangeliichen Konfeffion zugethan fein muß, in Gemeinschaft 
mit wenigftens zwei andern Mitgliedern de8 Sefammtminifterii 
derselben Konfeffion, geht der bisherige Auftrag in Evangelieis über.“ 


0 
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3. Die Landesſynode beſteht aus 73 Mitgliedern, von welchen 
10 durch die in Evangelieis beauftragten Staatsmintjter ernannt, 
61 in 27 Wahlbezirfen von den Geiftlichen und Abgeordneten Der 
Kirhenvorftände gewählt werden. Jeder Bezirk wählt 1 geiſt— 
lichen und 1 weltlichen Abgeordneten und 7 Bezirke außerdem 
noch je 1 weltlichen 4). 

Jede oroentliche Landesſynode wählt vor ihrem Schluß aus 
ihrer Mitte einen aus 3 geiftlichen und 3 weltlichen Mitgliedern 
bejtehenden jtändigen Ausſchuß, mit lediglich berathender Auf— 
gabe 2). 

B. 1. Das Landeskonſiſtorium zu Dresden bejteht aus einen 
rechtsgelehrten Präfidenten, einer gleichen Zahl weltlicher rechts— 
gelehrter und geiftlicher Näthe und dem jevesmaligen evangeliichen 
Dberhofprediger zu Dresden, dem der Vorrang vor allen Näthen 
zufommt. — Wenn gegen Entieheidungen des Landeskonſiſtoriums 
in reinen Verwaltungsjachen oder gegen Disziplinar-Straferfennt- 
niſſe deſſelben Rekurs verfolgt wird, fo wird das Kollegium durch 
eine Anzahl weltlicher und geijtlicher außerordentlicher Beiſitzer 
veritärkt. Ber Abhaltung der Prüfungen der Kandidaten werden 
außerordentliche theologiſche Beiſitzer beigezogen ?). 

2. Alle ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder werben 
von den in Evangelieis beauftragten Staatsminijtern frei ernannt ; 
dem Konfiftorium und dem Synodalausſchuß kommt fein Vor- 
Ichlagsrecht, dem König fein Genehmigungsrecht zu. 

3. Die ordentlichen Mitglieder, jowie die bei der Kanzlei 
angejtellten Beamten haben die Nechte und Pflichten der Staats— 
diener *). „Die Mitglieder des Landeskonſiſtoriums haben Die 
üblihe firhlihe Verpflichtung zu leilten?).“ 

4. In allen wichtigen Angelegenheiten hat das Landeskonſiſto— 
rium Eollegtaliich zu beratben, namentlich auch in Disziplinar- 
jahen gegen Geiſtliche 9). 


1) Befanntmahung v. 30. San. 1871 (6. u. B.-Bl. 4-8). 

2) Kirchengeſetz v. 15. April 1873. 

3) Kirchengefeß v. 15. April 1873, 8. 2. 

9 8.3. — Es findet auf fie das Geſetz v. 7 März 1835, die Berhältnifie 
der Civilſtaatsdiener betr., fowie das Geſetz v. 24. April 1851 Anwendung. 

2158. .0: 

6,86. 
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5. Auf das Yandeskonfiftortum find alle Sejchäfte und Be— 
fugniſſe des evangelifch-lutherifchen Kirchenregiments übergegangen, 
welche bis 1873 dem Kultusmintjter zujtanden. 

Es hat theils ſelbſtändig und definitiv zu verfügen und zu 
entfcheiven, theilsg nur Anträge an die in Evangelicis beauf- 
tragten Miniſter oder an den Kultusminiſter zu jtellen. 

„Beichwerden über das Yandeskonfiftorium fünnen in allen 
reinen DBerwaltungsjachen und in Disziplinarjachen bei den 
in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern angebracht werven 1).* 
Diefelben führen auch die Aufficht über das Landeskonſiſtorium. 

6. In der Oberlaufit werden die Konfiftorial-Gejchäfte von 
dem Königlichen Kreishauptmann ?) und einem geijtlichen „Kirchen- 
rath“ oder „Konſiſtorialrath“, welchen die in Evangelicis beauf- 
tragten Staatsminijter „ernennen, bejorgt. Diefelben behandeln 
alle wichtigen Sachen Eollegialifch. Die Vollziehung der Erlaſſe 
erfolgt unter Bezeichnung. der Kreishauptmannſchaft „als Konſi— 
jtortalbehörde”. Die vorgeſetzten Behörden find das Yandeskon- 
jijtortum zu Dresden und die in Evangelicis beauftragten 
Staatsminiſter ?). 

In ähnlicher Unterordnung verwaltet ein Unterkonſiſtorium 
zu Olauchau die Firchlichen Angelegenheiten in ven Schönburgijchen 
Rezeßherrſchaften. 

V. Die Errichtung neuer Kirchenbezirke, die Veränderung der 
beſtehenden, die Errichtung neuer geiſtlicher Stellen, die Einziehung 
ſchon beſtehender, die Verminderung oder Einziehung ihrer Dota— 
tion und ihres Einkommens erfordert Begutachtung des Landes— 
fonfijtoriums und unter gewiſſen Vorausſetzungen Genehmigung 
der in Evangelicis beauftragten Staatsminijter ). Es ift aber 
auch wohl noch wie früher Genehmigung des Kultusminijters als 
jtaatlicher Auffichtsbehörde erforderlich ). Bei Veränderungen der 
Grenzen des Parochialbezirks iſt der Kirchenvorftand, Damit er 
Die Intereſſen der betheiligten Gemeinden wahren fünne, zu 

user 

2) Das ganze Königreich ift in 4 Kreishauptmannfchaften getheilt. 

3) Kirchengefeß v. 15. April 1873, 8. 8. Verordnung des Kultus- 
minifterium® v. 12. Sept. 1874. 

*) Kirchengeſetz v. 15. April 1873, 8. 5, Nr. 19 und 8.7 c. 

°) Berfügung dv. 20. Juni 1835, Lit. e. g. i. (Coder S. 431, Anm.). 
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hören . Bon der Nothwendigkeit einer Zuſtimmung iſt nirgends 
die Rede 2). 

VI. 1. Sirchengefege werden von den in Evangelieis beauf- 
tragten Staatsminiftern nach Begutachtung durch das Yandesfon- 
ſiſtorium ?) und Zuftimmung der Synode erlaffen *), und im jtaat- 
lichen Geſetz- und Verordnungsblatt verfündigt. 

Der Eirchengefeglichen Regelung unterliegen: 

a) Beitimmungen, welche die Kirchenverfafjung betreffen, over 

b) die Abänderung allgemeiner kirchlicher Einrichtungen be- 
zweden, over 

ce) den Kultus angehen. 

2. Kirchliche Verordnungen erlaffen die in Evangelicis be- 
auftragten Staatsminijter ſelbſtändig, werden jedoch alle wichtigeren, 
das Intereſſe der Landeskirche berührenden Fragen der Synode 
„zur Erklärung“ vorlegen. — Namentlich bejchliegen fie über Auf- 
hebung over Verlegung von Feſttagen, jo wie über die Anordnung 
außerordentlicher Buß- oder Feittage in allen evangelifchen Kirchen, 
über Veränderung von Stiftungen, Anordnung allgemeiner Kol- 
leften 5). 

3. Auf Vortrag des Landeskonſiſtoriums Fünnen fie auch Ab- 
weichungen von Kirchengeſetzen gejtatten 6). 

4. Lofalftatuten find in mehreren Beziehungen zuläffig. In— 
joweit allgemeine Kirchengejege oder Verordnungen Etwas von der 
Zuftimmung der einzelnen Gemeinden abhängig machen oder ben- 
jelben die Wahl frei lafjen, iſt der Kirchenvorjtand zu befragen 
und hat fich für die Gemeinde zu erflären, 3. B. bei Einführung 
eines neuen im Yande genehmigten Gejangbuches, Katechismus und 
dergleichen ”). 


y R-B.- u. ©.-D. v. 30. März 1868, $. 24. 

2) Weber, Sächſ. 8.-R. 2, 497 u. 498, Anm. 5 (1845) hält wenigfteng 
Scadloshaltung für rechtlich geboten. 

3) Kirchengefeß v. 15. April 1873, 8. 5—7. 

1) 8=B.- u. ©.-D. v. 30. März 1868, $. 40. 

5) Kirchengefeß v. 15. April 1873, 8. 7, Ziffer b. d—g. 

6) 8. 7, Ziffer c. 

) 8.-B.- u. S.-D. v. 30. März 1363, $. 24. 
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SEID: 
2. Neformirte Gemeinden, 


Die Neformirten zählen im Ganzen etwa 5000 Ceelen, 
welche zu zwei Kirchengemeinden in Dresden und Yeipzig verbunden 
find, und zufammen 4 Prediger haben. Die Berfafjung der Ge— 
meinden und ihre Unterorbnung unter das Kultusminiftertum 
richtet fih nach folgenden Vorjchriften: 

Mandat v. 18. März 1811 betr. die Gleichftellung der reformirten Re— 
Yigionsverwandten (Coder 1864. 220); unterm 9. April 1811 auch im der 
Oberlauſitz verkündigt. 

Regulativ v. 7. Auguſt 1818 über die kirchlichen Rechtsverhältniſſe der 
evangeliſch-reformirten Glaubensgenoſſen (G.-S. 57. Coder 1864. 248 bis 
251); in der Oberlauſitz verkündigt durch Verordnung v. 22. Aug. 1821 
(8.-©. 92). : 

Gefeß v. 1. Dez. 1837, betr., die Errichtung einer Prediger - Wittwen- 
und Waifenfaffe 8. 3 (©.- u. V.⸗Bl. 185. Coder 1864. ©. 538, Anm. 4). 

Berordnung des Kultusminiftertums v. 11. Oft. 1841, betr. die Eides— 
formel für die Verpflichtung der reformirten Seiftlichen (Coder 1864. ©. 249. 
Anm. 8). 

Dekret des Kultus-Miniſteriums (mit Königl.) Genehmigung exlafjen) v. 
29. März 1870, betr.ädie Verfafjung der evang.sreformirten Gemeinden im 
Königreich Sachſen. (Dove's Zeitihr. 9, 456—460.) 

Dekret des Kultus-Minifteriums v. 6. Juni 1876, mit Königl. Geneh- 
migung erlaffen (&.- u. B.:Bl. 267); ändert ben 8. 3 a. des DefretS vom 
29. März 1870. 


B. Katholiſche Kirche. 
S. 76. 


Königliches Mandat v. 19. Febr. 1827, betr. die Ausübung der katho— 
liſch-geiſtlichen Gerichtsbarkeit in den Sächfifhen Kreisfanden (alfo mit Aus— 
nahme der Oberlaufig!) und die Grundſätze der Regulivung der gegenfeitigen 
Berhältniffe der katholiſchen und evangelifchen Glaubensgenofjen. (Coder 
1865. ©. 281—287). 

Berorbnung ‚des Kultusminifters v. 14. Sept. 1874, betr. bie, Competenz= 
verhältnifie in Bezug auf die Fatholifchen Kirchen und Stiftungen in der 
Dberlaufig (G.- u. V.Bl. 303—305). 

Geſetz vom 23. Aug. 1876, betr. die Ausübung des ftaatlichen Oberauf- 
fihtsrecht8 über die katholiſche Kirche im Königreih Sachſen betr. (G.- u. 
D.-Bl. 335—341). In 8. 37 beftimmt daſſelbe: „Wegen Anwendung diefes 
Gefezes auf Die Oberlaufis, infoweit dabei deren verfaffungsmäßige Verhält— 
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niſſe in Frage kommen, wird nach Einvernehmen und ſoweit nöthig, er— 
langtem Einverſtändniſſe der Oberlauſitzer Provinzialſtände beſondere Beſtim— 
mung ergehen.“ 


Weber 1, 40—60 (1843). Vgl. oben ©. 358. 

D. Mejer, Propaganda 2, 327—333 u. 505—506. 1853 (wo aud 
geſchichtliche Nachrichten). 

Neher, firhlihe Geographie u. Statiftif 2, 377. 


1. Die fatholiiche Kirche zählte im Jahre 1371 53,642 Seelen, 
in 27 Pfarreien . Sie beſteht aus zwei felbjtändigen Kirchen- 
bezirken: dem Bezirk des apojtolifchen Vikars für die Jächjifchen 
Erblande (der vier Kreife) und dem Bezirk des Defans des Dom: 
jtifts zu Budiſſin (Bauten), welche beiven Würden freilich feit 
langer Zeit in Einer Perſon vereinigt zu jein pflegen. 

Der apoftoliiche Vikar führt die firchliche Verwaltung in den 
Erblanden unter Mitwirkung des ihn untergeoroneten „fatholiichen 
Konfiftortums” zu Dresden, welches aus einem geijtlichen Präfes, 
2 geiftlihen und 2 weltlichen vechtsgelehrten Konfiftorialräthen bes - 
jteht ). Ein „Bilariatsgericht“, bejtehend aus dem apoftolifchen 
Vikar als Vorſitzenden, 2 getitlichen Vikariatsräthen und 3 welt- 
lichen Räthen, nämlich 1 aus der Yandesregierung und 2 aus dem 
Dberappellationsgericht, bildet die oberſte richterlihe Inſtanz 3). 
Die Räthe des BVikariatsgerichts, mit Ausnahme der aus dem 
Dberappellationsgericht zu Deputirenden, desgleichen die Mitglieder 
des Fatholifch - geiitlihen Konfiftortums werden auf VBorjchlag des 
apojtoliihen Vikars und auf Vortrag der Staatsregierung vom 
Könige beftätigt. Alle müſſen den Berfafjungseid leiſten 9. 

In der Oberlaufit ift die oberjte Kirchenbehörde das „Doms 
jtiftliche Konſiſtorium“ zu Budiſſin, bejtehend aus dem Dechanten 
des Domitifts St. Petri als Präſes, 3 geiftlichen Mitgliedern 
und 1 Syndikus 5). Diejes Domitift überdauerte die Neformation, 


1) Coder 1865, ©. 695— 702. Neher, kirchl. Geogr. u. Stat. 1865. 
2,378. 

2) Mandat v. 19. Febr. 1827, 8. 1. 4. 7. 

3) Mandat v. 19. Febr. 1327, $. 14. 

9 Geſetz v. 23. Aug. 1876, $. 17. 

5) Coder 1865, ©. 282, Anm. 

Thudichum, Kirchenrecht. 24 
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hat aber einen proteftantifchen Propſt und theilt auch ven Gebrauch 
der Domkirche mit den Protejtanten ?). 

In der Oberlauſitz dauern auch von Alters her zwei Klöfter 
fort. 

Die katholiſchen Bewohner der Oberlaufiß find theilweiſe 
Wendiſcher Nationalität und e8 dürfen daher auch Theologen, 
welche auf dem Wendifchen Seminar zu Prag gebildet worden 
find, zu einem geiftlichen Amt berufen werben 2). 

2. Die päpftlichen Konftitutionen von 1870 über die Unfehl- 
barfeit des Papjtes dürfen im Königreich weder in Kirche noch 
Schule gelehrt und zur Geltung gebracht werden. Im Februar 
1873 richtete in der zweiten Kammer der Abgeordnete Ludwig 
folgende Interpellation an die Regierung: 1. Hat die Regierung 
ihre Genehmigung zur amtlichen und formellen Promulgation des 
Unfehlbarfeitspogma’s verweigert? 2. Was gedenft. die 
Regierung zu thun, um die dem Kultusminiſterium unterjtehenden 
fatholiihen Schulen vor dem Einflujje infaltibiliftiicher Priefter, 
denen die Beauffichtigung und der Neligionsunterricht in jolchen 
Schulen zugewiejen it, zu ſchützen? 3 Wie gedenkt die Negie- 
rung diejenigen fatholifchen Eltern zu unterjtüßen, welche ihre 
Kinder in katholiſche Schulen ſchicken müſſen und wollen, fie aber 
doch vor der Unfehlbarfeitsiehre bewahrt wiljen wollen? Am 
26. Februar ertheilte der Kultusminijter v. Gerber darauf fol- 
gende Auskunft: 1. Die Negierung hat e8 jeiner Zeit abgelehnt, 
auf die Ertheilung des Königlichen Plazet bezüglich der amtlichen 
Promulgation des Unfehlbarfeitspogma’s anzutragen, und in Folge 
deſſen iſt dieſe Publikation unterblieben. 2. Die Regierung 
würde nicht dulden, daß bei Beauffichtigung und Ertheilung des 
Keligionsunterrihts in den Fatholifchen Schulen ein aus jener 
Glaubenslehre abgeleiteter, dem öffentlichen Rechte unjeres Landes 
widerjtrebender Einfluß ausgeübt werde. 3. Bei der großen Ver- 
jchiedenheit der Umſtände läßt fich ein allgemeines Prinzip nicht 
aufitellen, jedoch wird die Negierung vorkommenden Yalles alle 
zuläffigen Meittel anwenden, um die Gewifjensfreiheit der Eltern 
ficher zu jtellen. 

A Neherr2,.378. 

2) Öefe v. 23. Aug. 1876, $. 21. 
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Wenige Tage nachher, am 10. März 1873, kam der apoſto— 
liſche Vikar, Biſchof Forwerk, bei der Regierung um förmliche 
Ertheilung des Plazet für die Publikation der Vatikaniſchen Kon— 
ſtitutionen ein, erhielt aber einen abſchlägigen Beſcheid, wovon zu— 
nächſt öffentlich Nichts bekannt wurde. Einige Zeit nachher brachte 
das „Katholiſche Kirchenblatt“, eine Zeitung, welche der apoſto— 
liſche Vikar zwar nicht ſelbſt herausgab, aber in umfaſſender Weiſe 
zur Mittheilung amtlicher Erlaſſe an Klerus und Gemeinden be— 
nutzte, Ausführungen, daß das Unfehlbarkeitsdogma im Königreich 
„hirtenamtlich“ verkündigt ſei, indem nämlich der apoſtoliſche Vikar 
einen Hirtenbrief der zu Fulda verſammelten Biſchöfe, worin das 
Unfehlbarkeitsdogma als verbindlich bezeichnet werde, von allen 
katholiſchen Kanzeln Sachſens habe verleſen laſſen. Dies gab zu 
einer neuen Interpellation in der zweiten Kammer Anlaß, auf 
welche der Kultusminiſter am 5. November 1873 mittheilte, daß 
das Plazet ausdrücklich verweigert worden ſei, und daß die Regie— 
rung in der Verkündigung des Fuldaer Hirtenbriefs keine amtliche 
Publikation erblicken könne, da der Hirtenbrief den Wortlaut der 
Konſtitutionen nicht mit enthalte und ferner von einer Verſamm— 
lung herrühre, die in Sachſen mit keiner amtlichen Autorität be— 
kleidet ſei. Allein die zweite Kammer glaubte ſich damit nicht zu— 
frieden geben zu dürfen, namentlich ſeitdem bekannt wurde, daß 
der frühere Kultusminiſter v. Falkenſtein die Genehmigung zur 
Verleſung jenes Fuldaer Hirtenbriefs ertheilt hatte. Am 5. De— 
zember 1873 beſchloß die zweite Kammer des Landtags mit 70 
gegen 3 Stimmen an die Staatsregierung das Erſuchen zu richten, 
„in geeigneter Weiſe alsbald öffentlich zu beurkunden, daß eine 
Verkündigung des Unfehlbarkeitsdogmas durch die Verleſung des 
Hirtenbriefes von den Kanzeln nicht ſtattgefunden habe und nicht 
habe ſtattfinden können.“ Die erſte Kammer lehnte am 9. Februar 
1874 den Beitritt zu dieſem Beſchluß ab, nachdem der apoſtoliſche 
Vikar, Biſchof Forwerk, welcher zu den Mitgliedern der Kammer 
gehört, in der Sitzung erklärt hatte, daß das Unfehlbarkeitsdogma 
„weder amtlich noch hirtenamtlich in Sachſen verkündigt worden 
ſei“, — daß es einer ſolchen Verkündigung zu ſeiner Gültigkeit 
auch für Sachſen gar nicht bedürfe (!!!), eine Erklärung, gegen 
welche der Kultusminifter von Gerber, nicht aber die Kammer, 


Verwahrung einlegte. 
24* 
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3. Kirchliche Streitigkeiten in allen äußern Angelegenheiten 
der fatholifchen Kirche find von den deshalb im Lande beitehenden 
Behörden und nach den Yandesgejegen, joweit diefe darauf An- 
wendung finden, zur Erledigung zu bringen, und dürfen unter 
feinerlet Vorwande, auch nicht im Injtanzenzuge, außerhalb des 
Landes und vor auswärtigen Nichtern verhandelt werben !). 

Zur Vollſtreckung von Disziplinarerfenntniffen ausländijcher 
Kirchenobern Dürfen die Staatsbehörvden nicht mitwirken 2). 

4. Schon das Königlihe Mandat vom 19. Februar 1827, 
8. 3, forderte für alle firchlichen Erlaſſe Königliches Plazet?). 
Das Geſetz vom 23. Auguft 1876 giebt hierüber folgende neue 
Beitimmungen: 8. 1: Verordnungen der Fatholifchzgeiftlichen Be— 
hörden dürfen nichts enthalten, was den Gejeten des Staates 
oder den auf Grund derjelben von den zujtändigen Behörden er— 
laffenen Anordnungen widerjpridht. $. 2: Verordnungen allge 
meinen Inhalts, welche ausjchlieglich und allein dem Gebiete der 
inneren Firchlichen Angelegenheiten angehören, find vor der Ver- 
fündigung ‚der Staatsregierung (dem SKultusminijterium) vorzu— 
legen. — Als Verordnungen allgemeinen Inhalts im Sinne dieſes 
Geſetzes find diejenigen anzufehen, welche die Geiftlichfeit oder die 
Diözefanen im Bezirke der veroronenden Behörde insgefammt an— 
gehen. $. 3: Verordnungen allgemeinen Inhalts, welche ganz 
oder theilweife, jet es auch num mittelbar, im jtaatliche oder bürger- 
liche Verhältniſſe eingreifen, bedürfen zu ihrer Verkündung Der 
landesherrlichen Genehmigung und find daher dem Könige vorzu- 
legen. — Die Borlegung erfolgt durch) das Miniſterium des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts, welches in der hierauf zu er— 
laffenden Verfügung ausprüdlich zu bemerken hat, daß das Plazet 
ertheilt worden jet. — Die Genehmigung wird ertheilt werden, 
wenn fie vom jtaatlichen Gefichtspunfte unbedenklich iſt. — Die 
Genehmigung ift in der Verordnung zu befunden. — Die Geneh- 
migung gilt fo lange, als ſie nicht durch neue Anordnungen außer 
Kraft gejeßt wird. — Verordnungen im Sinne des Abſatz 1, 
welche ohne Yandesherrliche Genehmigung verkündet oder angewendet 


1) Gele v. 23. Aug. 1876,-$. 16. 
SPAR 
3) Coder 1864. ©. 281. 
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werden, jind rechtlich unwirkſam. $. 4: Erlaffe des römiſchen 
Stuhls jeder Art dürfen im Königreiche nur von den inländischen 
fatholifch-geiftlihen Behörden und nur nah Maßgabe der Beftim- 
mungen in SS. 1, 2 und 3 verkündet und angewendet werden. 
8. 5: Ueber Zweifel bei Anwendung der SS. 1—4 entjcheidet die 
Staatsregierung (d. h. laut 8. 35 das Kultusminiftertum). 

Der 8. 29 jest hinzu: „Neue getjtliche Einrichtungen jeder 
Art, welche in irgend einer Hinficht die ftaatlichen oder bürger- 
lichen Verhältniſſe berühren, dürfen nur mit Genehmigung der 
Staatsregierung ausgeführt werden. — Die Genehmigung darf 
nur aus ftaatlihen Gründen verjagt werden.” 

Die Errichtung neuer Gemeinden und geiftlicher Aemter 
fonnte ſchon nach früherem Recht nur mit Genehmigung des 
Kultusminijteriums erfolgen ?). 

5. In Ergänzung des Art. 58 der Verfaffungsurfunde 
(vgl. oben ©. 360) bejtimmt das Geſetz v. 23. Auguft 1876, 
8. 9: „Segen Verlegung eines Staatsgejetes durch Mißbrauch 
der Ffirchlichen Straf- und ZJuchtgewalt hat die Staatsregierung 
von Amtswegen vorzufchreiten. — Auch im Falle erhobener Be— 
ſchwerden hat fich die Staatsregierung auf Prüfung und Entjchet- 
dung vom Standpunkte des Staatsgefeges zu beſchränken. — Die 
Staatsregierung darf proviſoriſche Verfügungen treffen, wenn der 
Mißbrauch der firchlichen Straf und Zuchtgewalt ein Civil» oder 
Strafverfahren begründet.“ 

6. In der Oberlaufit bejtehen von Alters her zwei Frauen— 
Elöfter des Cijterzienjer-Ordens, St. Marienjtern und St. Marien- 
thal. Die VBerfafjungsurfunde vom 4. September 1831, 8. 56, 
verfügt: „ES Dürfen weder neue Klöfter errichtet, noch Jeſuiten 
oder irgend ein anderer geiftlicher Orden jemals im Lande aufge 
nommen werden.” — Das Gejeß vom 23. Augujt 1876 vervoll- 
jtändigt dieſes Verbot, lockert e8 aber zugleich durch folgende Vor— 
ichriften: 8. 30: Mitglieder von Orden oder ordensähnlichen Kon- 
gregationen dürfen auch als Einzelne ihre Ordensthätigkeit inner- 
halb des Königreichs nicht ausüben. — Nur veihsangehörige 
Mitglieder folcher Frauen-Kongregationen, welche innerhalb des 
dentjchen Reiches ihre Nieverlaffung haben und fich ausſchließlich 


2) v. Weber 1, 17 (1843). 
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der Rranfen- und Kinderpflege widmen, dürfen auch ferner als 
Einzelne mit Genehmigung und unter Auffiht der Staatsregie- 
rung ihre Ordensthätigfeit im Lande ausüben. Die Genehmigung 
iſt jederzeit wiverruflih. 8. 31: Geiſtliche Brüderſchaften, welche 
mit Orden oder orvensähnlichen Kongregationen in Verbindung 
jteben, dürfen nicht errichtet werden. 

7. Um die Befolgung des Geſetzes vom 23. Auguft 1576 
über die Ausübung des ftaatlichen DberauffichtsrechtS über Die 
katholische Kirche zu fichern, tft die Staatsregierung ermächtigt, 
wegen Handlungen oder Unterlaffungen, welche diefem Geſetz zu— 
wider find, oder den auf Grund defjelben von den zuftändigen 
Behörden erlaffenen Anoronungen entgegenlaufen, Gelvftrafen als 
Ordnungsſtrafen zu verhängen. Die Höhe derjelben kann und ſoll 
zen Vermögensverhältniffen der ungehorfamen Kirchenoberen oder 
Geiſtlichen angemeffen fein. — Außerdem kann die Staatsregierung 
andere gejeglich zuläffige Zwangsmittel in Anwendung bringen 9. 


C. Deutſch-Katholiſche Kirche. 


— 


Durch das Staatsgeſetz vom 2. November 1848?) wurden 


die Deutich = Katholifchen Glaubensgenoffen, welche fih zu den 


Glaubensſätzen der auf Oftern 1845 zu Leipzig gehaltenen Kirchen- 
verfammlung befennen, als chriftliche Kicchengefellichaft aufgenom- 
men, und ihren Kirchengemeinden „Eorporative Nechte” beigelegt. 
Ihre Rechtsverhältniſſe find im Allgemeinen durch das Geſetz vom 
2. November 1848 bejtimmt, im Webrigen die Einrichtung der 
Gemeinde- und Kirchenbehörden den Beichlüffen einer Kirchenver- 
jammlung vorbehalten, welche der Königlichen Genehmigung zu 
unterbreiten find. Alle allgemeinen Anordnungen der fo geichaf- 
fenen Behörde unterliegen dem Königlichen Plazet, welches zu jeder 
Zeit zurüdgenommen werben kann ()). 

Das von der Kirchenverfammlung am 8. Auguft 1858 be- 


2) Sejeß dv. 23. Aug. 1876, 8. 34, 
2) ©.- u. B.=Bl. 204. Cover 681—685. Die Glaubensartifel v. 1845 
find dem Geſetz beigefügt. 


a 


Sachſen. Gründung neuer Neligionsvereine. 3b 


ſchloſſene Statut wurde unterm 19. Februar 1859 vom König 
bejtätigt !). 

Im Jahre 1865 zählte die Kirchengefellichaft 1722 Seelen 
in 4 Pfarrgemeinden, unter einem Königlichen „Landesfirchenvor- 
jtand” zu Dresden 


Il. Berleihung von Korporationsredten an neue 
NReligionsvereine und Zulaſſung von Vereinen ohne 
Korporationsrecte. 


8. 78. 


Die Ertheilung von Korporationsrechten an Neligionsvereine 
erfordert ein Geſetz (vgl. oben ©. 359). 

Bereine ohne Korporationsrechte fünnen fich nach dem Gejet 
vom 20. Juni 1870%) unter folgenden Vorausfeßungen und mit 
folgenden Nechten bilden: 8. 21: „Wollen Vereine oder Genofjen= 
ichaften einen bejonderen religiöfen Kultus üben, fo bedürfen fie 
hierzu der ftantlichen Genehmigung, welche durch die Beftätigung 
ihrer Statuten Seiten des Miniftertums des Kultus und öffent- 
lichen Unterrichts ertheilt wird.” 

„Die Genehmigung wird ertheilt, wenn die in den Sta- 
tuten fejtzuftellenden Neligionsgrundjäge und Normen für die Re— 
ligionsübung mit der Ehrfurcht gegen Gott, dem Gehorfam gegen 
die Gejege und der allgemeinen Sittlichfeit vereinbar find und 
nicht in der geringen Zahl der Theilnehmer oder in deren Perſön— 
Yichfeiten Grund zu Zweifeln über den zwedentiprechenden Fortbe— 
ftand liegt.“ 

„Dur die Beftätigung derjelben erlangt die Religionsgejell- 
Ichaft das Necht, unter Dberaufficht des Staates gottesdienftliche 
Zufammenfünfte in dazu bejtimmten Räumlichkeiten zu verantalten 
und fowohl bier als in Privatwohnungen der Mitglieder die ihren 
Keligionsgrundfäßen entjprechenden Gebräuche auszuüben, auch 
eigene Prediger und Religionslehrer anzunehmen.“ 

) Abgedrudt im Coder ©. 685—690. 

2) Dove, Zeitſchr. 9, 465. 
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Vierte Kapitel. 
Königreich Württemberg. 


I. Allgemeine ftaatsgejeglihe Bejtimmungen. 
Se 


Berfafiungsurfunde v. 25. Sept. 1819, Art. 47, Abſ. 2; 565.595 60; 
70; 84; 133. 

Geſetz v. 29. Sept. 1836, betr. die Volksſchulen Art. 72. 76. 78 (NReg.- 
Bl. 526.) 


Reyſcher, U. L. Sammlung der Württembergifchen Gefete, Bd. 8. 
9. 10 u. 15 (1834— 1836 u. 1847), bearbeitet von Eijenlohr, Yang und 
Maper. 

Mohl, R. v., Staatsrecht des Königreihg Württemberg 2, 34—35 u. 
438. 518. 1840. 

Stängel, E., die firhenftaatsrechtlichen Verhältniſſe der fathol. und 
proteft. OrtSgemeinden. 1863. 

Stalin, Paul F., das Rechtsverhältniß der religiöfen Gemeinschaften 
und der fremden Neligionsverwandten in Württemberg nad feiner gefchicht- 
lichen Entwidelung (in den Württembergifhen Jahrbüchern für Statiftik u. 
Landesfunde. Jahrgang 1868, erichienen 1870. S. 151—312 mit Inhalts= 
überfiht auf ©. 312. Ein Auszug deſſelben fteht in Dove's Zeitfchr. 11, 
420—459). 

Sarwey, zur Frage über die Vertretung der Kirchengemeinden (im 
Württembergifhen Archiv von v. Kübel u. Sarwey 14, 412—435. 1871‘. 

Bericht der ftaatsrehtlihen Kommifjion der Kammer der Abgeordneten 
dv. 3. Juni 1874, u. zwar Bericht der Minorität, erftattet vom Abg. Hölder: 
I. Beilagenband, 4. Abth. S. 2281—2315; Bericht der Majorität, erftattet 
vom Abg. v. Gemmingen. ©. 2315—2323. 

Berhandlungen der Kammer der Abgeoroneten v. 11—12. Juni 1874, 
Protokolle Bd. 10, S. 5685—5737. 


1. Die Verfaffungsurfunde vom 25. September 1819, $. 70, 
bejtimmt: „ever der drei im Königreich bejtehenden chrijtlichen 
Konfejjionen wird freie öffentliche Neligionsübung und der volle 
Genuß ihrer Kirchen-, Schul- und Armenfonds zugefichert“ ; ſo— 
dann in 8. 71: „Die Anordnungen in Betreff der inneren firch- 
lichen Angelegenheiten bleiben der verfaffungsmäßigen Autonomie 
einer jeden Kirche überlaffen.“ 
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a) Unter dem Ausdrud „Kirche“ verjteht die Verfaſſungs— 
urfunde die evangelifch-lutherifche, veformirte und katholiſche Kirche, 
wie fie jeit 1803 durch Staatsgefege neu gejchaffen worden waren 
und mit derjenigen Organiſation, die in ihren Grundzügen durch) 
die Verfaſſungsurkunde jelbjt (in den Artikeln 72—83) und dur) 
die hiermit nicht in Widerfpruch ſtehenden damals geltenden, durch 
die Berfafjungsurfunde nirgends aufgehobenen Staatsgefete, vor- 
gefehrieben war. — Wer die inneren Angelegenheiten in der fatho- 
lichen Kirche zu „leiten“ habe, iſt in Art. 73 mit ausdrüdlichen 
Worten angegeben, nämlich Bijchof und Domkapitel als die zu— 
ſtändigen Behörden bezeichnet, jedoch unter der in Artikel 72 für 
alle Kirchen vorbehaltenen SKontrole (Blazet) des Königs. Für 
die evangelifchelutheriche ijt e8 laut Artifel 75 und 76 der evan— 
geliiche König mit Konfiftortum und Synodus, nach näherer Maß— 
gabe der im Jahre 1819 in Geltung ftehenden Geſetze. Die 
Trage, ob und in welchem Umfang die ewangelifchen Gemeinden 
oder ver evangeliiche Pfarrklerus bei Anordnungen in inneren 
Kirchenangelegenheiten mitzuwirken hätten, war ebenfalls nach den 
damals in Geltung jtehenden Gefegen zu beurtheilen. Ein neues 
Recht jollte ver Artikel 71 den Gemeinden und der Pfarrgeijtlich- 
feit nicht beilegen; und es iſt vollfommen ohne Grund, wenn 
Sahrzehnde nachher die Behauptung aufgejtellt werden wollte, die 
in Artikel 71 der evangelifchen Kirche gewährleijtete „Autonomie“ 
jet umerfüllt, jolange die Gemeinden und Pfarrer nicht in einer 
Synode eine Vertretung hätten, und der Artikel 71 jichere aljo 
ſtillſchweigend eine folche Synode zu‘). 

b) Was unter inneren Slirchenangelegenheiten zu verjtehen 
jet, gibt die Verfafjungsurkunde nirgends näher an, außer daß jie 
in Artikel 24 und 27 Gewifjensfreiheit gewährleiftet. Einen 
wichtigen Winf enthält aber der Artikel 79, welcher die vom 
König durch den fatholiichen Kirchenrath auszuübenden Rechte über 
die katholiſche Kirche als „in der Staatsgewalt begriffene” Nechte 
bezeichnet, und folglich nicht zu den innern Kirchenangelegenheiten 
vechnet. Die Amtsbefugniffe des fatholifchen Kirchenrathes waren 
aber im Jahre 1819 die ausgevehnteften, und blieben e8 mehr als 
40 Jahre hindurch bis zum Konfordat und zur neuen Regelung 


) von Gemmingen, Beriht 2315. 2317. Verhandl. 10, 5655. 
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im Jahre 1862. Alles, was Regierung und Yandtag bei der 
fatholifchen Kirche nicht als innere Kirchenangelegenheit anfahen, 
haben fie fonfequenterweife auch bei den andern Kirchen nicht als 
innere Angelegenheit anjehen können. 

Die Berfaffungsurfunde ruht, wie alle Verfaffungen jener 
Zeit, auf dem Grundgedanken, daß Staat und Kirche innig mit 
einander veriwachjen ſeien. Nur den drei chriftlichen Glaubens— 
befenntniffen gewährte fie den vollen Genuß der ftaatsbürgerlichen 
Kechte (Art. 27 und 135), beſtimmte, daß der König fich zu einer der 
chriftlichen Kirchen befeten müſſe (Art. 5), ficherte ver enangeliichen 
und fatholifchen Kirche eine befondere Vertretung in der Kammer 
der Abgeordneten zu (Art. 133), und jtellte Die Geiftlichen der 
drei Kirchen in Bezug auf Dienjtentlaffung den Staatsdienern 
gleich, jo daß fie nur auf Antrag des vorgeſetzten Kolfegiums (Des 
evangeliichen Konfijtortums, bez. des katholiſchen Kirchenrathes) 
und des Geheimenrathes vom König follen entlaffen werden fünnen 
(Art. 47 u. 80). Den Kirchen waren außerdem wichtige Befugniffe in 
Beziehung auf Schulweien, Armenpflege, Führung der Civiljtands- 
tegifter, Mitwirkung bei der ChegerichtSbarfeit u. vergl. eingeräumt, 
wodurch jede Aenderung der Firchlichen Verfaſſung ſofort die ftaat- 
liche Ordnung in Mütleivenihaft zog, ganz abgejehen von der Rück— 
wirkung auf die Yeijtungspflichten von Staat und Gemeinden zu firch- 
lichen Zwecken. Dieje Thatjachen lehren, daß es den Anfchauungen 
der Gründer der Staatsverfaflung ferne liegen mußte, die Nege- 
lung der Kirchenverfaſſung als eine „innere“ SKirchenangelegenheit 
zu betrachten; dies geſchah im Jahr 1819 überhaupt in Deutfch- 
land nirgends!) und iſt hinfichtlich der ewangelijchen Kirche auch 
ſchon früher gänzlich unüblich geweſen. Erſt jeit 1840 und 
namentlich ſeit 1848 hat die entgegengejegte Theorie allmählich 
Boden gewonnen und ift namentlich von katholiſcher Seite mit 
Erfolg verfochten worden. 

Hiernach bleibt als Kejultat unferer Unterjuhung, daß im 
Sinne der BVerfafjungsurfunde unter „inneren“ Kirchenangelegen- 
heiten die Anordnungen über Lehre und Gottesdienſt— 
ordnung und die Handhabung diefer Anordnungen zu verjtehen 
jind %), und daß diefe Anordnungen — haben von den 


1) Ueber Baiern vgl. oben S. 311 u. 322— 324. 
2) Dal. Hölder, Beriht ©. 2308— 2311. 
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Behörden und in den Formen, welche die Verfafjungsurfunde und 
die verfaljungsmäßigen Geſetze hierzu berufen. 

Wenn man die Ausdrüde „verfaffungsmäßige Autonomie 
jeder Kirche” dahin ausgelegt hat, daß unter „verfaſſungsmäßig“ 
die „Kirchenverfaffung“ verjtanden jei und nicht die Staatsverfaf- 
jung, jo it dabet .überjehen, daß dieſe Kirchenwerfaffung in allen 
wejentlichen Punkten „ſtaatsverfaſſungsmäßig“ feititeht, ein folcher 
Gegenſatz alfo geradezu unmöglich ift. 

Hiermit jtimmt denn eine vierzigjührige Praxis nicht bloß 
der Regierung, jondern auch des Yandtags überein. Das Staats- 
gejeg vom 28. Juni 1821 über die Verhältnijje der Civilſtaats— 
diener, $. 1, erklärte die Regelung der Nechtsverhältnifje der 
evangeliichen und Fatholifchen Getjtlichen in Bezug auf Penfiont- 
rung und Ordnungsſtrafen für einen Gegenſtand landesherrlicher 
Verordnung, das Verwaltungsedikt vom 1. März 1822 regelte 
die Zuſammenſetzung und die Rechte der Stiftungsräthe, Kirchen- 
fonvente, gemeinschaftlichen Oberämter, das Geſetz vom 25. April 
1823 gab den Israeliten eine vollitändige Kirchenverfaffung, der 
Autonomie derjelben nur das Gebiet des Glaubens überlaſſend; 
landesherrliche Verordnungen von 1828, 1330 u. ſ. w. ftellten 
die katholiſche Kirchenverfafjung noch genauer, als es vor 1819 
geichehen war, feit; und ebenjo that das elek vom 30. Januar 
1862, welches die Autonomie der katholiſchen Landeskirche in Hin- 
ſicht auf ihre Verfaſſung entſchieden verneinte, und das gerade auf 
diefe angebliche Autonomie gebaut gewejene Konkordat in allen 
Punkten außer Kraft feste. Wie die geſetzgebenden Faktoren früher 
die Verfaſſungsurkunde veritanden haben, kann aljo nicht in 
Zweifel gezogen werden. 

2. Das oberjte Staatsamt zur Ausübung der jtaatlichen 
Kegierungsrechte über die Kirchen ift das Kurltusminiftertum oder 
„Ministerium des Kirchen- und Schulweiens“. Dafielbe blieb, 
obwohl nach ausprüclicher Vorfchrift der VBerfaffungsurfunde das 
Departement des Kirchen- und Schulwejens einen jelbjtändigen 
Staatsperwaltungszweia ausmachen follte!), bis zum Jahr 1848 


N Der Berfafjungsentwurf von 1819 zählte in $. 56 unter den Ver— 
waltungsbepartements unter Einer Ziffer auf: „Das Minifterrum des In— 
nern; des Kirchen- und Schulweſens.“ Es murde darauf in der Stände- 
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mit dem Miniſterium des Innern in Einer Hand vereinigt, und 
zwar jo, daß es feine eignen Meintjterialräthe des Kultusminiſte— 
riums, ja nicht einmal eine eigne Kanzlei deſſelben gab). Erft 
jeit 1848 ift die volle Trennung verwirklicht. Wejentlich nur be- 
rathende oberjte Staatsbehörven find: das aus allen 6 Minifterial- 
Chefs bejtehende Staatsminiſterium und der Geheimerath, ein 
durch weitere Beamte verjtärktes Staatsminiftertum. Das Gut- 
achten derjelben ijt einzuholen für Abänderungen von Staatsgejegen, 
Königlichen Verordnungen und ſonſtigen Borichriften, „welche jich 
auf die allgemeinen Verhältniffe des Staats zu den Religions— 
gejellichaften beziehen ?2).” Dem Geheimenrath fommen ferner bei 
der Ausübung der Disziplin über evangelifche Geiftlihe und 
jüdische Nabbinen wichtige Befugniffe zu, und er entjcheivet im 
manchen Fällen über Rekurſe gegen Verfügungen des Kultus- 
minijters. Im andern Fällen ijt die Entſcheidung an die Ver- 
waltungsgerichte übergegangen ?). 

Unter dem Kultusminiftertum werden die ftaatlichen Nechte 
über die Neligionspereine von den vier SKreisregierungen, im 
unteriter Injtanz von dem Oberamt und dem og. gemeinjchaft- 
lichen Dberamt (Dberamtmann und Dekan) wahrgenommen. 
Unter dem Kultusminijterium jtehen ferner folgende konfeſſionelle 
Landes-Rollegien : das Evangeliiche Konfiftorium, in feiner Verſtär— 
fung durch die 6 Generaljuperintendenten „Evangelifcher Synodus“ 
genannt; der Katholifche Kirchenrath und endlich die Israelitiiche 
Dberfirchenbehörde; Diejelben Haben ſämmtlich ihren Sik in 
Stuttgart. 

3. „Dem Könige gebührt das oberjthoheitliche Schuß- und 
Auffichtsrecht über die Kirchen. Vermöge vejjelben können Die 
Verordnungen der Kirchengewalt ohne vorgängige Einfiht und 


verfammlung beantragt, das Wort „das“ vor den Worten „des Kirchen- 
und Schulweſens“ einzufügen, um auszufpreden, daß beide Minifterien ge= 
trennt fein follten, weil ihre Bereinigung unpaſſend fe. Mohl 2, 12—14 
u. 34. Eiſenlohr bei Neyicher 9, Einleitung S. 194. 

2) Mohl 2, 13 und 34 (1840). 

2) Gefeß v. 1. Juli 1576, betr. die Bildung eines Staatsminifterrums 
Art. 6—9 (Neg.-Bl. 276—277). 

3) Geſetz v. 16. Dez. 1876 über die Verwaltungsrechtspflege, Art. 2, 
10, Nr. 10 und 17 (Reg. Bl. 485 —491). 
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Genehmigung des StaatSoberhauptes weder verkündet, noch voll- 
zogen werden.“ Dieſe Vorſchrift des 8. 72 der Verfaſſungs— 
urkunde iſt auch auf neu zugelafjene Neligionsvereine, nicht bloß 
auf die drei alten Kirchen zu beziehen. Denn dag Necht wird 
als ein „Hobeitsrecht” bezeichnet, welches demnach allgemeine An- 
wendung finden muß. 

Hinfichtlich der katholiſchen Kirche, und nur hinfichtlich diefer, 
it e8 durch das Geſetz vom 30. Januar 1862, Artikel 1, abge- 
ſchwächt. 

4. Die Verfaſſungsurkunde enthält keine ausdrückliche Be— 
ſtimmung über den recursus ab abusu, aber fie legt in 8. 72 
dem König ein allgemeines „oberjthoheitliches Schut- und Auf- 
jichtsrecht“ bet, aus welchem fich auch das Nefursrecht mit Noth- 
wendigfeit ergibt 2). 


1. Die einzelnen KReligionsvereine. 


8. 80. 
1. Evangeliſche Kirche. 


Königlihes General-Keffript v. 2. Jar. 1806 (Einziehung des ewangel. 
Kirhengutd des Herzogthums Württemberg). Neyfcher, Sammlung 3, 244. 

DOrganifationd-Manifeft v. 18. März 1506, 8. 59—62. Reyſcher, Samml. 
3, 260. 261. 

V. Edikt v. 18. Nov. 1817, $. 33, ©. 14 (Beilage zu ©. 541 des 
Reg.Bl.). 

Verfaſſungsurkunde v. 25. Sept. 1819, Art. 47, Abſ. 2; 59. Nr. 4; 
70—77. 83. — Der Art. 76 beftätigt zugleich gewiſſe Beftimmungen ber 
älteren Landesgefee des Herzogtums, nämlich: Herzog Karl Alerander’s 
Berfiherung der Landes- u. Kirchen-Berfafjung v. 17. Dez. 1733 (Reyſcher, 
Sammlung 2, 460—469). Reſkript Herzog Karl Alexander's an dei Ge- 
heimenrath v. 27. März 1734, betr. die unabhängige Verfügung des Ge- 
heimenrathes in Religions- und Kirhen-Angelegenheiten (Reyſcher, Samml. 
2, 469—470). 

Erlaß des Kultusminifteriums an das Königl. Konfiftorium (ergangen 
mit Königl. Genehmigung v. 26. Oft.) v. 30. Dft. 1819, betr. die Beſtra— 
fung der Geiftlihen (Heyfcher, Samml. 9, 496—499). 

Königliche Verfügung v. 7. Sept. 1823 in Betreff der Vereinigung der 


ı R. v. Mohl, Württemb. Staatsrecht 2, 483. Reyſcher, das Defters 
reihifche und das Württemb. Konfordat. 2. Aufl. 1858. ©. 25. 
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reformirten Kirchengemeinden des Landes mit den Tutherifchen, verfündigt 
durch Erlaß des Konfiftoriums v. 19. Sept. 1823, betr. die Einrichtung des 
reformirten Kirchenweſens (Neyicher, Sammlung 9, 612—616). 

Berfügung des Miniſteriums des Innern v. 18. Oft. 1823, betr. die 
neue Bezirks-Eintheilung der evang.-luther. Generalate (erlafien auf Grund 
Königl. Entſchließungſ. Neg.-Bl. ©. 775—777. 

Königl. Verordnung v. 25. Ian. 1851, betr. die Einführung von Pfarr- 
gemeinderäthen (Neg.=Bl. 1851. ©. 5—12. Dove, Sammlung 137—144). 

Königl. Verordnung v. 18. Now. 1854, betr. die Einführung von Diö— 
zefan-Synoden (Reg-Bl. ©. 111—115. Dove, Sammlung 144—147). 

Königl. Verordnung v. 20. Dez. 1867, betr. die Einführung einer Landes— 
Synode in der evangel. Kirche von Württemberg. (Neg.-Bl. ©. 203—311. 
Dove, Zeitihr. 9, 339—346.) 

Königl. Verordnung v. 20. Dez. 1867, betr. die Stellung des Minifte- 
riums des Kirhen- und Schulweſens bei Angelegenheiten der evangelischer 
Kirche. Reg.Bl. 211. 212. Dove, Zeitfhr. 9, 346.) 


Duellen-Sammlungen und Literatur. 


Reyſcher, Sammlung der Württembergifehen Gefete, Bd. 8 u. 9, be— 
arbeitet von Th. Eifenlohr, Diafonus in Marbad. Bd. 8 enthält die 
Gefege von 1418—1802, Bd. 9 von 1803—1834 und auf ©. 1—220 eine 
umfaſſende biftorifche Einleitung. 

Süsfind und Werner, Nepertorium der enangelifchen Kirchengejetse 
in Württemberg. Stuttgart 1860. 2 Theile. 

Gaupp, €. E. (Konfiftorialaffeffor zu Stuttgart), das beftehende 
Recht der evangel. Kirde in Württemberg. 2 Bde. in 3 Abtheil. 1830 bis 
1832. 

Hauber, Fr. Alb. (Brälat), Reht und Brauch der evangel.=Tuther. 
Kirche in Württemberg. 1. Theil, 1854 (Theil 2, 1856, enthält nur das 
Eherecht.) 

Kapff, 8. ©. Handbuch für gefammte Amtsführung der evang. Geift- 
lichen Württembergs. 3. Aufl. 1869. Blerihtigungen und Zufäße 
dazu v. C. Sauberfhmarz. 1873. 

Mohl, Württemb. Staatsreht 2, 34. 453—478. 1840. 

Hölder und v. Gemmingen, Beriht der ftaatsredhtl. Kommiſſion 
und Verhandlungen der Abgeorbnetenfammer (vgl, oben ©. 376). 


I Im Jahre 1871 zählte Württemberg 1,248,860 evange— 
iihe Einwohner, welche bis auf wenige Ausnahmen der Landes- 
firche angehören. Die Zahl der Kirchengemeinden beträgt 905, 
die zu 49 Defanaten verbunden find. Die Seelforge beforgen 
49 Dekane, 912 Pfarrer und Diafone oder Helfer (Namen der 
zweiten und vritten Pfarrer in den Städten) und 54 ftändige 
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Pfarrperwejer und Vifare!). Unter dem evangeliſchen Konfifto- 
rium zu Stuttgart führen 6 Generaljuperintendenten oder Prä- 
laten die firchliche Aufficht in ven ſechs ſog. Generalaten. Die- 
jelben find zugleich Mitglieder der Kammer der Abgeorpneten. 

Zur Zeit der Verfündigung der Berfaffungsurfunde vom 
25. September 1819 war e8 noch nicht zu einer Unton der refor— 
mirten Gemeinden mit der evangeliſch-lutheriſchen Kirche gefom- 
men, und werden daher in den Artifeln 70. 75. 77. 83 beide 
Bekenntniſſe unterjchteden. Heformirte Gemeinden gab es nur 
etwa 7 mit 2366 Seelen. Seit dem Jahre 1822 ijt die Union 
nad) und nach bewerkitelligt worden und zwar auf Grund von 
Verhandlungen des Kirchenregiments mit einer veformirten Synode 
und einer darauf erlaſſenen Königlichen Verfügung vom 7. Sep— 
tember 18233. Ein Eleiner Theil der Neformirten zu Stuttgart 
und Canjtatt ijt jeit 1847 mit Königlicher Bewilligung wieder von 
der Union zurüdgetreten und bildet eine eigne Gemeinde, die nicht 
unter dem Konfiftorium jteht?). Die Union iſt nicht in der Weife 
erfolgt, daß Die Gottesdienſtordnung, namentlich die Form der 
Abendmahlsfeier eine Veränderung erfahren hätte, jondern ihre 
Wirkungen find nur folgende: 

1. Die reformirten Gemeinden gehören zum Verband der 
Landeskirche, ftehen unter Konfiftortum und Synodus, ſowie unter 
dem Königlichen Kirchenregiment in derjelben Ausdehnung, wie Die 
übrigen Gemeinden; namentlich werden auch ihre Geiftlichen vom 
Kirchenregiment ernannt und hat das ihnen früher zufommende 
Wahlrecht aufgehört. — Volksſchulen veformirter Konfeſſion gibt 
es nicht; vielmehr hat in diefer Hinficht der konfeſſionelle Unter- 
ſchied aufgehört. 

2. Diejenigen Gemeindegliever, welche fich zur reformirten 
Anſchauung befennen, find in allen Gemeinden der Landeskirche, 
wo fie fich aufhalten, vollkommen gleichberechtigt; fie nehmen an 
allen gottesdienſtlichen Feiern Theil und haben Anjpruch auf alle 
jeelforgerlichen Handlungen 9). 


1) Württemberg. Jahrbücher 1874, S. 26 u. 45. 

2) Reyſcher 9, 612—616. 

3) Näheres bei Stälin 234—235. 

) Beim Abendmahl fommen die Austheilungsworte zur Anwendung, wie 
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3. Sie find wahlberechtigt und wählbar zu dem evangelifchen 
Stiftungsrath, Kicchenfonvent und Bürgerausichuß, zum Pfarr- 
gemeinderath, zu den Defanatsipnoden und zur Landesſynode. 

4. Die Söhne von Neformirten erwerben durch Beftehen 
der vorgejchriebenen Eramina das Necht zur Aufnahme in die 
evangelifchen Seminare wie die Yutheraner auch, und desgleichen 
zur Aufnahme in die evangeltjchen Yehrer-Seminare!). Auch zum 
Genuß von Stiftungen find fie vollfommen gleichberechtigt. 

5. Reformirte find zu allen geiftlichen Stellen der Landes— 
kirche wählbar 2), jowie umgekehrt Yutheraner zu den reformirten 
Pfarreien gewählt werden Fünnen ?). 

Ihre Verpflichtung erfolgt nach demjelben Drdinations-For- 
mular, welches nach Einleitung der Union entworfen worden tft, 
und dem Geiftlichen die nöthige Freiheit läßt. Kein reformirter 
Geiftlicher iſt berechtigt, wejentliche Slaubenslehren der lutheriichen 
Kirche als irrthümliche zu bezeichnen und gegen diejelben zu pole- 
mifiven %); und umgefehrt darf die reformirte Auffaffung nicht von 
der Kanzel als eine irrige oder gar verdammte bingejtellt werden. 
Auch beim Neligionsunterricht in den Schulen tft jede jolche kon— 
fejfionelle Polemik zu unterlaffen. 

Diefe duldjamen Grundſätze entiprechen den Ueberzeugungen 
der jehr großen Mehrheit der Gemeindeglieder und Getjtlichen 
Württembergs und ihre ftete Handhabung durch das Kirchen- 
vegiment ſeit 1506 ermöglichte den Neformirten den Beitritt zur 
Xandesfirche. Freilich fehlt es auch nicht an folchen, welche die 
heutige evangeliſche Kirche des Königreichs nur als Fortſetzung der 
Kirche des Herzogtums betrachten, in welcher ein abjolut vegie- 


in der lutherifchen Kirche; aber im Uebrigen wird ihren auf Verlangen Brod 
und Kelch nach reformirter Weife gereicht, jowie umgekehrt die Lutheraner 
in den reformirten Gemeinden die Anwendung der lutheriſchen Form be- 
gehren können. (Näheres hierüber bei Stälin 231 u. 232 u. Reyſcher 9, 612 
bis 616.) 

1) Königl. Verfügung v. 7. Sept. 1823, Nr. 4. 

2) Königl. Verfügung v. 7. Sept. 1823, Nr. 4. 

2) So ift 3. B. an der reformirten Kirche zu Stuttgart ein Yutherifcher 
Theologe angeftellt. (Palmer in Herzogs Real-Encyklopädie 18, 301.) 

#) Vor jeder Anftellung bei einer lutheriſchen Gemeinde haben fich refor- 
mirte Geiftliche verbindlich zu machen, das Eigenthümliche der württembergifch- 
lutheriſchen Kirche zu beobachten. (Stälin 231—232.) 
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rendes Konſiſtorium ſchonungslos das ſtrengſte Lutherthum hand— 
haben durfte; allein die evangeliſche Kirche iſt eine neue Kirche, 
in welcher von altwürttembergiſchen Ordnungen und Lehrvor— 
ſchriften nur dasjenige gilt, was ausdrücklich beibehalten und auf 
die neuerworbenen Gebiete ausgedehnt worden ijt!). 

U. Die Berfaffungsurfunde vom 25. September 1819, 8. 75 
verfügt: „Das Kirchen-Regiment der evangelifch-Lutherifchen Kirche 
wird durch das Königliche Konfijtorium und den Synodus nach 
den bejtehenden, oder fünftig zu erlajienden verfaſſungsmäßigen 
Geſetzen verwaltet.“ 8. 76: „Sollte in fünftigen Zeiten fich der 
Fall ereignen, daß der König einer andern als der evangeltichen 
Konfeſſion zugethan wäre, jo treten alsdann in Dinficht auf deſſen 
Episfopal-Nechte Die dahin gehörigen Beitimmungen der früheren 
Religions-Reverſalien ein.“ 

A. Der 8. 76 bezeichnet den König als den Inhaber der 
Episfopal-Nechte, womit der Ausdrud „Kirchenregiment” wohl als 
identifch anzunehmen ift. Sollte der König nicht mehr der evan— 
gelifchen Konfeſſion angehören, jo würden diefe Nechte in ähn— 
licher Weife, wie e8 im 13. Jahrhundert unter den fatholifchen 
Herzogen geichah, durch Die oberſte Follegialiiche Staatsbehörde, 
den Geheimenvath, jowie durch Konfijtortum und Synodus in 
weitefter Selbjtändigfeitt ausgeübt. In der DVerficherung vom 
17, Dezember 1733 verfprach Herzog Karl Alerander, daß „das 
Konfiftorium und Synodus in ihrer — — Verfaſſung, Anjehen 
— — nicht nur fonfervirt, jondern auch, jo in Ecclesiastieis 
Etwas gemehret und gebefjert werden könnte, Solche jedesmahlen 
und allezeit von beſagtem Konſiſtorio und Synodo in das Werf 
gerichtet — — werben folle2).“ Bon der Kirchenverfaffung tft 
hierbei nicht die Nede, da dieſe durch die Staatsgrundgejete feit- 
ftand. — In dem Neffript an das Geheimeraths-Kolle— 
gium vom 27. März 1734 weiſt der Herzog Karl Alerander 
daſſelbe an, über die genaue Befolgung der Reverſalien zu wachen 
und ermächtigt es ſodann in Gemäßheit diefer Neverjalten „alle 


2) Die ift auch in der Abgeordnetenfammer am 12. Juni 1864 von 
v. Sarwey anerkannt worden (Brot. 10, 5729). Die proteftantifche Bevöl— 
ferung der feit 1803 neu erworbenen Landestheile [hätt man auf 250,000 
Seelen. 

2) Reyſcher, Samml. 2, 465. 

Thudichum, Kirchenrecht. 
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und jede die evangeliiche Religion Augsburger Konfeffton, das 
Kirchen und dahin einjchlagendes Oekonomie- und Polizei-Wefen 
betreffende Angelegenheit nach dem Exrempel von Chur— 
Sachſen allein ohne Anfrag zu beforgen!).” 

Der Uebergang der Königlichen Nechte auf eine Staats- 
behörde, ven Geheimenvath, beweilt Elar, daß die Episfopal- 
Rechte jtaatliche Nechte find, die ver König als Staatsoberhaupt 
hat, und die er aljo jeit 1819 in den Formen wie andere Negie- 
rungsrechte ausüben muß. Die eine dieſer Formen iſt Die 
Nothwendigfeit der Kontrafignatur des Rultus- 
minijters, die andere die Bernehbmung des Ge- 
heimenraths, jeit 1876 auch des Staatsminiftertums, vor 
Erlaß allgemeiner oder prinzipiell wichtiger Verfügungen 2). 

Außerdem folgt aus dieſer Natur der Episfopalcechte, daß 
der König nicht beliebig auf diejelben verzichten fann, ſondern daß 
eine Beſchränkung derjelben und eine Uebertragung auf Andere nur 
auf Grund von Staatsgejegen erfolgen fann?®). 

B. Die Verfaſſungsurkunde, $. 75 jchreibt ferner vor, daß 
das Kirchen-Negiment „durch“ das Königliche Konfiftorium und 
den Synodus zu verwalten, König und Kultusminifter alſo an 
eine Mitwirkung diefer Behörden gewiejen jeten. 

1. Ueber die Zuſammenſetzung des Konfiftoriums und 
Synodus enthält die Verfaffungsurkunde feinerlei Bejtimmung, 
nimmt vielmehr in diefer Hinficht auf „die bejtehenden oder künftig 
zu erlaſſenden verfafjungsmäßigen Geſetze“ Bezug. Die zur Zeit 


1) Reyſcher, Samml. 2, 469. 470. 

2) Berfafjungsurfunde v. 25. Sept. 1819, $. 51. 58. 59. 

3) So auch Hölder, Bericht in Beilagen 1, 2310—2311 und 9. Rümelin 
in den Berhandlungen 10, 5692. Die Mehrheit der Kommiffion der Ab- 
georbneten-Kammer (Berichterftatter v. Gemmingen) war der Meinung, ber 
König habe die Episfopalgewalt niht Fraft ſtaatsrechtlicher Grundſätze, ſon— 
dern vermöge Uebertragung durch die Kirche. „Es fünnte daher der Regent 
als oberfter Landesbiſchof jeldft an einem Verzicht auf die Epis— 
kopalrechte durch den Staat nicht gehindert werden. Auch bebürften Die 
Anordnungen deijelben in Betreff der inneren kirchlichen Angelegenheiten nicht 
als ſolche behufs ihrer Giltigfeit, fondern lediglich in Folge des in $. 72 
der Verfaſſungsurkunde feitgeftellten ftaatlihen Auffichtsrechts zum Behuf 
ihrer Berfündigung und Wirkfamfeit der Kontrafignatur des ver- 
antwortliden Minifters.* (Beil. 1, 2319.) 
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der Berfafjungsgründung geltenden Gejete waren namentlih das 
V. Edikt vom 18. November 1817 und die hiervurch beftätigten 
älteren Vorjchriften, welche ſämmtlich von der Stantsgewalt er- 
lajjen waren und ſeit 1819 zur Gattung der Gefege zu rechnen 
jind. An diefen „beſtehenden“ Geſetzen foll nur durch fünftig zu 
erlajjende „verfaffungsmäßige Geſetze“ Etwas geändert werben 
fönnen, alſo durch Gejese, die in Gemäßheit der Staatsverfaf- 
jungsurkunde nach Anhörung des Geheimenraths und Zuftimmung 
der beiden Kammern der Stände vom König erlaffen und im Re— 
gterungsblatt verfündigt find. Durch dieje Berfaffungsbeitimmung 
war aljo die Zujammenjegung der oberiten Kirchenbehörden der 
evangelischen Kirche gegen willfürliche Veränderung im Wege 
bloßer Köntglicher Verordnung ficher gejtellt. 

An „Kirchengeſetze“ iſt im Artikel 75 der Verfaffungsurkunde 
in feiner Weife gedacht; denn die „beſtehenden“ Geſetze waren 
feine Kirchengeſetze, ſondern Staatsgeſetze und unter den fünftig 
zu erlaffenden verfaſſungsmäßigen Gejeten konnten daher wiederum 
nur Staatsgejeße gemeint jein. Dafür jpricht auch der Umſtand 
daß die Berfaffungsurfunde das Wort „Geſetz“ überall jonft nur im 
Sinn von Staatsgejeß gebraucht, Vorſchriften der Kirchengewalt 
dagegen nur „Anoronungen” oder „Verordnungen der Kirchen 
gewalt“ nennt (Art. 71 u. 72). 

Daß fie niht an Kirchengeſetze denken fonnte, tjt ferner um 
jo einleuchtender, als damals Konfiftorium und Synodus reine 
Staatsbehörden, ihre Mitglieder Staatsdiener waren, das Kon- 
jiftortum auch die Leitung des gefammten evangelifchen Elementar— 
ichulwefens Hatte2), wie fich dieß Alles auch noch jet gerade jo 
verhält. 

a) Das Konfiftortum beteht nach den neueren Etats aus 


2) So auch der Abg. Morig v. Mohl im den Berhandl. 10, 5700—5702 
und Hölder, Bericht i, 2301. Anders Robert v. Mohl in feinem Württem- 
bergifchen Staatsrecht 2, 461, Anm. 1840. — In Staatsgeſetzen Tommt 
auch nad 1819 der Ausdruck „Kirchengefetse" meines Erinnerns nicht vor, 
insbefondere redet das Staatsgefes v. 30. Januar 1862, Art. 1 nur vom 
„allgemeinen Anordnungen” des Biſchofs u. |. w. { 

2) Das V. Edikt v. 18. Nov. 1818, $. 33 beließ dem Konfiftorium 
kurzhin den Wirkungstreis, den es bis dahin gehabt hatte, nur daß das 


Lateiniihe Schulwefen unter den Studienrath kam. 
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einem weltlichen vechtsgelehrten Borftand (Präſident), aus 4 geiftlichen 
und 4 weltlichen Räthen (Konſiſtorialräthen), außerdem einigen außer- 
ordentlichen Näthen mit vollem Stimmrecht, und 2 Beiräthen für 
das Volksſchulweſen y. Wenn die 6 Generaljuperintendenten an 
feinen Situngen Theil nehmen, heißt dieſes jo erweiterte Konſi— 
jtortum „Synodus“. Dieß geichteht jährlih im November und 
Dezember auf 4 bi8 6 Wochen und ſonſt nach Bedürfnig 2). Die 
Mitglieder des Konfiftoriums und die Generalfuperintendenten 
müffen der evangelijchen Yandeskirche angehören. 

b) Die Ernennung der Mitglieder des Konſiſtoriums und 
der Generalfuperintendenten gefchieht durch den König unter 
Kontrafignatur des Kultusminifters, nach gutachtlicher Bernehmung 
des Konfiftoriums, laut Art. 43 der Staatsverfaffungsurfunde. 

c) Die Mitglieder des Konfiftoriums und des Synodus find 
Staatsdiener, haben alle Rechte und Pflichten derſelben, nament- 
lich auch den Eid auf die Stautsverfajjung zu leiften und werden 
vom Staat beſoldet. Die Disziplinargewalt über vdiejelben übt 
der Disziplinarhof?). 

2. Die BVerfaffungsurfunde enthält feinerlet Borjchriften 
darüber, welche Rechte unter den Episfopalrechten oder dem 
Kirchenregiment des Königs alle begriffen ſeien, und in welcher 
Weiſe Konfiftorium und Synodus bei deren Ausübung mitzu- 
wirken haben, jondern fie verweift in Art. 75 auch in dieſer Be- 
ziehung auf die „beitehenden Geſetze“ und die künftig zu erlaffenden 
verfaffungsmäßigen Geſetze, morunter jelbjtverjtändlich wiederum 
lediglich Staatsgeſetze gemeint find. Nach dieſen beantwortet fich 
alfo die Frage, in welchen Fällen der König an eine Mitwirkung 
von Konfiltorium und Synodus überhaupt nicht gebunden ift, in 
welchen andern eine Begutachtung durch Diejelben erforderlich 
ericheint, ob andere Angelegenheiten nur in Uebereinſtimmung mit 


) Kapff, Handbuch 1869, ©. 47. Staatshandbuh für 1873, S. 256. 
Nah) dem V. Edikt v. 18. Now. 1817, $. 33 follte das „evangelifch - prote- 
ftantifhe Konfiftortum beftehen aus 1 Direktor, 3 weltlihen und 3 geiftlichen 
Rüthen“ (Neg.-Bl. Anlage V. ©. 14). 

2) Kapff, Handbuch 1869, ©. 47. 

3) Berfafjungsurfunde v. 25. Sept. 1819, Art. 45. Geſetz v. 28. Jumi 
1376, betr. die Nechtsverhältnifie der Staatsbeamten, welches in dieſer Hin- 
fiyt an den Grundfäten des Geſetzes vom 28. Juni 1521, 8. 3 feſthält. 
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Anträgen diejer Behörden geordnet werden dürfen, endlich imwie- 
fern das Konſiſtorium ganz jelbjtändig verfügen darf. 

Daß in dem Artikel 75 des Königs und des Aultusminijterg 
nicht ausprüdlich Erwähnung gejchteht, läßt nicht von Weiten den 
Schluß zu, als wenn hier nur von Nechten die Nede ſei, welche 
Konfiftortum und Synodus in vollfter Unabhängigkeit zu üben 
hätten. Dem wiberjpricht ſchon der gebrauchte Ausdruck „durch“, 
welcher auf einen anderen höheren Träger des Kirchenregiments 
hindeutet, der jich dieſer Behörden als jeiner Organe bebdient, 
ganz jo wie das Wort auch im Art. 79 gebraucht ift. Es heißt 
nicht: Konſiſtorium und Synodus verwalten das Kirchenregiment, 
jondern: das Kirchenregiment wird (von feinem Träger) durch 
Konfijtortum und Synodus verwaltet. Dhnehin ergab fich ja aus 
den im Jahre 1819 beftehenden Gefegen die untergeordnete Stel- 
lung dieſer Behörden aufs Klarſte. Aus dem ſchon Gefagten er— 
heilt auch, dag in dem Artikel 75 der Nachorud auf dem Worte 
„Kirchenregiment“ ruht, und nicht auf dem Wort „verwaltet“ und 
daß aus legterem nicht gefolgert werden kann, es handle fich hier 
blog um Anwendung beitehender Anorönungen und nicht auch um 
Erlaſſung von neuen; vielmehr muß man jagen: Soweit der 
Artikel TI der Verfaffungsurfunde die Regelung innerer Ange- 
legenheiten jeder Kirche überläßt, kann das evangeliiche Kirchen: 
regiment diejelben nach den näheren Maßgaben des Artifels 75 
ordnen, aljo z. B. Neligionslehrbücher, biblische Gefchichten, Gejang- 
bücher, Yiturgien, Dvdinationsformulare einführen oder ihre Ein— 
führung zulaffen. Eine folche „kirchliche Geſetzgebung“, um den 
modernen Ausdruck zu gebrauchen, ift in dem Ausdruck „wird ver: 
waltet“ mit begriffen !). 

Die Frage, ob zur Einführung jolcher Kirchengejege in den 
einzelnen Gemeinden die Zujtimmung derſelben nothwendig jet 
oder nicht, it in den Gefegen nicht beantwortet. Thatjächlich hat 
man bei Einführung eines neuen Gefangbuches jeden Zwang ver— 
mieden, aber eine Abjtimmung der Gemeinden nicht jtattfinden 
laſſen und daß jeder Zwang in jolchen Tragen dem Geiſt der 


ı Rümelin 10, 5689. — Entgegengefetst Hölder, Beriht 1, 2304 
welcher meint, die Verfaſſung fage nicht, wem die firchliche Geſetzgebung ge— 
bühre, weßhalb fie dem Landtag und dem König zuzutheilen fei. 
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evangeliſchen Kirche widerfpricht, iſt längſt allgemeine Ueberzeugung 
auch in Württemberg). Würde man ein fürmliches Necht der 
Gemeinden hierzu anzunehmen haben, jo würde, um es denfelben 
zu entziehen und auf die Landesſynode zu übertragen, ein Staats- 
geje nothivendig fein. 

Die fürmlihe Zuftimmung des Synodus bildet nicht eine 
nothwendige VBorausjegung für die firchenregimentliche Erlaſſung 
eines jolchen Kirchengeleges, jondern nur die Anhörung des Sy— 
nodus ?). 

Anträge des Konfiftoriums find laut Artikel 47 der Ver— 
faſſungsurkunde vechtliche Vorausjegung für Die disziplinäre Ent- 
Yafjung eines Geiftlihen; nur gutachtliche Aeußerung deſſelben Vor- 
ausjegung für die Beſetzung geijtlicher Stellen. 

Rechte, welche nach den Staatsgejegen dem König, dem 
Kultusminifter, Konfiftorium und Synodus zujtehen, fünnen nur 
durch Staatsgejeb geändert werden ?). 

Eine Königliche Verordnung vom 20. Dezember 1867 gibt 
neue Kegeln über die „Stellung des Kultusminijteriums bet An- 
gelegenheiten der evangel. Landeskirche“, weil darüber „Zweifel“ 
(wohl doch erſt jeit neuerer Zeit?) bejtünden %). Man kann darüber 
jtreiten, ob fie die Ungewißheit wermindert oder vermehrt habe 
und ob fie in allen Punkten dem Geiſt und Wortlaut der Ver— 


2) Bergl. Neuerungen Hölder's im angeführten Bericht u. v. Gemmin- 
gen’8 5686. v. Hauber’8 5697. Biter’8 5723. 

2) Rümelin 10, 5690. 5721. Es war bies auch ſchon zur Zeit bes 
Herzogthums gerade fo. Hölder, Bericht 1, 2306 und 2307. 2310. In 
dem von der Kommifjion der Landftande im Jahre 1816 bearbeiteten Ver— 
faffungsentwinf war in Kap. X. 8. 8 eine Beftimmung des Inhalts vor— 
geihlagen: „Ber der evangel.-luther. Kirche ift der — — Synodus die ge= 
fetslihe Stelle, auf deren Antrag der König — — kirchliche Geſetze im 
engeren Sinn (!) zu ſanktioniren hat.” Diefe Beſtimmung kehrt auch noch 
im Königlichen Entwurf v. 1817, $. 156 wieder; fie blieb aber ſchließlich aus 
der Verfafiungsurfunde weg, weil man den Synodus nicht al8 dazu ange— 
than anfah, um ihn zu einem wahren Faktor der kirchlichen Gefetgebung zu 
erheben, vielmehr von der Staatsgefetgebung die Einführung einer Synode 
mit Bertretung der Gemeinden in nächfter Zeit ermartete. 

3) 9. Rümelin 10, 5690 u. 5691. 

*) Neg.-Bl. 211. Dove, Zeitſchr. 9, 346. 
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faffung und der Geſetze entipricht ). Die Kammern haben feinen 
Anlaß zu ihrer Beanftandung gefunden und jtaatsrechtlich fällt fie 
nicht ſchwer ing Gewicht, da fie jederzeit durch eine neue König— 
Yihe Verordnung abgeändert werden Fafın. 

3. An den oben dargeftellten Grundſätzen der Verfaffungs- 
urfunde haben die von der deutjchen Nationalverfammlung bejchloffe- 
nen und vom Neichsverwejer verfündigten Grundrechte des deut- 
jchen Volks vom 27. Dezember 1848 nur in vorübergehender Weife 
Aenderungen hervorgerufen. Diejelben wurden auch in Württem- 
berg verfündigt und brachten den Grundſatz zur Oeltung, daß 
„jede Neligionsgejellichaft ihre Angelegenheiten jelbitändig ordnen 
und verwalten könne“ (Art. 5, 8. 17), was zu Vorbereitungen 
für eine neue Regelung der Kirchenverfaffung mit wejentlicher Ver- 
ringerung der landesherrlichen echte Anlaß gab. Nach nicht 
ganz zwei Jahren entzog eine Königliche Verordnung vom 5. Ok— 
tober 1851, in Befolgung eines Bejchlufjes des wiederhergeftellten 
Bundestags. vom 23. Auguft 1851 den Grundrechten ihre Gültig- 
feit wieder, und ein StaatSgeje vom 2. April 1852 bejtätigte dies, 
womit die Vorſchriften der Württembergifchen Verfaffungsurfunde 
über die Stellung der Kirchen wieder unbejtritten in Geltung traten. 

III. Organiſation der firchlichen Vertretungen. 

1. In den Gemeinden find verjchiedenerlei Gemeinde-Drgane 
mit verjchievdenen Aufgaben vorhanden: 

a) der „evangelijche Stiftungsrath“ und der „evangelifche 
Kirchenkonvent” zur Verwaltung der den evangeliichen Gottespienft 
ausichlieglich angehenden Stiftungen und Uebung der Kirchenzucht. 
In jedem von beiden ſitzen alle ewangelifchen Drtsgeiftlichen, Der 
Vorſtand (Schultheiß) der politiichen Gemeinde und der Stiftungs- 
pfleger; außerdem gehören zum Stiftungsrath alle evangeliichen 
Mitglieder des politiichen Gemeinderats, zum Kirchenkonvent da— 
gegen regelmäßig nur 2 bis 3 vom Stiftungsrath Dazu ausge- 
wählte. Wichtigere Beſchlüſſe unterliegen der Genehmigung des 
„evangeliſchen Bürgerausichuffes”, d. h. der evangelifchen Mit- 
glieder dieſer weiteren Vertretung der politiichen Gemeinde. — 
Zählen die politifchen Vertretungen nicht die genügende Zahl von 


1) Eine juriftifhe Ausführung darüber enthält Hölder’8 Bericht für Die 
ſtaatsrechtl. Kommifjion 1, 2311— 2313. 


392 Württemberg. Evangeliſche Kirche. 


enangelifchen Mitgliedern, jo werden von den evangelijchen Ge— 
meindegliedern etliche Vertreter hinzugewählt t). 

b) Dertliche Stiftungen allgemeiner Art werben vom allge- 
meinen Stiftungsrath verwaltet, zu welchem die evangeliſchen und 
fatholijchen Geiftlichen und alle Mitglieder des Gemeinderaths 
gehören, während ein Ausſchuß deſſelben Kirchenkonvent heißt. 
Wichtigere Beichlüffe unterliegen der Sn des vollen 
Bürgerausichufles. 

e) Zur Zeit, als noch die deutſchen Grundrechte in Geltung 
ftanden, führte eine Königliche Verordnung vom 25. Januar 1851, 
erlaffen „auf Antrag des evangeliihen Synodus und nad) An— 
hörung des Geheimenraths“, in allen Gemeinden einen „Pfarr- 
gemeinderath” eim, bejtehend aus dem Pfarrer, als Vorjigenden, 
und 4—15 Xeltejten, welche von der aanzen Gemeinde Durch 
unterihriebene Wahlzettel gewählt werden. An den Befug- 
niffen der Stiftungsräthe, welche auf Gejet beruhen, Eonnte dieſe 
Berordnung nichts ändern ?), und die Pfarrgemeinderäthe erhielten 
daher feinen Einfluß auf die örtliche Vermögensverwaltung und 
die Uebung der Kirchenzucht. 

2. Bei der Beſetzung der Pfarreien und Helferftellen kommt 
den Gemeinden feinerlei Mitwirkung zu, wielmehr werden — ab- 
gejehen von ven Stellen, mit welchen ein Dekanat verbunden iſt — 
771 Stellen vom König auf Vorjchläge des Konfiftoriums und 
Kultusminiters und 141 von Patronen bejegt; zu letteren gehört 
auch der akademiſche Senat der Univerfität Tübingen mit fieben 
Patronaten und zwei Wechiel-Patronaten. Die Brüpdergemeinden 
Kornthal und Wilhelmsdorf, jowie die veformirte Gemeinde zu 
Stuttgart dürfen ihre Pfarrer wählen. 

3. Bon den 49 Defanaten werden 42 durch den König auf 
Borihlag des Konfiftoriums und des Kultusminiſters ernannt. 
Zu 5 Defanaten präfentiven mittelbar, vermöge Patronatsrechts 
über die betreffenden Pfarritellen, die Fürjten von Hohenlohe, zu 
2 andern der afademijche Senat zu Tübingen. 

Die Dekane find nicht Staatsbeamte, jondern theilen in jeder 
Hinficht die Nechtsitellung der Pfarrer; ihr Amt ift lebenslänglich. 

1) Reg-Bl. 5—12. 


2) Die Verordnung erkennt dies ſelbſt in den Eingangsworten und in 
S. 30, 32 ı1. 34 an. 
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In jedem Defanat (Diözefe) tritt jährlich unter Vorſitz des 
Dekans eine Diözefan-Synode zufammen, bejtehend aus allen 
ordentlichen Geiftlichen und ebenjo vielen Kirchen - Aeltejten jeder 
Pfarrgemeinde, welche der Pfarrgemeinderathb aus feiner Mitte 
oder aus der Zahl früherer Kirchen-Xelteften diefer Gemeinde 
wählt. Zwei von der Dekanatsſynode aus ihrer Mitte gewählte 
„Beiſitzer“, 1 geiftlicher und 1 weltlicher, bilden mit dem Dekan 
den Ausjchuß der Diözeſanſynode. Diefe Synodalorgane find ein- 
geführt durch Königliche Verordnung vom 18. November 1854, 
erlajjen auf Antrag des evangelifchen Synodus und nach Anhörung 
des Geheimenrath8 1); da ihnen nur berathende Befugnifje beige- 
legt wurden, welche mit den bisherigen Gefegen nirgends in 
Widerſpruch ſtanden, jo ließ ſich diefe Verordnung ſtaatsrechtlich 
nicht weiter beanſtanden. 

4. Eine Königliche Verordnung vom 20. Dezember 1867, 
erlaſſen „auf den Antrag des evangeliſchen Synodus und nach 
Anhörung des Geheimenraths)“, hat eine Landesſynode ing Leben 
gerufen und derjelben eine enticheivende Mitwirkung an der Ge— 
ſetzgebung über die wichtigjten Angelegenheiten der Kirche einge- 
raumt. Die Synode trat am 18. Februar 1569 zum erſten Mal 
zujammen. Gin Staatsgejes hielt die Regierung zu diefer Umge— 
ſtaltung nicht für nöthig und auch die beiden Kammern des Land— 
tags haben fich im Sahre 1874 mit Mehrheit diefer Anficht an— 
geichlofien, auf deren Prüfung wir unten noch eingehen werden. 

Die Landesſynode beiteht aus 57 Mätgliedern, nämlich 
50 Abgeoroneten der Dekanats-Synoden, 1 Abgeoröneten der 
theologijchen Fakultät zu Tübingen, und 3 geiftlichen und 3 welt= 
lichen vom König nach Vernehmung des Konfijtoriums zu ernen- 
nenden Mitgliedern. Bon den 49 Dekanats-Synoden jendet nur 
diejenige der Stadt Stuttgart 2 Abgeordnete, einen geijtlichen und 
einen weltlichen, die ‚übrigen 48 nur einen, nämlich in einem 
Wechjel von 5 Iahren das eine Mal einen geiftlichen, das nächte 
Deal einen weltlichen. 

Die Landesipnode wählt für die Zeit, im welcher ſie nicht 
verjammelt ijt, einen Synodal-Ausſchuß, bejtehend aus ihrem 

1) Peg.-Bl. 111—115. 

2) Reg.Bl. 203—211. 
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Präſidenten und zwei geiſtlichen und zwei weltlichen Mitgliedern 
der Synode, welchem Ausſchuß übrigens nur begutachtende Be— 
fugniffe zufommen. 

IV. Ueber die Borausjetungen, unter welchen Die beſtehenden 
Pfarrbezirke abgeändert und neue gegründet, auch Pfarrpfründen 
getheilt oder vereinigt werden fünnen, fehlen geſetzliche Borichriften ; 
desgleichen über Aenderung der Defanatsbezirke ?). 

V. 1. Die Königliche Verordnung vom 20. Dezember 1867 
ſchafft zuerſt eine Unterſcheidung zwiichen „Verordnungen des 
Kirchenregiments" und „Kirchen-Gefegen“. Letztere find Ordnungen, 
welche der König nach eingeholter Zujtimmung der Landesſynode 
verfündigt. Die Mitglieder der Yandesipnode haben fein Necht, 
Kirchengeſetze vorzufchlagen; jondern nur die Aeußerung von Wün— 
chen in Antrag zu bringen ?). Db der König den Bejchlüffen der 
Landesſynode auch gegen den Antrag des Synodus ſeine Bejtätt- 
gung ertheilen Fünne, und ob er der Landesſynode kirchliche Geſetz— 
entwürfe in anderer Geftalt, als fie der Synodus beantragt hat, 
oder deren Vorlegung derjelbe widerräth, vorlegen laſſen kann, er- 
gibt fich micht aus den Worten der Verordnung. Die Frage beant- 
wortet fich nach dem älteren Necht, und zwar in bejahendem Sin. 

2. Die Gegenstände, Hinfichtlich welcher Aenderungen hinfort 
nicht durch Firchliche Veroronung, fondern nur durch Kirchengeſetz 
‚getroffen werden können, find: a) Die Verfaſſung der Landeskirche 
jowohl in Betreff der Kirchenleitung (I) als der Gemeindevertre- 
tung in allen ihren Stufen (!) einjchlieglih der Organiſation Der 
firchlihen enter (!) und der zu erlafjfenden Normen über die 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Kirche, insbefondere über 
Bejtimmung (!) der von der Oberfirchenbehörde verwalteten kirch— 
lichen Fonds. (8. 14.) b) Die Lehr- und Gottesdienft - Ordnung, 
namentlich die Einführung firchlicher Bücher; die Firchliche und 
fittliche Yebensordnung in den Gemeinden, fofern Pflichten, welche 
nicht Schon in den beſtehenden Kirchengejeßen begründet find, den 
Kirchengenofjen auferlegt (!) oder vorhandene Rechte und Berpflich- 


I) Die Angaben Gaupps 1, 134—136 über die wor 1530 befolgte 
Praris laſſen viele juriftifche Fragen dunkel; auch Stängel ©. 163—171 
bringt nicht8 Neues bei. 

2) 8. 14—16. 
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tungen der Kirchengenofjen aufgehoben oder verändert (!) werden 
ſollen; Alles „innerhalb und auf Grundlage des unantaftbaren Be— 
kenntniſſes“. „Das Bekenntniß der evangelijch-lutheriichen Kirche 
nämlich bildet feinen Gegenitand der firchlichen Gefeßgebung und 
liegt außerhalb der Verhandlungen der Landesſynode.“ Auch die 
authentijche Interpretation einer in dieſe Gegenjtände einjchlagenden 
Beitimmung erfordert ein Kirchengejek. 

Im Jahre 1374 fam im Landtag die Frage zur Verbands» 
lung, ob die Königliche Verordnung vom 27. Dezember 1867 in 
allen Hinfichten als verfaſſungsmäßig angefehen werden könne oder 
nicht. Die Deinderheit der jtaatsrechtlichen Kommiſſion der Ab- 
georpnetenfammer hatte den Antrag geitellt: „Die Kammer wolle 
die Verordnung vom 27. Dezember 1867, foweit durch diefelbe 
Beltimmungen über das Geſetzgebungsrecht in kirchlichen Angelegen- 
heiten getroffen oder die Episfopalvechte des Königs beichränft 
werden, in ihrer verfaffungsmäßigen Öiltigfeit beanftanden und für 
die Geſetzgebung reklamiren.“ Während der Verhandlungen änderte 
fie den Antrag dahin .ab, daß die ganze Verordnung zu bean- 
jtanden jet t). Die Mehrheit der Sammer verwarf diefen Antrag 
und bewilligte die Mittel für die Shnode?), welchen Bejchlüffen 
die erite Kammer beitrat. 

Wenn die Beitimmungen der Verfaſſungsurkunde nach Wieder- 
aufhebung der Grundrechte des deutſchen Volks, wie oben gezeigt, 
jeit 1851 wieder in Kraft getreten find und die oben von ung 
entiwidelte Auslegung derjelben die richtige ift, jo gelangt man mit 
Nothwendigkeit zu den von der Minorität der jtaatsrechtlichen 
Kommiſſion der Abgeordnetenkammer gezogenen Schlußfolgerungen, 
und daran vermögen auch die eben erwähnten Yandtagsbejchlüffe, 
Solange fih ihr Inhalt nicht in Gejegesforn verkörpert, Nichts 
zu ändern. Hiernach glaube ich folgende Sätze aufitellen zu 
müſſen: 

1. Alle Staatsgeſetze, welche die Verfaſſung der evangeliſchen 
Kirche bis zum 20. Dezember 1867 geregelt haben, ſtehen auch 
noch nach Erlaß der Königlichen Verordnung vom 20. Dezember 
1867 in unveränderter Geltung. — Das Kirchenregiment kann 


2) 10, 5716. 
2) 10, 5736. 
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immerhin die Landesſynode berufen, den Mitgliedern derſelben 
Tagegelver und Netjefojten aus der Staatskaſſe verwilligen, auch 
den Grundjat befolgen, Anoronungen, Die e8 bisher ohne die 
Landesſynode treffen durfte, fortan nur in Uebereinftimmung mit 
verjelben zu treffen; aber nichts hindert dajjelbe, von dieſer Zu— 
ſtimmung in Zufunft auch wieder abzuſehen. 

2. Inſoweit ferner nach bisherigem Recht vor der Erlaſſung 
Königliher Anordnungen der evangeliihe Synodus mit Gutachten 
gehört werden mußte, iſt dies auch noch jet der Fall; die An— 
hörung der Yandesiynode erjest die Anhörung des Shynodus nicht. 

3. Für alle Königlichen Anordnungen, für welche nad) bis— 
herigem Hecht Begutachtung durch den Geheimenvath vorgejchrieben 
war, und neuerdings Begutachtung durch das Staatsminijtertum, 
ferner Kontrafignatur dur’ den Kultusminiter nothiwendig war, 
ijt dies auch jet noch der Fall. 

4. Königlihe Verordnungen in Angelegenheiten der evangeli= 
ihen Kirche fünnen wie bisher nur im Negierungsblatt gültig ver- 
fiindigt werben. 

5. Königliche Verordnungen, wodurch Beſchlüſſe der Yandes- 
ſynode über die in $. 14 der Königlichen Verordnung vom 
27. Dezember 1867 aufgeführten Gegenjtände zur Verkündigung 
fümen, würden in allen den Beziehungen, welche bisher nicht Durch 
Königliche Verordnung geregelt werden fonnten, verfafjungswidrig 
jein. Dies gilt ganz beionders von der ZJufammenfegung und 
Stellung des Konfijtoriums und des Synodus, der vermögens— 
rechtlichen Vertretung der Kirchengemeinden, der Kirchenzucht, der 
firhlichen Bejteuerung. 

6. Der Staatsgejeggebung jteht nach wie vor die Befugniß 
zu, die Angelegenheiten der evangeliichen Kirche in allen den 
Punkten zu regeln, welche ver Staatsgejeßgebung von 1867 unter- 
lagen. Eine Einwilligung der Landesſynode ijt zu feinem Staats- 
geje erforderlich 1). — Mebrigens genügt zur Abänderung der 


1) Wenn die Berfafjungsurfunde unter innern Kirchenangelegenheiten 
auch die Regelung der Berfafjung der Kirche mitwerftünde, und wenn fie das 
Recht zur innern Kicchengefeggebung König und Synodus zufpräde (vgl. 
oben ©. 376—379), jo würde es damit zugleih dem Landtag abgeiprochen, 
die Zuläffigkeit der ordentlihen Staatsgeſetzgebung darüber verneint haben- 
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Kirchenverfaffung ein gemwöhnliches Geſetz, außer infoweit das 
Kirchenregiment des Königs und das Konfijtortum und der Sh- 
nodus gänzlich bejeitigt werden follten, wozu ein Verfaſſungsgeſetz 
nöthig wäre. Soweit e8 fich nur um nähere Bejtimmung umd 
Begränzung der Nechte derjelben und die Zufammenjegung des 
Konfiitortums und Synodus handelt, ift ein gewöhnliches Geſetz 
ausreichend, weil diefe echte jchon bisher mur durch gewöhnliche 
Geſetze geregelt waren und der Art. 75 der Verfaſſungsurkunde 
die Negelung durch die orventliche Geſetzgebung bereits vorfieht 2). 


8. 81. 
2. Katholische Kirche, 


Berfafjungsurfunde v. 25. Sept. 1819, Art. 4T. 48. 70—74. 78—32. 
59. 135, Ziffer 3. 

Königl. Verordnung v. 24. Oft. 1827, betr. die Verfündigung der päpft- 
Yihen Bullen v. 16. Aug. 1821 „Provida solersque“ und vom 11. April 
„ad dominiei gregis custodiam“. Neg.-Bl. 1327, ©. 435. Neyfcher, 
Sammlung 10, 874. Die Artikel V. und VI. der lebteren wurden zwar 
mitabgebrudt, aber nicht für verbindlih erklärt. Ein Theil der in den 
Bullen enthaltenen Vorſchriften find zu ftaatsgefeglihen Normen erhoben 
duch Geſetz vom 30. San. 1862, Art. 4. 

Breve des Papſtes Leo XII. v. 22. März 1828. „Re sacra“; zur 
ftaatsgefetlichen Rechtsnorm erhoben durch Geſetz v. 30. Jan. 1862, Art. 4. 
Das Breve ift für alle Diözefen der oberrheinifhen Kirchenprovinz gleich- 
lautend abgefaßt, aber für die einzelnen verfchieden datirt; für Baden vom 
28. Mai 1828. (Abgedrucdt bei Friedberg, Staat und Bifhofswahlen 1374. 
Beil. Nr. 93. ©. 244-247. Schulte, die Rechtsfrage S. 75.) 

Königliches Fundations-Inftrument für das nem errichtete Bisthum 
Rottenburg v. 14. Mai 18285 — in einigen Theilen als gefetsliche Rechtsnorm 
anerkannt durch Gefes v. 30. Jar. 1862, Art. 4. Das Fundationg - In- 
firument wurde im Negierung$blatt nie verfündigt, fondern nur eine Aus— 
fertigung dem Archiv des Landesbisthums übergeben. Ein Aborud fteht bei 
Reyſcher, Sammlung 10, 1067. 

Königl. Verordnung v. 30. San. 1830, betr. die Ausübung des ver— 
faſſungsmäßigen Schuß- uud Aufſichts-Rechts des Staates über die fatho- 
liſche Kirche. (Keg-Bl. ©. 81. — Reyſcher, Sammlung 10, 980-989 mit 
Anmerfungen.) 

Königl. Verordnung v. 1. März 1853, beir. die Ausübung des verfaſ— 


2) Anderer Meinung war v. Rümelin im der Abgeordnetenfammer am 
11. Suni 1874. ©. 5691 u. Morig v. Mohl am 12. Juni 1874. ©. 5732. 
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fungsmäßigen Schutz- und Auffichtsrechts des Staats über die katholiſch 
Landeskirche. (Reg-Bl. 49.) 

Berfügung des Kultusminifteriums v. 9. März 1558, betr. bie Belannt- 
madhung des Ergebnifjes der vorgenommenen Pfründen-Ausfheidung (ohne 
ausdrückliche Namhaftmachung beftätigt Durch Staatsgeſetz vom 30. Januar 
1862, $. 2. Reg.-Bl. 1858, ©. 25—39). 

Geſetz v. 30. San. 1862, betr. Die Regelung des Verhältniſſes der 
Staatsgewalt zur fathol. Kirche (Neg.-Bl. 59. Auch in Dove's Zeitſchr. 2, 
339). Der Schlußfag erflärt die Konvention (das Konfordat) mit dem 
Römiſchen Stuhl, wie es die Königliche Verordnung v. 21. Dez. 1857 ver— 
fündigt hatte, ihrem ganzen Inhalt nad für fraftlos. 

Verfügung des Minifteriums des Kirhen- und Schulweſens v. 30. April 
1571, betr. die Beichlüffe des vatifanifchen Konzils in Nom (Reg.Bl. 115). 


Duellen-Sammlungen und Literatur. 


Bogt, Ad. v., Sammlung firhliger und ftaatlicher Verordnungen für 
das Bisthum Rottenburg. 1876. Neue Bearbeitung der früheren Samm- 
lung: Kirchliche Verordnungen für das Bisthum Nottenburg. 1863. Neue 
Folge. 1870. 

Reyſcher, Sammlung der Württembergifchen Gefeße. Bd. 10: Samm- 
tung der katholiſchen Kirchengejebe vom Jahre 1803—1834, bearbeitet von 
3. 3. Lang, Profeſſor der Nechte zu Tübingen. (S. 1—96 enthalten eine 
treffliche Hiftoriihe Einleitung. 

Longner, Ignaz (Domkaplan), Darftellung der Nechtsverhältniffe der 
Biſchöfe in der oberrheinifchen Kirchenprovinz. Tüb. 1840. 

Longner, Beiträge zur Geſchichte der oberrheiniſchen Kirchenprovinz. 
Tüb. 1863. GBehandelt die Zeit von 1801— 1830.) 

Hauber, F. N. v., in Dove's Zeitfehrift 2, 357—411. 1862. „Die 
fichenrechtlichen Berhandfungen auf dem Württembergiſchen Landtag v. 1861 
und die daraus hervorgegangenen Geſetze.“ 

Golther, % (ehemals Kultusminifter), der Staat und die Fatholifche 
Kirche im Königreih Württemberg (unter Beziehung auf die Preußifchen 
Kirchengefee dv. 1873). Stuttgart 1874. ©. 547. 

Ruckgaber, Aem., die Diözeſe Nottenburg und ihre Ankläger. Tüb. 
1869. 

Das vatikaniſche Konzil und die Württembergiſche Staatsgeſetzgebung. 
Stuttgart 1871. 

Mohl, R. v., Staatsrecht des Königreichs Württemberg 2, 35. 478 
bis 510. 1840. 


I. Nach der Zählung des Jahres 1871 betrug die katholiſche 
Bevölkerung Württembergs 553,542 Seelen, welche 661 Fatholifchen 
Kirchengemeinden (Bfarrbezirken) zugehörten, die zu 29 Defanaten 
verbunden find. — Die Seeljorge- ©eiftlichfeit beiteht aus 666 
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Pfarrern, worunter fich die 29 Defane befinden, aus 143 Kap- 
länen und etwa 100 weiteren Klerikern ?). 

U. Die Verfaſſung der Landesfiche ift in allen wichtigen 
Beziehungen durch Staatsgefege feitgejtellt, in erjter Linie durch 
die Staatsverfafjungsurfunde vom 25. September 1819 und dag 
Stantsgejeß vom 30. Sanuar 1862, welches auch mehrere ältere 
Beitimmungen mit Geſetzeskraft befleivet, dagegen das Konkordat 
vom 8. April 1857, trotz päpftlichen Proteftes, in allen jeinen 
Theilen aufgehoben bat. 

Der beiden päpftlichen Bullen, einmal die vom 16. Auguft 
1821 „Provida solersque“, welche die Umfjchreibung der ober- 
rheinijchen Kirchenprovinz und ihrer Didzejen enthält, und ſodann 
die Bulle „Ad dominiei gregis custodiam“ vom 11. April 1827, 
find durch Königliche Verordnung vom 24. Dftober 1327 verfündigt 
worden, aber mit bejtimmten Einjchränkungen, unter Vorbehalt 
weiterer Regierungsverordnungen zu ihrer Vollziehung, und über- 
haupt unter Vorbehalt aller Stantshoheitsrechte, 

Die Formel, über welche jih alle betheiligten Negterungen 
verjtändigt hatten, und welche daher in allen Staaten in gleicher 
Weife angewendet worden tft, lautet: „Da die päbjtliche Bulle 
vom 16. Auguft 1821, welche mit den Worten: „Provida solers- 
que“ und diejenige vom 11. April 1827, welche mit den Worten: 
„Ad dominiei gregis custodiam“ beginnt, in jo wett jolde 
die Bildung der oberrheiniichen Kirchen-Provinz, die Begrenzung, 
Ausjtattung und Einrichtung der dazu gehörigen fünf Bisthimer 
mit ihren Domfapiteln, jo wie die Beſetzung der erzbijchöflichen 
und bijhöflichen Stühle und der domſtiftlichen Präbenden zum 
Gegenjtand haben, von Uns angenommen werden, und Unjere 
landesherrlihe Staats-Genehmigung erhalten, 
ohne daß jedoch aus denſelben auf irgend eine Weije etwas 
abgeleitet werben fünnte, was Unfern Hoheitsrehten ſchaden 
oder ihnen Eintrag thun möchte, oder den Landes-Geſetzen und 
Regierungs-Verordnungen, ven erzbifchöflihen und biſchöf— 
lihen Rechten, oder den Nechten der evangelifchen Confeſſion 
und Kirche entgegen wäre, jo wird folches hiermit unter dem 


1) Württembergiſche Jahrbücher 1874, ©. 28 u. 45. 
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Borbehalte, daß wegen der Vollziehung weitere Anordnungen 
werden getroffen werden, zur Nachachtung befannt gemacht.” 

Welche Bejtimmungen der Bulle zu den nicht angenommntenen 
gehörten, ſollte fich eben aus dieſen worbehaltenen Vollzugsvor- 
Ihriften des Näheren ergeben. Der Kultusminijter v. Schmidlin 
machte dem Bilchof und Domkapitel von Nottenburg bei der Ein- 
jeung Diefer Behörden am 19. Mat 1823 ausdrüdlich die Mit— 
theilung, daß „namentlih” die Artikel V. und VI. ver Bulle vom 
11. April 1827 nicht angenommen jeien!). 

Der Art. V. bejagt nämlich, daß im jeder Didzefe biichöfliche 
Seminarien bejtehen follten, worin Klerifer „nach Vorjchrift des 
Konzils von Trient“ (!) gebildet und erzogen würden, und Art. VT., 
daß der Verfehr mit dem heiligen Stuhl freigegeben jet und ven 
Biſchöfen in ihren Diözefen die volle biichöfliche Gerichtsbarkeit 
zufommen jole, „welche ihnen nach den jest geltenden Kanones 
und nach der gegenwärtigen Disziplin der Kirche gebührt“ (quae 
juxta canones nunc vigentes et praesentem ecclesiae dis- 
ciplinam eisdem competit). Die letteren Worte bezweckten nicht 
weniger, als dem gamyen Kanoniſchen echt Gültigkeit beizulegen. 
Keine der betheiligten Regierungen hat je daran gedacht dergleichen 
zuzugeitehen, am wenigften die Württembergiiche, welche damit 
gegen den Wortlaut der Verfaffungsurfunde vom 25. September 
1519 verjtoßen haben würde ıwgl. unten). 

Sriedberg, Staat und Biſchofswahlen 1874, ©. 409 nimmt 
wie bei Preußen an, daß die beiden Bullen nebjt Breve die Kraft 
eines „völferrechtlichen Vertrags“ hätten. Allein der Wortlaut der 
Bullen iſt mit den Regierungen nicht vereinbart, ein Vertrag 
oder auch nur eine Art Uebereinfommen nie gejchloffen worden; 
vielmehr hatten die Negierungen nur den päpftlichen Stuhl wifjen 
laſſen, unter welchen Bedingungen fie päpitliche Anordnungen für 
ihre Staaten anerkennen würden, und fie hatten Daher freie Hand, 
die Bullen anzunehmen oder abzulehnen oder jie mit Bejchrän- 
fungen anzuerfennen. Das Yetstere geſchah. 

Die vatikaniſchen Konftitutionen, namentlich auch diejenige 
vom 18. Juli 1870 über die päpitliche Unfehlbarfeit find vom 


1) v. Longner, Beiträge zur Geſchichte der oberrheinifchen Kirchenprovinz 
1863. ©. 592, 3. 1u. 2. Val. auch ©. 584. 
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Biſchof von Nottenburg, Dr. Hefele, unterm 10. April 1871 durch 
Abdruck im bifchöflichen Amtsblatt, unter Beifügung einiger „un: 
maßgeblicher” Bemerkungen über ihren Sinn, verfündigt worden. 
Das bifchöfliche Aundfchreiben beginnt mit folgendem bemerfeng- 
werthen Sat: „Wenn ich dem hochwürdigen Klerus den authen- 
tiichen Text der beiden dogmatiſchen Konftitutionen des vatikani— 
Ihen Konzils mitthetle, jo geichieht e8 nicht in der Meinung, als 
ob der obligatorische Charakter allgemein Eirchlicher Defrete von 
ihrer Verkündigung durch die einzelnen Diözefanbiichöfe abhänge.“ 
Er belehrt alle jeine Untergebenen, daß päpftliche Erlaſſe für ven 
Württembergiichen Klerus jchon durch die Verkündigung in Nom 
„obligatorijch” werden, während das Staatsgejeg vom 30. Januar 
1862, Art. 1 bejtimmt, daß päpftliche Erlafje eine Gültigkeit für 
die fatholiiche Kirche Württembergs immer exit durch die VBerfündt- 
gung feitens des dafür verantwortlichen Yandesbiichofs erlangen !). — 
Unterm 30. April 1871 erließ hierauf das Kultusminifterium 
mit Genehmigung des Königs und nach Anhörung des Geheimen- 
raths eine öffentliche Bekanntmachung, „daß die Königliche Regie— 
rung den Bejchlüffen des vatikaniſchen Konzils feinerlei Nechts- 
wirkung auf jtaatlihe oder bürgerliche Verhältniſſe zugeftehe 2).“ 

Ill. Die Drganifation der Landeskirche ijt gegenwärtig fol- 
gendermaßen bejchaffen: 

1. Eine Bertretung der fatholifchen Kirchengemeinden, welche 
ausjchließlih von Mitgliedern derjelben gewählt wäre, gibt es 
nit. Im manchen Gemeinden befteht neben dem allgemeinen 
Stiftungsrath und. Kirhenkonvent ein fatholifcher Stiftungsrath 
und Kirchenkonvent ?), welcher letztere aus den katholiſchen Pfar- 
rern, dem Schultheiß und zwei von diefen ernannten fatholt- 
ichen Mitgliedern des Gemeinderaths zuſammengeſetzt tft. 

2. Bon den 809 Pfarreien und Kaplaneten werden bejekt: 
vom König auf Vorſchläge des katholiſchen Kirchenraths und des 
Kultusminiiters 267 Pfarreien und 56 Staplaneien, von Private 


1) Mit Recht hebt der Verfaffer der Schrift: „Das Vatikaniſche Konzil 
u. die Württ. Staatsgefetsgebung“ ©. 54 u. 55 hervor, daß in diefem Vor— 
gehen des Biſchofs eine offenbare Rechtsverletzung enthalten fei. 
2) RegBl. 115. 
3) Bol. oben ©. 391. 
Thudichum, Kirchenrecht. 26 
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patronen (meift jtandesherrlichem Adel) 220 Pfarreien und 59 
Raplaneient), vom Biſchof auf Gutachten des Domfapitels 178 
Pfarreien und 29 Kaplaneien 2). 

3. Die 29 Defane werden von der Pfarrgeiitlichfeit Des 
Dekanats gewählt und vom Biſchof betätigt; die Regierung hat 
nur ein Einjpruchsrecht wie bei allen geiltlichen Aemtern. 

4. Die Gränzen der Diözefe Nottenburg fallen mit den 
Gränzen des Königreich8 zuſammen und können nicht ohne Staats- 
geſetz, ja ſogar nicht ohne Berfaffungsgejeg verändert werben ?). 
Auch Eremtionen finden nicht ftatt %). 
| 5. „Die Yeitung der „„innern““ Angelegenheiten der katho— 
fiihen Kirche jteht dem Landes-Bifchofe nebjt dem Domkapitel zu. 
Derjelbe wird in dieſer Hinficht mit dem Kapitel alle Diejenigen 
Nechte ausüben, welche näc den Grundſätzen des Fatholijchen 
Sicchenrechtes mit dieſer Würde wejentlich verbunden find ).“ 

In der verfafjunggebenden Ständeverfammtlung vom 15. Sep— 
tember 1819 hatte der Generalotfar, Biſchof non Evara, den An— 
trag gejtellt, dem Schlußfat des Artifels 73 die Faſſung zu geben: 
„welbe nach den kanoniſchen Sabungen und nach den 
Grundſätzen des fatholiichen Kirchenrechts Damit verbunden find“, 
wonach aljo auch das Wort „wejentlich” wegfallen ſollte. Er begrün- 
dete dies damit, daß „die Anfichten und Grundjäte des Kirchen— 
rechts” nach den verſchiedenen Zeit-Syſtemen und dem Einfluß 
der Zeitbegriffe eine öftere Abänderung oder Umgejtaltung erlitten, 
wie die zahlreichen Handbücher des Kirchenrechts lehrten, während 
die „Kirchengeſetze, oder die non der Kirche ſanktionirten kanoniſchen 


2) Der afademifhe Senat der Univerfität Tübingen präfentirt zu einer 
Pfarrei (Ningingen). Gaupp 2, 1. 255. 

2) Württemb. Jahrb. 1874, ©. 28, mit Berüdfihtigung des im J. 1875 
mit Baden gejhlofienen Staatövertrages. Die Minifterialbefanntmachung 
v. 9. März 1858 hat etwas abweichende Zahlen. 

3) Berfaffungsurfunde v. 25. Sept. 1819, Art. 78. Königl, Berord=. 
nung v. 24. Dft. 1527. 

+) Königl. Verordnung v. 30. Ian. 1830 (vereinbart unter dem bei ber 
oberrheinifchen Kirchenprovinz mitbetheiligten Regierungen), $. 2: „Es fan 
in feinem der oben erwähnten Bisthümer irgend eine Art von Tirchlicher 
Eremtion künftig ftattfinden.” 

5) Berfafiungsurfunde v. 25. Sept. 1819, Art. 78. 
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Satzungen fich nicht änderten”, auf diejen bleibenden Grund aber 
zurüdgegangen werden müſſe. Das fanonifche Recht für maßgebend 
zu erklären erachtete der evangeliiche Prälat v. Schmid als den 
andern Kirchen präjudizterlich, und e8 wurde darauf von der Ver— 
jammlung dem Antrag des Bifchofs nur injoweit nachgegeben, 
daß es an Stelle der Worte „nach den Grundſätzen des Fatholi- 
Ichen Kirchenrechts“ heißen jollte „in Gemäßheit der Fatholiichen 
Kirchengeſetze“. Der König aber veriagte dieſer Aenderung 
jeine Zuftimmung 9. Hiernach find unter den. Grundſätzen des 
fatholiichen Kirchenrechts diejenigen Grundſätze zu verjtehen, welche 
man damals in Deutjchland allgemein als die wahren, urfprüng- 
lichen, auch allein gültigen betrachtete und wie fie ein Menſchen— 
alter vorher die vier deutſchen Erzbiichöfe vertreten hatten und 
im Jahr 1819 noch die Mehrzahl der Erzbifchöfe und Biſchöfe 
handhabten. Dieß tft um jo ficherer, als an der Spike Des 
Württembergijchen Minijtertums damals der Freiherr von Wangen 
heim jtand, der bei den Konferenzen der Süddeutſchen Negterungen 
zu Srankfurt a. M. eben erit die weitgehendfte Unabhängigkeit der 
deutſchen katholiſchen Landeskirchen vom Papjt mitbetrieben hatte. 
Die in der Slöniglichen Verordnung vom 30. Sanuar 1830 über 
die Anwendbarkeit päpftlicher Anoronungen enthaltenen Beſtim— 
mungen (j. unten) jtimmten daher durchaus mit der Verfaſſungs— 
urfunde überein. Erſt das Konfordat vom 8. April 1857, Art. 4 
eröffnete den Kanoniſchen Satungen wieder Ausjiht auf vollere 
Geltung in Württemberg, die mit der Beſeitigung des Konkordats 
wieder geſchwunden ift. 

6. „Die in der Staatsgewalt begriffenen echte über die 
katholiſche Kirche werden von dem Könige durch eine aus katho— 
lifchen Mitgliedern beftehende Behörde ausgeübt, welche auch bei 
Beſetzung geiftlicher Aemter, die vom Könige abhängen, jedesmal 
um ihre Vorſchläge vernommen wird 2.” Dieje Behörde tjt der 
„katholiſche Kirchenrath“ zu Stuttgart, welcher zur Bett der Ver— 
kündigung der VBerfafjungsurfunde bereits bejtand und dem Mini— 
jtertum des Innern und des Kultus untergeoronet war. Daß 


1) Srider, die Verfaffungsurkunde für d. Könige. Württemb. mit dem 
offiziellen Auslegungsmaterial. 1865. (©. 351—352. 484. 632—633.) 
2) Berfafiungsurfunde v. 25. Sept. 1819, Art. 79. 
2:00, 
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diefe Unterordnung unter das Miniſterium durch die Verfajjung, 
nicht aufgehoben werben jollte, liegt auf der Hand und wird durch 
die ganze folgende Staatsgefekgebung, z. B. ſchon gleich durch das 
Geſetz vom 28. Juni 1821 über die Berhältniffe der Civilſtaats— 
Diener bewiejen. — Der katholiſche Kirchenrath beiteht aus einent 
Borjtand und fünf orbentlichen Mitgliedern (Regierungsräthen, 
Regierungsaſſeſſoren). Da er zugleih unter dem Kultusminiſte— 
rium das geſammte fatholifche Volksſchulweſen zu leiten bat, jo iſt 
ihm ein Schulmann als außerorventlihes Mitglied beigegeben, 
welches allen Situngen des Kollegiums in Schuljfachen mit Stimm- 
recht anzuvohnen hat. Sämmtliche Mitglieder find Staatsdiener 
mit der gleichen Stellung wie die Mitglieder des evangeliichen 
Konfiftortiums. — Die Amtsbefugniffe des Kirchenraths haben 
jeit dem Konkordat und dem Geſetz vom 30. Januar 1862 eine 
erhebliche Einbuße erlitten. 

7. Dem Papfte kommen innerhalb Württembergs keinerlei 
unmittelbaren Verfügungsrechte zu. Die Verfaffungsurfunde vom 
25. September 1819 thut feiner gar nicht Erwähnung und beharrt 
alfo in dieſer Hinficht bei dem Standpunkt, Den die Negterung 
ſchon früher eingenommen hatte. Das Geſetz vom 30. Januar 
1862, Art. 1 verfügt, daß Bullen, Breven und fonjtige Erlaſſe 
des Papſtes, was auch immer ihr Inhalt fein möge, in Württem— 
berg nur vom Landesbifchof verkündet werden dürfen und zwar 
unter Beobachtung der gejeßlichen Vorſchriften über Mittheilung 
an die Staatsbehörde, beziehungsweiie Einholung des Plazet (vgl. 
unten), womit alfo allen päpftlichen Verfündigungen, die auf 
andere Weije erfolgen, etwa durch einen Nuntius oder Yegaten, 
oder welche nur in Rom im Vatikan jelbit gejchehen, jede Wir- 
fung für Klerus und Fatholiiche Gemeinden Württembergs abge- 
ſprochen ift. 

Ferner verfügt das Gefeß vom 30. Sanuar 1862, Art. 1, 
daß alle vom Bapft ausgehenden und vom Biſchof in Württem- 
berg verfündigten Grlaffe auch nur vom Biſchof angewendet 
werben dürfen, nicht alſo von einem anderen firchlichen Dberen, 
feinem päpftlichen Beauftragten, auch nicht dem Erzbiſchof der 
Provinzt). Die Regierungen, welche bei der oberrheiniichen 


') Diefe Beftimmungen des Gejeßes ftimmen wörtlih mit der Königl. 
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Kirchenprovinz betheiligt find, waren jchon feit 1818 übereinge- 
fommen, einem päpftlichen Nuntius überhaupt eine dauernde Nefi- 
denz in ihren Staaten nicht zu gejtatten. 

Der Papit darf gegen feinen Württembergiichen Kleriker 
auperhalb des Bodens des deutſchen Reichs eine Unterfuchung 
führen oder ein Urtheil fällen laffen, oder dieß ſelber thun, weder 
in erjter noch höherer Inſtanz; vielmehr find diefe Sachen durch 
beauftragte Richter innerhalb Deutjchlands zu beforgen und zwar 
durch deutſche Firchliche Gerichte, alſo nicht etwa einen päpftlichen 
Nuntius 9. Dafjelbe gilt fir Ehefachen, Hinfichtlich welcher über- 
haupt eine geijtliche Gerichtsbarfeit mit bürgerlicher Wirkung nicht 
mehr beiteht. 

IV. „Die Bildung neuer firchlicher Gemeinden und die Ab- 
änderung bejtehender Kirchlicher Gemeinde= und Bezirkseintheilungen 
fann von dem Bifchof nur im Cinverftändniffe mit der Staats- 
regterung verfügt werben 2). 

Daſſelbe gilt von der Errichtung, Theilung und Vereinigung 
von Pfründen, auch wenn eine neue firchliche Gemeindetheilung 
nicht damit verbunden ift.” 

V. Das Geſetz vom 30. Januar 1862, Art. 1 hat die Vor— 
jchrift des zweiten Sates des 8. 72 der Verfaſſungsurkunde über 
das Plazet, ſoweit e8 Verordnungen der Fatholiichen Kirchengewalt 
angeht, durch folgende Vorjchriften erſetzt ?): 


Berordnung v. 1. März 1853, 8. 3 überein, deren Inhalt von allen Negie- 
rungen der Oberrheiniſchen Kirchenprovinz vereinbart ift. 

1) Geſetz vom 30. San. 1862, Art. 10: „Disziplinar- und Eheſachen 
dürfen auch im Inftanzenzuge nicht vor ein außerdeutfches Firchliches Gericht 
gezogen werben.” — Das Königliche Fundationg-Inftrument für das Big- 
thum Nottendburg v. 14. Mai 1828, Nr. 5 und die Königl. Verordnung v. 
30. San. 1830, 8. 10 hatten ben Nechtszug auf die Grenzen ber Ober— 
rheinischen Kirchenprovinz beſchränkt. Das erftere verfügte: „ES dürfen feine 
kirchlichen Streitigfeiten der Katholiken Unferer Lande außerhalb der Kirchen- 
provinz und vor auswärtigen Nichtern verhandelt, oder etwa von dieſen ver— 
hängte Straferfenntniffe gegen Unfere fatholifchen Unterthanen ohne Unfere 
Genehmigung vollzogen werden.” Jetzt, nad dem Geſetz v. 30. Jar. 1862 
kann auch die Königliche Genehmigung ein von außerdeutfchen kirchlichen Ge- 
richten gefülltes Strafurtheil nicht mehr gültig machen. 

2), Geſetz v. 30. San. 1862, Art. 17 (Neg.-Bl. 64). 

3) Dem Artikel 1 des Gefeges kommt die Natur eines Berfaffungs- 
gefetzes zu. Vgl. die Schrift: „Das Vatikaniſche Coneil und die Württem- 
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1. Ohne die zuvor!) eingeholte Genehmigung des Staats 
dürfen von dem Erzbiihof, Biſchof und den übrigen firchlichen 
Behörden, 3. B. Domfapitel, Kapitelsvikar, Feine allgemeinen 
Anordnungen und Streisjchreiben an die Getitlichfeitt und Die 
Diözefanen erlaffen werden, wodurch diefelben zu etwas ver— 
bunden werben jollen, was nicht ganz im dem eigenthümlichen 
Wirkungskreife der Kirche Liegt, ebenſo wenig fonjtige Erlaffe, 
welche im ftaatlihe over bürgerlihe DVerhältniffe eingreifen. 
Diefelbe Staatsgenehmigung iſt erforderih für Beichlüffe der 
Diözefan- und Provinztaliynoden und für Bullen, Breven und 
jonjtige Erlajje des Papſtes, jofern jte einen Inhalt der eben be- 
ichriebenen Art haben. Daß nur der Bifchof berechtigt tft, fie zu 
verfündigen, wurde fchon oben angegeben. 

Als Beiſpiele jolcher gemifchten Sachen wurden von Der 
Kommifjion der Abgeordnetenkammer bezeichnet: Verfügungen über 
Eherecht, Verordnungen über die Gottesdienſtordnung, welche einen 
Bermögensaufwand öffentlicher Kaſſen oder Einzelner zur Folge 
haben, DVBerfügungen über die Sonntagsfeter, Anordnungen über 
Wallfahrten und PBrozejiionen ?) u. ſ. w. 

2. Allgemeine Eirchlihe Anordnungen und öffentliche Erlaffe, 
welche rein geiftliche Gegenftände betreffen, find der Staats- 
behörde nur gleichzeitig mit der Verkündigung zur Einficht mitzu- 
theilen ?). 

Bis zum Jahre 1853 waren folgende Beitimmungen ver 
Königlichen Verordnung vom 30. Januar 1830, $. 4 und 5 in 
Geltung gewejen, welche auf Vereinbarung aller bei der Kirchen- 
provinz betheiligten Regierungen berubten: 8. 4: „Die von dem 
Erzbischof, dem Biſchof und den übrigen firchlichen Behörden aus— 
gehenden allgemeinen Anordnungen, Kreisjchreiben an die Geiſt— 
Yichfeit und Diözejanen, durch welche diefelben zu etwas verbunden 


bergifhe Staatsgeſetzgebung“. Stuttgart 1871. ©. 55.. Der Inhalt des 
Art. 1 ſtimmt wörtlih mit der landesherrlichen Verordnung vom 1. März 
1853, 8. 2 u. 3 überein, welde von allen Regierungen der Oberrheinifchen 
Kirhenprovinz vereinbart war. | 

1) Golther 264. 266. 

2) Verh. d. Kammer d. Abg. 2692. 

®) Die Abgeorbnetenfammer. verwarf mit 70 gegen 10 Stimmen dem 
Antrag Moriz v. Mohls, das Plazet in der von der Verfafjungsurfunde 
vorgefchriebenen Allgemeinheit aufrecht zu erhalten. 


Württemberg. Katholische Kirche. 407 


werden jollen, jo wie auch beiondere Verfügungen von Wichtigfeit 
unterliegen der Genehmigung des Staates, und können nur mit 
der ausprüclichen Bemerkung der Staats - Genehmigung (Placet) 
fund gemacht oder erlaffen werden. 

Auch ſolche allgemeine Firchliche Anordnungen und öffentliche 
Erlaſſe, welche vein geijtliche Gegenjtände betreffen, find ven 
Staatsbehörden zur Einficht vorzulegen, ihre Kundmachung kann 
erſt alsdann erfolgen, wenn dazu die Staats-Bewilligung ertheilt 
worden iſt.“ 

8. 5: „Alle römiſchen Bullen, Breven und jonftige Erlaffe 
müfjen, ehe fie fund gemacht und in Anwendung gebracht werden, 
die landesherrliche Genehmigung erhalten, und jelbft für angenom— 
mene Bullen dauert ihre verbindende Kraft und ihre Gültig- 
feit nur jo lange, als nicht im Staate durch neuere 
Berordnungenetwas anderes eingeführt wird?). Die 
Staat8-Genehmigung it aber nicht nur für alle neu erjcheinenden 
päbjtlihen Bullen und Gonjtitutionen, ſondern auch für alle 
frühern päbjtlichen Anorbnumgen nothwendig, jobald Davon 
Gebrauch gemacht werden will.” Dieje letere Vorſchrift 
jollte der Anwendung von Bullen einen Riegel vorſchieben, welche 
bisher nicht in Gebrauch gewejen waren 2). 

Diefe Verordnung wiederholte nur, was zur Zeit der Verfaſ— 
jungsgründung im Jahre 1819 und auch nach derjelben  jtets 
Rechtens geweſen war. Daß ältere päpftliche Anordnungen, welche 
im Sahre 1819 in Württemberg nicht in Gebrauch gewejen find, 
daſelbſt auch jest noch nur unter denſelben Vorausſetzungen wie 
neue Anordnungen Geltung erlangen fönnen, wurde jchon oben 
©. 403, gezeigt. 

Die Ausübung des Plazetrehts war dem katholiſchen Kirchen— 
rath zu Stuttgart übertragen. Außerdem war dem bijchöflichen 
Ordinariat zu Rottenburg von Anfang an ein Königliher Kom— 


1) Bal. öfterreichifche Verordnung v. 17. März 1791, welche in ben feit 
1805 zu Württemberg gefommenen vorderöſterreichiſchen Befigungen noch 
galt. Ueber Erklärungen des Geheimenraths v. 18. Juni 1832 und 10. Jar. 
1833 vgl. Reyſcher 10, Einleitung von Lang ©. 84 u. 982, Anm. Golther 
72—73. 

2) Erklärung des Könige. Geheimenrathes bei Reyſcher, Samml. 10, 34. 
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miſſär beigegeben, welcher allen Situngen beizumwohnen und alle 
biichöflihen Erlaffe mitzuunterjchreiben, mit feinem „Vidit“ zu 
veriehen hatte. Erſt im Sahre 1847 verzichtete die Regierung 
auf dieje Form der Ueberwachung 9. 

VI. Die Königliche Verordnung vom 30. Januar 1830 (die 
ſog. Kirchenpragmatik) 8. 36 verfügt: „Den Geiftlichen, jo wie 
den Weltlichen, bleibt, wo immer ein Mißbrauch der geiftlichen 
Gewalt gegen fie Statt findet, der Rekurs an die Yandes- 
behörden 2)“. Diefe Beitimmung erlangte allerdings feine große 
praftiiche Bedeutung, weil das katholiſche Kirchenwejen in weiteſter 
Ausdehnung theils unter direkter Leitung einer Staatsbehörde, 
des Fatholiichen Kirchenraths, theild unter ftrenger Kontrole der 
Staatsbehörden ftand. Sie ijt aber noch gegenwärtig vollfommen 
in Gültigkeit, wie auch bei den Verhandlungen über das Geſetz 
vom 30. Januar 1862 von Seiten der Regierung anerkannt 
wurde’). Im den Motiven zu dem Negierimgsentwurf ift Bezug 
genommen auf ein Reſkript des Kultusminifteriums an den 
Biſchof vom 5. März 1853, worin es hieß: „Obgleich e8 keines— 
wegs im der Abficht liege, gegen jedes Erfenntniß der geiftlichen 
Gerichte gleihjfam eine Appellation an die Stantsbehörde als 
höhere Inftanz zu geftatten, jo fünne doc die Negterung nicht 
darauf verzichten, einzujchreiten, wenn Organe ver Kirchengewalt 
ihre vom Staat anerkannten Befugniffe überjchreiten oder wejent- 
liche Grundſätze eines vechtlichen Verfahrens, unter dejjen Voraus— 
jegung allein der Staat eine Firchliche Strafgewalt anzuerkennen 
vermöge, außer Acht laſſen jollten.” Sodann fahren die Motive 
fort: „In diefem Sinne muß die Königliche Regierung jeder- 
zeit an dem fog. recursus ab abusu feithalten; denn der Staat 
würde feinen eigenen Beruf gänzlich mißfennen, wollte er einen 
jeiner Angehörigen gegen rechtswidrige Eingriffe, von welder Seite 
jie auch kommen mögen, ſchutzlos lafjen. Eine erjchöpfende Auf- 
zählung der Fälle, die als Mißbrauch der geijtlichen Gewalt zu 


2) Lang bei Reyſcher, Samml. 10. Einf, ©. 92. v. Xongner, Beiträge 
1863. ©. 393. v. Golther ©. 74. 258. 

2) Reyſcher 10, 988. 

3) Bol. v. Hauber in Dove's Zeitfehr. 2, 388. Golther, Staat u. kath. 
Kirche. 1874. ©. 323—328. Verhandl. d. Abgeordnetenfammer v. 21. Dez. 
1861. ©. 5702. 
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bezeichnen jein mögen, iſt nicht wohl möglich; doch laſſen fich als 
naheliegende DBeilpiele erwähnen: (folgen eine Anzahl von Bei: 
jpielen). Einen Rekurs gegen Exkommunikation (Ausichliegung) 
aus der katholiſchen Kirche, meinen ſchließlich die Motive, könne 
die Negierung nicht annehmen Y. 

Die Abgeoronetenfammer hatte e8 wegen der jetst der katho— 
liſchen Kirche gewährten Selbjtändigfeit für geboten erachtet, die 
Bälle, in welchen der Rekurs zuläffig fein folle, beſtimmt zu be- 
zeichnen und dem entjprechende Bejchlüffe gefaßt; allein fie ver— 
zichtete dann auf dieſelben, weil die erite Kammer dagegen war 
und weil auch die verjuchte Aufzählung fich als unvollſtändig er- 
wies ?). 

VII. Geiſtliche Orden und Kongregationen fünnen nur vom 
Biichof, nicht vom Papft, und nur mit ausprüdlicher Genehmigung 
der Staatsregierung eingeführt, auch neue Nieverlaffungen eines 
etiva bereitS zugelaffenen Ordens nur mit diefer Genehmigung 
gegründet werden. 

Der Regierung bleibt das Recht, die ertheilte Genehmigung 
jederzeit zurüczunehmen, und fie fann auf diefes Necht nicht ver- 
zichten ?). 

Ein ftaatlicher Zwang, um Ordensmitglieder zur Beobachtung 
der von ihnen geletfteten Gelübde zu nöthigen, findet nicht Statt; 
dieſelben können jederzeit aus dem Orden austreten und die Ge— 
lübde widerrufen 9. 


Y Dal. die Motive bei Dove, Zeitſchr. 2, 111—113. 

2) Bol. Golther, Staat u. kathol. Kirche in Wiürttemb. 1874. ©. 326. 
Sitzungen v. 20. Nov. und 21. Dez. 1861. ©. 5204 und 5705. 

3) Gefeb v. 30. San. 1862, Art. 15. Reg.-Bl. 63. Vgl. Hauber im 
Dove's Zeitihr. 2, 395 —397. 

*) Geſetz v. 20. Ian. 1862, Art. 16: „Die Gelübde der Ordensmit— 
glieder werden von der Staatsgewalt nur als widerrufliche behandelt.” 
(Reg.Bl. 63). 
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8. 82. 
3. Die Zsraelitiihe Landeskirche. 


Die maßgebenden Gejete find folgende: 


Gefeß v. 25. April 1828, betr. die öffentlichen Verhältniſſe der Israe li— 
tiihen Slaubensgenofjen Art. 37, 2. Abſatz, Art. 33. 39. 48—61 (Reg.-Bl. 
301-320. Ir Art. 52 muß 08 ftatt „Beftätigung” „Ernennung“ beißen, 
Bol. die Berichtigung im Neg.- Bl. 1831. ©: 564. Ein Abdruck fteht im 
Dove's Zeitfehr. 5, 499—502.) 

Königl. Verordnung v. 27. Oft. 1831, betr. die Bildung und dert 
Wirkungskreis der Borfteherämter der Israelitiſchen Kirhen-Gemeinden und 
der Israelitiſchen Ober-Kirchenbehörde (Neg.-Bl. 551—563). 

Königl. Verordnung v. 25. März 1851, betr. die Wahl u. die Amts— 
dauer der Beifiger der Israelitiſchen Kirhenvorfteherämter (Neg.:Bl. 43—47). 

Geſetz v. 13. Auguft 1864, betr. die bürgerl. Verhältniſſe der Israeli— 
tifhen Glaubensgenofjen. (Neg.=Bl. 137. 138. Dove's Zeitihr.” 5, 498 
bi8 502.) 

Geſetz v. 23. Dez. 1873, betr. die Aufhebung der Israelitiſchen Per- 
fonalftener (Reg.Bl. 453). 

Geſetz v. 23. Juni 1874, betr. die Penfions-Verhältniffe der Israeli- 
tifhen Volksſchullehrer und Vorſänger (Reg-Bl. 187—189). 


Literatur. 


Reyſcher, Sammlung Bd. 15. I Anhang. (Sammlung der Wiürt- 
tembergifchen Gefese in Betreff der Israeliten vom 3. 1521—1846, bear— 
beitet von Mayer, 5. 5, Oberamtmann. 1847). 

Mohl, Württemberg. Staatsredht 2. 515—518 (1840). 


III. Gründung neuer Religionsvereine. 


1. Korporationsrechte erlangen Neligionsvereine nur durch 
Königliche Verleihung. Geſetzliche Vorſchriften über die Vorbe— 
bedingungen fehlen. 

2. Die Bildung religtöjer Vereine außerhalb der vom Staat 
als öffentlicher Körperjchaften anerkannten Kirchen iſt von einer 
ftaatlichen Genehmigung unabhängig. Solche Vereine dürfen jedoch 
nach ihrem Bekenntniß, ihrer Verfaffung oder ihrer Wirkfamfeit 
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mit den Geboten der Sittlichfett oder mit der öffentlichen Rechts— 
ordnung nicht in Wideripruch treten }). 

a) Wer einen Neligionsverein mit bejonderen Statuten 
gründet, tft nur auf bejonderes Verlangen der Regierung ver- 
pflichtet, die Statuten vorzulegen, bei Geldſtrafe bis zu 36 Mark, 
Im Uebrigen liegt ihm feine Anzeigepflicht ob 2). 

b) So lange ein Verein nicht verboten ift, ſteht ihm das 
Recht der freien gemeinjfamen Religionsübung im häuslichen und 
öffentlichen Gottesdienst, ſowie der felbjtändigen Ordnung und 
Verwaltung feiner Angelegenheiten zu >). 


Yünftes Kapitel. 
Baden, 
I. Allgemeine jtaatsgejeglihe Bejtimmungen. 
$. 84. 


II. Konftitutionsedift v. 14. Mai 1807, die kirchl. Staatsverfaffung betr. 
(Wintopp, Rheiniſcher Bund 8, 257). 

Großherzogl. Verordnung v. 24. März 1808 über die Ausübung der 
Kirchenlehnsherrlichkeit (PBatronatsrechte). Spohn, Staatsfirchenrecht 174—184, 
auch Kirchenrecht der evang.=prot. Kirche 2, 308—318. 

Berfafiungsurfunde v. 22. Aug. 1818, Art. 9. 18. 20. 27. 30. 37. 

Gefet v. 7. Juni 1848 über die Beeidigung der öffentl. Diener auf bie 
Berfafjung (Reg.=-Bl. 167—168. Spohn, Staatskirchenrecht 185). 

Geſetz v. 9. Oft. 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und firchlichen 
Dereine im Staate (Reg.Bl. 375. Dove's Zeitfehr. 1, 157. Friedberg, 
Staat und fathol. Kirche in Baden 1871. ©. 237—238. Mit Erläute- 
rungen bei Spohn, Staatsfirhenreht 1868. ©. 3—35 und nad deren 
Stand des Jahres 1874 bei Spohn, ev. K.=R. 2, 524—562.) 


1) Gefeß dv. 9. April 1862, betr. die religiöfen Diffidenten-Bereine (Neg.= 
DI. 151). Bol. das entfprehende Sächſiſche Geſetz, oben ©. 375. Stälin 
in Dove's Zeitfehr. 11, 420—459. Golther 24. 

2) Gefe vom 27. Dez. 1871, betr. Aenderungen des Bolizeiftrafrechts 
Art. 9 (Reg.Bl. 393). 

3) Geſetz v. 9. April 1872, Art. 1. 
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Gefet vo. 9. Oft. 1860 über die Aufhebung des Verzicht des Herrn 
Fürſten von Fürftenberg und von Yeiningen auf die Patronatsrechte. (Reg.— 
DH. 378. Spohn, Staatskirchenrecht 184—185 und deſſelben K.=R. der ev.⸗ 
prot. Kirche 2, 319 mit Anmerkungen.) 

Großherzog. Verordnung v. 5. März 1863 (?) zum Bollzug des Geſetzes 
v. 7. Zuni 1848 über den BVerfaffungseid (Spohn, Staatskirchenrecht. 1868. 
©. 186.) 

Geſetz v. 5. Dft. 1863 über die Organifation der innern Verwaltung. 
$. 5, 6 und 15. (Spohn 246 und evang. K.-R. 2. 20). 

Großherzogl. Verordnung v. 6. Sept. 1867, die allgemein-wifjenfchaft- 
fihe VBorbildung der Geiftlichen betr. (Friedberg 270—272. Spohn, Staats- 
firdenreht 186 —189). 

Geſetz v. 5. Mai 1870, betr. die Nechtsverhältniffe und die Verwaltung 
der Stiftungen (©.- u. B.-Bl. 399. Friedberg 484—492. Spohn 2, 465 
bis 482 mit Erläuterungen.) 

Großherzogl. Verordnung v. 18. Mai 1870, betr. den Vollzug des Ge— 
fetses über die NechtSverhältniffe u. d. Verw. d. Stiftungen. (G.- u. B-Bl. 
459— 464. Friedberg 492—495. Spohn 2, 482 - 487.) 

Verordnung des Minifteriums des Innern v. 19. Mai 1870, den Voll⸗ 
zug des Gefetses über die Nechtsverhältnife ır. die Verwaltg. der Stiftungen 
betr. (©.= u. B.-Bl. 464. Friedberg 495—398. Spohn 2, 487—494.) 

Geſetz dv. 23. Dez. 1871, betr. den Bolgug der Einführung des deut— 
ſchen Neichsftrafgefebuches im Großherzogth. Baden (G.- u. B.-Bl. Nr. 51. 
Spohn 2, 515 im Auszuge. Art. 2 defielben hebt das Geſetz v. 9. Okt. 
1860, betr. die Beftrafung von Amtsmißbräuchen der Geiftlichen, völlig auf. 
Abdrücke diefes letsteren bei Friedberg 239—240 und Spohn, Staatskirchen— 
recht 205 bis 212 mit Erläuterungen.) 

Großherzogl. Verordnung v. 2. Nov. 1872, die allgemein = wifjenihaft- 
liche Borbildung der Geiftlichen betr. (G.- u. B.-Bl. 355. Friedberg 557.) 

Geſetz v. 19. Febr. 1874, betr. die Nenderung einiger Beftimmungen des 
Geſetzes v. 9. Dft. 1860, die rechtl. Stellung der Kirchen und kirchl. Vereine 
im Staate. (©.- u. D.-Bl. 93—96. Dove's Zeitſchr. 12, 255—258. Spohn, 
516—519; auf ©. 524—562 folgt eine Zufammenftellung und Erläuterung 
der beiden Geſetze. 

Großherzogl. Verordnung v. 3. Mai 1874, betr. das Verfahren bei ber 
ftaatlihen Prüfung der Geiftlichen über ihre allgemein wiſſenſchaftliche Vor— 
bildung. (G.⸗ u. B.-Bl. 194—195. Spohn 2, 146—147.) 

Geſetz v. 25. Aug. 1876, betr. die Aufbefjerung gering befoldeter Kirchen— 
diener aus Staatsmitteln. 


Spohn, ©., Badiſches Staatsfirhenreht 168. 

Spohn, ©., Kirchenrecht der Bereinigten Evangelifh -Proteftantifhen 
Kirche im Großherz. Baden. 2. Abtheilungen. 1871 u. 1875 (enthält ven 
Wortlaut der Gefege u. f. w. mit Erläuterungen, unter Weglaffung des nicht 
mehr Geltenden). 


Baden. Allgemeine ftaatsgefegliche Beftimmungen. 413 


Friedberg, Em, der Staat umd die fatholifche Kirche im Großh. 
Baden. 1871. Mit Anhang vom 3. 1873. Die Seiten 237—532 und 
553—583 enthalten Gefete und andere Urkunden. 


I. Die Berfafjungsurkunde vom 22. Auguft 1818 enthält fo 
gut wie feine Beſtimmungen über die Stellung der Neligionsvereine 
im Staate und ihre Verfaffung, und es dauerten aljo bis zum 
Sahre 1850 im Wejentlichen die Vorſchriften der früheren Ge— 
jete, namentlich des II. Konjtitutiongedifts vom 14. Mat 1807 
fort. Eine völlige Umgejtaltung erfuhr viefes ältere Aecht durch 
das Geſetz vom 9. Dftober 1360, betr. die rechtliche Stellung der 
Kirhen und kirchlichen Vereine im Staate und das ergänzende 
Gejeg vom 19. Tebruar 1874, welche beide übrigens nicht die 
Natur von Berfafjungsgeiegen haben. Alle bezüglich der römiſch— 
fatholifchen Kirche erlaffenen Staatsgejege finden auch auf die 
Altkatholifen Anwendung nach Maßgabe des Gefetes vom 15. Juni 
1874. Die wichtigeren allgemeineren Vorſchriften des Geſetzes 
vom 9. Dftober 1860 find folgende: 

1. Der vereinigten evangelifch-proteftantifchen und der römifch- 
fatholiichen Kirche iſt das Recht öffentlicher Korporationen mit 
dem echte der öffentlichen Gottesverehrung gewährleiftet. Die 
Befugniſſe der übrigen Religionsgemeinſchaften, welche bisher auf- 
genommen oder geduldet waren, richten fich nach den ihnen er- 
theilten beſonderen Berwilligungen ). Aufgenommene, d. h. mit 
Korporationsrechten ausgejtattete Neligionsvereine find zur Zeit 
außer beiden Hauptkirchen die Israeliten ?) und Deutjchkatholifen ?). 

2. Die vereinigte evangelifch = protejtantiiche und die römiſch— 
fatholiiche Kirche ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten frei 
und jelbjtändig. Beſchränkungen können alfo nur durch Gejeß 
oder auf Grund von ©efegen jtattfinden. Daß Staatsgejege den 
Kirchengeſetzen vorgehen tjt in folgenden Sätzen ausgeſprochen: 

a) In ihren bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Beziehungen 
bleiben die Kirchen, deren Anjtalten und Diener den Staatsgejegen 
unterworfen. Keine Kirche kann aus ihrer Verfaffung oder ihren 
Verordnungen Befugniſſe ableiten, welche mit der Hoheit des 
Staats oder mit den Staatsgejegen in Widerſpruch jtehen. 

2) Gefet v. 9. Oft. 1860, 8. 1 u. 2. 


2) Edift v. 13. Jan. 1809. 
3, Staatsminifterialentichließungen v. 20. April 1846 u. 19. Mat 1848° 
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b) Keine Verordnung der Kirchen, welche in bürgerliche oder 
jtaatsbürgerliche Verhältniffe eingreift, kann vechtliche Geltung in 
Anspruch nehmen oder in Vollzug gejett werden, bevor fie Geneh- 
migung des Staats erhalten hat. — Alle firchlichen Verordnungen 
müfjen gleichzeitig mit der Verfündigung der Staatsregierung mit- 
getheilt werden. 

3. Das Map der Selbjtändigfeit ift ſodann noch in folgenden 
wichtigen Punkten genauer bejtimmt: 

a) Die Kirchenämter werben durch die Kirchen ſelbſt verliehen, 
unbejchadet der auf öffentlichen. oder auf Privatrechtstiteln, wie 
insbejondere dem Patronate, beruhenden Befugniffe. Die landes— 
herrlichen Batronate bleiben in ihrer Wirkjamfeit, bis im Wege 
der Bervrdnung ihre Aufhebung in Vollzug gefett wird. 

b) Das Vermögen, welches den Eirchlichen Bedürfniſſen, fei 
e8 des ganzen Yandes, oder gewiljer Dijtrikte, oder einzelner Orte 
gewidmet iſt, wird, unbejchadet anderer Anoronungen Durch die 
Stifter, unter gemeinjfamer Leitung der Kirche und des Staates 
verwaltet. — Bei der Berwaltung des Firchlichen Diftrikts- und 
Ortsvermögens müfjen die berechtigten Gemeinden vertreten 
fein. — Die Verordnungen über die Verwaltung des Firchlichen 
Bermögens bleiben in ihrer bisherigen Wirkfamfeit, bis im 
Wege der Berordnung ihre Aufhebung in Bollzug gejett 
wird. 

c) Eingehende jtaatsgejeglihe Beitimmungen find endlich über 
die VBorbildung der Geiftlichen, kirchliche Lehranftalten, Kirchenzucht 
n. ſ. w. getroffen. 

I. Die Staatsbehörven zur Wahrnehmung der dem Staat 
zufommenden Ernennungs-, Bejtätigungs-, Einſpruchs- und Ueber— 
wachungsrechte find: 1. das Minifterium des Innern, 2. das 
Gejammtminifterium, und 3. der Gerichtshof für Firchliche Ange— 
legenheiten, bejtehend aus den Mitgliedern des Staatsminiſte— 
riums und 5 Mitgliedern der Gerichtshöfe, welche jeweils für zwei 
Sahre durch landesherrliche Entjchliegung bezeichnet werden. Eines 
diejer richterlichen Mitglieder Hat den Beivortrag zu gejtatten ?). 


1) Gefet v. 19. Fehr. 1874, Art. 3 (8. 16d.). 
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U. Die einzelnen Religionsvereine. 


$. 8. 
1. Die Bereinigte Evangeliſch-Proteſtantiſche Kirche. 


Kefkript des Markgrafen Karl Friedrih v. Baden v. 6. Auguft 1794, 
betr. die Pfarr-Beſetzungs- u. Promotiong-Drdnung. Spohn 1, 365—374. 

Inftruftion des Markgrafen Karl Friedrih von Baden für das fürftl. 
Kirchenraths-Kollegium (d. g. Kirchenraths-Inſtruktion) v. 6. Juli 1797. 
Spohn 1, 317—364. 

Großherzogl. Verordnung dv. 23. Juli 1821, betr. die Vereinigung der ' 
beiden evangelifchen Kirchen in dem Großherzogthum Baden. Spohn 1, 89 
bis 91. 1871. 

Erlaß des Minifteriums des Innern. Evangeliſche Sektion v. 13. Sept. 
1821, Belanntmahung der modifizirten Vereinigungsurfunde mit Beilagen. 
A. Kirchenordnung. B. Kichenverfaffung. O. Kirchengemeindeordnung. D. 
Kirhenvermögen. (Spohn 1, 93—148. Die Beilage B. „Kirchenverfaſſung“ 
wird von Spohn jedoch gar nicht, die Beilage C. „Kirchengemeindeordnung“ 
nur theilweife mitgetheilt.) 

Synodalordnung v. 18. März 1844 für die evangelifchen Pfarrſynoden. 
Spohn 2, 98—106. | 

Großherzogl. Verordnung v. 28. Dez. 1860, betr. die Stellung des 
Oberkirchenraths. (Neg.=Bl. 553—554. Dove, Samml. 181. 182.) 

Bekanntmachung des Evang. Oberkirchenraths v. 9. April 1861, betr. 
die Gründung eines Verordnungsblattes für die vereinigte ewangel.=proteft. 
Kirche des Großh. Baden. (Verordnungsblatt für Die evang. = proteft. Kirche 
©. 1. Spohn 2, ©. 1-2.) 

Großherzogl. Erlaß v. 5. Sept. 1861, betr. Verkündigung und Sanftion 
der Berfaffung der vereinigten ewangelifch- proteftantifchen Kirche des Große 
herzogthums. (Derfelbe verfündigt die zwei folgenden Kirchengeſetze. Spohn 
1, 165— 176. Dove, Sammlung 148. 

Kirchliches Gefeß v. 5. Sept. 1861, betr. Die Berfaffung der vereinigten 
evangelifcheproteftantifchen Kirche nebit zwei Anlagen: I. Wahlordnung. 
I. Wahlbezirke. — Diefe beiden Anlagen haben laut $. 76 nur die Natur 
eines einfachen Kirchengefetes, nicht eines Berfafjungsgefeges. (Spohn 1, 
163 u. 240. 252. Dove, Samml. 149. 171. 177.) 

Kirchliches Geſetz v. 5. Sept. 1861 über Einführung der Kirchenverfa- 
jung (Spohn 1,M53—254. Dove, Samml. 177—179.) 

Belanntmahung des Minifteriums des Innern v. 27. Sept. 1861, wo— 
durch die Berfaffungsgefege im Negierungsblatt ebenfalls zur öffentlichen 
Kenntnig gebracht werden. (Neg.=Bl. 335—373.) 

Verordnung des Evang. Oberkirchenraths v. 20. Febr. 1862, betr. das 
Berfahren bei der Befeßung der Pfarreien und bei der Pfarrwahl. V.-Bl. 
19. Spohn 1, 307—309.) 
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Großberzogl. Verordnung v. 23. Febr. 1862 über die Verwaltung bes 
evangeliſchen Kirchenvermögens. (Neg.-Bl. 8T—90. Spohn, Staatsficchen- 
recht. 1868. S. 197—201 und Evang. RR. 2, 572—576.) 

Verordnung des Oberfirchenrath8 v. 25. April 1862 über die Bildung 
der Didzefanfynoden. Spohn 1, 283—284. 

Vroviforifches (feit 1867 definitives) kirchliches Geſetz v. 24. Febr. 1863, 
betr. die Wahl der weltligen Mitglieder für die Didzefanfynoden. (B.:Bl. 
11. Spohn 1, 285—286.) 

Berordnung des Evang. Oberfichenraths v. 3. März 1863, betr. Die 
Beftreitung der KRoften der Didzefangemeinden. (B.-Bl. 13. Spohn 1, 243 
bis 295.) 

PBroviforifches (1867 von der G.-S. beftätigtes) Firchliches Gefes vom 
22. Juli 1863, betr. die befonderen Einrichtungen für die evangel. Diözeſen 
Mannheim u. Heidelberg. (V.Bl. 71. Spohn 1, 296— 297.) 

Berordnung des Evangel. Oberfirchenrathes v. 14. Aug. 1863, über bie 
Bifitation der Kirchengemeinden und Defanate. (V.Bl. 75. Spohn 2, 595 
bis 604.) 

Verordnung des Evangel. Oberkirchenraths v. 2. März 1865, betr: die 
Gefhäftsordnung für die Diözefanfpnoden (B.-Bl. 29. Spohn 1, 286 
bis 292.) 

Verordnung des Evangel. Oberkirchenraths v. 20. Juni 1865. „Ord— 
nung für Die evangel.=proteft. Pfarrkandidaten“ (V.Bl. 53. Spohn 2, 157 
his 162,) 

Kirchliches Geſetz v. 9. Mai 1867, betr. die Gefhäftsordnung für Die 
Generalfynode (B.-Bl. 37. Spohn 1, 298—306.) 

Kirchliches Geſetz v. 14. Juni 1867 die Verpflichtung der Geiftlichen betr. 
(B.-Bl. 61. Spohn 2, 162. 163.) 

Verordnung des Evangel. Oberfirchenrath8 v. 2. Juli 1867, die Ver— 
pflihtung der Geiftlihen betr. (B.=-Bl. 63. Spohn 2, 163—166.) 

Kirchliches Geſetz v. 26. Aug. 1867, betr. die Eintheilung der evang. 
proteft. Pfarreien nah Einkommensklaſſen. (B.-Bl. 76. Spohn 1, 255 
bis 260.) 

Kirhliches Geſetz v. 26. Aug. 1867, betr. die Aufbringung der Dedungs= 
mittel für die Bebürfniffe des evangelifhen Oberkirchenrathe. (B.-Bl. 83. 
Spohn 1, 310—312.) h 

Kirchliches Geſetz v. 26. Auguft 1867, betr. die allgemeinen Firchlichen 
Ausgaben und deren Dedungsmittel. (B.=Bl. 85. Spohn 1, 323—316.) 

Großherzogl. Verordnung v. 17. Dft. 1867 über die Errichtung eines 
evangeliich-proteftantiihen Seminars an der Umiverfität Heidelberg. (Reg.— 
DI. 431—435. B.-Bl. 102. Spohn, Staatskirchenrecht 201—205 u. evang. 
R-R. 2, 141—144.) 

Kirchliches Geſetz v. 29. Sept. 1871, die VBerfaffung der vereinigten 
ewang.-proteft. Kirche betr. (B.-Bl. 71. Spohn 2, 563— 564.) 

Konfirmationsorbnung v. 29. Sept. 1871 (kirchliches Geſetzſ. B.-Bl. 
12. Spohn 2, 257—260. 
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Verordnung des Oberfirhenraths v. 13. Oft. 1871, die Kirchenverfaf- 
fung betr. (V.Bl. Nr. 81. Spohn 2, 564.) 

Kirchliche Verordnung v. 1. Nov. 1872, betr. die Prüfungsordnung fir 
die Kandidaten der evangel. Theologie. (B.-Bl. 103. Spohn 2, 148—156.) 

Verordnung des Großherzogl. Minifteriums d. Innern v. 19. Dez. 1872, 
betr. die Aufnahme in das evangel.-proteit. Seminar an der Univerfität im 
Heidelberg. (G. u. B.-Bl. 409. Kirchliches BB. 126. Spohn 2, 145.) 


Spohn, G., Kirchenrecht der Bereinigten Evangelifch - Broteftantifchen 
Kirhe im Großherzogth. Baden. 2 Abtheilungen. 1871. 1875. (Vgl. oben 
©. 412.) 

Rieger, I. H., Vollſtändige Sammlung von Geſetzen und VBerord- 
nungen über das Eoangel.Broteft. Kichen-, Schul-, Ehe- und Armenweſen 
im Großherzogth. Baden, mit Fortfegung v. Schmidt. 9 Bde. 1833—1857. 


I, Die „Vereinigte Evangelijch- Proteitantifche Kirche” des 
Großherzogthums Baden zählte im Jahre 1871 491,008 Seelen 
in 350 Kirchengemeinden oder Kirchipielen, von welchen 20 mit 
einer Nachbargemeinde zu einer Pfarrei verbunden find). Die 
Zahl der Defanatsbezirfe oder Diözejen beträgt 35. 

II. Die Berfaffung der Coangelifchen Kirche iſt nur in 
wenigen Punkten durch) Staatsgefeg geregelt; in der Hauptfache 
richtet fie fich nach dem Kirchengefeg vom 5. September 1861 über 
die Verfaſſung der Kirche und den auf Grund diefer ergebenden 
Kirchengeſetzen. 

AS das Staatsgeſetz vom 9. Oktober 1860, 8. 7 ver evan— 
gelijchen Kirche Das echt verlieh, „ihre Angelegenheiten frei und 
jelbjtändig zu regeln“, befaß die Kirche bereits eine Vertretung in 
“der Generalſynode. Diejelbe wurde im Mat 1861 vom Groß— 
herzog einberufen und ihre Beichlüffe unverändert genehmigt ?). 

Der Yandtag hat eine Mitwirkung bei der Negelung der 
Kirchenverfaffung nicht angeiprochen 3). 

III. Träger der Kirchengewalt ijt ver Evangeliſche Groß— 


1) Spohn 1, 86. 

2) Spohn 1, 72. Bekanntmachung des Miniftertums des Innern vom 
27. September 1861. (Reg.Bl. 335.) 

3) Vgl. die Mittheilungen aus den Verhandlungen der zweiten Kammer 
v. 24. April 1862 bei Spohn 1, 257—260. 

Thudichum, Kirchenrecht. 27 
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herzog !) theils in Gemeinjchaft mit der Generalfynode, theils ohne 
fie, aber unter verfajjungsmäßiger Mitwirkung des Oberfirchenraths. 
„Durch“ letzteren übt er das Kirchenregiment aus ?), ein Ausdruck, 
der jeine nähere Erläuterung durch die Verfafjung und übrigen 
Kirchengejege erhält. 

Was geichieht, wenn einmal der Großherzog nicht der evan— 
gelifchen Kirche angehören jollte, it nirgends ausgejiprochen. Die 
Generalſynode würde dann wohl als einzig übriger Träger der 
firchlichen Gejetgebungsgewalt das Weitere anzuordnen haben. 

IV. Die Organtfation der firchlichen Vertretungen und Be— 
hörden iſt folgende: 

1. Jede Gemeinde hat einen „Kirchengemeinderath”, bejtehend 
aus dem Pfarrer als Borfigenden und 4— 16 Xeltejten. Hat 
eine Gemeinde mehrere Pfatrer, jo gehören vdiejelben ſämmtlich 
zum Rirchengemeinverath. Patrone fiten in demjelben nicht. — 
Die Mitglieder des Kirchengemeinderathes in Gemeinjchaft mit 
20— 80 von der ganzen Gemeinde gewählten Vertretern bilden die 
„Kirchengemeindeverfammlung“. Dieje hat die Kirchenälteſten zu 
wählen. In Gemeinden von weniger als 80 ftimmberechtigten 
Gemeindegliedern macht die Geſammtheit derjelben die Gemeinde- 
verfammlung aus ?). 


2) Der $. 4 der Kirchenverfaffung v. 5. September 1861 befagt: „Der 
evangelifhe Großherzog hat als Landesbiihof das den evangeliihen Fürften 
Deutichlands herkömmlich zuftehende Kirchenregiment und übt daſſelbe nach 
den Beftimmungen diefer Berfafjung aus.” — Der Markgraf Karl Friedrich 
von Baden erließ am 6. Juli 1797 unter dem Namen „Inftruftion für den 
Kirhenrath” eine neue Kirchenordnung für die lutheriſche Landeskirche der 
Markgrafihaft und zwar, wie er im Eingang vderfelben fagt „kraft derjenigen 
Kirhengewalt, die ihm als evangelifhen Negenten und erftem Mitglied der 
evangelifhen Kirche feiner Lande zuftehe. (Spohn 1, 318.) Nachdem ihm 
aber im J. 1803 beträchtliche reformirte Gebiete vom Kurfürftenthum Rhein— 
pfalz angefallen waren, erklärte ex in dem SKonftitutiongedift vom 14. Mai 
1807, die kirchliche Staatsverfaſſung betr., $. 17: „Die Kicchengewalt ber 
evangelifchen Kirche beider Konfejlionen fann nur im Namen des Souve— 
rains, welher Religion er aud für jeine Perfon zugethan fei, und 
durch ein von ihm aus Gliedern der evangeliihen Kirche beftelltes Ober- 
fonfiftortum beforgt werden“. (Winfopp, Ahein. Bund, Bd. 3, 272.) 

2)ESTENLO: 

2) Kirchliche Geſetz v. 29. Sept. 1871, Art. 1. 
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In 270 Kirchipielen werden die Pfarritellen in der Wetje 
bejegt, daß Oberkirchenrath und Synodalausſchuß mit Genehmigung 
des Großherzogs von den Bewerbern 6 vorjchlagen, und die Ge- 
meindeverjammlung Einen wählt. In SO Kirchiptelen präfentiren 
Patrone ohne Mitwirkung der Gemeinden !). 

2. Jeder der 35 Dekfanatsbezirfe oder Diözefen hat eine 
Didzefan-Synode, bejtehend aus allen ein Pfarramt befleivenden 
Geijtlichen und einer gleichen Zahl von Kirchenältejten, welche von 
den weltlichen Mitgliedern jedes Kirchengemeinderaths aus ihrer 
Mitte oder aus der Zahl der früheren Xelteften auf 2 Jahre ges 
wählt werden. — Die Shnode wählt den Diözeſan-Ausſchuß, näm— 
lich den Dekan als Vorſitzenden auf 6 Jahre, und 2 geiftliche 
und 2 weltliche Mitgliever auf 2 Jahre. 

Unter-Konfiftorien gibt e8 nicht. 

3. Die Generalſynode bejteht aus 56 Mitgliedern, nämlich 
24 geijtlihen und 24 weltlichen Abgeordneten, dem Prälaten umd 
7 vom Großherzog Ernannten, unter welchen fich ein Mitglied 
der theologijchen Fakultät zu Heidelberg befinden muß ?). 

Zum Zweck der Wahl der Abgeordneten find 24 Wahlbezirfe 
gebildet; die in der Diözeſanſynode ſtimmberechtigten Geiftlichen 
des Wahlbezirts wählen für jich einen geijtlichen Abgeoroneten, 
wozu jeder jeit 2 Jahren im geijtlichen Amt jtehende Geijtliche der 
ganzen Kirche wählbar ift; die 24 weltlichen Abgeoroneten Dagegen 
werden von weltlichen Wahlmännern des Wahlbezirts gewählt. 
Die Kirchenälteften jedes Kirchengemeinderathes jenden nämlich 
hierzu aus ihrer Mitte ſoviel Wahlmänner als jelbitändige Pfar— 
reien in der Gemeinde bejtehen, und das ſo gebildete weltliche 
Wahlkollegium nimmt die Wahl des Abgeordneten vor, welche auf 
jedes Mitglied der Kirche fallen kann. 

Diefe Wahlart unterjcheidet fich von derjenigen in den übrigen 
deutſchen Kirchen dadurch, daß die Geiſtlichen für fich die geijt- 
lichen Abgeordneten, die Weltlihen die weltlichen Abgeoroneten 
wählen. 


N) Spohn 1, 86. 

2) Die Beftimmung, daß fich auch ein ordentlicher Yehrer des evangel 
Predigerjeminars darunter befinden müffe, tft durch kirchl. Geſetz v. 29. Sept. 
1871, Art. 4 aufgehoben worden. (Spohn 2, 563.) 


97 * 
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Am Schluß ihrer Situngen wählt die Generaffynode auf 
5 Jahre einen Synodalausſchuß von 4 Mitgliedern, welche übrt- 
gens nicht für fich allein, fondern als außerordentliche Mitglieder 
des Oberfirchenrathes befchließen ?). 

4. Die oberfte Behörde, durch welche der Großherzog das 
ihm zuftehende Kirchenregiment ausübt, ift der Oberfirchenrath zu 
Karlsruhe. In einer Anzahl wichtiger Fälle nehmen Die vier von 
der Generalſynode gewählten Meitgliever des Synodal-Ausſchuſſes 
an feinen Berathungen und Beichlüffen Theil ?). 

a) Der Oberkirchenrath bejteht aus einem Präfiventen und 
der nöthigen Anzahl geiftlicher und weltlicher Mitglieder 3). Das 
Zahlenverhältniß iſt Eirchengefetlich nicht genauer beftimmt. 

b) Die Mitglieder des Oberkirchenrath8 werden vom Groß— 
herzog ernannt. Gutächtliche Anträge hierfür werden vom Ober— 
firchenrath mit Zuziehung des Synodalausſchuſſes gejtellt; nur Die 
Stelle des Präfidenten und des Prälaten befett der Großherzog 
ohne Befragung *). Von wen foldhe Ernennungen zu Eontrafig- 
niren jeien, ift nirgends bejtimmt. — Bei ihrem Dienjtantritte 
werden die Mitglieder des Oberfirchenraths (einjchlieglich der Mit- 
glieder des Synodalausſchuſſes) auf die Beobachtung und Auf: 
rechterhaltung der Kirchenverfaffung verpflichtet 9). 

ce) Der Aufwand für den Oberfirchenrath wird vom Groß— 
herzog feitgejett, jedoch, wenn zu deſſen Dedung die vom Staate 
dafür bewilligten Mittel nicht ausreichen, nur mit Zujtimmung 
der Generalſynode ©). 

ad) In Beziehung auf die Beſoldungsverhältniſſe, Penfiontrung 
und Entlafjung der Beamten des Dberfirchenrathes follen die für 
Staatsdiener geltenden Grundſätze Anwendung finden‘). Es find 
hierumter nicht bloß die ſtaatsgeſetzlichen Kegeln veritanden, die im 
Jahre 1861 galten, fondern auch Diejenigen mitbegriffen, welche 
fünftig von der Staatsgefeßgebung aufgeftellt werden. Auch die 
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Handhabung diefer Staatsgeſetze erfolgt durch dieſelben jtaatlichen 
Behörden, welche auch bei Staatsdienern die Penfiontrung oder 
Entlafjung auszujprechen haben. 

e) Seine Geichäftsordnung und Dienftinftruftion erhält der 
Dberfirchenrath vom Großherzog. Dieſelbe bejtimmt auch, in 
welchen Fällen an den Großherzog Vortrag zu erjtatten und 
höchſte Entjchliegung einzuholen it. In den Fällen, in welchen 
der Oberkirchenrath zuerjt, oder aber gegen die Anträge und Er- 
fenntniffe aller Stellen, weldhe vor ihm erfannt oder verfügt 
haben, entjchieven hat, ift eine Bejchwerde an den Großherzog zu— 
läſſig ). 

f) Der Oberkirchenrath iſt dem Staatsminiſterium des In— 
nern nicht untergeordnet, ſondern gilt als „rein kirchliche“ Be— 
hörde?), ein Begriff, der keineswegs zu völliger Klarheit ent— 
wickelt ijt. 

V. Die Neubildung und Auflöjung von Kirchengemeinden 
findet nur mit Zuftimmung der Generaliynode jtatt 3). — Ders 
änderungen im Umfang einer Drözefe können nach Anhören Der 
betheiligten Kirchengemeinderäthe und Dibzeſanſynoden, vorbehalt- 
ih der Zuſtimmung der Generaliynode, von dem Oberkfirhenrath 
angeordnet werden +). — Staatliche Beitätigung ift nach allgemet- 
nen Grundſätzen für nothwendig zu erachten; doch fehlen neuere 
-Bejtimmungen hierüber. 

VI. Die allgemeine firchliche Geſetzgebung folgt nachjtehenden 
Kegeln: 

1. SKirchengejege bedürfen der Zuftimmung dev Generalſynode 
und der Beitätigung und Verkündigung durch den Großherzog auf 
gutächtlichen Vortrag des Oberkirchenrath8d); Vorſchläge zu 
Kirchengefegen fünnen jowohl vom Großherzog nach Anhörung des 
Oberkirchenraths vorgelegt als von Mitgliedern der Synode ein- 
gebracht werden 6), Zu „Aenderungen der Berfajfungsgejete”, 
d. h. zunächit der Verfaſſung vom 5. September 1861 (mit Aus- 


De 111 12, 

2) Spohn 1, 72 u. 230. 

38.718. 114. 

2.8. 46. 

5) 8. 79, Nr. 2; 8. 80; 8. 110, Nr. 21. 
6) 8. 79, Nr. 2; 8. 110, Nr. 1. 
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ichluß der Wahlordnung und der Wahlbezirks-Eintheilung) bedarf 
e8 der Zuftimmung einer Yweidrittelsmehrhett in der Landes— 
ſynode !). 

Kirhlihe Verordnungen erläßt der Oberkirchenrath mit Ge— 
nehmigung des Großherzogs, minder wichtige Ausführungsbeitin- 
mungen jelbjtändig ?2); ob er die Mitglieder des Synodalausſchuſſes 
zuziehen will, hängt von feinem Ermeſſen ab?). 

Unter Umſtänden können Gegenjtände der Firchlichen Geſetz— 
gebung in proviſoriſcher Weiſe durch eine mit Zuftimmung des Sy— 
nodalausichuffes erlajfene Verordnung geregelt werben ®). Die Ver— 
fündigung von Kirchengefegen und Kirchenverordnungen geſchieht in 
dem „Verordnungsblatt für die vereinigte evangelifchprotejtanttiche 
Kirche”, welches jeit dent Jahre 1861 ins Xeben getreten iftd). 
Daß — die Zuftimmung der Generalſynode gefunden 
haben, muß in der Verfündigungsformel ausprüdlid erwähnt fein ©). 

Ortsſtatuten find unter oberjter Ueberwachung durch Die Ge- 
neralſynode zuläjlig ”). , 

2. Gegenjtände der kirchlichen Geſetzgebung find: a) Abände- 
rungen der Kirchenverfaffung; b) Bewilligung der allgemeinen 
Ausgaben und der Dedungsmittel derjelben; c) die Kirchenzucht; 
d) Beitimmungen in Bezug auf Lehre und Liturgie; e) die Ein- 
führung neuer Katechismen, biblijchen Gejchichten, Gejangbücher 
und Agenden. 

Bevor die Generalſynode neue Satechismen, bibliiche Ge— 
ſchichten, Gefangbücher und Agenven in Berathung nimmt, follen 
diejelben den Diözefaniynoden und Kirchengemeinderäthen zur 
Kenntnißnahme und etwaigen Aeußerung mitgetheilt werben 3); der 
Kirchengemeinderath ſoll auch die Kirchengemeindeverfammlung da— 
von unterrichten ?). 


1b, Als al ae, De 

. 89, Schlußſatz. 

. 114. 

efanntmahung v. 9. April 1861. 
Verfaſſung v. 5. ee 1861, $. 81. 
) 8. 45. 

3 8. 79 u. 80. 
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S. 86. 
2. Katholiſche und altfathofiihe Kirche. 


Großherzogl. Verordnung v. 24. März 1808 über die Ausübung der 
Kirchenlehensherrlichfeit (Batronatsrehte),, Spohn, bad. Staatskirchenrecht. 
1868. ©. 174—134. 

Großherzogl. Verordnung v. 16. Dft. 1827 über Verkündigung der 
päpftl. Bullen „Provida solersque“ v. 16. Aug. 1821 und „Ad dominiei 
gregis custodiam“ v. 11. April 1827 über Errichtung und Beſetzung des 
Erzbisthums und Domkapitels zu Freiburg. (Reg.“Bl. 211—238. Spohn, 
Staatsfirhenreht 161— 164.) 

Breve des Papſtes Leo XII. v. 28. Mai 1827 „Re sacra“ (gedruckt 
bei Friedberg, Staat und Bilhofswahlen. 1874. Beil. Nr. 93. ©. 244 
bis 247). 

Großherzogl. Verordnung v. 30. Jan. 1830, betr. die Ausübung bes 
verfafjungsmäßigen Shut- und Auffihtsrehts de8 Staats über die Fathol. 
Kirche. 

Großherzogl. Verordnung v. 20. Nov. 1861, betr. die Beſetzung der 
fatholifchen Kirchenpfründen. (Neg.=Bl. 443—464. Friedberg, Staat und 
Kirche im Großh. Baden 245. Spohn 164—174.) 

Großherzogl. Verordnung dv. 20. Nov. 1861, die Berwaltung des katho— 
liſchen Kirchenvermögens betr. (Neg.=Bl. 465—469. Friedberg. Staat und 
Kicche 456 —459. Spohn 192—197). 

Großherzogl. Verordnung v. 1. De. 1862, betr. die Aufhebung des 
fathol. Oberkirchenraths. (Neg.=Bl. 561 - 562. Dove, Zeitihr. 4, 272.) 

Bekanntmachung des Minifteriums des Innern v. 16. Sept. 1870, betr. 
die Berfündigung mehrerer dogmatiſchen Konftitutionen durch das u 
für die Erzdiözefe Freiburg. (Neg.=Bl. 663.) 

Gefeß v. 2. April 1872, betr. die öffentliche Lehrwirkſamkeit der Mit- 
glieder eines religiöfen Ordens. (G.- u. B.-Bl. 173. Dove, Zeitfhr. 11, 
334. Friedberg, Staat u. Kirche, Anhang ©. 541.) 

Gefeß v. 3. April 1872, die Abhaltung von Miffionen durch Mitglieder 
religiöfer Orden. (G.- u. B.=Bl. 174. Dove, Zeitſchr. 11, 335. Friedberg, 
Staat u. Kirche, Anh. 541.) 

Geſetz dv. 15. Suni 1874, die Nechtöverhältniffe der Altkatholifen betr. 
(8.- u. B.-Bl. ©. 277—278. Dove, Zeitfehr. 12, 258. Friedberg, Aktenft. 
zur altfath. Bewegung 443 —444.) 

Bollzugsverordnung d. Minifteriums d. Innern zum Geſetz v. 15. Juni 
1874, die Rechtsverhältniffe der Altkatholifen betr. v. 27. Juni 1874. (©.- 
u. B.=Bl. 277. Friedberg, Aftenft. 444—445.) 


Friedberg, E, Staat u. fathol. Kirche im Großh. Baden. 1871 u. 
1873, 
Spohn, bad. Staatsfirhenreht 1868. ©. 161—164. 
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Bering, 5, Lehrbud des fathol. u. prot. Kirchenrecht 1, 160—203. 
1874 (eine vom Nömifchen Standpunkt ausgehende Darftellung und Beur- 
theilung der neueren Geſetze.) 


I. Die Tatholifche Kirche des Großherzogthums zählte im 
Sabre 1871 942,560 Seelen in etwa 751 katholiſchen Pfarr— 
bezirfen und 36 Defanaten; zuſammen mit der fatholiichen Kirche 
der benachbarten Preußiſchen Fürſtenthümer Hohenzollern-Hechingen 
und Sigmaringen, welche 65,558 Seelen, 74 Pfarrbezirfe und 
4 Defanate zählt, jtand fie unter dem Ersbifchof von Freiburg, dem 
Metropoliten der oberrheiniichen Kirchenprovinz. 

Seitdem find 44 altfatholiiche Gemeinden und Vereine ent- 
itanden, welche an 20,000 Seelen zählen und dent altfatholiichen 
Biſchof Neinkens, der altfatholiichen Synodal-Repräſentanz und 
Synode untevgeben jind. 

II. Durch das Staatsgeje vom 9. Dftober 1860 wurde, 
nach dem Vorbild der damals geltenden Bejtimmungen der Preußi— 
ihen Verfaffungsurfunde, dem Erzbijchof. und auch dem Papjt eine 
Berfügungsgewalt von ungewiffer Ausdehnung eingeräumt und 
ähnlich wie in Preußen ins Unflare geſetzt, wieviel von dem älteren 
jtaatlichen Recht in Bezug auf Kirchenweſen noch auf verbindliche 
Kraft Anſpruch zu machen habe. Dieſe Ungewißheit ift ſeitdem 
in einigen der wichtigeren Beziehungen durch neue Gejete befeitigt, 
noch immer aber dem alten Uebelſtand des Badifchen Kirchen- 
rechts, daß es zuviel durch bloße landesherrliche Verordnungen 
und zu wenig durch Geſetze geordnet war, nicht genügend abgeholfen 
worden. 

1. Der 8. 8 des Geſetzes vom 9. Dftober 1860, welcher 
lautet: „Die Kirchenämter werben durch die Kirchen ſelbſt ver- 
lieben, unbeſchadet der auf öffentlichen oder auf Privat- 
vechtstiteln, wie insbejondere dem Patronate, beruhenden Befug- 
niſſe“, wollte damit die Nechte des Staats Hinfihtlich der Be— 
jegung des erzbifchöflichen Stuhls, des Domfapitels, der Dom- 
präbenden und der geiftlichen Stellen beim Militär und anderen 
öffentlichen Anjtalten aufrecht erhalten!)., An den diesbezüglichen 
Deitimmungen der Bullen Provida solersque und Ad dominiei 


) Spohn, Staatskirchenrecht 16 und evang. KR. 2, 542. 
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gregis custodiam jowie des ergänzenden Breve kann hiernach 
ohne Staatsgeſetz Nichts geändert werden. 

2. Unterm 14. September 1870 verfündete der Erzbisthums- 
verweſer in dem Anzeigeblatt fir die Erzdiözeſe die dogmatiſchen 
Konftitutionen des vatikaniſchen Konzils. Das Miniſterium des 
Innern erließ hierauf unterm 16. September im Gefet- und 
Berordnungsblatt eine Belanntmachung, daß für diefe Konſtitu— 
tionen die Genehmigung des Staats nicht eingeholt und nicht er- 
theilt worden ſei und daß fie deßhalb laut 8. 15 des Gejetes vom 
9. Dftober 1860, inſow eit fie unmittelbar oder mittelbar in 
bürgerliche oder jtaatsbürgerliche Verhältniſſe eingreifen, Feine 
rechtliche Geltung in Anfpruch nehmen und nicht in Vollzug geſetzt 
"werden fünnten. Am 9. März 1872 gab die Regierung in der 
Abgeordnetenkammer die erläuternde Erklärung ab, daß jte den 
Vatikaniſchen Dekreten keinerlei ftaatsrechtliche Geltung zuer- 
fenne, folglich Prieftern und Gemeinden, welche diefelben nicht an— 
nehmen, vollen Staatsichuß leihen werde‘). Durch Entſchließung 
des Großherzogs aus Großherzoglichem Staatsminifterium vom 
T. November 1873 wurde der Bilchof Neinkens für Baden „als 
katholiſcher Biſchof“ anerkannt 2), und hierauf am 22. November 
im Dienjtgebäude des Minifteriums zu Karlsruhe als folcher be= 
eidigt. 

Wenn auch dieſes Verhalten der Regierung die Zuſtimmung 
der beiden Kammern des Landtags hatte und die Altkatholiken 
nirgends in beſſer geficherter Yage fich befanden, fo ftellte fich 
doch bald das Bedürfniß Karen jtaatsrechtlichen Schutzes heraus 
und es Fam daher auf Antrag von Mitgliedern der zweiten 
Kammer das Geſetz vom 15. Juni 1874 zur Verabſchiedung >). 

Die beiden erften Artikel defjelben haben folgenden Wort- 
laut: Art. 1: „Alle bezüglich der römiſch-katholiſchen Kirche des 
Landes erlafjenen Staatsgejete finden auch Anwendung auf den- 
jenigen Theil der Katholiken, welcher den vatikaniſchen Konftitutionen 


Schultheß, Geſchichtskalender 94. 

2) Staatsanzeiger S. 319. Friedberg, Aktenſtücke zur altkatholiſchen Be— 
wegung 375. 

9) Ein Abdruck des Geſetzentwurfs mit Motiven, ſowie des Berichts der 
Kommiflion der zweiten Kammer bei Friedberg, Aftenftüce, die altkatholiſche 
Bewegung betr. 405—443. 
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vom 18. Juli 1870, insbefondere den Yehrjäßen von der „höchiten 
ordentlichen und unmittelbaren Jurisdiktion und von dem unfehl- 
baren Lehramte“ des römiſchen Papjtes die Anerkennung verwei— 
gert. Diejelben (die fogenannten Altfatholifen) erleiden feinen 
Berlujt der ihnen als Katholiken zuftehenden Nechte; insbeſondere 
bleibt ven Benefiziaten, Präbendaren und den übrigen Inhabern 
firchlicher Aemter ohne Rückſicht auf die Nichtanerfennung dieſer 
Lehrſätze der Genuß ihrer Pfründen und Einfünfte gefichert. — 
Art. 2: Die Iurisdiktionsgewalt der bisherigen firchlichen Oberen 
hat den Alt)Ratholifen gegenüber einjtweilen feine Wirkſamkeit. 
Es jteht diefen Katholiken behufs Einrichtung und Abhaltung eines 
befonderen öffentlichen ottesdienjtes und Vornahme jonftiger 
firchlicher Handlungen das Necht zu, innerhalb der Kirchipiele be- 
ztehungsweife der Gemeinverr eigene Firchliche Gemeinjchaften zu 
bilden.“ — Die Artifel 3 u. 4 werden unten mitgetheilt werben. 

3. Unterm 12. November 1873 verfündigte der Erzbisthums- 
verweſer v. Kübel in dem Anzeigeblatt für die Erzdiözeje Freiburg 
die vom Papſt Pius IX. erlafjene Konjtitution über die Kapitular- 
Vikare. Eine Bekanntmachung des Miniftertums des Innern 
vom 22. November 1873 im Geſetz- und Verordnungsblatt brachte 
darauf zur öffentlichen Kenntniß, daß dieje Konjtitution die Staats— 
genehmigung nicht erhalten habe und deßhalb nach 8. 15 des Ge— 
jeßes vom 9. Dftober 1860 weder rechtliche Geltung in Anſpruch 
nehmen, noch in Vollzug gejett werden könne. Die Zurücknahme 
der Verkündigung wurde von dem Erzbisthumsverweſer nicht ge- 
fordert. Im ähnlicher Weiſe waren auch ſchon durch Minijterial- 
erlaffe vom 23. Dezember 1864 und 9. Dezember 1868 Ber: 
fügungen des Erzbisthumsperwefers, welche das Schulweſen u. ſ. w. 
betrafen, für ungültig erklärt worden‘). 

Ill. Die gegenwärtige Organifation der Kirche tit folgende: 

1. In jeder katholiſchen Pfarrgemeinde beiteht eine Stif- 
tungsfommifjtion zur Verwaltung des örtlichen Kirchenver- 
mögeng, d. h. desjenigen Vermögens, welches den Firchlichen Be— 
dürfnijfen des Pfarrbezirts gewidmet ift, mit Ausſchluß der 
Pfründen und Meßnereien. Vorſitzender der Stiftungsfommiffion 


I) Diefe Vorgänge mögen als Beleg dienen für unfere oben ©. 132 bi8 
134 über die Nothwendigfeit des Plazet8 gemachten Bemerkungen. 
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tt der Pfarrer; von Amtswegen gehört ihr ferner der Bürger- 
meifter, oder, wenn dieſer nicht katholiſch fein follte, das dienſt— 
ältefte katholiſche Mitglied des Gemeindevorftands an; eine An— 
zahl weiterer Mitglieder wird von den Katholifen der Pfarrei 
unter Yeitung des Pfarrers auf 6 Jahre gewählt 1). 

In den Preußiſchen Gebietstheilen Hohenzollern find die 
oben ©. 279 gefchilderten Gemeindevertretungen eingeführt. 

Bon den 751 Badiſchen Pfarreien und Benefizien werben 
304 vom Großherzog, 163 vom Erzbiichof, 152 vom Großherzog 
und Erzbifchof in Gemeinschaft, 152 von Privatpatronen befett, 
darunter allein 91 vom Fürften von Fürſtenberg?). 

Hinfichtlih der Bildung altkatholiſcher Gemeinjchaften und 
ihrer Befugniffe enthält das Gejeß vom 15. Juni 1874 folgende 
Beitimmungen: „Zur Bildung einer jolhen firchlichen Gemein— 
ichaft tft die Genehmigung der Regierung erforderlich. Dieje wird 
. jedoch einer kirchlich Eonftituirten Gemeinſchaft nicht verfagt werden, 
jobald im Verhältniß zur Geſammtheit ver Kirchſpiels- beziehungs- 
weiſe Gemeindegenofjen eine erhebliche Anzahl von Altkatholiken 
vorhanden, - für die PBaftoration derſelben gejorgt ift und die zur 
Beitreitung der kirchlichen Bedürfniſſe erforderlichen Mittel für 
einige Jahre nachgewiejen find. Zu den Kirchipiels- beziehungs- 
weiſe Gemeindegenojjen im Sinne diejes Gejetes werden alle voll: 
jährigen Katholifen männlichen Gefchlechts gerechnet, welche in dem 
Kirchipiel beziehungsweile der Gemeinde ihren bauernden Aufent- 
halt haben und im Beſitze der bürgerlichen Chrenrechte jind.“ 
(Artikel 3.) Nach der mintitertellen Bollzugsverordnung vom 
27. Sunt 1874 iſt das Gefuh um staatliche Anerkennung ent- 
weder vom altkatholiihen Biſchof unmittelbar beim Miniſterium 
einzureichen, oder die neue Gemeinde thut dieß jelbit beim Bezirks— 
amt, unter Beilegung einer Genehmigungsurfunde des altfatholi- 
ſchen Biſchofs. 

„Nach der ſtaatlichen Anerkennung einer ſolchen kirchlich kon— 
ſtituirten Gemeinſchaft werden die Verhältniſſe derſelben im Ver— 


1) Großherzogliche Verordnung v. 20. Nov. 1861, die Verwaltung des 
fathol. Kirchenvermögens betr. (Friedberg 456—459). Dal. Geſetz v. 9. Dit. 
1860. ©. 10 (oben ©. 414). 

2) Großherzoglihe Verordnung v. 20. Nov. 1861. (Friedberg 245. 
Dove's Zeitfhr. 2, 214.) Neher, kirchl. Statiſtik 307. 
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waltungswege bi8 auf Weiteres, wie folgt geordnet: 1. Der Ge— 
meinſchaft wird die Mitbenütung der Kirche und der Firchlichen 
Gerätbichaften eingeräumt. Ueber die Art und Weife der Aus- 
übung und den Umfang der Mitbenügung trifft die Negierung die 
nöthigen Bejtimmungen. Bejtehen in einem Kirchjpiel beziehungs- 
weife einer Gemeinde mehrere Kirchen, Kapellen u. ſ. w., jo kann 
eine Gebrauchstheilung nach bejtimmten Objekten mit Rückſicht auf 
das Zahlenverhältnig beider Theile vorgenommen werden. 2, Bei 
einer Erledigung der Pfründe wird ihr auch diefe überwiefen, 
wenn die Gemeinjchaft in dieſem Zeitpunfte die Mehrheit in dem 
Kirchipiele bildet. Sind mehrere Pfründen (wobei auch Benefizien, 
Kaplaneien, Präbenden, Prädikaturpfrünvden, Vikariate in Betracht . 
fommen) in dem Kircchipiele beziehungsweile der Gemeinde vor- 
handen und ijt eine oder die andere erledigt, jo kann eine Genufß- 
theilung nach bejtimmten Pfründen mit Rüdficht auf das Zahlen- 
verhältniß beider Theile vorgenommen werben. 3. Hinfichtlich des 
übrigen örtlichen Kirchenvermögens kann je nach den thatfächlichen 
Verhältniſſen eine Theilung des Genuffes angeordnet, oder der 
überwiegenden Mehrheit der volle Genuß zugewiejen werden. In 
letsterem Falle fteht auch die Verwaltung des Vermögens dem aus— 
ſchließlich genußberechtigten Theil zu.” (Art. 4.) 

2. Das Vermögen der Yandfapitel wird von dieſen ſelbſt 
verwaltet, das Bermögen der Eirchlichen Dijtriktsitiftungen Dagegen 
von Kommifjionen, deren Mitglieder zur Hälfte von der Staats- 
regierung, zur andern Hälfte vom Biſchof aus den Katholifen des 
Diftrikts gewählt werben und ſämmtlich beiden Theilen genehm 
jein müſſen. Die Kommifjion wählt ihren Vorſteher ſelbſt ). 

3. Bei der Beſetzung des erzbiichöflichen Stuhls kommen der 
Badiſchen Regierung Verwerfungsrechte zu, und diejelbe hat fich 
ferner durch Staatsvertrag verpflichtet, allen bei der oberrheint- 
ſchen Kirchenprovinz betheiligten Negierungen die Kandidatenlifte 
mitzutheilen, und denſelben jo Gelegenheit zu geben, binnen 
3 Wochen motivirte Einwendungen zu erheben 2). — Bezüglich 
des altkatholiichen Biſchofs und der Synodalrepräſentanz vgl. oben 
©. 302 u. 425. 

1) Großherzoglide Verordnung v. 20. Nov. 1861, die Verwaltung bes 


fathol. Kirchenvermögens betr. 8. 2 u. 6. (Friedberg 426. 457.) 
2) Friedberg, Staat und Bifhofswahlen. 1874. ©. 419. 
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4. Eine halb ftaatliche Halb Firchliche Behörde iſt der „katho— 
liſche Oberſtiftungsrath“, welcher durch Großherzogliche Verord— 
nung vom 20. November 1861, die Verwaltung des Fatholifchen 
Kirchenvermögens betr., 8. 3 gefchaffen wurde. Seine Aufgabe 
iſt die unmittelbare Verwaltung mehrerer allgemeiner Fatholijch- 
firchlichen Landesfonds und die Beauffihtigung der Verwaltung 
des kirchlichen Orts- und Diftriftspermögens, jowie auch der 
Pfründen. Er bejteht aus Katholiken, und zwar einem weltlichen 
Vorſteher (Direktor), welcher vom Großherzog und vom Erz- 
bischof „in gegenjeitigem Einverſtändniß gewählt und ernannt 
wird”, und aus mehreren weltlichen und geiftlichen NRäthen, wovon 
die Hälfte und zwar die weltlichen vom Großherzog, Die andere 
Hälfte vom Erzbifchof ernannt werden. Alle müjjen aber beiden 
Theilen genehm fein. Der Vorſteher jowohl als die weltlichen 
Mitglieder jollen in der Kegel mit Staatsdienereigenichaft (!) 
und zu diefem Behufe mit landesherrlicher Signatur angejtellt 
werden. Sollte einer verjelben dem erzbifchöflichen Ordinariat 
„gegründeten“ Anlaß zur Unzufriedenheit geben, jo wird die Groß- 
bherzogliche Negterung denjelben aus dem Oberjtiftungsrath ent- 
fernen (I); umgekehrt wird das erzbifchöfliche Ordinariat ein geift- 
liches Mitglied daraus entfernen, wenn daſſelbe der Staatsregie- 
rung gegründeten Anlaß zur Unzufriedenheit gibt. — 

Es iſt begreiflih, daß ſolche Beitimmungen nur zu einer 
Quelle von Streitigfeiten geworden find!) und daß e8 der Negie- 
rung ſchwer werden muß, Beamte zu finden, welche fich zu einem 
Amte von fo jonderbarer Doppelnatur hergeben mögen. 

Der „katholiſche Oberfirchenrath” zu Karlsruhe ift Durch 
landesherrliche Verordnung vom 1. Dezember 1862 aufgehoben 
und feine Befugnifje, joweit fie nicht auf den Oberjtiftungsrath 
oder den unterm 12. Auguft 1862 eingeführten Oberichulrath 
übergingen, auf das Miniſterium des Innern übertragen worden ?). 

IV. Ohne Genehmigung der Staatsregierung kann fein 
religiöfer Orden eingeführt und feine einzelne Anjtalt eines einge- 
führten Ordens errichtet werden. Dieje Genehmigung iſt wider= 
ruflih 3). Mitgliedern veligiöfer Orden, welche im Großherzogthum 

1) Vering, Kirchenrecht 192—193. 

2) Dove's Zeitiehr. 4, 272. 

3) Geſetz v. 9. Oft. 1860, $. 11. 
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nicht mit Staatsgenehmigung eingeführt find, ift die Abhaltung 
von Miſſionen und die Aushülfe in der Seeljorge verboten N). 
Mitgliedern eines religiöfen Ordens over einer ordensähnlichen 
religiöfen Kongregation iſt jede Lehrwirkſamkeit an Lehr- und Er- 
ziehungsanftalten unterfagt. Die Staatsregierung iſt ermächtigt, 
für einzelne Berjonen in widerruflicher Weiſe Nachficht von dieſem 
Verbote zu ertheilen 2). 


580. 
3. Ssraelitiihe Landeskirche, 


Edikt vom 13. Januar 1809 über die kirchlichen Verhältniſſe der Juden. 

Berordnung v. 4. Mai 1812 über die näheren Beftimmungen des jüdi— 
{hen Kirchenregiment®. > 

Berordnung v. 5. März 1827 über die Aufhebung der Provinzfynagogen 
und den israelitifchen Oberrath. 

Verordnung vom 13. März 1827 über die Eintheilung der ifraelitifchen 
Gemeinden in Rabbinatshezirfe. 

Verordnung v. 13. Mai 1833 über die Bildung der Synagogenräthe. 

Verordnung dv. 30. Jan. 1849 über die Umlagen zur Beftreitung ber 
kirchlichen Bebürfnifje der israel. Gemeinden. 

Berordnung des Minifteriums des Innern v. 11. Febr. 1875, betr. Die 
Aufbringung des Aufwandes für die firhl. Bedürfniſſe der einzelnen Is— 
raelitifhen Gemeinden und der Bezirks-Synagogen (Geſetz⸗— u. Verordnnugs— 
blatt 131). 


Spohn, Bapdifches Staatsfichenreht 1868. S. 67—86 (ein Abdruck 


der Geſetze, ſoweit fie no in Geltung ftehen). Vgl. auh Spohn, KR. 
der evang.protefi. Kirche 2, 533. 


Il Gründung neuer Bereine, 
S. 38. 


Die Bildung religiöjer Vereine iſt gejtattet. Ihre Verfaſſung 
und ihr Bekenntniß darf den Staatsgejegen und der Sittlichkeit 
nicht wiverjprechen. Es jteht ihnen das Recht der freien gemein- 


!) Geſetz v. 2. April 1872. Kommiſſionsbericht der erſten Kammer, er: 
ftattet von Herrmann (Dove’8 Zeitfehr. 11, 340—342). 

2) Geſetz v. 2. April 1872. Kommifjionsbericht der erften Kammer, er— 
ftattet von Obfirher (Dove's Zeitihr. 11, 336—340). 
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jamen Gottesperehrung unter dem Schutze des Staates zu (nicht 
aber wie den anerkannten Kirchen das Recht der „öffentlichen“ 
Gottesverehrung) %). 


Sechſtes Kapitel. 
Großherzogthum Heſſen. 
I. Allgemeine ftaatsgejeglihe Beftimmungen. 


—— 


Verfaſſungsurkunde v. 17. De. 1820, Art. 39. 41—44. 52. 

Edikt (landesherrlihe Verordnung) v. 6. Juni 1832, die Organifation 
der Kirchenvorſtände evangeliſcher und fatholifher Konfeffion betr. (Bal. 
Gefeß dv. 23. April 1875, Art. 4, Abſatz 3.) 

Geſetz v. 2. Aug. 1848, die religivfe Freiheit betr. 

Geſetz v. 18. Suli 1858 über die Nechtsverhältnifie der Standesherrn. 
(Daſſelbe ftellte die Patronatrechte des Adels wieder her.) 

Geſetz v. 23. April 1875, betr. die rechtliche Stellung der Kirchen und 
Neligionsgemeinfhaften im Staate betr. (Reg.“Bl. 247—249. Dove's Zeit- 
ſchrift 13, 212—214.) 

Geſetz dv. 23. April 1875, betr. den Mißbrauch der geiftlichen Amts— 
gemalt. (Neg.-Bl. 249—255. Dove's Zeitfchr. 13, 214—219.) 

Geſetz v. 23. April 1875, betr. die Vorbildung und Anftellung der 
Geiſtlichen (Neg.-Bl. 256—260. Dove's Zeitſchr. 13, 219— 223). 

Geſetz v. 23. April 1875, betr. das Beſte uerungsrecht ber Kirchen und 
Religionsgemeinfchaften. (Neg.:Bl. 262—265. Dove's Zeitihr. 13, 225 big 
228). 

Inſtruktion des Minifteriums v. 17. Juli 1875 zur Ausführung des 
Geſetzes gegen den Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt. 


Köhler, C. W., Handbuch der kirchl. Gefeßgebung des Großherzogthums 
Helen. 2 Bde. 1847 u. 1848. 

Eigenbrodt, K. Chr., Handbuch der Großherzogl. Heſſiſchen Verord— 
nungen vom Jahre 1803 an (mac Materien georonet). 4 Bde. 4°. 1816 
bis 1818, befonders Bd. 3, 343—403 „Kirchen: und Schulweſen“. 

Küchler, Verwaltungsgefetgebung im Großherzogth. Helen. 2 Bde. 
1875. 


2) Geſetz v. 9. Dft. 1860, $. 3. Spohn, Staatskirchenrecht 8 u. evang. 
KR. 2, 535. 
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(Thudichum, Friedrich), kirchliche Rückſchritte im Großherzogthum 
Heſſen. Frankfurt a. M. 1862. 

Thudichum, F., die Kirchenfrage vor der Heſſiſchen Volksvertretung. 
1863 und 1873. 


1. Die Verfaſſungsurkunde vom 17. Dezember 1820 enthält 
nur wenige allgemeine Verfügungen über die Kirchen. Nicht ge— 
rade die deutlichſte, aber eine der wichtigſten iſt die des Art. 39: 
„Die innere Kirchen-Verfaſſung genießt auch den Schutz der poli— 
tiſchen“ womit den Landſtänden das Recht eingeräumt ſein ſollte, 
darüber zu wachen, daß Seitens der Regierung nicht in Glaubens— 
fachen eingegriffen werde !). 

Das Gefeh vom 23. April 1875 über die rechtliche Stellung 

der Kirchen, Art. 4, beitimmt: „Die evangeliiche und die fatho- 
liſche Kirche, ſowie jede andere Neligionsgemeinichaft ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten jelbjtändig, bleibt aber den Staats— 
gejeßen und der Dberaufficht des Staats unterworfen. Insbe— 
jondere kann feine Kirche oder Neligionsgemeinfchaft aus ihrer 
Verfaſſung oder ihren Verordnungen Befugnijje ableiten, welche 
mit der Hoheit des Staats oder mit ven Staatsgejegen in Wider— 
ſpruch ſtehen.“ Dieje Vorſchrift iſt theils dem Badiſchen Geſetz 
vom 9. Oktober 1860, theils dem Preußiſchen Verfaſſungsgeſetz 
vom 5. April 1873 (vgl. oben ©. 4, Anm. 1) nachgebildet und 
in ihrer Faſſung viel zu allgemein, wenn auch die fünf Gejete 
vom 23. April ihren Sinn weſentlich verengern. Hervorzuheben 
find namentlich zwei allgemeine Vorbehalte: Das Geſetz nom 
23. April 1875, betr. die Vorbildung und Anftellung der Geift- 
lichen, Art. 6, bejtimmt: „Soweit die Mitwirkung des Staats bei 
Beſetzung kirchlicher Aemter auf Grund des PBatronats oder be- 
jonderer Nechtstitel anderweit geregelt ift, behält es dabei fein 
Bewenden. Desgleichen werden die bejtehenden Nechte des Staats 
bezüglich der Anjtellung von Geiftlichen beim Militär und an 
öffentlichen Anjtalten durch Das vorliegende Geſetz nicht berührt.“ 
Das Geſetz über die rechtliche Stellung der Kirchen, Art. 4, 
Abſ. 3 bejagt: „sn Beziehung auf die Verwaltung des Ver— 
mögens der Kirchen und Neligionsgemeinichaften bleiben bis zur 
anderweitigen Regelung (nämlich durch Geſetz) Die bejtehenden Be— 
jtimmungen in Kraft.” 


ı) Vgl. Thudichum, kirchliche Rückſchritte. ©. 17—19. 
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2. Die Wahrnehmung der Negterungsrechte des Staats über 
die Kirchen gehört zum Geſchäftsbereich des Miniſteriums des 
Innern. AS Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten fungirt 
das oberſte Landesgericht. Es entjcheivet in voller Verfammlung 
in Anweſenheit von wenigitens ?/, feiner Mitglieder ?). 

3. Das landesherrliche Plazet ift nur in der nichtsfagenden 
Faſſung beibehalten, wie e8 in Baden bejteht (vgl. S. 414) und 
der Artikel 40 der Verfaſſungsurkunde aufgehoben 2). 

4. In Ausführung des bereit von der Verfaffungsurfunde 
Art. 42 feitgeitellten Grundfages, daß „Beſchwerden über Miß- 
brauch der firchlichen Gewalt jederzeit bei der Regierung angebracht 
werden fünnen”, bejtimmt das Geje vom 23. April 1375 Art. 1: 
„Beſchwerden über Mißbrauch der geijtlichen Amtsgewalt fünnen 
jederzeit bei Uns (d. h. dem Großherzog) oder bei Unferen Ber: 
waltungsbehörden angebracht werden. Ericheint eine Beſchwerde, 
nach jtattgehabter Ermittlung des Sachverhalts, begründet, worüber 
Unjer Geſammt-Miniſterium auf Antrag des Miniftertums 
des Innern zu entjcheiven hat, jo wird zur Abjtellung derjelben das 
Erforderlihe im DVerwaltungswege angeordnet, wegen etwaiger 
Beitrafung des gejchehenen Amtsmißbrauchs aber die Sache dem 
zuftändigen Gericht übergeben. — Gegen einen Mißbrauch geijt- 
licher Amtsgewalt können Unjere Behörden auch von Amtswegen 
einjchreiten, ſobald ein öffentliches Intereſſe dies erheijcht.” Art. 2: 
„Sin Mißbrauch der geiftlichen Anttsgewalt liegt insbejondere 
dann vor, wenn die nachfolgenden Bejtimmungen über die Grenzen 
des Strafrechts der Kirchen und Religionsgemeinſchaften verlett 
werden.” (Folgen eine Reihe von Artikeln hierüber.) Die Strafen 
beftimmt Art. 12. 


U. Die einzelnen Religionsvereine. 


S. 90. 
1. Evangeliſche Kirche. 


General Ausfchreiben der proteftantifhen Kirhen- und Schulräthe zu 
Darmftadt und Gießen v. 30. Oft. und 6. Nov. 1817, die Union betr. 
(Köhler 1, 280 u. 281.) 


1) Geſetz v. 23. April 1875, betr. den Mißbrauch der geiftlichen Amts— 
gewalt Art. 23. 24 (Reg.=Bl. 252). 

2) Geſetz v. 23. April 1875, Art. 5. 

Thudichum, Kirchenrecht. 28 
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Urkunde über die Bereinigung der beiden proteftantifchen Konfefjionen 
in der Provinz Rheinheſſen zu einer vereinigten evangelifch-chriftlichen Kirche 
v. 28. Nov. 1822 (bei Köhler 1, 290—295). 

Verordnung v. 6. Juni 1832, die Verwaltung des Kirchenvermögens 
betr. 

Edikt v. 8. Dez. 1870 über die proviforiihe Organifation der Kirchen- 
vorftände evangel. Konfefjion. 

Großherzogl. Edikt v. 6. Jan. 1874, die Verfaſſung der evangelifchen 
Kirche des Großherzogthums betr. (Reg.“Bl. Nr. 2. Dove's Zeitfehrift für 
Kirchenreht 13, 136—159). . 

Großherzogl. Verordnung v. 23. März 1874, betr. die Einführung der 
Berfafjung der evangel. Kirche (Neg.-Bl. 179). Hiernach follte die Verfaſ— 
fung mit dem 15. April 1874 in Wirkfamfeit treten. 


Köhler, Handbuch. 2 Bde. (Oben ©. 431.) 

(Thudichum, F.) Kirchliche Rückſchritte im Großherzogtfum Heffen. 
Sranffurt a. M. 1862. 

Heppe, H., Kirchengefchichte beider Heſſen 2, 396—488. 1876. 


I. Die evangeliiche Bevölkerung des Großherzogthums beträgt 
laut der Zählung vom Dezember 1871 585,399 Seelen (wovon 
116,771 in Rheinheſſen), in über 400 Pfarrbezirken !). 

Die ganze Heffiiche Kirche it im nämlichen Sinne, wie Die 
Landesfirche der acht alten Provinzen Preußens und Württembergs 
eine umirte; in der ganzen Provinz Rheinheſſen find alle vefor- 
mirten und Yutherijchen Gemeinden auf Grund einer allgemeinen 
Abftimmung der Union ausdrüdlich beigetreten?) und dajjelbe tt 
in den meiften Städten und anderen Gemeinden der andern 
Provinzen gejchehen >). 

Il. Die Verfaſſung beruht auf einer unter Kontrafignatur 
des Minijters des Innern im Negierungsblatt verfündigten landes- 
herrlichen Verordnung (Edift genannt) vom 6. Januar 1574, deren 
Inhalt größtentheils mit den Bejchlüffen einer zur Berathung der 
Verfaſſung berufenen Vorſynode übereinftimmt. In anderer Ge— 
ſtalt publizirt als von der Synode angenommen find die SS. 1 
und 38. 


1) Durch die Gebietsabtretungen an Preußen im J. 1866 haben ſich bie 
oben S. 184 angegebenen Ziffern verkleinert. Der Dekanate waren es bis 
zum Jahr 1866 45. 

2) Vereinigungsurkunde v. 28. Nov. 1822. Köhler 1, 290. 
3) Ein Theil diefer Urkunden bei Köhler 1, 295 —305. 
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Der 8. 138 Hält mehrere ältere VBorfehriften über die Ver— 
waltung des evangeliichen Kirchen- und Stiftungsvermögens auf- 
recht. 

Il. Die Kirchengewalt übt der „evangeliſche“ 1) Landesherr 
theils in Gemeinjchaft mit der Landesſynode, theils allein, aber 
„durch“ das Oberfonfijtorium aus 2). 

IV. Die Eirchlichen Vertretungen und Behörden find nach 
der Verfaſſung vom 6. Januar 1874 folgendermaßen organifirt: 

1. Jede Gemeinde wählt eine Gemeindevertretung von 12 bi8 
70 Mitgliedern, und diefe 4—12 Kirchenvorfteher, welche unter 
Vorſitz des Pfarrers und unter Theilnahme der übrigen jelbitän- 
digen Geijtlichen den Kirchenvorſtand bilden. 

Bon den Pfarritelen werden etwa 150 durch Patrone, Die 
übrigen durch den evangelifchen Großherzog auf Vorſchläge des 
Oberfonfiltoriums ohne Mitwirfung der Gemeinden bejett 3). 

2. Die Dekanatsſynode bejteht aus den Pfarrern und Pfarr- 
veriwaltern des Defanats und einer gleichen Anzahl von Abgeord— 
neten, welche die &emeindevertretung aus der Zahl der 
gegenwärtigen oder früheren Kirchenvorſteher auf 
ſechs Jahre wählt. 

Der Dekanatsausſchuß zählt 5 Mitglieder, nämlich den Dekan, 
deſſen Stellvertreter, 2 weltlihe Mitglieder und 1 Mitglied, 
welches geiftlih oder weltlich jein fan. Diejelben werben auf 
6 Jahre von der Defanatsiynode gewählt, Dekan und feine Steli- 
vertreter worbehaltlih der Beitätigung des Großherzogs. 

3. Die Landesſynode bejteht aus 1 geiftlichen und 1 welt- 
lichen Abgeoroneten jeder Dekanatsſynode, die aus der ganzen 
Kirche genommen werden fünnen; ferner dem evangelijchen Prä— 
laten und 3 geiftlichen und 4 weltlichen Mlitglievern, die der 
Landesherr nach gutächtlicher Vernehmung des Oberfonfijtoriums 
ernennt. Sie wählt den Shynodal-Ausihuß, nämlich ihren Präfi- 
denten und 3 geijtliche und 2 weltliche Mitglieder. 

4. Das Oberfonfiftorium befteht aus 1 Präfidenten und einer 
regelmäßig gleichen Zahl weltlicher und geiftlicher Meitglieder, die 


2) Berfaffung v. 6. Jan. 1874, $. 4. 
2) 8. 129. 
3) 8. 123 u. 125, $. 131, Nr. 8, 
285 
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vom Großherzog „nach Anhörung des Oberkonſiſtoriums“ ernannt 
werden. Sie genießen diejenigen echte, welche den Stuatsdienern 
durch die Civildienſtpragmatik gewährt find, bis Durch Kirchengefet (!) 
etwas Anderes fejtgeftellt wird. Regelmäßig follen fie fein fonjtiges 
Kirchenamt und fein Staatsamt bekleiden )). Das Oberkonſiſto— 
rium erhält vom Großherzog jeine Geſchäftsordnung und Dienit- 
injtruftion. Durch dieſe wird auch bejtimmt, in welchen Fällen 
an den Großherzog Bericht zu erjtatten und Allerhöchite Ent» 
ihliegung einzuholen tft, und in welchen Fällen das Oberfonfifto- 
rium jelbjtändig zu verfügen hat?). Bei gemifjen wichtigeren An- 
gelegenheiten nehmen die Mitglieder des Synodal-Ausſchuſſes an 
feinen Beichlüffen Theil (erweitertes Oberfonfiftorium). 

Das Oberfonfiftortum iſt übrigens zugleich immer injofern 
noch Staatsbehörde, als es die Nechte Des Staats in Bezug 
auf Verwaltung des evangeliichen Kirchenvermögens wahrzunehmen 
hat, und der Staat die Bejoldungen und Penfionen zahlt, auch 
das Amtslofal und andere Bedürfniffe ftellt. Hieraus ergibt fich, 
daß die Eritennung der Mitglieder der Kontrafignatur des Mini— 
ters des Innern bedarf und diejelben ihre Staatsdienerjtellung 
nicht durch Kirchengejeß verlieren fünnen. Der in ver Abgeoroneten- 
fammer im Jahre 1876 gejtellte Antrag, dem Oberkonſiſtorium 
diefe jtaatlichen Aufträge zu entziehen, blieb in der Minderheit, 
und es iſt jo vorläufig noch ein Necht minifterieller und damit 
landſtändiſcher Einwirkung auf die Leitung der evangelifchen Kirche 
verblieben, deſſen Bejeitigung Shwerlich zum Segen der Kirche aus— 
ſchlagen dürfte, zumal folange den Gemeinden jede Mitwirkung 
bei der Bejetung der Pfarrftellen fehlt und ihre Vertretung in 
den Defanatsiynoden jo ungenügend it. 

V. Keine Kirchengemeinde, welche ein Glied der evangelifchen 
Kirche des Großherzogthums fein oder bleiben will, kann fich bilden 
oder umgeftalten ohne Zuftimmung der Landesſynode. Das Näm— 
liche gilt vom Pfarrverbande Im vorläufiger Weile kann das 
Berhältnig durch das Oberkonfiftorium unter Zuziehung des Sy— 
nodalausschuffes unter Genehmigung des Großherzogs geordnet 
werden ?). Die provijoriiche oder definitive Errichtung neuer 


— 29 0130: 
2) 8, 133. 
°) 8. 6, 134, Nr. 5 und. 136. 
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Pfarritellen, ſowie die Aenderung beftehender Pfarrbezirfe darf 
nur mit Genehmigung der Staatsregierung erfolgen !). 

Die Zahl und den Bereich der Defanate beftimmt ein bejon- 
deres Kirchengefeg. Veränderungen im Umfange eines Dekanats 
fünnen nach Anhörung der betheiligten Gemeinvevertretungen und 
Defanatsipnoden mit Zuftimmung der Landesipnode von dem 
Oberfonfiftorium unter Zuziehung des Synodal-Ausſchuſſes ange- 
ordnet werben 2). 

VI. SKirchengefege werden vom Großherzog mit Zuftimmung 
der Landesſynode erlaſſen und verfündigt, Ausführungs »Verord- 
nungen auf Antrag des Oberfonfijtoriums 3). Eines Kirchengejetes 
bedarf e8: zur Abänderung der Kirchenverfaflung, zur Negelung 
der dienftlichen Stellung der Geiftlichen und der Kirchenzucht, zur 
Einführung neuer Neligionslehrbüder, Gefangbücher, Agenden, 
und neuer Vorſchriften und Lehre. Das Bekenntniß bildet feinen 
Gegenſtand der Geſetzgebung 9. 

Handelt es ſich um Aenderung von Kirchenverfaſſungsge— 
ſetzen, der Gottesdienſtordnung oder der kirchlichen Bücher, ſo kann 
die Synode nur bei Anweſenheit von 3/, ihrer Mitglieder und 
mit Mehrheit von ?/; der Anmwejenden bejchließen >). 

Jede Gemeinde hat das Necht Kirchengefege, welche Gegen- 
ſtände der Lehre oder des Kultus (der Gottesdienſtordnung) be— 
treffen, innerhalb 3 Monaten nah ihrer Verkündigung für fich 
abzulehnen 6). Der desfallfige Bejchluß tt von der Gemeindever— 
tretung zu fallen, kann aber freilich durch das erweiterte Ober- 
konſiſtorium umgejtoßen, und namentlich eine Aeußerung der ge- 
ſammten Gemeinde herbeigeführt werben”). 


1) Geſetz dv. 23. April 1875, betr. die Vorbildung und Anftellung ber 
Geiftlihen in Art. 5 (Neg.-Bl. 257). 

2) 8. 57. 8. 134, Nu, 5. 

3) 8. 109. 

4) 8, 47, Nr. 57. 106. 1075 Nr. 1; 8. 120. 126. 130, Abf. 4. 

5) 8. 102. 

8.3 u. 108. 

TE Sy 2671.08, 
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Se 
2. Katholiſche und altkatholiſche Kirche, 


Geſetz v. 23. April 1875, betr. die Borbildung und Anftellung der 
Geiftlihen, 8. 10—12. (Reg.Bl. 256. Dove's Zeitichr. 13, 222). 

Gefeß v. 23. April 1875, betr. die religiöfen Orden und orbensähne 
Yihen Kongregationen. (Dove's Zeitfhr. 13, 223— 224.) 


1. Die fatholifche Bevölkerung des. Großherzogthums belief 
fih im Sabre 1871 auf 238,080 Seelen, von welchen über vie 
Hälfte, nämlich 121,494 auf Rheinheſſen fommen, die Zahl ver 
Pfarrbezirfe auf etwa 150, die der Defanatsbezirfe auf 179). 

Die kirchlichen Vorgeſetzten find, ſoweit ſich nicht Einzelne 
und Gemeinden unter den altfatholischen Biſchof geftellt haben, 
Biſchof und Domkapitel zu Mainz. Die Bejegung des bifchöf- 
lichen Stuhls und der Domfapitularjtellen richtet ſich nach den— 
jelben Bullen und Breven, wie in Württemberg und Baden. 

2. Unterm 15. Dezember 1373 wurde der altfatholijche 
Biſchof Dr. Neinfens durch Tandesherrliche Urkunde als Fatholt= 
Iher Biihof für das Großherzogthum anerkannt, „unbejchadet 
aller landesherrlichen Oberhoheits- und Oberaufſichtsrechte“ 2). 
Das Minijtertum des Innern fegte durch Ausichreiben vom näm— 
lichen Monat ſämmtliche Kreisämter hiervon in Kenntniß und 
fügte eine Anweifung über die Folgen bei, welche ſich an diefe 
Anerkennung fnüpfen. Dieſe feien nämlich folgende: 1. das Recht 
des Bischofs, im Gebiete des Großherzogthums bezüglich der Alt- 
fatholifen alle firchlichen Afte vornehmen und alle jene echte 
üben zu dürfen, welche nach dem Fatholifchen Slirchenrechte, wie es 
bis zu den vatifanischen Beichlüffen galt und ſoweit e8 vom 
Staate anerkannt war, bijchöfliche Akte find, nah Maßgabe der 
am 12. September 1873 zu Conjtanz angenommenen Shnodal- 
und Gemeinde-Ordnung und innerhalb der Gränzen der Staat$- 
gejeße; 2. der volle Schuß, der im Neichsitrafgefegbuch 8. 166 
bis 168 den anerkannten Kirchen gewährt wird; 3. die Berech— 
tigung des Biſchofs, mit Genehmigung der Regierung altfatholifche 


1) Bekanntmachung des Minifteriums des Innern v. 29. Juni 1830. 
2) Bei Friedberg, Altenft. zur altkath. Bewegung S. 376 fteht irrthüm— 
ih das Jahr 1874. 
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Pfarreien zu errichten, die Anerfennung der nach Maßgabe der 
im Großherzogthum bejtehenden Vorſchriften anzuftellenden Pfarrer 
und jomit deren Necht, für die Angehörigen ihrer Gemeinden auch 
die Firchlichen Standesbücher zu führen; 4. Nichterhebung des 
Kompetenzkonflifts, falls die Alkatholiken, wie fie fich vorbehalten, 
wegen Mitgebrauchs der Fatholifchen Pfarrkirchen und des Fatho- 
lichen Kirchenvermögens gerichtliche Klage erheben; 5. die Entbin— 
dung aller Ultfatholifen von der Verpflichtung, zu den Kirchenum— 
lagen der die vatikaniſchen Beſchlüſſe anerfennenden Katholiken, 
beizutragen. Alle, welche fich beim Kreisamt oder bei den Bürger- 
meijtern als Altkatholifen erklärten, jeien aus den Yijten der Um— 
lagepflichtigen für römiſch-katholiſche Kirchenzwecke zu ftreichen. 

3. Die proviforifche oder definitive Errichtung neuer Pfarr- 
jtellen, jowie die Aenderung bejtehender Pfarrbezirfe, darf nur mit 
Genehmigung der Staatsregierung erfolgen }). 

4. Das Geſetz vom 23. April 1875 verbietet die Gründung 
neuer Niederlafjungen oder Anftalten von religiöfen Orden oder 
ordensähnlichen Kongregationen und bahnt die Befeitigung der be= 
jtehenden durch das Verbot der Aufnahme von neuen Mitgliedern 
an. Ausnahmen gelten bezüglich weiblicher Orden, die jich dem 
Unterricht und der SKranfenpflege winmen. Aus Gründen des 
öffentlichen Wohls kann übrigens in Zufunft jede fortbejtehende 
Anjtalt auf Antrag des Miniſteriums des Innern dur Be— 
ihluß des Gefammt-Minifteriums aufgelöft und geſchloſſen werden. 


8292, 
3. Israelitiſche Gemeinden, 


Im Jahre 1871 zählte das Großherzogthum 25,373 Israe— 
liten, welche zu einer größeren Anzahl von Gemeinden ohne oberite 
Landeskirchenbehörde vereinigt find. Die Gemeindeverfafjung iſt 
durch Iandesherrliche Verordnungen feftgeftellt, namentlich die Ver— 
ordnung vom 2. November 1841, betr. die Bildung der Vorjtände 
der Israelitiſchen Aeligionggemeinden und die Verwaltung Des 
Vermögens derjelben. 


1) Geſetz v. 23. April 1875, betr. die Vorbildung und Anftellung ber 
Geiftfichen, Art. 5. 
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Il Bildung neuer Neligionsvereine. 
808. 


Jedem Einwohner des Großherzogthums jteht die freie und 
öffentliche Ausübung feines veligiöfen Kultus zu H. 

Die Bildung neuer Neligionsgemeinfchaften tft gejtattet. 
Ihre Verfaſſung und ihr Bekenntniß darf den Staatsgejegen und 
ber Sittlichkeit nicht wideriprechen umd nicht zum Vorwande bienen, 
Andere in ihren politifchen, bürgerlichen oder religiöfen Rechten 
zu beeinträchtigen. Es fteht ihnen das Necht der öffentlichen 
Öottesverehrung zu. Korporationsrechte jollen den Neligionsver- 
einen auf den Nachweis der entiprechenden Erforderniſſe verliehen 
werben ?). 


1) Sefeß v. 2. Aug. 1848, Art. 1. Diefes Geſetz genießt laut Art. 3 
den Schuß der Berfaffung. 

2, Geſetz v. 23. April 1875, Art. 2 u. 3. Bol. 5. Thudichum, die 
Kirchenfrage vor der Heffifhen Volksvertretung. 1863 u. 1873. ©. 8—10. 


Pierer'ſche Hofbuchdruckerei. Stephan Geibel & Go. in Altenburg. 
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